48. Jahrgang - Nr. 2 - Juni 2018 - H20729 


PROKLA 1 9 1 Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft 


Zur (neuen) 
Wohnungsfrage 


Bernd Belina 

Wenn Geldkapital eine sichere Bank sucht. Theorie und 
die politökonomischen Grundlagen der aktuellen 
Wohnungsfrage in Deutschland 


Knut Unger 
Mieterhöhungsmoschinen. Zur Finanzialisierung und 
Industrialisierung der unternehmerischen Wohnungswirtschaft 


Barbara Schönig 
Ausnahmesegment. Form und Funktion sozialen 
Wohnungsbaus im transformierten Wohlfahrtsstaat 


Lisa Vollmer und Justin Kadi 
Wohnungspolitik in der Krise des Neoliberalismus in Berlin 
und Wien 


Jonathan Diesselhorst 
Wenn stadtpolitische Bewegungen das Terrain des Staats 
betreten 


Jenny Künkel 
Die städtische Produktion von „Armutsmigration“. Soziale 
Kämpfe um prekäres Wohnen in Frankfurt am Main 


Inge Stützle . 
Die Grenze der Werttheorie. Politische Okonomie der 
Grundrente und Marx’ Kritik 


Inga Jensen und Sebastian Schipper 
Jenseits von schwäbischen Spätzlemanufakturen und kiezigen 
Kneipen - polit-ökonomische Perspektiven auf Gentrifizierung 


Henrik Lebuhn 
Stadtbürgerschaft „Light“: Migration und 
Vielfalt in der neoliberalen Stadt 


Philipp Mattern 

Droht ein neuer Substandard? Oder: Was 
passiert, wenn der Wohnungsmangel nicht 
behoben wird? 


PROKLA-Redaktion 


Editorial: Zur (neuen) Wohnungsfrage 


Im November 2013 verkündete die da- 
malige Große Koalition mit viel rheto- 
rischem Tamtam die Einführung der 
Mietpreisbremse, und der Verband der 
Haus- und Grundbesitzer befürchtete 
das Schlimmste: Die Mieten für Neuver- 
mietungen auf maximal 10 Prozent über 
den ortsüblichen Vergleichsmieten zu be- 
grenzen, sei ein Angriff auf Grundrechte 
des Eigentums und der Vertragsfreiheit, 
Neuinvestitionen in den Wohnungsbau 
würden radikal abgewürgt und bezahlbare 
Mieten in Ballungsgebieten auf diesem 
Weg mit Sicherheit nicht erreicht. Zumin- 
dest beim letzten Punkt sollte der Verband 
Recht behalten - wenngleich aus anderen 
Gründen. Denn während die Investitionen 
in Wohnbauprojekte keineswegs zurück- 
gingen und der Bau von (hochpreisigen) 
Eigentumswohnungen neue Höhenflüge 
erlebte, stiegen die Immobilienpreise und 
Mieten weiter — unter anderem deshalb, 
weil Neubauten ohne Regulierung nicht zu 
leistbaren Mieten führen und die zahnlose 
Mietpreisbremse nicht nur schwer zugäng- 
lich ist, sondern auch zahllose Schlupflö- 
cher aufweist. Dieser erfolglose Versuch 
einer punktuellen und halbherzigen Re- 
form zeigt beispielhaft zum einen, dass die 
von Friedrich Engels vor fast 150 Jahren 
diskutierte „Wohnungsfrage“ wieder ein 
Thema der Politik geworden ist; zum an- 
deren, dass eine kapitalistisch organisierte 
Wohnungsversorgungvon grundlegenden 
Interessenskonflikten durchzogen ist, die 
durch eine partielle Preisregulierungnicht 
einfach aufzuheben sind. 


Engels veröffentlichte seine Überlegun- 
gen 1872/1873 in einer Serie von mehre- 
ren Artikeln in der Leipziger Zeitung 
Der Volksstaat. Es ging ihm darum, die 
Ursachen für die damalige Wohnungsnot 
breiter Kreise, insbesondere (aber nicht 
nur) der Arbeiterschaft, zu benennen und 
aufzuzeigen, dass sämtliche damals dis- 
kutierten Reformansätze in Sackgassen 
führten: „Der Kern sowohl der großbür- 
gerlichen wie derkleinbürgerlichen Lösung 
der “Wohnungsfrage’ ist das Eigentum des 
Arbeiters an seiner Wohnung.“ (Engels 
1975, MEW 21: 329). Doch dieses Eigen- 
tum hielt Engels für einen Rückschritt, 
da er es mit der früheren Hausindustrie 
identifizierte und darin eine Fesselung 
der Arbeiterschaft gegenüber den Unter- 
nehmern sah. 

Tatsächlich gehört die staatliche Förde- 
rung von Eigentum seit Jahrzehnten zum 
Grundrepertoire von bürgerlichen (oder 
auch sozialdemokratischen) Regierungen. 
Sie galt immer wieder als Befriedungsins- 
trument, mit dem es vielfach erfolgreich 
gelang, den „kleinen Leuten“ die Form 
des Privateigentums schmackhaft zu ma- 
chen, da das eigene kleine Häuschen doch 
letztlich nichts anderes darstellen würde 
als der Besitz von Produktionsmitteln im 
sehr viel größeren Maßstab. Zuletzt wurde 
die Eigenheimförderung für junge Fami- 
lien bei den Sondierungsgesprächen von 
Union und SPD über eine neue Koalition 
im Januar dieses Jahres angekündigt. In 
einzelnen kapitalistischen Ländern war die 
Bedeutungdes Wohnens im eigenen Haus 
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allerdings stets sehr verschieden, und in 
Zeiten überhitzter Preise und fragwürdiger 
Kredite konnte sich - wie in Spanien und 
den USA seit dem Jahr 2000 - der Traum 
vom eigenen Heim binnen Kurzem in ei- 
nen Albtraum von existenzbedrohender 
Überschuldung verwandeln. 

Auch von Arbeiterkolonien in Form 
von Werkssiedlungen, wie sie seit Mitte des 
19. Jahrhunderts von Großunternehmen 
wie der Gutehoffnungshütte in Oberhau- 
sen mit dem Ziel errichtet wurden, sich 
eine gefügige Arbeiterschaft zu halten, hielt 
Engels nichts, und ebenso wenig fanden 
Selbsthilfeprojekte der Arbeiterschaft - 
wie etwa Baugenossenschaften - Gnade 
vorseinen Augen. Dass der Staat eingreifen 
würde, um die Wohnungsnot zu mildern, 
hielt er ohnehin für illusorisch. Um dieser 
tatsächlich ein Ende zu machen, sah er so- 
mit „nur ein Mittel: die Ausbeutung und 
Unterdrückung der arbeitenden Klasse 
durch die herrschende Klasse überhaupt zu 
beseitigen.“ (Engels 1973, MEW 18: 213). 

Die von Engels diskutierte Woh- 
nungsfrage blieb keineswegs ein auf das 
19. Jahrhundert beschränktes Phänomen. 
Vielmehr stellt sie sich seitdem mit einer 
gewissen Regelmäßigkeit immer wieder 
aufs Neue, da Gesellschaften mit einer 
kapitalistisch organisierten Wohnraum- 
versorgung vor einem grundlegenden 
Widerspruch stehen. Die Versorgung mit 
Wohnraum erfolgt in der Regel vermittelt 
über Marktmechanismen und eingebun- 
den in - zunehmend globale - Prozesse 
der Kapitalzirkulation. NutzerInnen einer 
Wohnung müssen daher, sei es als Miete- 
rInnen oder als KreditnehmerInnen, über 
ausreichende Zahlungsfähigkeit verfügen, 
um die profitable Verwertung des in der 
Wohnimmobilie investierten Kapitals 
sicherzustellen. Dieser Umstand steht 
jedoch immer wieder im Gegensatz zu 
den Erfordernissen einer ausreichenden 
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gigen, was insbesondere in Zeiten sinken- 
der oder stagnierender Reallöhne, Renten 
und Sozialleistungen gilt. 

Angesichts dieses gesellschaftlich ein- 
gerichteten Widerspruchs haben staatliche 
Akteure seit Beginn des 20. Jahrhunderts 
in allen kapitalistischen Ländern jeweils 
abhängig von den gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnissen sowie der historisch 
spezifischen Gesellschaftsformation mit 
diversen Instrumenten in Marktmecha- 
nismen interveniert, um die Leistbarkeit 
des Wohnens sicherzustellen. Anders als 
von Engels vermutet, wurden im letzten 
Jahrhundert also durchaus umfassende 
staatliche Projekte initiiert, wie etwa der 
kommunal betriebene Wohnungsbau des 
Roten Wiens der 1920er Jahre, der nicht 
nur gezeigt hat, dass tiefgreifende staatli- 
che Interventionen möglich sind, sondern 
gleichzeitig mit dem Ziel der Emanzipa- 
tion der Arbeiterschaft verbunden sein 
können. Diese Instrumente waren jedoch 
immer wieder umstritten und wurden mit 
dem Vordringen neoliberaler Konzepte 
ab Mitte der 1980er Jahre vielerorts auch 
praktischen Angriffen ausgesetzt. Bereits 
in der alten Bundesrepublik wurde die De- 
regulierung des Mietrechts, die Abschaf- 
fungder Wohnungsgemeinnützigkeit und 
der Rückzugaus dem sozialen Wohnungs- 
bau beschlossen. Gleichzeitig gingen not- 
leidende Kommunen vermehrt dazu über, 
ihre Bestände zu privatisieren, da sie hierin 
einen Rettungsanker zur Konsolidierung 
ihrer Haushalte sahen. Hierzulande wie 
anderswo traf eine derartige Politik auf 
stagnierende Masseneinkommen und 
eine dramatische Zunahme prekärer Ar- 
beitsverhältnisse, weshalb vor allem seit der 
globalen Finanzkrise von 2008 an vielen 
Orten weltweit eine Verschärfung der 
Wohnungsfrage zu beobachten ist. Stei- 
gende Mieten und Wohnungspreise führen 
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zu einer Situation, in der es für Haushalte 
mit geringen und selbst für solche mit mitt- 
leren Einkommen immer schwieriger wird, 
bezahlbaren Wohnraum zu finden. 

Doch gehen die neueren Entwicklun- 
gen diesmal weit über einen Abbau sozi- 
alstaatlicher Sicherungen hinaus. In den 
letzten Jahren ist eine Tendenz deutlich 
sichtbar geworden, die sich bereits um 
die Jahrtausendwende angedeutet hat: 
Immobilien sind ins Visier der Kapital- 
anlegerInnen geraten. Wachsende Inves- 
titionen in den Immobilienmarkt und die 
Niedrigzinspolitik der EZB, die klassische 
Kapitalanlageformen unattraktiv werden 
ließ, verleihen ihnen den Ruf von vorgeb- 
lich sicheren Kapitalanlagen und haben zur 
Entstehung spezifischer Finanzprodukte 
(z.B. REITs oder REPE-Fonds) geführt, 
die den Gebrauchswert von Wohnungen 
weiter in den Hintergrund treten lassen. 
Im Zuge dieser neuen Möglichkeiten ha- 
ben deutsche Städte rund um 2000 ange- 
fangen, einen großen Teil ihrer Bestände 
an internationale Investoren zu verschleu- 
dern. Diese tragen klingende Namen 
wie Cerberus - der Höllenhund aus der 
griechischen Mythologie - und wurden 
auf diese Art in die Lage versetzt, den frü- 
heren sozialen Wohnungsbau nach ihren 
Verwertungsinteressen zu filetieren und 
zu segmentieren, also „bessere“ Objekte 
einzeln zu verkaufen, andere auf Kosten 
der Mieter zu sanieren und „schlechte“ 
Objekte sich selbst zu überlassen. 

Die Problemeeines zunehmend neolibe- 
ralen Regimes der Wohnraumversorgung 
haben aber auch soziale Proteste hervorge- 
rufen und auf verschiedenen politischen 
Ebenen zu einem partiellen Umdenken 
geführt. Sozialpolitische Interventionen 
in Marktmechanismen erleben in Gestalt 
von städtebau- und mietrechtlichen Regu- 
lierungen oder der Ausweitung der öffent- 
lichen Wohnbauförderung zumindest in 
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Ansätzen eine Renaissance. Ebenso haben 
traditionelle Formen der Selbstorganisa- 
tion wie Wohnungsbaugenossenschaften 
einen deutlichen Aufschwung erfahren. 
Umstritten ist jedoch die tatsächliche 
Durchschlagskraft solcher Neuerungen, da 
es mehr als fraglich bleibt, ob sie eine dau- 
erhafte Wirkungauf steigende Boden-und 
Immobilienpreise sowie aufdas Niveau der 
Mieten entfalten können. 

Vor diesem Hintergrund werden in 
diesem Heft Beiträge vorgestellt, die sich 
mit den polit-ökonomischen Gründen 
für die Wiederkehr der Wohnungsfrage 
im Kontext von Finanzialisierung und 
Neoliberalisierungbefassen sowie kritisch 
Gegenbewegungen und politische Gegen- 
maßnahmen beleuchten. 

Wie allgemein in den damaligen linken 
Debatten haben Wohnungsfragen in der 
PROKLA lange Zeit cher ein Schatten- 
dasein geführt, galten doch in den ersten 
Jahrzehnten ihrer Existenz eher der Bereich 
der Produktion und zyklische Krisen, ge- 
werkschaftliche Kämpfe und sozialistische 
Parteien als vorrangige Themen. Vereinzelt 
wurden sie dennoch aufgeworfen, so wenn 
Helga Fassbinder „Preisbildung, Monopol 
und Spekulation beim städtischen Boden“ 
(PROKLA 10/1973) thematisierte, indem 
sie an die Diskussionen zur Bodenrechts- 
reform anschloss, die mit den Sanierungen 
von innerstädtischen Gebieten aufkamen, 
wenn bisherige Wohngebiete - etwa im 
Frankfurter Westend - in Geschäfts- 
und Verwaltungsareale umgewandelt 
wurden, was auch eine erste Welle von 
Hausbesetzungen auslöste. Anfang der 
1980er Jahre traten solche Probleme in 
der PROKLA abermals stärker in den 
Vordergrund, als bereits damals eine „neue 
Wohnungsnot“ diagnostiziert wurde, die 
Renate Hirsch-Borst und Stefan Krätke 
in PROKLA 45 (1981) veranlasste, sich 
grundsätzlich mit der „Verwertung des 
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Wohnungsbaukapitals“ auseinanderzu- 
setzen, während Michael Krummacher 
im gleichen Heft die Wohnungspolitik der 
Bundesrepublik unter die Lupe nahm und 
das Zurückdrängen sozialpolitischer Ziele 
zugunsten wirtschaftspolitischer Investi- 
tions- und Wachstumsziele untersuchte. 
Schließlich befasste sich Stefan Krätke in 
PROKLA 61 (1985) angesichts der zunch- 
menden „Vermarktwirtschaftlichung“ mit 
aktuellen Reformperspektiven wie etwader 
Durchsetzung von genossenschaftlichen 
Modellen. Drei Jahrzehnte später istes seit 
Langem überfällig, Probleme des Wohnens 
und der damit verbundenen Märkte wieder 
einmal in den Mittelpunkt zu stellen. 
Bernd Belina untersucht ausgehend 
von David Harveys Konzept der „spatio- 
temporal fixes“ und dessen Analyse der 
zwei großen Krisen - der Blase der New 
Economy zu Beginn der 2000er und der 
Subprime Crisis 2007 - die seither ein- 
getretene, im Vergleich zur anglofonen 
Welt ungleichzeitige Entwicklung des 
Immobilienbooms in Deutschland. Dabei 
diskutiert er, fußend aufeiner Rekonstruk- 
tion von Harveys Ansatz und empirischen 
Beispielen, auch den Immobilienboom 
in China und die zusammenhängenden 
globalen Verschuldungskreisläufe. Kraut 
Unger wirft in seinem Artikel einen tiefer 
gehenden Blick auf den spezifischen Cha- 
rakter der Ware Wohnung. Er beschäftigt 
sich vor allem mit den wirtschaftlichen 
Transformationen seit den 1990er Jahren 
und stellt dabei die aktuellen Prozesse der 
Finanzialisierung heraus: von der Transna- 
tionalisierung des Immobilienbesitzes über 
zentrale Mechanismen der Mieterlösstei- 
gerungen hin zu möglichen Gegenstrate- 
gien. Eine Analyse der Entwicklung des 
sozialen Wohnungsbaus in Deutschland 
wird von Barbara Schönigin ihrem Artikel 
vorgelegt. Sie diskutiert dabei, inwiefern 
sich im Zuge nationaler und städtischer 
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Neoliberalisierungsprozesse sowie der 
Durchsetzung städtebaulicher und pla- 
nerischer Leitbilder der Postmoderne ein 
neues Paradigma sozialen Wohnungsbaus 
herausgebildet hat. Lisa Vollmer und Justin 
Kadi widmen sich der Frage, ob sich eine 
Verschiebung von marktorientierter Auf- 
wertungspolitik hin zu postneoliberaler 
Wohnungspolitik vollzogen hat. Ihr Ar- 
tikel diskutiert in vergleichender Perspek- 
tive, inwiefern infolge sozialer Proteste in 
der Berlinerund Wiener Wohnungspolitik 
seit 2008 ein Paradigmenwechsel hin zu 
einer verstärkten Dekommodifizierung 
von Wohnraum eingeläutet wurde. Das 
Spannungsfeld zwischen einem mögli- 
chen Bruch mit Neoliberalisierungspro- 
zessen in der Wohnungspolitik auf der 
einen, und der Gefahr der Einhegung 
von sozialem Protest auf dem „Terrain 
des Staates“ auf der anderen Seite, wird 
von Jonathan Diesselhorst erörtert. Sein 
Beitrag beleuchtet anhand der Berliner 
Mietenvolksentscheid-Initiative die Impli- 
kationen der Präsenz sozialer Bewegungen 
im Staat im Hinblick auf die Möglichkei- 
ten, emanzipatorische Alternativen zum 
neoliberalen Urbanismus zu artikulieren. 
Jenny Künkel analysiert in ihrem Artikel, 
wie „Armutsmigration“ sowohl als rassis- 
tisch-klassischer Diskurs wie als Prozess 
der Prekarisierung fungiert. Sie zeigt da- 
bei zentrale Akteure und Diskursmuster, 
Verwaltungspraktiken und Interventionen 
städtischer Bewegungen auf, um zu zeigen, 
dass lokale Aushandlungen maßgeblich 
durch Logiken der inversen Städtekon- 
kurrenz geprägt sind. „Das Haus, wenn 
vermietet, bringt seinem Erbauer Grund- 
rente“ heißt esbei Engels (1973, MEW 18: 
270). Mit einem Beitrag zu diesem Thema 
schließt Ingo Stützle den Schwerpunkt. 
Die Grundrente markiert ihm zufolge 
eine Grenze der marxschen Werttheorie. 
Das private Grundeigentum ist zwar die 
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Voraussetzung aller im vorliegenden Heft 
diskutierten Phänomene; die Grundrente 
wird jedoch meist nur als Monopolpreis 
unterstellt, eine Erklärung, die Marx aber 
gerade ablehnte. Was bedeutet das für eine 
an Marx orientierte Debatte? 

Alle drei Einsprüche des vorliegenden 
Heftes widmen sich ebenso dem Schwer- 
punktthema. Inga Jensen und Sebastian 
Schipper entkräften in ihrem Einspruch 
gängige Mythen zur Gentrifizierung, die 
häufigsozio-kulturalistischen Erklärungs- 
mustern folgen, in dem sie weniger promi- 
nente Ansätze aus der polit-ökonomischen 
Stadtforschung vorstellen. Vor dem Hin- 
tergrund des Konzepts „Stadtbürgerschaft“ 
diskutiert Henrik Lebuhn die neoliberalen 
Implikationen sogenannter „Diversity“- 
Programme exemplarisch am „Intercul- 
tural Cities Programme“. Philipp Mattern 
stellt die Frage, inwiefern vor dem Hinter- 
grund von Markt- und Sozialstaatsversagen 
die Etablierung eines neuen Substandards 
auf dem Wohnungsmarkt droht. 


Austraurigem Anlass eröffnen zwei Nach- 
rufen das aktuelle Heft: Heiner Ganßmann 
und Elmar Altvater sind verstorben. Beide 
waren mit der PROKLA eng verbunden, 
viele Jahre in der Redaktion aktiv oder, 
wie Elmar, sogar Gründungsmitglied. In 
einer der nächsten Ausgaben der PROKLA 
wird die Redaktion das Werk von Elmar 
Altvater ausführlicher würdigen, als dies 
in der kurzen Zeitspanne zwischen seinem 
Tod und dem Erscheinen dieses Heftes 


möglich war. 


Inga Jensen, Sebastian Schipper, 
Dorothea Schmidt, Sandra Sieron 
(für die Redaktion) 
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Als Gastredaktion haben Inga Jensen 
und Sebastian Schipper am Schwerpunkt 
dieses Heftes mitgewirkt. Die PROKLA- 
Redaktion dankt ihnen ganz herzlich für 
ihre Ideen und ihr Engagement. 


++ 


Anfang Mai 2018 fand die Mitgliederver- 
sammlung der Vereinigung zur Kritik der 
politischen Ökonomie e.V. statt, der die 
PROKLA herausgibt und die Redaktion 
und den Redaktionsbeirat wählt. Julia 
Dück, Stefanie Graefe, Katharina Hajek 
und Stefan Schmalz standen nicht mehr 
zur Wahl. Wir bedanken uns für ihre 
mehrjährige gemeinsame Redaktionsar- 
beit. Ebenso Alex Demirovid und Thomas 
Sablowski, die zukünftig jedoch den Re- 
daktionsbeirat verstärken - wir freuen uns 
auf die weitere Zusammenarbeit. 
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Theorie und die politökonomischen Grundlagen 
der aktuellen Wohnungsfrage in Deutschland 


Die Rückkehr der Wohnungsfrage hierzulande ist seit Anfang des Jahrzehnts 
ein Dauerthema. Betroffen ist insbesondere die gute Hälfte der Haushalte, die 
bundesweit zur Miete wohnt, bzw. die rund drei Viertel in Großstädten mit 
über 100.000 Einwohner*innen, bei denen dies der Fall ist (Lebuhn u.a. 2017: 
55). Die durchschnittlichen Angebotsmieten (also jene bei Neuvermietung) in 
großen Großstädten mit über 500.000 Einwohner*innen haben sich zwischen 
2010 und 2017 von etwa. 7,50 €/m? auf rund 10,50 €/m? erhöht, jene in länd- 
lichen Landkreisen von fünf €/m? auf sechs €/m?. In 2017 war München mit 
durchschnittlich 16,65 €/m? das mit Abstand teuerste Pflaster Deutschlands. 
Am anderen Ende finden sich die Landkreise Wunsiedel (Bayern), Holzminden, 
Lüchow-Dannenberg (beide Niedersachsen) sowie der Vogtlandkreis (Sachsen) 
mit durchschnittlichen Angebotsmieten von weniger als 4,50 €/m? (BBSR 2018). 
Für die steigenden Mieten muss ein zunehmend größerer Anteil des nicht im 
selben Maße wachsenden Einkommens aufgebracht werden. Legt man den 
üblichen Schwellenwert von maximal 30 Prozent des Einkommens zugrunde, 
dann zahlen in den Großstädten mit über 100.000 Einwohner*innen „etwa 40 
Prozent aller Haushalte mehr Miete, als es nach dem Einkommen leistbar wäre. 
Fast 19 Prozent aller Haushalte zahlen für die Miete sogar mehr als 40 Prozent 
ihres Einkommens.“ (Lebuhn u.a. 2017: 69) 

Zu diesen Problemen liegen inzwischen zahlreiche Publikationen aus polit- 
ökonomischer Perspektive vor, die sich mit den resultierenden Verdrängungs- 
prozessen und Protesten, mit den relevanten nationalen und lokalen Politiken 
sowie mit Lösungsvorschlägen befassen (vgl. Heeg 2013; Holm 2014; Holm 
u.a. 2015; Kuhnert/Leps 2017; Metzger 2017; Mießner 2017; Mösgen/Schipper 
2017; Schipper 2018; Schönig u.a. 2017; Vogelpohl 2017; Vogelpohl/Buchholz 
2017). Im Folgenden soll ein weiterer Beitrag zum Verständnis der politökono- 
mischen Grundlagen vorgelegt werden. Dazu wird die aktuelle Entwicklung 
in Deutschland im Kontext des globalen Kapitalismus verortet und gezeigt, 
welchen Gesetzmäßigkeiten der Raumökonomie des globalen Kapitalismus sie 
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Abb. 1: Die Zirkulation des Kapitals durch den Immobilienmarkt; Quelle: Belina 
2017: 32, leicht verändert. Dank für die Erstellung gebührt Elke Alban. 
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folgt. Zentraler theoretischer Bezugspunkt ist die Theorie der Raumökonomie des 
Kapitalismus von David Harvey, die wie keine andere die Zirkulation des Kapitals 
durch die gebaute Umwelt thematisiert und diese als wesentliches Moment der 
gesamtwirtschaftlichen Zyklen von Boom und Krise identifiziert. Die Theorie 
wird im ersten Teil dieses Beitrags dargestellt. Im Zentrum steht der Begriff des 
„sekundären Kapitalkreislaufs“, der im zweiten Teil auf die aktuelle Entwicklung 
hierzulande bezogen wird. 

Harvey hat den sekundären Kapitalkreislauf verschiedentlich visualisiert (vgl. 
Harvey 1978: 109; 1982: 408; 2017: 151). Dabei liegt der Fokus auf dem Zu- 
sammenhang der Kapitalströme im primären und sekundären Kapitalkreislauf, 
weshalb die Visualisierungen schr abstrakt bleiben. Abb. 1 ist der Versuch, den 
sekundären Kapitalkreislaufnach Harvey in einer differenzierteren, akteurszent- 
rierten und damit konkreteren Weise darzustellen. Zu schen sind Akteure (graue 
Kästen) und ihre Transaktionen miteinander (Pfeile) sowie die marxistische 
Bestimmungdes kapitalistischen Wesens dieser Transaktionen (weiße Ovale und 
Kästen sowie Schraffuren - die nähere Bestimmungder dargestellten Verhältnisse 
erfolgte in Belina 2017). In der Darstellung wird deutlich, dass der sekundäre 
Kapitalkreislauf nach Harvey bei detaillierter Betrachtung aus verschiedenen 
Kreisläufen besteht (weiße Ovale), deren Nummerierung in Abb. 1 der Dar- 
stellungsform in Belina (2017) folgen. Dort wurde vor allem gezeigt, dass die 
Zirkulation des Kapitals durch gebaute Umwelt und Boden „zu einem großen Teil 
aus Transaktionen des Typs G - G’ [mithin des Verleihens von Geldkapital] oder 
aus Spekulation bestehlt]. Beide Typen weisen ein großes Potential zu Stockung 
und Krise der Zirkulation auf.“ (ebd.: 44) 


David Harvey und die Raumökonomie des Kapitalismus 
Spatial fix, temporal fix 


David Harvey konzeptualisiert die kapitalistische Entwicklung als Abfolge von 
spatio-temporal fixes, also von räumlichen und zeitlichen Verschiebungen von 
Akkumulationsprozessen, die es erlauben, Überakkumulationskrisen zeitweise 
aufzu- bzw. räumlich zu verschieben (vgl. ausführlich Belina 2011). Im Raum 
materialisieren sich Akkumulationsprozesse nicht nur im Sinne einer passiven 
Registrierplatte, sondern „[dJie Herstellung räumlicher Konfigurationen und 
die Zirkulation von Kapital in der gebauten Umwelt ist [...] ein höchst aktives 
Moment im allgemeinen Prozess der Krisenentstehung und -lösung“ (Harvey 
1982: 398).' Einerseits können „Dilemmata im Inneren des Kapitalismus durch 


1 Alle fremdsprachigen Zitate im Text sind vom Autor übersetzt. 
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geographische Expansion oder Restrukturierung gelöst werden“ (Harvey 1985: 
141). Ein solcher spatial fix („räumliche Reparatur“) funktioniert durch „räum- 
liche Verschiebung“ (Harvey 2005: 111), indem externe Märkte erschlossen, 
Produktion verlagert, kostengünstige Arbeitskräfte anderswo (oder importiert 
von anderswoher) ausgebeutet oder Entwertung und Krisen exportiert werden 
(Harvey 1982: 432ff.). Diese räumlichen Strategien können es einzelnen Ka- 
pitalen erlauben, auch bei dräuender Krise profitabel weiter zu akkumulieren, 
mitunter gelingt dies auch ganzen Branchen oder Volkswirtschaften - aber im- 
mer nur zeitweise: „Es gibt [...] keinen dauerhaften ‘spatial fix’ für die inneren 
Widersprüche des Kapitalismus.“ (Harvey 1981: 9) 

Andererseits erlaubt es die „zeitliche Verschiebung“ (Harvey 2005: 111) den 
verwerteten Rückfluss investierten Geldkapitals „in die Zukunft [zu] verlegen“ 
(ebd.). Bei diesem zemporal fix spielt die gebaute Umwelt, dieses „riesige, von 
Menschen gemachte Ressourcensystem, das aus Gebrauchswerten besteht, die in 
der physischen Landschaft eingelassen sind und die für Produktion, Zirkulation 
und Konsumtion verwendet werden können“ (Harvey 1982: 233), eine zentrale 
Rolle. Investitionen in gebaute Umwelt erfolgen fast immer unter Rückgriff auf 
Kredit. Finanzkapital zirkuliert deshalb durch so gut wie alle Wohn- und Bü- 
rogebäude, durch solche des Groß- und Einzelhandels und der Freizeitindustrie, 
durch Fabrikanlagen und materielle Infrastrukturen, Häfen und Flughäfen, 
durch Kasernen und Bildungseinrichtungen. Dies gilt unabhängig davon, wer 
die gebaute Umwelt baut, betreibt und - unterstützt durch Kredite - aus unter- 
schiedlichen Revenuequellen bezahlt: Unternehmen, deren gebaute Umwelt fixes 
Kapital darstellt, das sie aus Profiten bezahlen, Privatkonsument*innen, für die 
ihre Wohnungreiner Gebrauchswert ist, den sie aus Lohn, Erbschaft oderanderen 
Einnahmen bezahlen, oder der Staat, den ebenfalls primär der Gebrauchswert 
der Gebäude interessiert, die er aus Steuereinnahmen finanziert. 


Sekundärer Kapitalkreislauf 


Die Zirkulation des Kapitals durch die gebaute Umwelt konstituiert nach Harvey 
denallergrößten Teil eines „sekundären Kapitalkreislaufs“ (Harvey 1978; 1982). 
Diesen bestimmt er als die „Totalität der Prozesse, mittels derer Kapital durch 
fixes Kapital sowie durch die Schaffungund Nutzung des Konsumtionsfonds zir- 
kuliert“ (Harvey 1982: 236). Einen vom primären Kapitalkreislauf - der Waren- 
produktion, wie er in Band 2 von Das Kapital dargestellt ist - unterschiedlichen 
Kreislaufbildet der sekundäre wegen seiner längerfristigen Temporalität. Diese ist 
darin begründet, dass Kapital, das durch fixes Kapital und den Konsumtionsfonds 
zirkuliert, zu einem großen Teil die Form von Kredit annimmt, der langfristig 
mit Zinsen zurückgezahlt wird. Zirkuliert Kapital durch gebaute Umwelt, die 
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als fixes Kapital fungiert, konstituiert dies einen Kreislauf im engeren Sinn, weil 
es hier direkt in die Mehrwertproduktion einfließt (vgl. Belina 2010). Kaufen 
(oder bauen) Privatleute auf Kredit Wohnraum zur Eigennutzung, zirkuliert das 
Kapital durch den Konsumtionsfonds.? 

Einen spezifischen Kreislauf innerhalb des sckundären Kapitalkreislaufes 
konstituiert die Vermietunggebauter Umwelt. Für diesen interessiert sich Harvey 
nicht weiter, vermutlich, weiler im angloamerikanischen Kontext (außer in eini- 
gen Großstädten) marginal ist. Hierzulande, wo die Mehrheit der Bevölkerung 
zur Miete wohnt, ist er hingegen zentral. In diesem separaten Kreislauf („Kreislauf 
II“ in Abb. 1, nicht zu verwechseln mit dem sekundären Kapitalkreislauf insge- 
samt, von dem er nur abgeleitet ist) entrichten Mieter*innen einen Mietzins für 
gelichenes Warenkapital, also die Wohnung (Brede u.a. 1975: 24). Aus diesen 
Einnahmen refinanzieren Vermieter*innen ihre Kosten für Bau oder Kauf des 
Wohnraums. Einerseits fungieren Mietwohnungen damit wie verlichenes Geld: 
„[WJird das Kapital als Geld, Grund und Boden, Haus etc. ausgeliehen, so wird 
esals Kapital zur Ware, oder so ist die Ware, die in Zirkulation gesetzt wird, das 
Kapital als Kapital“ (Marx, MEW 42: 619, Herv. i.O.). Andererseits unterschei- 
det sich vermieteter Wohnraum von verlichenem Geld durch seine Fixierung 
im Raum. Zahlungsfähige Nachfrage nach Mietwohnungen muss genau dort 
vorhanden sein, wo der Wohnraum steht.’ Weil deshalb Mieten komplett oder 
niedriger als geplant ausfallen können, schlägt sich dies in höheren Risikoauf- 
schlägen im Vergleich zu verlichenem Geld nieder. 

Die Einnahmen durch Nutzung oder Vermietungder gebauten Umwelt haben 
eine spezifische Temporalität: mit ihnen wird langfristig kalkuliert, nämlich 
mindestens so lange, wie die Tilgung des zu Bau oder Kauf der gebauten Um- 
welt aufgenommenen Kredites läuft (üblicherweise mehrere Jahrzehnte) und 
das Erwirtschaften des eingesetzten Eigenkapitals dauert. Optimalerweise ge- 
neriert die Nutzung, Verpachtung oder Vermietung der gebauten Umwelt sogar 
noch länger Einnahmen. Der (erhoffte) Rückfluss des investierten Kapitals mit 
Profit ist im sekundären Kapitalkreislauf also in die mittlere bis ferne Zukunft 
verschoben. Dies macht es attraktiv hier Kapital zu „parken“, wenn der primäre 


2 Hinzu kommen Investitionen in Maschinerie etc., die als fixes Kapital fungieren, sowie 
Anschaffungen langlebiger Konsumgüter wie Waschmaschinen und Fernscher, sofern 
diese auf Kredit geschehen. Deshalb zirkuliert der sckundäre Kapitalkreislaufzwar zum 
größten Teil, aber nicht komplett durch die gebaute Umwelt. 

3 Weitere Unterschiede resultieren daraus, dass Wohnraum einen Gebrauchswert hat (und 
nicht nur, wie verlichenes Geld, jenen Tauschwert zu sein), weshalb die Ware Wohnraum 
vernutzt und in gewissen Abständen renoviert oder abgerissen und neu gebaut wird, und 
Wohnraum meist zusammen mit der Bodennutzung vermietet wird, weshalb ein Teil der 
Miete politökonomisch Grundrente darstellt. 
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Kapitalkreislauf der Warenproduktion und andere Anlagemöglichkeiten nicht 
profitabel erscheinen. 


... und Krise 


Erstmals 1978 argumentiert Harvey, dass massenhafte Investitionen in den se- 
kundären Kapitalkreislaufregelmäßiggroßen Krisen vorangehen: „Gleichsam als 
letzte Hoffnung, produktive Verwendungen für das rasch überakkumulierende 
Kapital zu finden, ging jeder der globalen Krisen des Kapitalismus die massive 
Verschiebung von Kapital in langfristige Investitionen in die gebaute Umwelt 
voraus.“ (Harvey 1978: 120) Dies gelte auch für die Krise des Fordismus (die 
zum Zeitpunkt der Niederschrift des Folgenden noch nicht so genannt wurde): 
„Ein ausgezeichnetes Beispiel ist der außerordentlich starke Immobilienboom 
in vielen fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern zwischen 1969 und 1973, 
dessen Zusammenbruch Ende 1973 den Beginn der gegenwärtigen Krise ausgelöst 
(aber nicht verursacht) hat.“ (Ebd.) 

Für die Zeit seitdem teilt Harvey die Interpretation Robert Brenners (2002) 
und anderer, der zufolge „der gesamte Kapitalismus von einem chronischen 
und dauerhaften Problem der Überakkumulation durchzogen ist“ (Harvey 
2005: 109). Die Geschichte des globalen Kapitalismus seit Mitte der 1970er 
Jahre lasse sich als Abfolge temporärer spatio-temporal fixes interpretieren, „die 
nicht einmal auf mittlere Sicht die Probleme der Überakkumulation in den 
Griffbekamen“ (ebd.). Diese Phase ist gekennzeichnet durch „hunderte Finanz- 
krisen (im Vergleich zu deutlich wenigeren zuvor), und oft wurden sie durch 
Immobilienspekulation oder Stadtentwicklungsprojekte verursacht“ (Harvey 
2012: 31). Diese Krisen blieben regional - mit Ausnahme jener von 1987, die 
ebenfalls im Immobiliensektor begann (ebd.: 72). Erst die globale Finanz- und 
Wirtschaftskrise von 2007/08 war (wieder) eine „regionale Krise“ in den USA, 
die sich „global aus[breitete]“ (ebd.: 71), und auch sie begann im Immobilien- 
sektor, hatte demnach „urbane Wurzeln“ (ebd.: Kap. 2). Diese Krise beendet 
den vorangegangenen zwischenzeitlichen Aufschwung in den USA nach dem 
Platzen der Dotcom-Blase 2000/01, in der der Immobilienmarkt „einen großen 
Teil des Surpluskapitals direkt absorbiert[e], indem Innenstädte und subur- 
bane Wohnhäuser sowie Büroräume gebaut wurden“ (Harvey 2008: 29). Die 
Verschuldung, mittels derer all das gebaut werden konnte, stabilisierte Harvey 
zufolge den globalen Kapitalismus zeitweise, indem sie als Gegengewicht zum 
Außenhandelsdefizit der USA fungierte. Seit der Finanz- und Wirtschaftskrise 
fällt diese Rolle den gigantischen Investitionen in gebaute Umwelt in Form von 
Wohnraum und Infrastrukturen in China zu (Harvey 2017: 178ff.). Doch selbst 
diese reichen nicht aus, um den noch gigantischeren „Pool aus flüssigem Kapital, 
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das nach Anlagemöglichkeiten sucht“ (Aalbers 2016: 84) zu absorbieren, der 
auch als „Wall of Money“ (ebd.) firmiert. 

Die Krise 2007/08 hatte in den USA regionale Schwerpunkte, betroffen waren 
vor allem Florida und der Südwesten, und sie fand in ähnlicher Weise auch in 
Irland, Spanien und Teilen Großbritanniens statt, wo ebenfalls kreditfinanzier- 
te Immobilienbooms an ein Ende kamen. Weil „Booms in einem Ort |...] mit 
Crashs an anderen Orten zusammen“ (Harvey 2012: 44) hängen, ist es nicht 
überraschend, dass der Immobilienboom hierzulande gerade mit dem Ende des 
Booms in den zuvor genannten Weltgegenden begann. Wie sich dieser Zustrom 
überakkumulierten Kapitals in die gebaute Umwelt hierzulande darstellt, ist 
Gegenstand des zweiten Teils dieses Beitrags. 


Die jüngere Entwicklung in Deutschland 


Im Folgenden werden zwei Aspekte der Zirkulation des Kapitals durch die gebaute 
Umwelt in Deutschland näher in den Blick genommen: die Produktion gebauter 
Umwelt („KreislaufI“ in Abb. 1) und die Zirkulation von gebauter Umwelt und 
Boden („Ver-/Kauf N“ und „Ver-/Kauf 1“ in Abb. ]). 


Produktion gebauter Umwelt 


Das Bauvolumen ist ein guter Indikator, um einen Eindruck vom Umfang des 
Kapitals zu erhalten, das in die Ware gebaute Umwelt investiert wird. Das Bau- 
volumen beinhaltet „die Summe aller Leistungen, die auf die Herstellung oder 
Erhaltung von Gebäuden und Bauwerken gerichtet sind“ (BBSR 2015: 4), in- 
klusive Reparaturen. Marxistisch formuliert findet hier Warenproduktion statt. 
Es handelt sich um den „normalen“ Geldkapitalkreislauf aus der Perspektive 
derer, die an der Produktion beteiligt sind („Kreislauf I“ in Abb. 1). Dies sind 
beim Bauvolumen zunächst Warenproduzent*innen im engeren Sinn aus dem 
Bau- und dem verarbeitenden Gewerbe. Eine Besonderheit dieser Branche ist 
die „relativ niedrige organische Zusammensetzung des Baukapitals“ (Brede u.a. 
1975: 27), d.h. der niedrige Grad an Automatisierung. Ein Journalist spricht 
deshalb vom „letzten großen Reich, das sich der Industrialisierung bislangerweh- 
ren konnte“ (Matzig 2018). Dies schlägt sich auch in einem geringen Grad der 
Zentralisierung nieder. Die Branche ist stark zersplittert in zahlreiche Gewerke, 
die als (Sub-)Unternehmen einzelne Tätigkeiten ausführen. Zudem herrscht 
„eine hohe Fluktuation durch jährliche Neugründungen und Schließungen von 
Firmen“ (BBSR 2015: 6), die der Projektfokussierung sowie dem Drücken von 
Lohn- und Steuerkosten geschuldet ist. Neben diesen Warenproduzent*innen 
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im engeren Sinn werden beim Bauvolumen auch Dienstleistungen wie Archi- 
tektur, Bauingenieurswesen und Planung, anfallende Steuern und Gebühren 
sowie Eigenleistungen berücksichtigt (ebd.: 9£.). Boden spielt hier - jenseits der 
Grunderwerbsteuer - keine Rolle, es geht ausschließlich um gebaute Umwelt. 

Bei der Erhebungbzw. Berechnung des Bauvolumens werden drei Baubereiche 
unterschieden. Erstens handelt es sich beim Wirtschaftsbau um von Unterneh- 
men beauftragte Bautätigkeiten, wobei die Wohnungswirtschaft nicht berück- 
sichtigt ist. Marxistisch kann dieser Bereich als Annäherung an das fixe Kapital 
gelten. Zweitens fungiert beim öffentlichen Bau der Staatals Auftraggeber. Mar- 
xistisch gesprochen handelt es sich um staatliche Infrastruktur. Drittens sind 
unter Wohnungsbau unterschiedliche Auftraggeber*innen subsumiert: solche, 
die vermieten oder spekulieren und weiterverkaufen wollen, ebenso wie solche, 
die den Wohnraum selber nutzen. 

In Abb. 2 ist das aominale Bauvolumen in der BRD nach Baubereichen in 
Millionen Euro dargestellt, in Abb. 3 das inflationsbereinigte reale Bauvolumen, 
wobei das Jahr 2005 als Indexjahr (Wert = 100) fungiert. Obschon das nominale 
Bauvolumen aufgrund der nicht herausgerechneten Inflation verzerrt ist, wird es 
hier angeführt, da in dieser Darstellung die quantitativen Verhältnisse zwischen 
den Baubereichen deutlich werden. Regelmäßig ist der Wohnungsbau der größte 
Bereich, in 2016 entfielen auf ihn mit 200 Milliarden Euro bzw. 57 Prozent 
des Gesamtvolumens von 350,8 Milliarden Euro (BBSR 2018: 2). Dabei macht 
der Wohnungsneubau mit 64,3 Milliarden Euro nur 32 Prozent des gesamten 
Wohnungsbaus aus, fast doppelt so viel entfällt auf Bestandsleistungen (ebd.). 

Die in Abb. 2 wiedergegebene Entwicklung seit 1995 deutet an, dass sich die 
Entwicklung hierzulande deutlich anders darstellt als in den USA. In der Phase 
zwischen dem Ende der Dotcom-Blase und dem Beginn der Finanz- und Wirt- 
schaftskrise gibt es in der BRD keine nennenswerte Veränderung der Investitio- 
nenin den sekundären Kapitalkreislauf. Das gesamte Bauvolumen hat zwischen 
2001 und 2008 umlediglich 5 Prozent zugenommen, was ausschließlich aufden 
Wirtschaftsbau zurückzuführen ist. Der öffentliche und der Wohnungsbau blie- 
ben in dieser Zeit nominell nahezu unverändert, sind also real zurückgegangen. 
Ganz anders stellt sich die Situation im darauffolgenden Zeitraum 2009-2016 
dar (2016 ist das letzte Jahr, für das ein Wert vorliegt; jene für 2017 und 2018 
sind Prognosen). Das nominelle Bauvolumen nahm insgesamt um 29 Prozent 
zu, den höchsten Zuwachs verzeichnet der Wohnungsbau mit 40 Prozent, weit 
vor dem Wirtschaftsbau (20 Prozent) und dem öffentlichen Bau (10 Prozent). 

Betrachtet man die Entwicklung des realen Bauvolumens in Abb. 3, wird die 
letztgenannte Dynamik noch deutlicher. Während der Wirtschaftsbau stagniert, 
erlebt der öffentliche Bau ein kurzes Zwischenhoch. Darin bilden sich die Inves- 
titionsprogramme „Konjunkturpakete I und II“ ab, nach deren Auslaufen das 
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Abb. 2: Nominales Bauvolumen zu Bauvolumen insgesamt 
jeweiligen Preisen in Milliarden Euro 
in Deutschland nach Baubereichen, Abb. 3: Reales Bauvolumen, Indexjahr 
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Niveau des öffentlichen Baus wieder unter jenes von 2005 sinkt. Dieses geringe 
Volumen des öffentlichen Bauens verweist auf die unter dem Stichwort „Inves- 
titionsstau“ bekannte Entwicklung: In Zeiten der Austerität wird in Infrastruk- 
tur (zu) wenig investiert (Expertenkommission „Stärkung der Investitionen in 
Deutschland“ 2015: 5). Vor allem die Kommunen, die einen großen Teil der 
öffentlichen Investitionen tätigen, sind seit Jahren zum Sparen gezwungen (vgl. 
Wiegand 2016). Das gesamte Bauvolumen wird seit Ausbruch der Krise vom 
Anstieg im Wohnungsbau nach oben gezogen (erneut sind die Werte für 2017 
und 2018 Prognosen). 

Während des „kurzen Jahrzehnts“ zwischen dem Platzen der Dotcom-Blase 
zu Beginn und der Finanz- und Wirtschaftskrise zum Ende der 2000er Jahre gab 
esin Deutschland also keinen Bauboom, im Gegenteil. Zusätzliche Kapitalströ- 
me in diesen Teil der langlebigen, kreditfinanzierten Warenproduktion, die die 
Grundlage des sekundären Kapitalkreislaufs darstellt, erfolgten hierzulande erst 
als Reaktion auf die Finanz- und Wirtschaftskrise 2007/08. Anders alsin Teilen 
der USA oder in Spanien waren sie nicht Auslöser der Krise, sondern Folge. In 
gewissem Umfangberrafen die Investitionen in gebaute Umwelt hierzulande im 
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Rahmen des kurzfristigen Krisenkeynesianismus in 2009 und 2010 staatliche 
Investitionen, vor allem aber ab 2009 den Wohnungsbau. 

Innerhalb Europas ist diese Entwicklung eine Besonderheit. Deutschland 
ist im Vergleich der fünf großen EU-Volkswirtschaften die einzige, in der seit 
Ausbruch der Krise 2007 ein Zuwachs der Bauinvestitionen (in die, anders als 
beim Bauvolumen, keine Reparaturen eingehen) zu verzeichnen ist. Zudem ist 
sie jene mit dem höchsten Anteil des Wohnungsbaus an den gesamten Bauin- 
vestitionen (BBSR 2017: Af.). Der Anteil der Bauinvestitionen am BIP nahm in 
der BRD zwischen 2007 und 2015 von 9,0 auf 9,7 Prozent zu, während erin den 
vier anderen großen EU-Volkswirtschaften sank - in Spanien von absurden 21,1 
Prozent im Vorkrisenjahr 2007 auf 9,9 Prozent in 2015 (ebd.: 9). Die Zunahme 
des Anteils am Bruttoinlandsprodukt verdeutlicht, dass hierzulande infolge 
der Krise in gewissem Umfangeine Umlenkung von Kapital in den sekundären 
Kapitalkreislauf stattgefunden hat. 

Dieser Prozess ist von Ungleichheiten gekennzeichnet. Erstens besteht ein 
eklatanter Unterschied zwischen der Mehrzahl der Groß- und Universitäts- 
städte einerseits und stagnierenden oder gar schrumpfenden Teilräumen an- 
dererseits. Lagen Großstädte bei den Baugenehmigungen von Wohnungen pro 
Einwohner*innen bis 2006 weit hinter städtischen und ländlichen Kreisen, sind 
hier seit 2008 - bei einem allgemeinen Anstieg - zunächst leicht höhere Werte als 
in Landkreisen zu verzeichnen, in 2014 und 2015 deutlich mehr (BBSR 2016: 33). 
Zweitens ist der Wohnraum, der in Groß- und Universitätsstädten gebaut wird, 
vor allem Luxus- und gehobenes Wohnen in zentralen Lagen. Hinzu kommen 
möblierte Mikro-Appartements für junge Gutverdiener*innen, Pendler*innen 
und Studierende (mit reichen Eltern), in denen ebenfalls stattliche Quadratme- 
terpreise von deutlich über 20 Euro verlangt werden können, häufig auf Grund 
und Boden, auf dem zuvor bezahlbarer (oder eher bezahlbarer) Wohnraum 
stand, oft auch in brach gefallenen Arealen (ehemalige Häfen, Güterbahnhöfe, 
Industriebetriebe). 


Zirkulation von gebauter Umwelt und Boden 


Einmal gebaute Umwelt wird häufig weiterverkauft. Dies ist in Abb. 1 mit 
„Ver-/Kauf N“ dargestellt. Solche Weiterverkäufe können unterschiedlichen 
Charakter haben. Bei Eigenheimen und Eigentumswohnungen in Selbstnutzung 
stehtihr Gebrauchswertcharakter im Vordergrund (oder ihre Eigenschaft als Kre- 
ditsicherheit, beides in Abb. 1 mit @ gekennzeichnet). Ein Weiterverkauf erfolgt 
häufigerst nach dem Ableben der ursprünglichen Bauherr*innen/Käufer*innen 
bzw. ihrer Erb*innen, also oft erst nach Jahrzehnten. Ganz anders stellt sich die 
Lage bei Spekulationsobjekten dar, die zum Zweck des Weiterverkaufs gebaut 
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oder erworben werden. Hier können in kurzer Zeit zahlreiche Transaktionen 
stattfinden, was in Abb. 1 mit dem „N“ angedeutet ist. 

Ein beliebiges, aktuelle Prozesse aber gut illustrierendes Beispiel ist das Gebäude 
Kettenhofweg 130 in Frankfurt am Main. 1953 durch die Goethe-Universität 
erbaut, wurde es nach Leerstand 2003 besetzt und zum „Institut für Vergleichende 
Irrelevanz“. 2012 wurde das denkmalgeschützte Gebäude für etwa eine Millionen 
Euro an die Franconofurt AG verkauft (also privatisiert), die kurz darauf die 
Räumungveranlasste. Zwei Jahre später ginges ohne bauliche Veränderung (außer 
Verfall) für zwei Millionen Euro an einen neuen Eigentümer, der es ohne Erlaubnis 
des Denkmalamts entkernen lies. 2017 schließlich bot die Immobiliengesellschaft 
Apollo Living das Gebäude für 2,9 Millionen Euro an (Vollstädt/Mayer 2017). 

Der Umfang der Verkäufe und Käufe gebauter Umwelt sowie von Grund 
und Boden lässt sich dem vom „Arbeitskreis der Oberen Gutachterausschüsse, 
Zentralen Geschäftsstellen und Gutachterausschüsse“ (AK OGA 2017) zusam- 
mengestellten „Immobilienmarktbericht Deutschland“ entnehmen. Die in der 
aktuellsten Ausgabe zusammengestellten Transaktionsvolumen von Immobilien 
(inklusive bebautem und unbebauten Grund und Boden) lassen sich folgender- 
maßen zusammenfassen: Nach einem kriseninduzierten Rückgang des Trans- 
aktionsvolumens von 2007 bis 2009 ist von 2009 bis 2016 ein steter Anstieg des 
Geldumsatzes bei Immobilientransaktionen von 129,8 Milliarden Euro auf237,5 
Milliarden Euro (davon 155,7 Milliarden Euro im Bereich Wohnimmobilien) zu 
verzeichnen. Im selben Zeitraum stieg die Anzahl der Transaktionen kaum an, 
die einzelnen Transaktionen sind mithin deutlich teurer geworden. Das kann 
auch an Größe und Qualität der veräußerten Immobilien liegen, verweist aber 
vor allem aufeinen allgemeinen Preisanstieg. 

Auch bei den Immobilientransaktionen sind deutliche räumliche Unterschiede 
zwischen Siedlungstypen zu verzeichnen. Allein ein Viertel des Gesamtum- 
satzes ist in den „Big 7“ angefallen, den sieben Metropolen mit über 600.000 
Einwohner*innen (Berlin, Hamburg, München, Köln, Frankfurt am Main, Stutt- 
gart und Düsseldorf), in denen nur knapp 12 Prozent der Bundesbevölkerung 
leben (ebd.: 24f.). In den jeweils linken Säulen in Abb. 4 ist dargestellt, wie sich 
der Geldumsatz aller Immobilientransaktionen auf Siedlungstypen verteilt. Den 
jeweils rechten Säulen ist zu entnehmen, dass die Geldumsätze pro Transaktion 
mit der Größe bzw. der Dichte des Siedlungstyps deutlich abnimmt. 

Mit Immobilientransaktionen wurde nach der Finanz- und Wirtschaftskrise 
2007/08 deutlich mehr Geld umgesetzt als zuvor, insbesondere in Metropolen 
und Großstädten. Hier zeigen sich Anzeichen für ein quantitatives Wachstum 
des sekundären Kapitalkreislaufs, in den Kapital - zu einem großen Teilin Form 
von Krediten - fließt, für das anderswo keine entsprechend günstigen Verwer- 
tungschancen geschen werden. 
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Abb. 4: Geldumsatz aller Immobilientransaktionen in 100 Mio. € (linke Säule) 

und Geldumsatz pro Immobilientransaktion in 1.000 € (rechte Säule) in 
Deutschland 2016 nach Stadt- und Kreistypen; Quelle: AK OGA (2017: 

25). Die Kategorien sind: Metropolen, identisch mit den „Big7“ (> 600.000 
Einw.), Große Großstädte (500.000 bis unter 600.000 Einw.), Kleine Groß- 
städte (100.000 bis 500.000 Einw.), Kreisfreie Mittelstädte (20.000 bis unter 
100.000 Einw.), Kreisangehörige Mittelstädte und Städtische Kreise, Ländli- 
che Kreise mit Verdichtungsansätzen und dünn besiedelte ländliche Kreise. 


100 Mio.€ ETsd. €/Trans. 


(Boden-)Spekulation? 


Ob die allgemeine Zunahme des Geldumsatzes bei Immobilientransaktionen 
mit Spekulation im engeren Sinn einhergeht, also mit Käufen angetrieben von 
der reinen Hoffnung auf Preissteigerung bis zum mehr oder weniger baldigen 
Weiterverkauf (in Abb. 1 dargestellt als ß in „Ver-/Kauf N“), ist umstritten. Der 
sprunghafte Anstieg des Geldumsatzes aller Immobilientransaktionen um 14 Pro- 
zent von 2014 auf 2015 lässt zwar laut AK OGA (2017: 19) „nicht den Schluss zu, 
dass es sich um zunehmend spekulativ veranlasste Käufe bzw. Verkäufe handelt“; 
er kann aber gleichwohl als Hinweis auf solche Spekulationsprozesse gedeutet 
werden. Mehr als einen solchen ersten Hinweis kann die Entwicklung auf Bun- 
desebene angesichts der komplett unterschiedlichen Situation an verschiedenen 
(Typen von) Orten sowie bei verschiedenen Gebäudetypen ohnehin nicht liefern. 
Deutlichere Hinweise auf eine Spekulationsblase finden sich in Bezug auf die 
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Entwicklungen der Bodenpreise in Großstädten mit angespannten Wohnungs- 
märkten und hohen Mieten, und dort v.a. in Bezug auf Mehrfamilienhäuser. 

Spekulation kann sowohl auf Preissteigerungen der gebauten Umwelt als auch 
desBodensabzielen. Im ersten Fall steigt, marxistisch formuliert, bei erfolgreicher 
Spekulation der Preis unabhängig vom Wert des Gebäudes, in Abb. 1 also das 
G in „W - G“ von „Ver-/Kauf N“. Im zweiten Fall ist die Preisfestlegung von 
vorneherein spekulativ (weshalb Spekulation in Bezug aufden Boden auch schon 
in „Ver-/Kauf 1“ in Abb. 1 stattfinden kann). Weil Boden kein Arbeitsprodukt 
ist, basiert sein Preis, anders als jener von Waren, nicht auf der gesellschaftlich 
durchschnittlich notwendigen Arbeitszeit, die bei ihrer Produktion verausgabt 
wurde, sondern ausschließlich auf den Einnahmen, die durch die zukünftige 
Nutzung, Verpachtung oder Vermietung des Bodens zu erzielen ist. Diese er- 
rechnete bzw. erhoffte zukünftige Grundrente wird kapitalisiert und damit zum 
Bodenpreis (in Abb. 1 dargestellt mit „Gr - G“). 

Wird Boden zusammen mit einem darauf befindlichen Gebäude verkauft, 
ist nicht exakt zu bestimmen, welcher Teil des Kaufpreises allein auf den Boden 
entfällt.‘ Aussagekräftiger ist ein Blick auf die Preise für Bauplätze, also für un- 
bebauten, erschlossenen und genehmigungsfähigen Baugrund (in Abb. 1 „Ver-/ 
Kauf I“, „Gr - G“). Der Geldumsatz bei Transaktionen mit Bauplätzen machte 
2016 22,6 Milliarden Euro oder knapp 10 Prozent des Gesamtgeldumsatzes mit 
Immobilien aus. Dieser Anteil blieb seit 2009 konstant, d.h. die Baulandpreise 
steigen in derselben Geschwindigkeit wie die Immobilienpreise insgesamt. 

Betrachtet man nur die Preisentwicklung für Eigenheimbauyplätze (die 2016 
72 Prozent aller Baulandtransaktionen ausmachten) seit 1980°, zeigt sich für 
die alten Bundesländer ein langsamer Preisanstieg bis ca. 2000, dann kaum 
Veränderungen bis ca. 2010 und seitdem ein starker Preisanstieg. Die neuen 
Bundesländer zeigen aufgrund der spezifischen Bauzustands-, Eigentums- und 
insbesondere Fördersituation der Nachwendezeit eine abweichende Entwicklung: 
starker Preisanstieg 1991-1998, anschließend Preisabfall um rund die Hälfte des 
vorherigen Anstieges bis 2008, ab 2010 schließlich erneuter Preisanstiegauf etwa 
das Niveau von 1998 (AK OGA 2017: 160). 

Für die Höhe der Bauplatzpreise ist ihre Lage wesentlich, weil je nachdem 
ganz unterschiedliche zukünftige Einnahmen aus Nutzung, Verpachtung oder 
Vermietung möglich sind. Das gilt innerhalb von Städten ebenso wie im Ver- 
gleich zwischen Städten und Gemeinden. So lagen die Durchschnittswerte von 


4 Um sich einen Überblick zur Bodenpreisentwicklung zu verschaffen schätzen Gutach- 
terausschüsse diese auf Basis von Transaktionen auch dann, wenn Gebäude und Boden 
gemeinsam die Besitzer*in wechseln, vgl. Schipper (2013). 

5 Die Datenlage ist hier leider v.a. für die erste Hälfte dieser Periode lückenhaft. 
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Eigenheimbauplätzen in 2016 auf einer extremen Spanne von 10 Euro/m? im 
Saale-Orla-Kreis (Thüringen) bis 1.600 Euro/m? in München (AG OGA 2017: 2). 

Sind die - räumlich differenzierten - Preiszuwächse bei Eigenheimbauplätzen 
seit 2010 ein weiterer Hinweis auf Spekulationsprozesse, so werden diese bei 
Bauplätzen für Mehrfamilienhäuser noch deutlicher. Abb. 5 zeigt (bei anderem 
Maßstab an der x-Achse) nach derselben Logik wie in Abb. 4, den Geldumsatz 
bei Bauplätzen für Mehrfamilienhäuser für 2016. Weil es hier vor allem auf die 
Umsätze und Durchschnittspreise der Bauplätze in den „Big 7“ im Vergleich 
zum Rest ankommt, wurden die vier Kategorien „Kreisfreie Mittelstädte“, 
„Kreisangehörige Mittelstädte und städtische Kreise“, „Ländliche Kreise mit 
Verdichtungsansätzen“ und „Dünn besiedelte ländliche Kreise“ zu „Sonstige“ 
zusammengefasst. In Abb. 5 wird deutlich, wie schr sich in den Metropolen, in 
denen ja nur knapp 12 Prozent der Bundesbevölkerung leben, die Umsätze mit 
Bauplätzen für Mehrfamilienhäuser (57 Prozent) konzentrieren, und um wieviel 
teurer solche Bauplätze im Schnitt sind (280.487 Euro im Vergleich zu unter 
70.000 Euro in den anderen Kategorien). 


Abb. 5: Geldumsatz bei Bauplätzen für Mehrfamilienhäuser in Deutschland 2016 
nach Stadt- und Kreistypen in Millionen Euro (linke Säule) und Geldumsatz 
pro Bauplatz in 100 Euro (rechte Säule) 
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Ein unlängst viel diskutierter Hinweis auf Spekulation mit Bauland ist die beob- 
achtbare Diskrepanz zwischen der Anzahl an Baugenehmigungen sowie jener an 
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Baufertigstellungen in verschiedenen Städten. Diese Art der Bodenspekulation, 
bei der Bauland gehortet, aber nicht genutzt wird, „beschränkt sich auf die Me- 
tropolen und dort auf den Markt der Grundstücke für Mehrfamilienhausbau“ 
(Waltersbacher 2017: 15). Dies treibt die Kosten beim Bau von Mietwohnungen 
in den ohnehin schon teuersten Gebieten zusätzlich in die Höhe, die dann mit 
höheren Mieten wieder hereingeholt werden müssen. Nach Waltersbacher (ebd.) 
führen „[h]Johe, womöglich spekulative Grundstückspreise [...] zu erhöhten Net- 
toanfangsmieten von 14 bis 16 Euro. Bei durchschnittlichen Grundstückspreisen 
liegen diese cher bei 10 bis 12 Euro.“ 

Solcher Spekulation könnte mit einer „Grundsteuer C“‘ auf Brachflächen 
entgegengewirkt werden, wie sie im Koalitionsvertragvon Union und SPD steht. 
Für noch geeigneter halten viele Expert*innen eine reine Bodenwertsteuer, wie sie 
das Bündnis „Grundsteuer: Zeitgemäß!“ fordert, das unter anderem Deutscher 
Mieterbund, IG BAU, Fachverbände von Architekt*innen und Planer*innen 
sowie zahlreiche Bürgermeister unterstützen (Weber 2018). Weitere progressive 
Vorschläge zu Änderungen in Bodenbesteuerung und -politik sowie bodenbezoge- 
nem Planungsrecht finden sich in der „Bodenpolitischen Agenda“ des Deutschen 
Instituts für Urbanistik und des Bundesverbandes für Wohnen und Stadtent- 
wicklung (2017). Da die Verfassungsmäßigkeit der Grundsteuer derzeit vom 
Bundesverfassungsgericht geprüft und vermutlich Änderungsbedarf festgestellt 
wird (eine Entscheidung steht noch im Frühjahr an), wird sich bald zeigen, ob die 
Kräfteverhältnisse dazu geeignet sind, die Bodenspekulation zurückzudrängen. 


Fazit 


Zwei Aspekte der jüngeren Entwicklung des sekundären Kapitalkreislaufs in 
Deutschland wurden in diesem Beitrag näher betrachtet: Investitionen in gebaute 
Umwelt sowie Transaktionen von gebauter Umwelt und Boden. In Abb. 1 sind 
das „KreislaufI“ und „Ver-/Käufe N“ bzw. „Ver-/Käufe 1“. Alszentrale Ergebnisse 
lassen sich festhalten, dass in der BRD in Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise 
2007/08 in beiden Bereichen ein Anstieg des investierten Kapitals zu verzeichnen 
ist; dass diese Kapitalströme sich auf die größten Großstädte konzentrieren; 
dass dort die Spekulationsaufschläge beim Boden sowie die Fokussierung auf 
gehobenen und Luxuswohnungsbau zu steigenden Mieten führen (also „Kreis- 
lauf II“ in Abb. 1 unter Druck setzen); und dass damit die Gefahr von lokalen 
Blasenbildungen einhergeht. Alle anderen in Abb. 1 skizzierten Zusammen- 


6 Grundsteuer A wird auf landwirtschaftliche Flächen erhoben, Grundsteuer B auf alle 
anderen bebauten oder bebaubare Grundstücke. 
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hänge im Bereich des zinstragenden und des fiktiven Kapitals („Kreislauf III“ 
bis „Kreislauf VII“), mussten aus Platzmangel außen vor bleiben. Dasselbe gilt 
für die politischen Weichenstellungen, die für die spezifische Ausprägung der 
Entwicklung jeder Kapitalzirkulation zentral sind. Gleichwohl lässt sich allein 
auf Ebene der hier skizzierten Kapitalflüsse folgern, dass das überakkumulierte, 
anlagesuchende Kapital der „WallofMoney“ sich unter anderem in Investitionen 
in den (Luxus-)Wohnmarkt hierzulande materialisiert und damit die Mieten 
in vielen Städten steigen lässt, worunter vor allem Haushalte mit niedrigen und 
mittleren Einkommen zu leiden haben. 
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PROKLA 192: Das neue Europa 


Die jüngste Krise hat tiefe Spuren in der Europäischen Union hinterlassen. Heute, 
zehn Jahre nach ihrem Ausbruch hat sich das Gesicht der EU im Allgemeinen 
und der Eurozone im Besonderen mitsamt ihrer spezifischen Architektur deutlich 
verändert. Trotz des zwanghaften Optimismus seiner Eliten, die nicht müde 
werden zu betonen, dass die EU die Wirtschaftskrise hinter sich gelassen und auf 
einen neuen Wachstumspfad eingeschwenkt ist, bleibt die EU in einer schweren 
Existenzkrise. Noch gravierender als die wirtschaftlichen Krisenerscheinungen 
sind die politischen Erosionsprozesse. Das Vertrauen in die EU verbleibt auf 
dem niedrigsten Stand ihrer Geschichte. In der Krise gab es zahlreiche Proteste 
und Demonstrationen. Was ist aber davon übriggeblieben? Wo stehen die linken 
Parteien in Europa heute, angesichts von schweren politischen Erschütterungen 
infolge der Krise und dem Aufstieg der Rechten in vielen europäischen Mitglieds- 
staaten? Das alles wirft die Frage auf, welche Alternativen wir eigentlich zu jener 
Europäischen Union haben, die bisher vor allem eine Wirtschaftsintegration 
unter neoliberalen Vorzeichen war. Braucht es eine Republik Europa, eine Neu- 
gründungdurch eine verfassungsgebende Versammlung oder gar ihre Auflösung 
und Rückkehr zum Nationalstaat? 
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Zur Finanzialisierung und Industrialisierung 
der unternehmerischen Wohnungswirtschaft 


Der vorliegende Beitrag untersucht die Entwicklung großer kapitalmarktorien- 
tierter Wohnungskonzerne wie Vonovia SE, Deutsche Wohnen AG oder LEG 
Immobilien AG als eine spezifische Ausprägung der Finanzialisierung des Woh- 
nungswesens (vgl. Aalbers 2016), für die ich den Begriff finanzialisierte Indust- 
rialisierung der unternehmerischen Wohnungswirtschaft vorschlage. Denn die in 
die globalen Kapitalmärkte integrierten Immobilienunternehmen unterwerfen 
Handel, Bewirtschaftung, Vermietung und Produktion ihrer Wohnungen stan- 
dardisierten Finanzkalkülen und automatisierten Verfahren. 

Seit Ende der 1990er Jahre wurde in Deutschland die während des Fordis- 
mus und des Staatssozialismus geschaffene Wohnungsinfrastruktur in großem 
Umfang an Private-Equity-Fonds verkauft. Es war eine „Akkumulation durch 
Enteignung“ (Harvey 2005) mit weitreichenden Folgen. Die Wohnungen und 
alle ihre Bestandteile befinden sich seitdem in einem Prozess fortschreitender 
Subsumtion unter die Kalküle, Verfahren und Strukturen der globalen Finanz- 
industrie (Busch 2012). Nach einer Verzögerung durch die Finanzkrise wurden 
diese Private-Equity-Plattformen ab etwa 2012 umgeschuldet und weiterver- 
äußert, zumeist in Form von Börsengängen. Das Management der jeweiligen 
Konzerne wurde unabhängiger und damit in die Lage versetzt, den Anlagedruck 
der internationalen Kapitalmärkte und die erhöhte Wohnungsnachfrage in den 
deutschen Städten systematisch für die Steigerung der Immobilienwerte und 
der Rentabilität der Wohnungsbewirtschaftung zu nutzen. Zugleich kam es zu 
einem starken Konzentrationsprozess, der die heute im DAX notierte Vono- 
via SE als Markt- und Innovationsführerin hervorbrachte. Das Kerngeschäft 
der so entstandenen finanzindustrielln Wohnungskonzerne ist die Nutzung 
der vermieteten Immobilien für die Konstruktion global konkurrenzfähiger 
Finanzanlageprodukte, deren Renditen vor allem aus steigenden Vermietungs- 
ergebnissen erwirtschaftet werden. Unter Anwendung automatisierter Verfahren 
werden mietrechtliche Spielräume, Mietdifferenzen sowie die soziale und mentale 
Disposition der Mieterschaften ebenso ausgenutzt wie Optimierungspotenziale 
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in der Finanzierung, der Steuerbelastung, der Wohnungsverwaltung oder der 
Unternehmenskommunikation. Durch territoriale Expansion, Insourcing und 
die Entwicklung neuer Geschäftsfelder versuchen die Konzerne, ihre Kontrolle 
über für sie attraktive Wohnungsmärkte, Lieferketten und Dienstleistungen 
auszubauen und digital zu vernetzen. 

Im Folgenden skizziere ich zunächst einen kategorialen Rahmen für die Ana- 
lyse der verschiedenen Stufen der Finanzialisierung der Wohnungswirtschaft 
und ihrer Industrialisierung. Nach einer kurzen Übersicht über das Segment der 
finanzindustriellen Wohnungskonzerne in Deutschland benenne ich einige ihrer 
Transformationsfelder und Trends. Zum Schluss werfe ich Schlaglichter auf die 
Grenzen und Widersprüche sowie die Perspektiven sozialer Wiederaneignung 
des finanzindustrialisierten Wohnungswesens. 


Was sind „finanzindustrielle Wohnungskonzerne”? 


In Deutschland und anderen industriekapitalistischen Ländern ist das Eigentum 
an Wohnimmobilien seit der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts idealtypisch in 
vier Hauptsegmente gegliedert: selbstgenutztes Wohnungseigentum; individuelle, 
private Kleinvermietung; staatliche, genossenschaftliche und gemeinnützige 
Wohnungsversorger; professionelle, private Wohnungsunternehmen.' Das seit 
Anfang des 21. Jahrhunderts neu entstandene Segment finanzialisierter Woh- 
nungsvermieter ist eine Sonderform privater Wohnungsunternehmen, bei der 
die Kalküle der Konstruktion und Vermarktung von Finanzanlageprodukten 
die wohnungswirtschaftlichen Aktivitäten dominieren. In Deutschland umfasst 
dieses Segment derzeit mindestens 1,2 Millionen Wohnungen’. Es hatssich direkt 
aus Deregulierungen und Privatisierungen chemals öffentlicher und gemeinnüt- 
ziger Wohnungsunternehmen entwickelt.? Die „Corporate Landlords“ (Fields 


l Genossenschaften, öffentlich verbundene Wohnungsunternehmen und Akteure ohne 
Erwerbszweck kontrollieren etwa 22,7 Prozent des Mietwohnungsbestandes, wobei die 
Übergänge zu privatwirtschaftlichen Unternehmen (ca. 13%), darunter finanzindustri- 
ellen Vermietern (mind. 5,2 %), fließend sind. (Einschätzung auf Basis Zensus 2011). 

2 Diese Einschätzung beruht auf einer eigenen Aufstellung auf der Basis von Unternch- 
mensveröffentlichungen und mietrechtlichen Korrespondenzen (Stand März 2018). Die 
Summe der erfassten Wohnungen in Deutschland umfasst gut 1,1 Millionen Wohn- 
einheiten, davon gehören gut eine Million Wohneinheiten direkt oder über eine Zwi- 
schenholding zum Eigentum börsennotierter Wohnungsunternehmen. Die Annahme 
einer Dunkelziffer von knapp 100.000 Wohnungen im Eigentum nicht börsennotierter 
finanzmarktorientierter Akteure (Fonds etc.) ist vorsichtig. 

3 In US-Städten und in Spanien sind finanzialisierte Vermietungen cher das Ergebnis der 
Akquisition zwangsverwalteter Wohnungen und Abwicklungsportfolien. 
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2014) waren in Deutschland kein Resultat, sondern der Ausgangspunkt der 
Entwicklung des finanzialisierten Immobilienkapitals. 

Die Wohnungen des finanzialisierten Sektors wurden in der Regel unter 
öffentlich regulierten Bedingungen und unter Einsatz öffentlicher Mittel von 
ehemals gemeinnützigen Wohnungsunternehmen oder von staatlichen Orga- 
nisationen geschaffen, um breite Schichten der Bevölkerung zu versorgen. Mit 
der Abschaffung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes (Unger 2013) und 
der Auflösung der DDR-Institutionen wurden 1990 die Voraussetzungen dafür 
geschaffen, dass diese Wohnungen privatisiert und aufden Immobilienmärkten 
gehandelt werden konnten.‘ Aber erst, nachdem zehn Jahre später die Bedingun- 
gen zur Finanzialisierung geschaffen worden waren, kam es zu umfangreichen 
Privatisierungen und anderen Verkäufen (vgl. Kofner 2013). 


Entfesselung der Warenform der Mietwohnung 


Anders als bei selbstgenutzten Immobilien und den meisten Konsumgütern ist 
die Finanzialisierungder Mietwohnungen unabhängigvon der Form ihrer Finan- 
zierung bereits in ihrem spezifischen Charakter als verlichenem Warenkapital 
(Brede/Kohaupt 1975) und als fiktivem Kapital‘ angelegt. Die volle Entfaltung 
dieser Potenziale setzt freilich einen entwickelten, freien Kapitalverkehr und ein 
günstiges regulatives Umfeld voraus. Die ungebremste private Verfügungsgewalt 
über die Mietwohnungen hat historisch die Reproduktionskosten der Arbeits- 
kraft in einem für das Industriekapital dysfunktionalen Umfang verteuert. Das 
aus ihr resultierende Wohnungselend hat die Staatsmacht delegitimiert. Aus 
diesen Gründen wurde die private Verfügungsgewalt über Mietwohnimmobilien 
staatlich eingeschränkt und um Rahmenbedingungen und Fördermittel für 


4 Bis zu einem gewissen Grad ist es ein „deutscher Sonderweg‘“, dass im Zuge der Neolibe- 
ralisierung die Massenwohnungen nicht wie in England („right to buy“) oder in vielen 
osteuropäischen Ländern überwiegend einzelprivatisiert, sondern direkt an Großanleger 
veräußert wurden. 

5 Die Mietwohnung ist Warenkapital, das verlichen wird, ohne dass bei dessen Nutzung 
Mehrwert produziert wird. Der von Brede/Kohaupt (1975) parallel verwendete Begriff 
„Leihkapital“ ist streng genommen dem Produktionsprozess vorbehalten. 

6 Der Begriff „fiktives Kapital“ hat in unserem Zusammenhang mindestens drei Bedeu- 
tungen: Erstens ist ein Teil des in Mietwohnungen verkörperten Kapitals deshalb fiktiv, 
weil die Mieten weit über die Refinanzierung der Erstellungs- und Erhaltungsaufwen- 
dungen hinaus Monopolrenten darstellen. Zweitens fließen in die Zeitwertbestimmung 
der Immobilien Diskontierungen zukünftiger Mietzahlungsströme ein. Drittens sind 
die Renditeansprüche von Aktionären und Anleihchaltern nicht mit Verfügungsgewalt 
über das eingesetzte Kapital verbunden. 
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regulierte Sektoren eines renditebeschränkten Mietwohnungsneubaus ergänzt, 
in Deutschland durch die sogenannte Wohnungsgemeinnützigkeit. 

Nach dem Zweiten Weltkriegwurden Mietpreisregulation bzw. Mieterschutz, 
öffentliche Wohnungsbauförderung und Begünstigung renditebeschränkter, 
gemeinnütziger Wohnungsbauakteure zu den Säulen der politischen Regulation. 
Die Orientierung auf die Wohnungsversorgung „breiter Schichten des Volkes“ 
(IH. Wohnungsbaugesetz) beruhte aufeiner spezifischen Klassenkonstellation. Da 
dasin Banken organisierte Finanzkapital die Güterindustrie weitgehend steuerte, 
bestand ein starkes gesamtkapitalistisches Interesse an der Reproduktion diszip- 
linierter Arbeitskraft mithilfe normalisierter Kernfamilien, die eine Steigerung 
des Konsums der Massengüter und die sozialpartnerschaftliche Einbindung 
der ArbeiterInnen ermöglichte. Die nach einheitlichen Standards massenhaft 
produzierten, autogerecht angesiedelten Sozialwohnungen waren ein wichtiger 
Teil der Reproduktionsbedingungen, was voraussetzte, dass ihr Finanzialisie- 
rungspotenzial „eingefroren“ wurde. 

Als die Massenproduktion ab Ende der 1960er Jahre in die Krise geriet, wurde 
auch die fordistisch regulierte Massenwohnungsversorgung zunehmend obsolet. 
Mit dem Ende der Vollbeschäftigung fiel eines der zentralen Motive dafür weg, 
Wohnungen für die Arbeitskraft vorzuhalten. Die Hochzinsphase der 1970er 
Jahre verteuerte den sozialen und gemeinnützigen Wohnungsbau, der aufgrund 
seiner Großsiedlungsformen auch immer unpopulärer wurde. Aus dieser mul- 
tiplen Krise entwickelte sich im Kontext der Neoliberalisierung ein Prozess der 
Zurückdrängungdes „sozialen“ Massenwohnungsbaus und seiner Institutionen. 
Mit der Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit 1990 wurde die Verwand- 
lung der Wohnungsinfrastruktur der Fabrikgesellschaft in vermarktbares „Be- 
tongold“ besiegelt. Die Mobilisierung des aus seiner fordistischen Einfriedung 
„befreiten“ Immobilienkapitals wurde zu einer der Triebfedern und Schauplätze 
des Shareholder-Value-Kapitalismus, der in den 1990er Jahren die Verflechtungen 
von Banken und Industrieunternehmen in der „Deutschland AG“ zersetzte. Alle 
Bestandteile der Unternehmen, so auch die Werkswohnungen, wurden aufihren 
monetären Beitrag für das Gesamtergebnis überprüft. Die Wohnungsbestände 
erschienen nunals „stille Reserven“ mit einem potenziell hohen Marktwert. Die 
innerhalb der fordistischen Akkumulation geschaffene industriell-gesellschaft- 
liche Infrastruktur verselbständigte sich zu einem eigenen Geschäftsfeld der 
Immobilienverwertung auf den Finanzmärkten. 
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Heute befinden sich in Deutschland etwa 1,2 Millionen Wohnungen im direk- 
ten Eigentum von 20 Konzernen oder Firmen, die wir eindeutig der Kategorie 
finanzmarktorientierter oder finanzakteurgesteuerter Wohnungsvermieter 
zuordnen können. Etwa 748.000 Wohnungen gehören zum Besitz von vier gro- 
ßen, börsennotierten Konzernen: der Vonovia SE (375.000 Wohnungen ohne 
Bestände in Österreich), der Deutsche Wohnen SE (161.000 Wohnungen), der 
LEG Immobilien AG (129.000 Wohnungen) und der TAG Immobilien AG 
(83.000 Wohnungen). Diese vier Unternehmen ordne ich der Gruppe der finan- 
zindustriellen Wohnungskonzerne im engeren Sinne zu, unter anderem deshalb, 
weil sie markante Überschneidungen bei ihren größten Aktionären aufweisen.” 
Ein weiteres gemeinsames Alleinstellungsmerkmal der vier Konzerne ist ihre 
strategische Ausrichtung auf Wachstum in der unteren und mittleren Preisklasse, 
die Bestandsinvestitionen („Modernisierungen“) einschließt. Und schließlich ist 
der Sektor intern verflochten.® 

Der mit Abstand größte und innovativste finanzindustrielle Vermietungskon- 
zern ist die im DAX 30 notierte Vonovia SE. Sie ist nach der Übernahme der 
GAGFAH im Jahre 2015 aus der Deutschen Annington hervorgegangen. Das 
aggressive Wachstum und das systematisch verfolgte Modell finanzwirtschaftli- 
cher Wertsteigerung mittels wohnungswirtschaftlicher Industrialisierungmacht 
die Vonovia SE zu einem „Prototyp eines industrialisierten Wohnungsunter- 
nehmens“ (Kofner 2018a) und zu einem Trendsetter für die unternehmerische 
Wohnungswirtschaft insgesamt. 


7 Am 10. Mai 2018 war die MFS Investment Management mit Anteilen von 3 (Vonovia) 
bis 11,4 (TAG) Prozent an allen vier Unternehmen beteiligt. Fonds des weltgrößten Ver- 
mögensverwalters BlackRock Inc. (über 6,3 Billionen US-Dollar verwaltetes Vermögen) 
waren an diesem Tag mit Anteilen zwischen 5 und 10,7 Prozent wichtige Aktionäre der 
vier Konzerne. Der Pensionsfonds des norwegischen Staates war mit Anteilen von 3,5 bis 
7,3 Prozent bei Vonovia, Deutsche Wohnen und TAG vertreten (Quellen: Internetseiten 
der Unternehmen am 10.5.2018). Das heißt: die wesentlichen „Ankeraktionäre“ sind 
allesamt selbst Kapitalsammelstellen, institutionelle Finanzmarktakteure. 

8 Die Vonovia war am 10.5.2018 mit 5 Prozent an der Deutsche Wohnen AG beteiligt, der 
Rest eines feindlichen Übernahmeversuchs im Jahr 2015. Es gibt auch Anzeichen einer 
brancheninternen Arbeitsteilung, etwa die Übernahme von Wohnungsbeständen der 
Vonovia im nördlichen Ruhrgebiet durch die LEG. 
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Ein wesentlicher Unterschied der finanzindustriellen Wohnungskonzerne zu 
den gemeinnützigen Wohnungsunternehmen ist ihre Handelsorientierung. Als 
die öffentliche Hand und Industrieunternehmen zwischen den Jahren 2001 und 
2008 sowie um 2012 zahlreiche Wohnungsbestände an Private-Equity-Fonds 
verkauften, wurden damit bis heute anhaltende Transaktionsketten eingeleitet. 
Bereits ab 2014/2005 wurden die kurz zuvor erworbenen Immobilienfirmen 
von den Private-Equity-Fonds mit Aufschlag weiter veräußert. Da seit einigen 
Jahren keine „frischen“ Wohnungen der öffentlichen Hand oder Industrie mehr 
aufden Markt kommen, haben wir es inzwischen nur noch mit Wiederverkäufen 
zu tun, die Immobilien zirkulieren nunmehr innerhalb der Finanzsphäre. Ge- 
handelt werden dabei aus steuerlichen Gründen in den meisten Fällen nicht die 
Immobilien selbst, sondern die Geschäftsanteile an den Immobilien haltenden 
Objcektgesellschaften, inzwischen überwiegend als Aktien. 

Mithilfe von Verkehrswertberechnungen kann die Finanzindustrie auch 
einen erst noch zu erwarteten Handelsgewinn bilanziell antizipieren, was eine 
der Hauptquellen für die Bildung „fiktiven Kapitals“ darstellt. Die bilanziellen 
Verkehrswerte der Immobilien werden jährlich nach den internationalen Rech- 
nungslegungsstandards der IFRS (vgl. Serfati 2012: 536) aktualisiert, und zwar 
auf der Basis eines diskontierten Cashflows aus Mieten und anderen Zahlungen 
der nächsten zehn Jahre. Bei der Vonoviabetrugen die nicht zahlungswirksamen 
Gewinne aus der Neubewertung der Immobilien in den drei Jahren 2015 bis 
2017 insgesamt 8 Milliarden Euro, das heißt 83 Prozent der Konzernergebnisse 
vor Steuern. Da diese Ergebnisse überwiegend in die Gewinnrücklage eingestellt 
werden, kommt es über die Jahre zu einer gigantischen Aufblähung des „Eigen- 
kapitals“. Das bilanzielle Eigenkapital der Vonovia wird für 2017 mit 16,7 Mrd. 
Euro angegeben. Bereinigt man dieses um die Wertzuschreibungen seit 2011, so 
reduziert sich das Eigenkapital des Konzerns auf 7,6 Mrd. Euro (vgl. Kofner 2018). 
Bei der Deutsche Wohnen AG sind die Bewertungsgewinne im Verhältnis ihrer 
viel geringeren Bilanzsumme noch ausschlaggebender. Um 1,7 Milliarden Euro 
stieg der fiktive Immobilienwert im Jahr 2015, 2,7 Milliarden Euro waren es 2016. 
Das Verhältnis der seit 2013 angehäuften Bewertungsgewinne zum Eigenkapital 
beträgt hier 66 Prozent. Aus der „Flußgröße“ antizipierter Mietzahlungen wird so 
„fiktives“ Immobilienkapital. Dies darfjedoch nicht zu dem Fehlschlussverleiten, 
dieses fiktive Kapital entspringe bloßen Bilanztricks individueller Unternehmen 
oder es handle sich um „spekulative Übertreibungen“. Die mittels des „Discoun- 
ted Cashflow“-Modells standardisierte Kapitalisierungder Zahlungserwartungen 
entspricht global vereinbarten Bilanzierungskonventionen der Finanzindustrie. 
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Zwischen dem Mietwohnungs- und dem Finanzsektor bestehen aufgrund des 
großen Finanzbedarfs des Mietwohnungsbaus, seiner Eignungals Wertspeicher 
und der großen reproduktiven und infrastrukturellen Bedeutungtraditionellenge 
Beziehungen. Während des Fordismus bestand diese Beziehungim Wesentlichen 
darin, dass die Banken und Bausparkassen aus ihren Einlagen Baukredite zur 
Verfügungstellten, die nach strengen Kriterien mit dem Ziel einer vollständigen 
und dauerhaften Tilgung zurückgezahlt wurden. In den finanzindustriellen 
Wohnungskonzernen hat sich die Beziehung zur Finanzwirtschaft umgekehrt. 
Kredite werden nicht mehr aufgenommen und gewährt, um Finanzierungslücken 
bei der Produktion oder Erneuerung von Wohnungen zu schließen. Vielmehr 
werden Wohnungen erworben, um diese mit Zinsen und Dividenden „belasten“ 
zu können. Ziel ist nicht mehr die Tilgung der auf den Wohnungen lastenden 
Kredite, sondern die Besicherungeiner im Grunde endlosen Reihe von Schulden 
durch das Immobilienvermögen. Diese Schulden bestehen nur noch zum Teil bei 
externen Banken, sondern überwiegend aus Anleihen und Verbriefungen, die von 
dem Immobilienkonzern selbst als Wertpapiere ausgegeben werden. 

In einer ersten Phase um die Mitte der Nullerjahre wurden von Banken ge- 
währte Akquisitionskredite durch die Emission von CMBS-Verbriefungen im 
großen Stil abgelöst. Initiatoren dieser Verbriefungen waren bei den Großvermie- 
tern in der Regel nicht Banken, sondern das Management der jeweiligen Private- 
Equity-Fonds oder der Wohnungskonzerne selbst.” Wie die Verbriefungen der 
US-Subprimekredite, die wesentlich für die Immobilienkrise in den USA ab 
2006 verantwortlich waren, waren auch die CMBS-Papiere der deutschen Woh- 
nungsfinanzindustrie mithilfe komplexer grenzüberschreitender Vertragswerke 
„konkursfest“ konstruiert und direkt mit den beschuldeten Immobilienportfolien 
und verpfändeten Mietzahlungen besichert. Im Falle eines „Kredit-Defaults“, also 
der Verletzung der vertraglich vereinbarten, tiefin die Handlungsspielräume der 
Unternehmen eingreifenden Verschuldungsregeln (coverants), hätte eine anony- 
me Treuhändergesellschaft die Aufgabe gehabt, die Immobilien nach vertraglich 
festgelegten Regeln für die Bondsinhaber abzuwickeln. 

Eine derartige Situation drohte im Zuge der Finanzkrise tatsächlich: Vor 
dem Hintergrund der weltweiten Liquiditätsengpässe stuften die Ratingagen- 
turen mehrere große deutsche Immobilienverbriefungen herab, weil befürchtet 


9 Fürdie Verbriefungen wurden von den Immobilienunternehmen Einzweckgesellschaften 
gegründet, die zeitlich begrenzte Kredite zur Verfügung stellten und zur Refinanzierung 
Anleihen unterschiedlicher, von Ratingagenturen bewerteter, Risikoklassen herausgaben, 
die an den Börsen (meistens der Dubliner Börse) gehandelt wurden. 
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werden musste, dass es Schwierigkeiten bei Ablösung der überwiegend 2013 
fällig werdenden Rückzahlung von etwa 13 Milliarden Euro geben könnte. Mit 
großem Aufwand gelang es den Finanzmanagern der Private-Equity-kontrol- 
lierten Wohnungsplattformen gerade noch rechtzeitig, die Verbriefungen durch 
günstigere und zeitlich stärker gestreute Kredite zu ersetzen, wobei ihnen bereits 
die internationalen Konkurrenzvorteile deutscher Immobilienanlagen zu Gute 
kamen. Die damalige Ablösungder Großverbriefungen war Voraussetzung für die 
Börsengänge der Immobilienkonzerne ab 2013, mit dem die Private-Equity-Fonds 
ihren - krisenbedingt etwas aufgeschobenen - return realisierten. Damit war 
zugleich die zweite und noch andauernde Phase der Refinanzierung eingeleitet. 
Sie wird stark von Zwischenstufen zwischen Eigenkapital- und Fremdkapitalin- 
strumenten wie Hybridanleihen (Vonovia), Wandelanleihen und unbesicherten 
Unternehmensanleihen'” geprägt. Das Vertrauen in die relative Sicherheit dieser 
indirekten Immobilienanlagen ist inzwischen so groß, der Anlagedruck so stark, 
dass auch Unternehmensanleihen mit relativ niedrigen Zinsen angenommen 
werden. Mit strengen Kreditauflagen wie bei den Großverbriefungen der Private- 
Equity-Phase sind die neuen Papiere nicht verschen. Die Konzerne werden in ihrer 
unternehmerischen Handlungsfreiheit kaum noch eingeschränkt. Sie können 
neben Ankäufen auch Bestandinvestitionen finanzieren und damit operatives 
Wachstum generieren, das heißt: wieder „Wohnungswirtschaft“ betreiben. 


Finanzindustrielle Unterwerfung 


Die Unterwerfung der aufgekauften Wohnungsbestände und Unternehmens- 
bestandteile unter die Standards transnationaler Kapitalanleger wäre ohne die 
Durchsetzungsmacht der Private-Equity-Fonds nicht möglich gewesen. Bereits 
im Zuge der Erstkäufe wurden die gesellschaftsrechtlichen Strukturen angepasst. 
Im Wesentlichen besteht ein Immobilienfinanzkonzern heute aus drei Katego- 
rien ineinander verschachtelter Firmen: Zahlreiche Objekt-GmbHs halten die 
Eigentumsrechte an den Immobilien. Rechtlich sind sie der Vertragspartner 
der MieterInnen. Die Anteile an den Objektgesellschaften werden über eine 
oft mehrstufige Hierarchie von der zentralen Holding gehalten, in der die Ent- 
scheidungsfunktionen gebündelt sind. Die dritte Kategorie bilden die Firmen 
für die Funktionen der eigentlichen Wohnungsbewirtschaftung. In diesen ist 


10 Die langfristigen Verbindlichkeiten der Vonovia SE betrugen Ende 2017 insgesamt 14,1 
Milliarden Euro. Davon entfielen mit 10,6 Milliarden Euro drei Viertel auf Unterneh- 
mensanleihen, 1,2 Milliarden Euro auf Bankenkredite und 2,2 Milliarden Euro auf 
Hypothekendarlehen (Vonovia 2018). 
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bis auf wenige Ausnahmen das Personal der Konzerne beschäftigt. Von der 
zunehmend automatisierten Wohnungsverwaltung konzernintern ausgelagert 
sind personalintensive operative Aufgaben wie Hausmeisterdienste, Garten- und 
Wohnumfeldpflege, Kleinreparaturen. Diese Bereiche werden durch Insourcing 
von produktiven Leistungen wie Modernisierung und Projektentwicklung oder 
durch die Übernahme von wohnungsnahen Serviceleistungen wie Kabel- und 
Energieversorgung ergänzt. 

Die Steuerung der unterschiedlichen Betriebsbestandteile erfolgt über ein 
Kennziffernsystem, das durch die internationalen Standards LAS/IFRS geprägt 
ist. Alle Bestandteile des Unternehmens müssen sich an Renditezielen orientieren. 
Mithilfe des Portfoliomanagementsystems werden Wertpotenziale und reztgaps 
(Smith 1984) lokalisiert. Jede Wohnung ist einem bestimmten Portfoliosegment 
mit unterschiedlicher Werthaltigkeit bzw. Mietsteigerungspotenzial zugeordnet. 
Diese Zuordnung, die jedes Jahr angepasst wird, entscheidet darüber, ob ein 
Wohnobjekt als „Non Core“ oder „Non Strategic“ (Vonovia) bei der nächstpas- 
senden Gelegenheit verkauft wird, oder ob in absehbarer Zeit eine umfassende 
„Modernisierung“ mit starken Mieterhöhungen ansteht. Für die Zuordnung 
bemühen sich die Konzerne um standardisierte Kriterien und Datenerhebungen, 
die in das IT-gestützte Steuerungssystem integriert sind. 


Systemzwang Mietenwachstum 


Das zentrale Anlagemotiv für Investitionen in finanzindustrielle Wohnungs- 
konzerne ist die Aussicht auf eine wachsende Rendite aus Mieteinnahmen. Die 
Manager der Konzerne werben bei ihren Anlegern und Analysten deshalb mit 
Aussichten auflangfristige Mietensteigerungen. Die für die nächsten zehn Jahre 
erwarteten Mietsteigerungen fließen in die Berechnung erwarteter Zahlungs- 
ströme (discounted cashflow) ein und bestimmen so die jährlichen Buchgewinne 
der Konzerne ebenso wie Änderungen des bilanziellen Eigenkapitals. Die Höhe 
der Mieten hat zudem unmittelbare Auswirkungen auf die konzernspezifisch 
ausgestalteten Kennziffern zur operativen Deckungder Dividendenausschüttung, 
die funds from operation (FFO). Um eine Abwertung der Immobilien und den 
Eindruck einer Unterdeckung der Dividenden zu vermeiden, sind die Konzerne 
gezwungen, die erwarteten Mieterhöhungen zu einem wesentlichen Teil auch 
durchzusetzen. Bei der Vonovia SE betrug der bereinigte Mietenanstieg im Ge- 
schäftsjahr 2017 durchschnittlich 4,2 Prozent (2016: 3,2%) (Vonovia 2017; 2018). 
Bei der LEG Immobilien AG beliefsich der Anstiegder „freifinanzierten Mieten“ 
2017 im Durchschnitt auf4,1 Prozent (LEG 2018). Im Bundesdurchschnitt kam 
es im Jahr 2017 dagegen lediglich zu einer Erhöhung um 1,7 Prozent (2016: 1,3%). 
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Die Wohnungskonzerne erzielen diese Mietsteigerungen vor allem mithilfe der 
folgenden Methoden: Erstens haben die Konzerne eine größere Anzahl von noch 
öffentlich gebundenen Mietwohnungen erworben, deren Mietpreisbindungen 
nach Rückzahlung öffentlicher Mittel in den nächsten Jahren auslaufen. Zweitens 
können die Unternehmen bei Auszug von MieterInnen ihre Wohnungen meist 
mit einem hohen Aufschlag vermieten.!! Diese „Marktmieten“ dienen dann als 
Orientierungsmargen für Wertberechnungen und für Mieterhöhungen bei den 
BestandsmieterInnen. Drittens versuchen die Konzerne durch massenhaftes, 
nicht immer rechtskonformes, Vorgehen Mieterhöhungen über den örtlichen 
Durchschnitt hinaus durchzusetzen. Die LEG begründet ihre Mieterhöhun- 
gen zum Teil mit drei besonders teuren Vergleichswohnungen aus dem eigenen 
Wohnungsbestand (Unger 2016). Die meisten MieterInnen scheuen gerichtliche 
Auseinandersetzungen. Im Ergebnis heben die Konzerne dort, wo sie größere 
Marktsegmente beherrschen, die ortsüblichen Vergleichsmieten insgesamtan und 
schaffen sich so die rechtlichen Begründungen für die nächste Erhöhungsrunde 
selbst. Viertens lassen sich Steigerungen der Miceterlöse durch Veränderungen der 
Zusammensetzungder Wohnungsbestände erreichen. In den letzten Jahren ist es 
der Vonovia gelungen, erhebliche Teile ihrer ehemaligen Werkswohnungen im 
verarmten nördlichen Ruhrgebiet mit Gewinn an die LEG zu veräußern, wäh- 
rend in teuren „Schwarmstädten“ und insbesondere in Berlin Wohnungen dazu 
kamen. Das höchste Mietenwachstum wird inzwischen aber an B-Standorten 
wie Dortmund oder Essen erzielt.'? 


Wohnungsmodernisierung als „räuberische Formation” 


Bei einer Mieterhöhung wegen Modernisierung (BGB $ 559) muss sich das 
Wohnungsunternehmen nicht an die ortsübliche Vergleichsmiete halten, son- 
dern kann die Jahresmiete unabhängig von der Höhe der bisherigen Mieten und 
der Marktsituation um 11 Prozent der Investitionskosten anheben. Schon für 
KleinvermieterInnen ist diese Methode angesichts der niedrigen Zinsen höchst 
attraktiv: Geld für nicht einmal 2 Prozent Zinsen, verzinst sich, investiertin eine 


11 Gerade in städtischen Quartieren, die lange von mietpreisgebundenen Sozialwohnungen 
geprägt waren, liegt der Abstand zwischen den Bestandsmiceten langjähriger MieterInnen 
und erzielbaren Neuvertragsmieten hoch. 

12 Laut Vonovia-Finanzchef Kirsten soll das Mietenwachstum dort im Jahr 2017 von zwei 
bis drei Prozent auf 10 Prozent gestiegen sein. Dagegen sind die Steigerungsquoten in 
Berlin, Hamburg, München, Stuttgart, Köln und Düsseldorf zum Teil stark gesunken 
(Vonovia 2017b). 
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„Modernisierung“ aufbiszu 11 Prozent'°. Für die finanzindustrielle Wohnungs- 
wirtschaft, die noch günstiger an Kapital kommt, ohnchin nicht auf Tilgung der 
Kredite ausgerichtet ist und die Baumaßnahmen im großen Stil mit vergüns- 
tigten Einkaufspreisen und standardisierten Verfahren durchführen kann, den 
Mietern aber „Marktpreise“ berechnet, ist die Rechnung noch attraktiver. Nach 
Vonovia-Finanzchef Kirsten sind Modernisierungen neben Nachverdichtungen 
das wichtigste „Treibmittel des Mietenwachstums“ (Vonovia 2017). 

Die Vermietungskonzerne verdienen an den sogenannten Modernisierungen 
gleich mehrfach. Erstens lassen sie sich die Erneuerungihrer lange vernachlässig- 
ten Bausubstanz von den MieterInnen bezahlen. Denn die überwiegende Recht- 
sprechungerzwingt bislangnicht, dass das Alter und der Verschleiß alter Bauteile 
in voller Höhe von den umlagefähigen Investitionskosten abgezogen werden. 
MieterInnen sollen sogar dafür beweispflichtig sein, dass eine „Modernisierung“ 
der Reparatur von Schäden diente und deshalb nicht mieterhöhungswirksam ist. 
Zweitens werden die Investitionen bilanziell aktiviert, und die erhöhten Mieten 
führen zu erhöhten Verkehrswerten. Drittens verdienen die Konzerne auch direkt 
an der Ausbeutung der bei ihnen beschäftigten Arbeitskräfte. Insbesondere die 
Vonovia lässt längst einen wachsenden Teil der Arbeiten von eigenen Tochter- 
unternehmen erledigen, die ihre Beschäftigten nicht zu den Tarifbedingungen 
der Immobilienwirtschaft bezahlen. 

In der Organisierung der „Modernisierung“ zeigt sich die finanzialisierte 
Vermietungsindustrie als eine „räuberische Formation“ (Sassen 2017) des Im- 
mobilienkapitals. Das Immobilienkapital treibt MieterInnen mit begrenzten 
Einkommen in die Verarmung, plündert Renten und Sozialhaushalte, führt zu 
Verdrängungen und Neuzusammensetzungen der Miceterschaft. MieterInnen, 
die weder Widerstands- noch Ausweichmöglichkeiten finden, sparen sich die 
Mieterhöhungen buchstäblich vom Munde ab. 

Das Tempo dieser Renditesteigerung auf Kosten der MieterInnen ist hoch, 
aber auch das Potenzial ist groß. Jährlich werden 5 Prozent des Gebäudebestandes 
energetisch modernisiert.'* Inzwischen wird neben der Modernisierungauch die 
Ergänzung der Wohnungsbestände durch Neubau betrieben. Gebäude werden 
aufgestockt oder es werden vorgefertigte Wohnmodule in das Abstandsgrün 
gesetzt. Die neu geschaffenen Wohnungen sind deutlich teurer als die alten, ob- 
wohl keine Grundstücks- und Erschließungskosten anfallen und obwohl mit der 
seriellen Vorfertigung ebenfalls Kosten gespart werden. Für die Investoren stellen 
die „Nachverdichtungen“ nicht nur lukrative Neubauprojekte dar. Vor allem in 


13 Kofner (2018b) errechnet dynamische Gesamtkapitalrenditen zwischen 7 und 8 Prozent. 
14 So Vonovia-CEO Buch bei der Hauptversammlung der Vomovia SE am 9.5.2018. 
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Stadtgebieten mit hoher Nachfrage dienen sie auch der gezielten Gentrifizierung 
der Nachbarschaften, was weitere Mietsteigerungen ermöglicht. 


Kostensenkung und Standardisierung 


Neben Mieterhöhungen ist die systematische Kostenoptimierung der Wohnungs- 
bewirtschaftungund -finanzierungein wesentliches Merkmal der finanzmarkto- 
rientierten Wohnungswirtschaft. Dabei nutzt das Management Verfahrensweisen 
aus der Industrieproduktion. In der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft hatte 
es Bauerneuerungsrücklagen gegeben, die aber im Zuge der Finanzialisierung 
nicht reinvestiert wurden, sodass die Private-Equity-Fonds Wohnungsbestände 
übernahmen, deren Substanz bereits stark erneuerungsbedürftig war. Da die 
Fonds die Wohnungen mit den Schulden der Aufkauflinanzierung belasteten, 
waren keine Reserven mehr vorhanden, um den Instandhaltungsstau abzubau- 
en. Zugleich war es in vielen übernommenen Unternehmen zu einem starken 
Personalabbau gekommen. Ab Mitte der Nullerjahre wurden in vielen Woh- 
nungsbeständen Erscheinungen der Desinvestition sichtbar, die sich im Zuge der 
Finanzkrise noch verschärften. Zahlreiche Heizungsausfälle, Schimmelschäden, 
Mieterbeschwerden und negative Medienberichte über die „Heuschrecken“ waren 
die Folge.” Während einige Wohnungsplattformen in Konkurs und langwierige 
Abwicklungen fielen, zogen die strategisch am besten aufgestellten Konzerne, vor 
allem die Deutsche Annington (heute Vonovia), die Reißleine und modifizierten 
ihr Modellzugunsten einer noch stärker kostenreduzierten Bestandsverwaltung. 
Die Finanzialisierung der Wohnungsportfolien ging über in die finanzialisierte 
Industrialisierung der Wohnungsbewirtschaftung. 

Auch bei diesem Transformationsschritt hatte der Vorgänger der Vonovia, die 
Deutsche Annington, eine Pionierrolle inne. Im Jahr 2008 setzte nach einem 
personellen Führungswechsel eine radikale Umstrukturierung der Wohnungs- 
bewirtschaftung des Unternehmens ein. Die zuvor regionalisierten Wohnungs- 
verwaltungen wurden an einem zentralen Standort in Bochum zusammengefasst. 
Die zentrale Schnittstelle zu den MieterInnen bestand in einem personell extrem 
unterbesetzten Callcenter, in dem Arbeitsgruppen ohne persönlichen Bezugzu 
MieterInnen und Standorten die im IT-System (SAP) abgelegten standardisierten 


15 Zu den Erfahrungen mit den finanzmarktorientierten siche die bis in das Jahr 2003 
zurückreichende Rubrik „Vermieter“ des Mieterforums Ruhr: www.mieterforum-ruhr. 
de. Weitere Berichte und Stellungnahmen finden sich aufder Webseite des MieterInnen- 
vereins Witten www.mvwit.de. „Reputationsschäden“ gelten in den Geschäftsberichten 
der Konzerne bis heute als wichtigste Risikokategorie. (u.a. Vonovia 2018) 
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Aufträge (tickets) abarbeiteten und bei Bedarf auf die voll digitalisierten Mieter- 
akten zugriffen. Die lokale Betreuung wurde durch einen mobilen Außendienst 
ersetzt, der über das gleiche IT-System gesteuert wurde und ebenfalls keinen 
Bezugzu den lokalen Problemen und Menschen hatte. Die Folgen dieser „digital- 
industriellen Revolution“ für die BewohnerInnen und den Konzern waren im- 
mens. Von der Schadensmeldung bis zum Mietvertragsabschluss funktionierte 
zeitweise nichts mehr. Die Lokalzeitungen waren voller peinlicher Berichte, die 
Leerstandzahlen der Deutschen Annington schnellten nach oben. Bereits 2009 
wurde bei der Deutschen Annington ein weiterer Führungswechsel vollzogen. 
Das Prinzip der automatisierten Steuerungscenter und der mobilen Außendienste 
wurde ergänzt durch stationäre Hilfsagenten des IT-Systems. Zur scheinbaren 
Substitution der zuvor abgeschafften lokalen Niederlassungen und Hausmeister 
wurden nun „Objektbetreuer“ eingesetzt, die bei einer neuen Tochterfirma zu 
Bedingungen außerhalb des Tarifs der Immobilienwirtschaft eingestellt wurden. 
Durch das extrem zergliederte Aufgaben- und Berichtssystem werden sie dazu 
gezwungen, den Großteil ihrer Arbeitszeit mit der Freizeichnung von Verkehrs- 
sicherungspflichten an ihren Tablet-Computern zuzubringen'“. 


Die Algokratie automatisierter Vermieter 


Bürokratische Standardabläufe sind nicht nur billig, sie erzeugen auch den not- 
wendigen Subordinationsdruck, damit die MieterInnen freiwillig zahlen. Ein 
weitverbreitetes Beispiel dafür sind die durch die Konzerne in großer Anzahl 
verschickten Zahlungserinnerungen an die MieterInnen. In speziellen Abtei- 
lungen werden die Mietzahlungen verbucht und mit den im System erfassten 
Mietforderungen abgeglichen. Zahlungserinnerungen werden bei Differenzen 
automatisch generiert und nach einem starren Schema (z.B. drei Zahlungser- 
innerungen, Inkassoanwalt, gerichtlicher Mahnbescheid) abgearbeitet. Wird 
nun die Berechtigung einer Forderung bestritten, zum Beispiel bei Prüfung 
der Nebenkostenabrechnung, Geltendmachung einer Mietminderung oder 
Einspruch gegen eine Modernisierungsmieterhöhung, besteht technisch keine 
Möglichkeit, die strittigen Beträge im Buchungssystem zu identifizieren. Die 
Wohnungsverwaltung kann nur mit einer sogenannten Mahnsperre das Sys- 
tem vorübergehend blockieren. Hält sie ihr Thema für abgearbeitet, wird der 
Algorithmus wieder in Gang gesetzt. Damit hat sich das Vermietungssystem 
gegen die weitere Auseinandersetzung um die Berechtigung der Mieterhöhung 
immunisiert. Nach genau dem gleichen Schema laufen viele Mieterhöhungen und 


16 U.a. Beobachtungen von Mietern und Micterinnen in Witten. 
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Modernisierungsverfahren ab. Einfache Nichtreaktion auf Mietereingaben istin 
der Masse der Fälle der kostengünstigste und gewinnbringendste Algorithmus. 
Die Behandlung der damit verbundenen Reputationsschäden überlässt man der 
Öffentlichkeitsabteilung. 

Die in den Mietverhältnissen in Deutschland auftretende primitive Form der 
„Algokratie“ (Staab 2016) der „automatisierten Vermieter“ (Fields 2018) basiert 
aufprädigitalen Grundlagen: Viele MieterInnen besitzen gegenüber dem Vermieter 
eine tiefsitzende Autoritätsangst. Dass die Wohnung, der Kern der Privatheit, als 
finanzialisierte Ware Gegenstand von undurchsichtigen Strukturen, überforderten 
Verwaltungen, ungeklärten rechtlichen Konflikten oder gar politischen Kämpfen 
mit offenem Ausgang ist, halten die wenigsten ohne Stress aus. Obwohl es sich bei 
dem Vermieter um eine völlig anonymisierte Maschinerie handelt, glauben vor 
allem ältere MieterInnen, dass jede Zahlungserinnerung und jede Nichtreaktion 
aufsie persönlich gemünzt ist. Sie befürchten, dass schon Nachfragen zu falschen 
Nebenkostenabrechnungen oder die Nichtzustimmung zur Mieterhöhung zu 
Sanktionen führen können. Zu der Angst gesellt sich Scham. Viele haben schlaflose 
Nächte, wenn ihnen Vermieter - völligunbegründet - „Mietschulden“ ankreiden. 
Diese Angst hat eine reale Basis in konkreten Erfahrungen und Strukturen. Denn 
rechtlich kann unter bestimmten Voraussetzungen tatsächlich fristlos gekündigt 
werden, wenn man mit den Mietzahlungen in Rückstand gerät. Auch bei einem 
Mietprozess muss man die Kosten des Rechtsstreits tragen, wenn man unterliegt. 
Man kann zur Duldung einer Modernisierungsmaßnahme verurteilt werden, die 
nur zur Begründung höherer Mieten dient. Das vermeintlich „soziale“ Mietrecht 
macht Widerspruch zu einem Risiko. 


Skaleneffekte und Wertschöpfungsketten 


Durch ihre Größe können die Immobilienkonzerne enormen Druck aufihre Zu- 
lieferer ausüben, und damit die Kosten für Instandhaltungen, Modernisierungen 
und Baumaßnahmen deutlich senken. Die Vonovia verfügt über Vertragspartner, 
die neue Fenster kostengünstig und just in time liefert. Auch beim Einkauf von 
Energie und Kommunikationsdienstleistungen können die Wohnungskonzerne 
große Skaleneffekte realisieren. Mit Sicherheit der lukrativste Posten sind die 
billigen Arbeitskräfte dank der tariflüchtigen Tochterunternehmen. Sowohl 
Vonovia als auch die LEG haben eigene Firmen für die Durchführung von 
Reparaturen gegründet. Diese gehören nicht dem Arbeitgeberverband an und 
halten sich nicht an die Tarifverträge der Immobilienwirtschaft. Lohn- und 
Sozialleistungen sind wesentlich schlechter. Für viele HandwerkerInnen und 
Angelernte ist die Anstellung trotzdem attraktiv, weil die Bezahlung immerhin 
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regelmäßig ist. Das Personal der Vonovia-Handwerker-Tochter TGS ist in den 
letzten Jahren auf knapp 5.000 Beschäftige gewachsen (Vonovia 2018). Längst 
übernimmt die TGS auch Modernisierungsarbeiten, die zu Marktpreisen in die 
Mieterhöhungskalkulationen eingestellt werden. 

Im Jahre 2016 machten die Eigenleistungen der Vonovia-Töchter 57 Prozent 
der Modernisierungsleistungen aus (Ebd.). Die Vonovia hat zusätzlich eine „Mo- 
dernisierungs GmbH“ gegründet, die zum Beispielaufdie Mieterhöhungumge- 
legte Planungsleistungen berechnet. Sie stellt bei Mieterhöhungen aufgrund von 
Modernisierung konzerninterne Angebote für die Berechnung des Abzugs der 
Instandsetzungsanteile von den mieterhöhungswirksamen Modernisierungskos- 
ten aus. Diese Angebote fallen natürlich niedrig aus. Der potenzielle Missbrauch 
interner Auftragsvergaben und Abrechnungen ist für die MieterInnen praktisch 
nicht zu kontrollieren. Die Vonovia weigert sich seit Jahren, die Personalkosten 
der Hausmeisterleistungen offen zu legen, für die sie undurchsichtige Pauschalen 
auf die Miete umlegt. Inzwischen werden auch sämtliche Kosten der Außenla- 
gen über eine eigene Tochter abgewickelt. Wollen MieterInnen die Kosten von 
Gartenpflege oder Winterdienst überprüfen, erhalten sie Rechnungen, die die 
Vonovia sich selbst ausstellt. In manchen Fällen sind die laut den Unterlagen 
erbrachten Arbeiten überhaupt nicht erfolgt. Die meisten MieterInnen zahlen 
für Leistungen, die nicht vollständig belegt sind. In den Bereichen Einbaukü- 
chen, Transport und Mobilität, dezentrale Energieerzeugung, Versicherungen, 
Pflege, Projektentwicklung und natürlich „Smart Living“ (s.u.) sind weitere „Ex- 
tensionen“ des Kerngeschäftes der Vermietungskonzerne zu beobachten oder 
zu erwarten. Im Jahr 2017 hat die Vonovia einen operativen Gewinn von über 
100 Millionen Euro in diesem mittlerweile „Value Add“ genannten Segment 
erwirtschaftet (Vonovia 2018). 


Transnationale Expansion 


Die kleinteiligen Schritte einer Ausweitungder Geschäftsfelder können allerdings 
nie das Wachstum erreichen, das den großen Konzernen durch die Übernahme 
von Mchrheitsanteilen anderer Wohnungsunternahmen möglich wäre. Seitdem 
aber kaum noch „frische“ Angebote aus der Privatisierung kommunaler Woh- 
nungsunternahmen erfolgen, die Preise stark gestiegen sind und die Kapazitäten 
einer „Konsolidierung“ innerhalb des börsennotierten Wohnungssegments in 
Deutschland weitgehend erschöpft erscheinen, kann die weitere Expansion nur 
noch im Ausland erfolgen. 

Auch wenn die österreichischen Börsenunternehmen Conwert und Buwog 
vor allem in Deutschland über Immobilienbesitz verfügen, hat die Vonovia mit 
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deren Übernahme den Schritt in Richtungtransnationale Operationen vollzogen. 
Im Jahr 2017 wurde eine Partnerschaft mit dem größten öffentlich verbundenen 
Wohnungsunternehmen in Frankreich, der SNI (inzwischen in CDC Habitat 
umbenannt), vereinbart. Die Partnerschaft dient offiziell nur dem Austausch von 
Kenntnissen. Vonovia-Chef Buch macht aber kein Hehl daraus, dass er für eine 
von Macron zu erwartende Liberalisierungdes gemeinnützigen Wohnungsbausin 
Frankreich gewappnet sein will (Vonovia 2017b). Im April 2018 gab die Vonovia 
ein Übernahmeangebot in Höhe von 900 Millionen Euro für das börsennotierte 
schwedische Wohnungsunternehmen Victoria Park mit 14.000 Wohnungen ab. 
Die Wohnungen sollen sanierungsbedürftig sein und werden insofern gut zur 
großskaligen Modernisierungsindustrie der Vonovia passen. Auch die großen 
gemeinnützigen Wohnungsbestände der Niederlande reizen die Fantasie der 
deutschen Konzernmanager. Der europäischen Vermietungslandschaft droht 
ein neuer Privatisierungs- und Globalisierungsschub. 


Staatsapparate als Partner der Wohnungskonzerne 


Sowohl für die Generierung weiteren Wachstums als auch für die Beibehal- 
tung ihrer mieterfernen Bewirtschaftungsformen sind die finanzindustriellen 
Wohnungskonzerne auf die Duldung und Unterstützung der Staatsapparate 
angewiesen. Die Wohnungskonzerne verfügen durch ihren Einfluss auf die In- 
teressenverbände der Wohnungswirtschaft und durch Lobbynetzwerke über 
einen guten Zugang zu politischen Entscheidungsstrukturen, und sie sind zu 
groß und zu systemrelevant, als dass die Staatsapparate ihre Interessen ignorieren 
könnten. Angesichts von Mieterunmut und Wohnungsnot haben die Konzerne 
allen Grund, auf der Hut zu sein. Würde zum Beispiel die bei Mietenaktivisten 
verbreitete Forderung nach Abschaffung des Paragrafen zur Modernisierungs- 
erhöhung (BGB $ 559) umgesetzt, würde ihr Hauptwachstumstreiber ausfallen. 
Die im Koalitionsvertrag2018 erwähnte Absenkungder „Umlage“ auf8 Prozent 
und ihre Deckelung auf drei Euro pro Quadratmeter schadet der Vonovia aber 
nur wenig. Ihr Renditeziel beträgt schließlich nur7 Prozent.’ Großes politisches 


17 Vonovia-ChefBuch grenzt sich in seinen öffentlichen Aufritten auch deutlich vom Markt- 
radikalismus ab. Marktregulation sei notwendig, um verlässliche Rahmenbedingungen 
zu schaffen. Dazu gehören bei der Vonovia natürlich nur Maßnahmen, die mit der eignen 
Geschäftsstrategie kompatibel sind, etwa flächendeckende Mietspiegel. Solange diese 
nicht die niedrigen Mieten vergangener Jahre abbilden, sind sie für die Begründung 
von Mieterhöhungen schließlich von Nutzen. Wenn im Unterscheid dazu die Deutsche 
Wohnen den Berliner Mietspiegel immer wieder angreift oder die LEG Gutachten zur Be- 
gründungeiner „Marktmiete“ (Wiedervermierungsmiete) beauftragt, zeigt das nicht nur 
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Entgegenkommen von der Lokal- biszur Bundesebene können die finanzindustri- 
ellen Wohnungskonzerne vor allem dann erwarten, wenn sie Neubau in Aussicht 
stellen. Dort, wo der Staat keine anderen Partner für Wohnungsbau hat, wird er 
aufdie Konzerne zukommen müssen und ihnen Wohnbauförderprogramme auf 
Maß schneidern. Ansätze dazu sind bereits in einigen Modernisierungsgebieten 
im Ruhrgebiet und in Nachverdichtungsprojekten in Frankfurt am Main zu 
beobachten. 


Perspektiven der Digitalisierung 


Aufden Baustellen von Vonovia und LEG herrscht aus Mietersicht oft Planungs- 
chaos. Modernisierungsankündigungen enthalten nicht ausreichend konkrete 
Angaben zu dem Inhalt und der Dauer der einzelnen Maßnahmen. MieterInnen 
erhalten Mitteilungen über belastende Baumaßnahmen mit Fristen von wenigen 
Tagen. Fenster werden mitten im Winter ausgetauscht. Schreiben der Mieterver- 
eine werden nicht beantwortet. Alldas macht die Abläufe an zahlreichen Stellen 
verwundbar. Wenn MieterInnen konsequent diese Schwachpunkte nutzen und 
ihre Rechte wahrnehmen, können sie die Kosten von Vonovia & Co indie Höhe 
treiben. 

Der Zwang zur „schlanken Wohnungsbewirtschaftung“ führt auch jenseits 
der Modernisierungen zu zahlreichen Ärgernissen. Große Konzerne wie die LEG 
sind selbst nach Wochen nicht in der Lage, defekte Heizungen zu reparieren. Die 
finanzindustrielle Antwort auf all diese Mängel ist aber nicht die Aufstockung 
der Reparaturdienste, sondern die weitere Automatisierung der Verwaltung des 
Mangels. Statt von dezentralen Handwerkerdiensten schwärmt LEG-ChefHegel 
im Geschäftsbericht 2017 von den Perspektiven einer „Wohnungswirtschaft 
4.0“. Es handelt sich dabei um nichts anderes als um einen weiteren Versuch, die 
Reduktion realer Bewirtschaftungsleistungen durch digital gesteuerte Objektbe- 
treuungen zu kompensieren, diesmal nicht über die Ausbeutung unterbezahlter 
Angestellter, sondern durch die Mitwirkung der MieterInnen selbst. Die LEG 
will sich demnach nicht mit „Mieter-Apps“ begnügen. Sie bastelt an elektroni- 
schen Mieterverträgen, jaan der Verlagerungder gesamten Wohnungsverwaltung 
ins Internet. Als nächsten Schritt willsie die Wohnungen mit Displays ausstatten. 
Wie LEG-Chef Hegel sagt, will der Vermieter damit die „Wünsche der Mieter 
besser kennenlernen“ (LEG 2018). 


ideologische und taktische Unterschiede auf, sondern Differenzen in der Interessenlage. 
Nicht alle Konzerne können eine nivellierte Mieterhöhungsmarke gleich gut verkraften. 
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Am Horizont der finanzindustriellen Transformation scheint somit eine 
weitere Möglichkeit des Wachstums der Immobilienkonzerne auf: die Perspek- 
tive eines durchdigitalisierten „smarten Wohnens‘, in dem die Wohnung zur 
Datenschleuder, zur Schnittstelle kognitiver „Koproduktion“ wird. Aber nicht 
erst dieses Szenario, die gesamte Finanzindustrialisierung der Wohnungswirt- 
schaft wären ohne die digitalisierte globale Vernetzung nicht denkbar. Ohne 
digitale Datenverarbeitung, d.h. ohne Online-Börsenhandel, digitales Portfolio- 
Management und -Accounting wäre die Finanzindustrie in ihrer heutigen Gestalt 
überhaupt nicht vorstellbar. Dabei geht es nicht nur um Beschleunigung und 
Efhizienzsteigerung. Die Innovation im digital gestützten Accounting ist an der 
Konstruktion der immobilen Anlageobjekte maßgeblich beteiligt (Bläser 2017). 
Damit ist zugleich die Grundlage für die finanzkennzahlgesteuerte Digitalisie- 
rung der internen Geschäftsprozesse gelegt, von der automatisierten Berechnung 
der Mieterhöhungspotenziale bis zur Erfassung virtueller Hauswartstätigkeiten. 

Die Konzernzentralen haben zudem Zugriffaufhunderttausende digitalisierte 
MieterInnenakten und -konten. Sie können für jede Mietpartei ein Profil ihrer 
Zahlungsmoral oder Beschwerdehäufigkeit erstellen. Auch wenn wir bislang 
nur wenig Hinweise dazu haben, ob und wie diese Daten von den Konzernen 
genutzt werden, stellen sie auf jeden Fall eine enorme Datenmenge dar, die, in 
das Portfoliomanagement integriert, für zahlreiche Renditezwecke eingesetzt 
und auch gehandelt werden könnte. 

Ein paralleler Schritt ist der Einstieg der Wohnungskonzerne in die digitale 
Versorgung der MieterInnen, vor allem mit Breitbandkabelnetzen. Sowohl bei 
der Vonovia als auch bei der LEG ist der Anschluss an einen großen Kabelbe- 
treiber (Telekom, Unity Media) Teil des Mietervertrags. Damit ist nicht nur ein 
kostenpflichtiger Zusatz-Service für die MieterInnen verbunden. Es ist auch eine 
infrastrukturelle Voraussetzung für die nächsten Schritte geschaffen: die „smarte 
Wohnung“ und das „Internet der Dinge“. Das „smarte Wohnen“ beginnt mit der 
„intelligenteren“, d.h. personalsparenden, Steuerung der Heizung und endet in 
der Vernetzung der gesamten Haustechnik von der Jalousie bis zum interaktiven 
Rauchmelder. Im Segment der finanzialisierten Wohnungswirtschaft ist davon 
auszugehen, dass nur ein Teil der MieterInnen die Kosten einer umfassend digital 
aufgerüsteten Wohnung tragen kann oder will. Dieser Personenkreis wird auf 
ein Segment mit reduzierter Standarddigitalisierung verwiesen. Das „smarte 
Wohnen“ wirkt als Verstärkung sozialer Spaltung oder gar als Konstruktion von 
gated communities“ (Morozov/Bria 2017). 

Da die Marktführerschaft für die digitalen Technologien außerhalb der Im- 
mobilienwirtschaft liegt und diese meist dezentral von den MieterInnen beschafft 
werden können, liegt die eigentliche Chance der finanzindustrialisierten Woh- 
nungswirtschaft in der Verknüpfung der unterschiedlichen finanz-, gebäude-, 
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dienstleistungs-, orts- und mieterbezogenen Datenströme und ihrer Speicherung 
als „Big Data“ für viele Objekte. Diese Verknüpfungkann zum einen Produktivi- 
täts- und Kostenvorteile bringen, wenn beispielsweise die Energiebeschaffungauf 
die Nutzungsprofile abgestimmt wird. Zugleich dient sie aber auch der Kontrolle 
und erschließt ganz neue operative Möglichkeiten der Wertschöpfung. Diese 
bestehen insbesondere darin, die alltäglichen Tätigkeiten der MieterInnen selbst 
in die Wohnungsbewirtschaftung einzubeziehen. Die MieterInnen, die einen 
Wohnungsschaden per App oder Vermieterscreen melden, ersetzen nicht nurden 
Hausmeister. Die Technik hält sie auch davon ab, rechtswirksame schriftliche 
Einsprüche zu erheben. Allerdings setzt die Realisierung derartiger Fantasien 
ein entwickeltes Feedbacksystem voraus, über das die Massenwohnungsversor- 
ger zurzeit noch nicht verfügen. Die faktische Koproduktion der MieterInnen 
geschicht jeden Tag durch eine von niemandem erfasste Selbsthilfe und Nach- 
barschaftskooperation der MieterInnen, die keinerlei digitaler Steuerungbedarf 
und deren digital-industrielle Aneignung mit enormen Kosten verbunden wäre. 


Perspektiven der Wiederaneignung 


Die Finanzialisierung und Industrialisierung der Wohnungen stellen - wie ge- 
zeigt - in mehrfacher Hinsicht eine „Akkumulation durch Enteignung“ (Harvey 
2005) dar. Dieser stehen aber Möglichkeiten der Wiederaneignung der Wohnung 
gegenüber. Die Aufhebung des personalen Grundeigentums in seiner finanzi- 
alisierten „Vergesellschaftung“ schafft Handlungsspielräume und ermöglicht 
radikale Perspektiven. 

Die MieterInnen haben es nicht mehr mit einem persönlich bekannten 
Vermieter zu tun (mit allen möglichen zwischenmenschlichen Komplikatio- 
nen), auch nicht mit einer personalen, vor Ort real in Erscheinung tretenden 
Grundeigentümerklasse, sondern mit einer anonymen Maschinerie, die ebenso 
gut von der öffentlichen Hand, einem gemeinnützigen Eigentümer oder einem 
Selbstverwaltungsorgan kontrolliert werden könnte. Die finanzialisierte Ver- 
mietungsindustrie ist „sozialisierungsreif“, wie man in den 1920er Jahre sagte. 

Auch unabhängig von einer „Re-Sozialisierung durch Enteignung“ können 
sich die BewohnerInnen die Gleichgültigkeit des Kapitals gegen die Einzelheiten 
des Gebrauchs zunutze machen, um sich den Wohnraum praktisch anzueignen. 
Der anonyme Vermietungskonzern entfaltet auf Dauer zu wenig Autorität, um 
die MieterInnen zur Kooperation zu zwingen. Die Standards der Maschinerie 
können leicht blockiert werden. Der automatische Vermieter ist anfällig für Stö- 
rungen, Sabotage und simples Nichtbefolgen der Algorithmen. Anstatt mit dem 
Vermieter kooperieren die Mieter miteinander. Die MieterInnen können lernen, 
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den automatisierten Vermieter ebenso zu ignorieren, wie er die Besonderheiten 
des Ortes und die einzelnen, konkreten Mietverhältnisse ignoriert. Die Miet- 
erhöhungen und Modernisierungen verlieren den Schein einer Kostenumlage 
und werden als reine Mittel der Renditeerhöhung offenbar. Dieser Verlust an 
Legitimität erleichtert es, den vorauseilenden Gehorsam der MieterInnen und 
der bedingungslosen Mietzahlung infrage zu stellen. 

Damit schafft die finanzialisierte Industrialisierung grundsätzlich die Vor- 
aussetzungen für ihre Aufhebung. Ob diese Sozialisierung gelingt, hängt we- 
sentlich von politischen Kräfteverhältnissen ab und nicht zuletzt davon, ob die 
MieterInnen der Konzerne in der Lage sind, sich als eigene „Mieterschaften“ mit 
kollektiven Ansprüchen gegen die Konzerne zu konstituieren. 


Ausblick 


Auch wenn man angesichts der hohen Bilanzbewertung der Immobilien und 
der starken Verflechtung der Finanzindustrie vor Überraschungen nie sicher 
sein kann, scheint ein sektoraler Crash der finanzindustrialisiertren Wohnungs- 
wirtschaft nicht vor der Tür zu stehen. Ohne Zweifel werden für die bisheri- 
gen Wachstumsstrategien aber in absehbarer Zeit Grenzen erreicht, sodass die 
überlebenden Konzerne alternative Entwicklungsperspektiven benötigen. Eine 
dieser Perspektiven liegt im Ausbau eines vom Staat geförderten neofunktionalen 
Massenwohnungsbaus, eine andere in der Weiterentwicklung der Industria- 
lisierung der Bewirtschaftung zur Wohnungsindustrie 4.0, eine dritte in der 
Übernahme großer privatisierter Wohnungsakteure in Schweden, Frankreich 
und den Niederlanden. 

Auch wenn sich an manchen Orten Forderungen nach Enteignung der Kon- 
zerne formieren (Berlin), setzt der wünschenswerte organisierte Ausstieg aus 
dieser destruktiven Wirtschaftsweise politische Verschiebungen der politischen 
Kräfteverhältnisse voraus, die bundesweit derzeit schwer vorstellbar sind. Eine 
stärker entfaltete scktorale „Gegenmacht“ organisierter Konzern-MieterInnen 
allein wird nicht ausreichen, die Dominanz der finanzindustriellen Immobilien- 
interessen zu brechen, aber sie wäre ein wesentlicher Bestandteil eines Bündnisses 
zur Wiederaneignung der Wohnungen. Die Stunde eines solchen Bündnisses 
könnte spätestens bei dem nächsten Großcrash schlagen. 

Bis dahin werden in den finanzindustriellen Wohnungskonzernen die Mieter- 
schaften nicht nur an den Reproduktionskosten beteiligt, sondern zunehmend 
direkt finanziell ausgebeutet. Dieser „Klassencharakter“ der Mietverhältnisse 
sollte Ausgangspunkt einer Reflexion über die Perspektiven und Methoden der 
Organisierungin Wohngebieten und bei Wohnungskonzernen sein. Denn nur auf 
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dieser Basis kann eine wohnungspolitische Transformationsstrategie entstehen, 
die zugleich sozial und emanzipativ ist. 
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Ausnahmesegment 


Form und Funktion sozialen Wohnungsbaus 
im transformierten Wohlfahrtsstaat 


Seit einigen Jahren wird in Deutschland von einer „neuen Wohnungsfrage“ ge- 
sprochen, mit der vor allen Dingen die Knappheit an Wohnraum im unteren 
und mittleren Preissegment in wachsenden Städten und Regionen benannt wird 
(Schönig/Rink u.a. 2017: 25). Einer von zahlreichen Faktoren, die zu dieser 
Knappheit an preiswertem Wohnraum in Deutschland beigetragen haben, ist 
der Mangel an sozialem Wohnungsbau, verstanden als öffentlich geförderter 
Wohnungsbau für untere und mittlere Einkommensgruppen (Eick 2005: 2). 
Nach den Prognosen der Bundesregierung bedarf es bis zum Jahr 2025 jährlich 
des Baus von knapp 100.000 Wohneinheiten (Pestel Institut 2015: 15). Jeden- 
falls temporär ist nun also mit einer Renaissance des sozialen Wohnungsbaus in 
Deutschland zu rechnen. 

Sozialer Wohnungsbau aber - das ist ein dehnbarer Begriff. Einerseits werden 
in westeuropäischen und auch nordamerikanischen Ländern damit sozial segre- 
gierte Großwohnsiedlungen mit industriell gefertigter Architektur assoziiert. 
Andererseits aber klingt sozialer Wohnungsbau nach den ambitionierten gesell- 
schaftlichen Visionen des „goldenen Zeitaltersdes Wohlfahrtstaats“ (Butterwegge 
2014: 37), die auf die Teilhabe aller an Wachstum, Wohlstand und bezahlbaren 
Wohnraum zielten. Konzipiert als Massenwohnungsbau für untere und mittlere 
Schichten, bereitgestellt in erster Linie von gemeinnützigen Akteuren und geför- 
dert mit öffentlichen Mitteln (Schulz 2014: 75), erlebte sozialer Wohnungsbau 
dieser Art zwischen 1945 und 1975 seine quantitative „Blütezeit“ (Harloe 1995: 
10; Häußermann/Siebel 2000: 165). Er wurde in den westlichen Industriena- 
tionen zum städtebaulichen Symbol des „gesellschaftlichen Friedens“ und des 
wirtschaftlichen Aufschwungs (Lampugnani 2011: 997; Urban 2012: 13). 

In der historischen Gesamtschau erweist sich der hiermit umrissene soziale 
Wohnungsbau jedoch als Erscheinung einer relativ kurzen historischen Phase, 
die nur unter den spezifischen historischen Bedingungen und politischen Kon- 
stellationen von Wohnungsnot, wirtschaftlichem Wachstum und fordistischer 
wohlfahrtsstaatlicher Organisation möglich war (Harloe 1995: 211f.). Bereits seit 
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Mitte der 1970er Jahre ist in Deutschland ebenso wie in anderen Wohlfahrts- 
staaten westlicher Prägungein Umbau sozialen Wohnungsbaus zu beobachten. 
Heute lässt er sich mit diesem noch immer dominanten Bild des fordistischen 
Massenwohnungsbaus nicht mehr erfassen. 

Stattdessen hat sich, so die zentrale These dieses Texts, im Zuge nationaler 
ebenso wie städtischer Transformationsprozesse in Deutschland in den letzten 
35 Jahren ein neues Paradigma sozialen Wohnungsbaus herausgebildet. Dies gilt 
hinsichtlich seiner gesellschaftlichen Funktion, also seiner Bedeutungals Teil wohl- 
fahrtsstaatlicher Daseinsvorsorge. Es gilt ebenso für die institutionelle Form, d.h. 
die institutionellen Arrangements, mit denen er produziert und organisiert wird, 
und für seine baulich-räumliche Form. Dieses Paradigma soll hier auf der Basis 
komparativer Wohlfahrtsstaats- und Wohnungsforschung sowie der Stadtfor- 
schungund einer vergleichenden empirischen Studie zu sozialem Wohnungsbau 
in München und Frankfurt/Main zwischen 1980 und 2012 rekonstruiert werden. 


Die Transformation sozialen Wohnungsbaus in Deutschland seit 
den 1980er Jahren 


Sozialer Wohnungsbau stellt einen Teilbereich wohlfahrtsstaatlicher Wohn- 
raumversorgung dar (Fahey/Norris 2010: 479; Matznetter/Mundt 2012: 276). 
Sie muss daher jeweils vor dem Hintergrund des nationalen Wohlfahrtsstaats- 
regimes betrachtet werden, also des national historisch und kulturell geprägten 
Arrangements von Institutionen, industriellen Beziehungen und wohlfahrts- 
staatlichen Zielsetzungen (Castles/Leibfried 2012: 4, 8f.). Folgerichtig ist auch 
die Restrukturierung sozialen Wohnungsbaus im Kontext der Transformation 
des Wohlfahrtsstaats zu sehen, die sich in westlichen Wohlfahrtsstaaten seit 
Mitte der 1970er Jahre vollzogen hat (Whitehead 2012: 227-231). 


Sonderfall Deutschland und die soziale Wohnungsmarktwirtschaft 


Die bundesrepublikanische Variante des Wohlfahrtsstaats, wie sie sich nach 1945 
herausgebildet hatte, steht für die Idee einer „koordinierten Marktwirtschaft“ 
mit einer korporatistisch-konservativen wohlfahrtsstaatlichen Formation, deren 
Sozial- und Wirtschaftspolitik funktional darauf zielten, die Sicherung und 
Stabilität gesellschaftlicher Strukturen zu gewährleisten (Schröder 2009: 62). 
Im Sinne der ordoliberalen Idee der sozialen Marktwirtschaft sollten die sozialen 
Verwerfungen einer liberalen Marktwirtschaft durch ein Minimum an staatli- 
chen Interventionen in den Markt einhegt werden. Diese gesellschaftspolitische 
Idee prägte auch die bundesdeutsche Wohnungspolitik und damit den sozialen 
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Wohnungsbau als wohnungspolitisches Instrument. Innerhalb der „sozialen 
Wohnungsmarktwirtschaft“ (Hanauske 1995: 61) erschienen Interventionen des 
Staats in den Markt lediglich legitim, wenn Wohnungsmangel ein Maß erreicht, 
das gesellschaftliche Stabilität gefährdet und gesellschaftliche Bewegungen und 
Auseinandersetzungen politische Kompromisse erzwingen (Hockstra 2009: 48). 

Dieser Zusammenhang erklärt die von der internationalen komparativen 
Wohnungsforschung als Sonderfall interpretierten Besonderheiten der bun- 
desdeutschen Wohnungspolitik, die weder eindeutig den liberalen noch den 
sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaaten zugeordnet werden kann (Hockstra 
2009: 45). Geprägt war diese einerseits durch indirekte wohnungspolitische 
Intervention (steuerliche Eigenheimförderung, Mietrecht oder Wohngeld). 
Andererseits aber förderte der Staat umfänglich vergleichsweise qualitätsvollen 
sozialen Wohnungsbau, der ähnlich wie in den sozialdemokratischen Wohl- 
fahrtsstaaten, die „breite[n] Schichten des Volkes“ adressierte und nicht, wie in 
liberalen Wohlfahrtsstaaten, ein marginalisiertes Residualsegment für ärmste 
Bevölkerungsgruppen war (Kemeny 1995: S1ff.; Dewilde 2017: 6). 

Allerdings wurden diese „Staatsinterventionen im Wohnungsbau [...] nur als 
Eingriff in Notsituationen verstanden [und] [...] selbst in Gesetzen als “Woh- 
nungszwangswirtschaft’ abgewertet“ (von Beyme 1999: 133). Angesichts der 
Wohnungsnot nach 1945, mit der die Bundesrepublik Deutschland infolge der 
Kriegszerstörungen und der Flüchtlingszuwanderungkonfrontiert war, bedurfte 
esim kapitalschwachen Nachkriegsdeutschland massiver staatlicher Förderung 
des Wohnungsbaus gerade auch für breite Bevölkerungsschichten (Kühne- 
Büning/Plumpe u.a. 1999: 161). Sozialer Wohnungsbau wurde der Logik der 
sozialen Wohnungsmarktwirtschaft entsprechend daher nicht als öffentlicher 
oder dauerhaft belegungsgebundener Wohnungsbestand geschaffen. Stattdessen 
erbauten ihn private und öffentliche Bauträger mithilfe staatlicher Förderung, 
für die sie dem Staat temporäre Belegungs- und/oder Mietpreisbindungen für 
die geförderten Wohnungen zusichern mussten (Hanauske 1995: 42-43). Über 
den Umweg einer „sozialen Zwischennutzung“ des geförderten Wohnraums 
(Donner 2000: 200) wurde auf diese Weise die Bildung privaten (Immobilien-) 
Kapitals stimuliert. 


Sozialer Wohnungsbau als Ausnahmesegment in der 
unternehmerischen Stadt 


Vor diesem wohnungspolitischen Hintergrund ist es nicht überraschend, dass 
die Förderung sozialen Wohnungsbaus in Westdeutschland nur kurze Zeit das 
zentrale Instrument wohlfahrtsstaatlicher Wohnraumversorgung war (Häußer- 
mann/Siebel 1994: 23). Bereits in den 1960er Jahren wurden marktkonforme 
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Instrumente wie die Eigentumsförderung und die „Subjektförderung“ (Wohn- 
geld) als wohnungspolitische Instrumente gestärkt (Harlander 2007: 1048). 
Wie in anderen westlichen Wohlfahrtsstaaten begann in den 1980er Jahren der 
systematische Umbau der sozialen Wohnraumversorgung, und zwar im Zuge der 
konservativ-liberalen Wende der Regierung Helmut Kohl (Harlander 2005: 685). 
Diese führte insbesondere zu einem Rückzug des Bundes aus dem sozialen Woh- 
nungsbau. Wohnungspolitisch stellt dies jedoch keinen Bruch dar. Angesichts 
der in den 1980ern vonseiten (ordo-)liberaler Wohnungspolitiker formulierten 
Diagnose eines „ausgeglichenen Wohnungsmarkts“ (Deutscher Bundestag 1988: 
169) war dieser Rückzug des Staats vielmehr geradezu zwingend, da ein direkter 
Eingriff des Staats in den Markt einer Legitimation entbehrte. Derselben Logik 
folgend führten akute „Wohnungskrisen“ (1980, 1990, zuletzt ab 2012) zu tem- 
porären Konjunkturen nationaler Förderung des sozialen Wohnungsbaus (Häu- 
ßermann/Siebel 1994: 19; Harlander 2005: 685; Schönig/Rink u.a. 2017: 51). 
Insgesamt lassen sich seit den 1980er Jahren bis 2012 drei Phasen der Trans- 
formation sozialen Wohnungsbaus erkennen: Sie begann mit dem Abschmelzen 
seiner Förderung durch den Bund zwischen 1982 bis 1989 (Egner 2014: 15). In 
diese Phase fallen auch die 1988 beschlossene Abschaffung der Wohnungsge- 
meinnützigkeit ab 1990 sowie der Skandal um das chemals gewerkschaftseigene 
Wohnungsbauunternehmen „Neue Heimat“ (1982-86), der den gesamten ge- 
meinnützigen Sektor politisch diskreditierte (Häußermann/Siebel 1994: 15). 
1990 beginnt die zweite Phase mit einer kurzen Konjunktur sozialen Wohnungs- 
baus, der u.a. aufgrund des Zuzugs aus Osteuropa und der DDR in westdeutsche 
Ballungsräume dringend benötigt wurde. Insofern verlangsamt sich der nationale 
Rückzugvom sozialen Wohnungsbau zwischen 1990 und 2000 vor dem Hinter- 
grund der Deutschen Einheit. Erst in der dritten Phase zwischen 2001 und 2012 
wird er vollendet: mitdem Wohnraumförderungsgesetz 2001 und der Föderalis- 
musreform 2006. Im Jahr 2012 beginnt anlässlich des auch für Mittelschichten 
spürbaren Mangels bezahlbaren Wohnraums ein neuer wohnungspolitischer 
Zyklus (Schönig/Rink u.a. 2017: SOf.) mit der systemisch erwartbaren und 
zeitlich begrenzten Förderungskonjunktur für sozialen Wohnungsbau. 
Ähnlich wie in anderen Bereichen des Wohlfahrtsstaats ist dieser langfristige 
Umbauprozess durch zwei strukturelle Merkmale gekennzeichnet: Erstens werden 
die (soziale) Wohnraumversorgung kommodifiziert und Markt und Familie als 
Gewährleister anstelle des Staats aufgewertet (Harloe 1995: 498; Whitehead 
2012: 223). Dabei wandelt sich die bundesdeutsche Wohnungspolitik vollständig 
in eine „Wohnungsmarktpolitik“ (Heinelt 2004: 38), deren Grundannahme 
darin besteht, dass die Versorgungaller über den freien Wohnungsmarkt geleistet 
werden könne und nur Notfälle staatlicher Unterstützung bedürften. Die direkte 
Einflussnahme des Staats auf den Markt wurde daher reduziert, die Sicherung 
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von Daseinsvorsorge sollte vornehmlich durch marktkonforme Instrumente 
(z.B. Wohngeld) erfolgen. Dementsprechend wurde die Förderung sozialen 
Wohnungsbaus schrittweise reduziert (Egner 2014: 15) und seine gesetzlich zu- 
gewiesene, gesellschaftliche Funktion von der Versorgungder „breiten Schichten 
des Volkes“ (II. WoBauG, $1, Abs.1 Satz 1) aufjene reduziert, die „sich am Markt 
nicht selbst versorgen können“ und damit als Notfälle des Wohnungsmarkts 
gelten (Schwangere, Alleinerziehende, Familien, Menschen mit Behinderungen) 
(WOoFG, $1 Abs. Zif.1). Wesentlich für die Vermarktlichung des Sektors war 
zudem die erwähnte Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit im Zuge 
der Steuerreform im Jahr 1990. Durch Privatisierung und Restrukturierung 
gemeinnütziger Bestände gingen erhebliche Anteile preiswerter (Sozial-)Wohnun- 
gen, aber auch ein starker, nicht-profitorientierter Akteur am Wohnungsmarkt 
verloren (Droste/Knorr-Siedow 2014: 192). Noch Ende der 1980er Jahre hatten 
gemeinnützige Wohnungsunternehmen etwa 50 Prozentaller Sozialwohnungen 
und 26,4 Prozent der Mietwohnungen in Westdeutschland betrieben (Kühne- 
Büning/Plumpe u.a. 1999: 182f£.). 

Zweitens wurde im Zuge der Restrukturierung der sozialen Wohnraumver- 
sorgung die national-hoheitliche Planung gegenüber supra- und subnationalen 
Institutionen abgewertet (Brenner 2004: 472f). Hierbei wurde die Verantwor- 
tung für sozialen Wohnungsbau ebenso wie seine Regulierung und Förderung 
sukzessive und mit der Föderalismusreform 2006 vollständig den Bundesländern 
überantwortet (Droste/K.norr-Siedow 2011: 38). Innerhalb dieses Rahmens stan- 
den daher zunehmend auch Städte in der Verantwortung, sozialen Wohnungsbau 
zu gestalten und zu finanzieren. Folglich gewannen lokale Rahmenbedingungen, 
Politik und Pfadabhängigkeiten an Bedeutung (Andreotti/Mingione u.a. 2012: 
1926). Dies gilt umso mehr, weilkommunale Stadtentwicklungs- und Planungs- 
politik ohnedies die Wohnraumversorgungals Hauptnutzungstädtischen Bodens 
wesentlich zu steuern vermag. 

Neben den nationalen bestimmten seither zunehmend auch lokale Transforma- 
tionsprozesse die Restrukturierung sozialen Wohnungsbaus. Gleichzeitig verab- 
schiedete sich die Stadtpolitik in diesem Zeitraum mehr und mehr von ihrem im 
Fordismus wichtigen Ziel der Daseinsvorsorge. Unter den Bedingungen verschärf- 
ter Städtekonkurrenz, Austerität und ökonomischer Schrumpfung räumte sie im 
Sinne der „unternehmerischen Stadt“ vielfach Markt- und Wettbewerbslogiken 
den Vorrang ein (Mayer 1990), was sich insbesondere auf die Wohnungsmärkte 
und sozialräumlichen Strukturen in der Stadt auswirkte. Denn vielfach rückte 
die Idee in den Vordergrund, zumindest den innerstädtischen Raum auf die Be- 
dürfnisse einer finanzstarken und kaufkräftigen Mittelschicht, auf hochwertige 
Dienstleistungen oder sogar direkt auf die Immobilienwirtschaft zuzuschneiden 
(Heeg 2008: 21; Calbet i Elias u.a. 2012). In nicht wenigen Kommunen wurde 
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die Abschaffung der Gemeinnützigkeit auch dazu genutzt, um kommunale Woh- 
nungsbestände zu restrukturieren oder zu privatisieren, um Schulden abzubauen 
oder neue Einnahmequellen zu sichern (Schönig/Rink u.a. 2017: 30). 

So traf die Transformation nationaler Wohnungspolitik in den chronisch 
klammen Kommunen aufeine wettbewerbsorientierte Stadtentwicklungspolitik, 
der die Bereitstellung preiswerten Wohnraums kein vorrangiges Anliegen war. 
Beide Prozesse verstärkten sich wechselseitig. Letztlich zeigt sich - jedenfalls na- 
tional betrachtet - eine gesetzliche Neuausrichtungdes sozialen Wohnungsbaus 
auf einen kleinen Teil Bedürftiger (Georgakis 2004: 62) und eine Reduktion 
sozialen Wohnungsbaus im Bestand.'! Im Sinne der sozialen Wohnungsmarkt- 
wirtschaft wird dieser damit zu einem wohnungspolitischen Instrument, mit 
dem (vermeintlich) temporäre Knappheiten am Markt und persönliche Notlagen 
ausgeglichen werden sollen. In doppeltem Sinne wird er zu einem Ausnahme- 
segment am Wohnungsmarkt. Allerdings gibt es unterschiedliche lokale Rah- 
menbedingungen, Handlungslogiken und Strategien neoliberaler Stadtpolitik, 
sodass der lokale Bedeutungsgewinn die Herausbildung von Strategien sozialer 
Wohnraumversorgung und sozialen Wohnungsbaus auf dieser unteren Ebene, 
und also Variationen des national neu geprägten Paradigmas ermöglichte. 


Blöcke statt Kisten. Transformation von Städtebau und Architektur im 
sozialen Wohnungsbau 


Politisch erleichtert wurde der Abschied vom sozialen Wohnungsbau nicht zu- 
letzt durch die gesellschaftlich breit geteilte Kritik an Gebäuden und Ästhetik 
dessozialen Wohnungsbaus aus dem „goldenen Zeitalter des Wohlfahrtsstaats“. 
Vielfach waren diese baulichen Zeugnisse zu einem Symbol für gesellschaftliche 
Desintegration, mangelhafte Infrastruktur, ungepflegte öffentliche Räume und 
heruntergewirtschaftete Architekturen geworden (Häußermann/Siebel 2000: 
153ff.). Gleichzeitig waren die Träger sozialen Wohnungsbaus spätestens mit dem 
Skandal um die „Neue Heimat“ institutionell durch Korruption, Bauskandale 
und mangelhafte Bestandsverwaltung in Verruf geraten. Beides erleichterte es, 
gesellschaftliche oder jedenfalls politische Hegemonie für eine Liberalisierung 
des Wohnungsmarkts und das Ende des sozialen Wohnungsbaus auszubauen 
(Häußermann/Siebel 1994: 15). 

Im Anschluss an postmoderne städtebauliche Leitbilder und Planungsstrate- 
gien wandelte sich folglich auch die baulich-räumliche Form sozialen Wohnungs- 
baus (Schulz 2014: 80). Diesen Bruch verkörpert in Westdeutschland am markan- 


1 Seit 1987 hat sich die Zahl der Sozialwohnungen in Deutschland von knapp 4 Millionen 
auf etwa 1,48 Millionen im Jahr 2013 verringert (difu 1998: 8-9). 
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testen die Internationale Bauausstellung 1987 in Berlin (vgl. Gleiniger-Neumann 
1985). An die Stelle des Massenwohnungsbaus treten nun kleinteiligere Formen, 
die im Sinne des kontextuellen Städtebaus in das bestehende Stadtgefüge im 
Bestand eingepasst werden oder im Siedlungsbau traditionelle städtische Formen 
mit Block und Straße nachahmen (Droste/Knorr-Siedow 2014: 186; Kockel- 
korn 2015: 79). Die Wohnungsgrundrisse verloren ihre starke Standardisierung 
und der Entwurf von Gebäuden und Quartieren wurde oft an experimentelle 
Projekte gekoppelt: gemeinschaftliche Nutzungen oder Wohnformen oder auch 
ökologische Projekte (Gleiniger-Neumann 1985: XXIX). Zugleich wurden bei 
den Freiräumen neue Qualitätsanforderungen entwickelt, wobei gezielt zwischen 
privaten, gemeinschaftlichen oder öffentlichen Flächen unterschieden wurde. 
Auch die Frage der Aneignung und Nutzung der Räume ebenso wie die Betei- 
ligung der Bewohner/innen an der Gestaltung ihres Wohn- und Lebensraums 
wurde im Zuge der Planungzunehmend bedeutsam (Gleiniger-Neumann 1985: 
XXXIX). Sozialer Wohnungsbau suchte nach neuen (städte-)baulichen Formen, 
um die Stigmatisierung von Gebäuden und ihrer Bewohner/innen durch stan- 
dardisierte Architekturen, stadträumliche Peripherisierung und Konzentration 
von Armut zu vermeiden. Diskutiert wurde zudem über Nutzungsmischungund 
insbesondere soziale Mischung, wenn diesen in Projekten und Fördervorgaben 
auch noch keine bedeutende Rolle zukommt (Gleiniger-Neumann 1985: XXX- 
VII; Gerlach, 1995: 119). 


Ein neues Paradigma - mit Variationen? Sozialer Wohnungsbau in 
München und Frankfurt zwischen 1980 und 2012 


Aufder nationalen Ebene entsteht das neue Paradigma sozialen Wohnungsbaus 
im transformierten Wohlfahrtsstaat im Rahmen der beschriebenen Prozesse: der 
funktionalen Neudefinition von sozialem Wohnungsbau als „Ausnahmesegment“ 
in einer „normalisierten“ sozialen Wohnungsmarktwirtschaft, der Umorientie- 
rung von Stadtentwicklungspolitik auf unternehmerische und wettbewerbsori- 
entierte Strategien und der Orientierung gestalterischer Leitbilder auf (sozial-) 
räumliche Integration, Kontextualität und Kleinteiligkeit. Zwischen 1980 und 
2012 wandeln sich die Leitbilder in Planung, Städtebau und Architektur und 
hier verorten sowohl die Wohlfahrtsstaats- wie die Wohnungsforschung die 
entscheidenden sozial- und wohnungspolitischen Zäsuren in Deutschland. Die 
polit-ökonomische Stadtforschung diagnostiziert die Wende von der fordistischen 
zur neo-liberalen unternehmerischen Stadt (Peck/Whiteside 2016: 22ff.). 
Gerade die Reskalierung staatlicher Verantwortung aber lässt vermuten, dass 
auflokaler Ebene Gestaltungsspielräume und damit Variationen des Paradigmas 
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entstehen. Diese Annahme bestätigt sich, wenn man sozialen Wohnungsbau in 
Frankfurt am Main und München vergleicht, wo sich trotz unterschiedlicher 
Einwohner/innenzahlen* ähnliche Bedingungen der sozialen Wohnraumversor- 
gung entdecken lassen. Beide Städte sind seit den frühen 1980er Jahren von einer 
starken wirtschaftlichen Dynamik, aber auch von einer zyklischen Knappheit 
an bezahlbarem Wohnraum geprägt. Diese Entwicklung erfolgt in politisch 
unterschiedlichen Konstellationen: Einem traditionell sozialdemokratisch ge- 
prägten München innerhalb eines konservativen Bundeslandes steht das ab den 
1990er Jahren durch eine Allianz konservativ-bürgerlicher und links-liberaler 
Kräfte geprägte Frankfurt innerhalb eines bis in die 2000er Jahre stets sozialde- 
mokratisch regierten Bundeslands gegenüber. Gleichwohl wird beiden Städten 
zugeschrieben, seit Mitte der 1980er bzw. 1990er Jahre „unternehmerische“ 
Stadtentwicklungsstrategien zu verfolgen und die Interessen von Investoren und 
urbanen Mittelschichten ins Zentrum der Stadtentwicklungspolitik zu stellen 
(Breckner/Schmals 1993: 94; Ronneberger 1995: 295, 317£.; Sträter 2012: 3621; 
Schipper 2013: 376). München repräsentiert im aktuellen Diskurs gleichwohl im 
Gegensatz zu Frankfurt ein starkes städtisches Engagement für sozialen Woh- 
nungsbau (Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2012: 22, 56; 
Heeg/Holm 2012: 217ff.). In beiden Städten ist dieser im Folgenden in seiner ge- 
sellschaftlichen Funktion sowie in seiner institutionellen und baulich-räumlichen 
Form zu betrachten. 


Wohnraum für Wenige. Die gesellschaftliche Funktion sozialen 
Wohnungsbaus 


Um die gesellschaftliche Funktion sozialen Wohnungsbaus zu erfassen, wird der 
Blick auf die damit adressierten Zielgruppen und die gesamtstädtische quanti- 
tative Bedeutung gerichtet. In beiden Städten sinkt die Zahl der neu errichteten 
bzw. bewilligten geförderten Wohnungen, und zwar parallel zu den genannten 
wohnungspolitischen Zyklen (Abb. 1). Deutlich ist zu erkennen, dass die tempo- 
rären Förderkonjunkturen Ende der 1970er und 1980er Jahre (Harlander 2008: 
841, 849) in München und Frankfurt für Neubauproramme genutzt wurden. 
Zu schen sind jedoch auch Unterschiede: So zeigen sich in Frankfurt stärkere 
Schwankungen als in München, und Anfangdes Jahrtausends intensiviertsich die 
Neubautätigkeit in München, während die Zahl der Bewilligungen geförderten 
Wohnraums in Frankfurt marginal bleibt. 


2 München 1980: ca. 1,3 Millionen, 2012: 1,4 Millionen (LHM, www.muenchen.de); 
Frankfurt 1980: ca. 629.000, 2012: ca. 679.000 (Stadt Frankfurt, 2013: 10). 
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Seit den 1980er Jahren differenzierten sich auch die mit der Förderungadtessier- 
ten Zielgruppen. Hierzu wurden die Bundesprogramme u.a. durch kommunale 
Förderstrategien ergänzt (vgl. z.B. Landeshauptstadt München, 2012: Anlage 
1) In den 1980er Jahren suchten beide Städte durch die Förderung von Miet- 
wohnungen oder Wohneigentum einkommensstärkere Einwohner/innen vom 
Umzug in das Umland abzuhalten. Diese Förderungen zielten auf Familien, 
öffentliche Bedienstete oder Angestellte in medizinischen und sozialen Einrich- 
tungen (Evers/Harlander 1983: 150). Ab den 1990er Jahren wurden gerade in 
München auch Wohnungsgenossenschaften gefördert. Durch die Pluralisierung 
der Adressaten reduzierte sich die Zahl der für unterste Einkommensgruppen 
neu geplanten Wohneinheiten jedoch zusätzlich. 

Insgesamt sinkt der Anteil an Sozialwohnungen im Verhältnis zum Gesamt- 
bestand aller Wohneinheiten. Dies geschieht nicht nur aufgrund niedriger Neu- 
bauquoten, sondern insbesondere durch Privatisierung oder schlicht durch das 
Auslaufen der Sozialbindung ehemals geförderter Wohnungen. Noch 1978 sind 
20,6 Prozent aller Wohnungen in Frankfurt Sozialwohnungen, 1993 immerhin 
noch 19,3 Prozent, 2012 verbleiben nur noch 8,9 Prozent. Seit 1993 reduziert 
sich der Bestand fast um die Hälfte, von 62.069 auf 32.454 Sozialwohnungen. 
In München zeigt sich dieser Prozess noch stärker: Hier lagder Anteil 1980 bei 
19,7 Prozent (ca. 112.000 Sozialwohnungen), 1993 bei 14,7 Prozent (97.787 
Sozialwohnungen), und 2012 betruger nur noch 5,9 Prozent (ca. 45.000 Sozial- 
wohnungen) - eine Reduktion um mehr als die Hälfte seit 1993. Allerdings hält 
die Stadt München seit Anfang der 1990er Jahre eine nach dem „Sozialen Mieten- 
konzept“ mit denkommunalen Wohnungsunternehmen vertraglich vereinbarte 
„Eingriffsreserve“ preiswerter Wohnungen ohne formelle Belegungsbindungvor. 
Rechnet man diese Bestände hinzu, so verbleiben immerhin noch 11,1 Prozent 
preisgebundene Wohnungen für untere Einkommensgruppen.? 

In beiden Städten zeigt sich deutlich der Bedeutungsverlust des sozialen Woh- 
nungsbaus: Mit Blick auf Marktanteil und Zielsetzung entwickelt er sich zu 
einem Segment, das lediglich im Ausnahmefall die Versorgung mit Wohnraum 
gewährleisten kann und nur in Krisenzeiten vonseiten des Bundes umfänglich 
gefördert wird - so, wie es die Idee der sozialen Wohnungsmarktwirtschaft also 
vorsieht. Tatsächlich scheint sich also auch auf lokaler Ebene der Anfang der 
1980er Jahre von Evers und Harlander identifizierte Typus lokaler Wohnungs- 


3 Daten jeweils errechnet basierend auf (z.T. bereits gerundeten) Angaben zu Frankfurt 
nach Evers (1982, Teil D: 504), Stadt Frankfurt (1992) und Stadt Frankfurt am Main 
(2017: 50); zu München nach Evers (1982, Teil B: 164), Landeshauptstadt München 
(1994: 26-28 sowie 2012: 164), außerdem zu den Gesamtbeständen an Wohnungen nach 


www.statista.de. 
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politik in beiden Städten verfestigt zu haben. Diese stellt den Wohnungsbau für 
unterste Einkommensschichten ebenso wenig ins Zentrum wie die nationale 
Politik und macht „ökonomische Sachzwangargumente“ zur Prämisse sozialer 


Politiken (vgl. Evers/Harlander 1983: 148). 


Spielräume. Die institutionelle Form sozialen Wohnungsbaus 


Während sich bei der Funktion sozialen Wohnungsbausähnliche Entwicklungen 
zeigen, gibt es zwischen München und Frankfurt Unterschiede, wenn man die 
institutionellen Arrangements, mit denen er produziert und organisiert wird, 
betrachtet. Beide Städte reagieren schon ab den frühen 1980er Jahren auf den 
abschbaren politischen und finanziellen Rückzug des Bundes aus dem sozialen 
Wohnungsbau und aufdie rückläufigen Belegungsbindungen (vgl. Evers/Harlan- 
der 1983: 129). Bemerkbar macht sich dies zunächst daran, dass der kommunale 
Anteil an der Finanzierungvon Wohneinheiten im ersten Förderweg gegenüber 
den 1970er Jahren deutlich anwuchs. In München umfasste er in den 1980er 
Jahren im Durchschnitt rund 50 Prozent der verausgabten Fördermittel (Abb. 2). 
Auch in Frankfurt stieg der kommunale Anteil kontinuierlich bis in die 1990er 
Jahre, sank dann aufgrund kommunaler Haushaltsdefizite aber ab Mitte des 
Jahrzehnts (Ronneberger 1995: 342; Buchholz/Hausmann 1998: 20; Schipper 
2013: 351). Die niedrige Zahl an geförderten Wohnungen ab Mitte der 1990er 
erklärt sich daher mutmaßlich auch vor dem Hintergrund, dass die Stadt kaum in 
der Lage war, die notwendigen Ressourcen für die von Bund und Land geforderte 
kommunale Kofinanzierung der Förderung aufzubringen. 

Schon Ende der 1970er Jahre ergänzten die Städte die nationalen Förderpro- 
gramme durch kommunale Wohnungspolitik (vgl. Evers/Harlander 1983: 129). 
Die mit der Abschaffungder Wohngemeinnützigkeit institutionellsanktionierte 
wohnungspolitische Wende und die Wohnungskrise 1989 führten in beiden 
Großstädten zu einer intensiven wohnungspolitischen Diskussion. Angesichts 
knapper kommunaler Kassen wurden insbesondere planungsrechtliche Strategien 
diskutiert, um sozialen Wohnungsbau zu sichern. Dennoch entwickelt sich am 
Ende der 1980er Jahre das wohnungspolitische Instrumentarium auf verschie- 
dene Weise. München verabschiedete zwischen 1989 und 2012 in Abständen 
von zwei bis fünf Jahren die Programme „Wohnen in München I-V“, mit denen 
wohnungs- und stadtentwicklungspolitische Strategien eng verwoben und Pla- 
nungs- sowie Förderinstrumente identifiziert wurden (Evers/Harlander 1983: 
131£.; Landeshauptstadt München 2012: Anlage 1). Wesentliche Elemente dieser 
Programme waren eine starke Steuerung der (kommunalen) Wohnungswirt- 
schaft sowie boden- bzw. planungsrechtliche Instrumente. So nahm die Stadt 
München frühzeitig private Investoren und die Wohnungswirtschaft für die 
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Schaffung von (gefördertem) Wohnraum und Stadtentwicklung in die Pflicht: 
Planungsrechtlich gestützt auf die sozial gerechte Bodennutzung® wurden ab 
1989 Planungsmehrwertabschöpfungen zum Bau von sozialen Infrastrukturen 
eingeführt und wurde die Genehmigung neuer Bebauungspläne an die Integ- 
ration geförderten Wohnraums gekoppelt. Wie schon seit den 1980er Jahren 
bei städtischen Grundstücken (vgl. Landeshauptstadt München 1989: 30f., 53) 
suchte man nach Wegen, die sogenannte Münchner (soziale) Mischung planungs- 
rechtlich zu sichern. Dabei reduzierte sich der Anteil geförderten Wohnungsbaus 
für unterste Einkommensgruppen auf städtischen wie privaten Grundstücken, 
der zwischenzeitlich bis zu 75 Prozent betragen hatte, nunmehr auf 40 Prozent. 
Ab 2006 pendelte er sich auf einen Anteil von 30 Prozent für alle Zielgruppen 
(!) ein (Landeshauptstadt München 2012: Anlage 1). 

Wesentlich für den Bau, aber auch für den Erhalt sozialen Wohnungsbaus 
waren in München nach der Abschaffung der Gemeinnützigkeit die kommuna- 
len Wohnungsunternehmen: Ihr Anteil am sozialen Wohnungsneubau erhöhte 
sich von 22 Prozent (1980er Jahre) auf 49 Prozent (zwischen 2001 und 2012) 
1990 schloss die Stadt einen Vertrag zur Belegungsbindung mit den städtischen 
Wohnungsunternehmen, der diese verpflichtete, chemalige Sozialwohnungen 
dauerhaft an die ursprünglich geförderte Zielgruppe zu vergeben und „Soziale 
Mietobergrenzen“ einzuhalten (Landeshauptstadt München 2012: 165f.). Um 
darüber hinaus auch andere Akteure der Wohnungswirtschaft in Fragen der 
Wohnraumentwicklung und -versorgung einzubezichen, etablierte die Stadt 
einen runden Tisch zwischen Stadtentwicklung und Wohnungswirtschaft. 

Vergleichbar nachhaltige Innovationen hinsichtlich des wohnungspolitischen 
kommunalen Instrumentariums lassen sich in Frankfurt nicht beobachten. Ähn- 
lich wie in München wurden auch in Frankfurt vonseiten der verantwortlichen 
Planungsakteure in den 1990er Jahren Strategien der Planungsmehrwertabschöp- 
fung und einer Quote sozialen Wohnungsbaus insbesondere auf den innerstäd- 
tischen Flächen und auf Flächen im kommunalen Eigentum diskutiert (Wentz 
1991: 16; Buchholz 1998: 21-23, Nr. 2, 6). Sie setzten sich jedoch angesichts 
von Haushaltsdefiziten und einer diskursiven Hegemonie unternehmerischer 


Strategien der Stadtentwicklung politisch nicht durch (Ronneberger 1995: 124, 


4 Dies geschieht auf Grundlage des Baugesetzbuches, mit dem einerseits die Sicherung 
sozialgerechter Bodennutzung und der Wohnbedürfnisse der Bevölkerungals Ziele städ- 
tebaulicher Ordnung festgeschrieben werden ($1 Abs. 5, Abs. 5 Nr. 2) und andererseits 
die Möglichkeit, dies durch städtebauliche Verträge mit Dritten zu sichern ($11 Abs. 1. 
Nr. 2). 

5 Errechnet nach Daten des Referats für Stadtplanungund Bauordnung, Landeshauptstadt 
München. 
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2988; 342; Buchholz/Hausmann 1998: 20; Bartholomäi 1998: 17; Schipper 
2013: 191ff.). Eine politische Steuerung ebenso wie informelle oder formelle 
Verpflichtungen der kommunalen Wohnungswirtschaft zur Beteiligung an der 
(sozialen) Wohnraumversorgung gab es in Frankfurt nur in geringerem Maße. 
Stattdessen öffnete die kommunale Wohnungsbaugesellschaft ihr Portfolio ge- 
zielt für hochwertigen Wohnungsbau (Schipper 2018: 90f.), um die Kosten der 
Sanierung alter Bestände zu finanzieren und der Stigmatisierung ihrer Bestände 
entgegen zu treten. 

Sozialer Wohnungsbau entwickelte sich also innerhalb des bundespolitisch 
gesetzten Rahmens in München und Frankfurt zwar institutionell ähnlich, 
doch die Kommunen nutzten das verfügbare Instrumentarium unterschiedlich 
intensiv. In München hat dies zwar den Verlust an sozialem Wohnungsbau al- 
lenfalls quantitativ abgefedert. Die Stadt hat aber über mehr als zwei Jahrzehnte 
trotz ihrer wachstums- und wettbewerbsorientierten Wohnungs- und Stadt- 
entwicklungspolitik Strukturen und Instrumentarien entwickelt, um aktiv in 
den Wohnungs- und Bodenmarkt zu intervenieren. Demgegenüber zeigt sich in 
Frankfurt auch angesichts des gegenwärtig drängenden Bedarfs an günstigem 
Wohnraum, dass durch den Umbau der kommunalen Wohnungswirtschaft 
Pfadabhängigkeiten geschaffen wurden, die heute nur schwer wieder eingeholt 
werden können (Schipper 2018: 89). 

Erklären lassen sich diese Unterschiede nur multikausal: mit den unterschied- 
lichen lokalpolitischen Konstellationen, der spezifischen Struktur der jeweiligen 
städtischen Regime und deren stadtentwicklungs- und wohnungspolitischen Pro- 
grammen und Interessen. Von nicht unwesentlicher Bedeutung dürften jedoch 
auch die kommunale Haushaltslage und die länderspezifischen Förderungsbe- 
dingungen sein, mit denen Bundesprogramme konkretisiert und mitunter der 
kommunale Eigenanteil festgelegt wird. 


Urban, gemischt und unsichtbar: Die baulich-räumliche Form sozialen 
Wohnungsbaus 


Weniger lokale Variation als in institutioneller Hinsicht zeigt die baulich- 
räumliche Form der zwischen 1980 und 2012 geförderten Neubauprojekte in 
beiden Städten, bei denen sich zwar deutlich der zuvor skizzierte Leitbildwan- 
del, jedoch keine spezifisch Münchner oder Frankfurter Typologien sozialen 
Wohnungsbaus erkennen lassen. Stattdessen ließe sich der Trend in beiden 
Städten mit dem baulich-räumlichen Leitbild urban, gemischt und unsichtbar 
zusammenfassen. Passend zu den hegemonialen planerischen, städtebaulichen 
und architektonischen Leitbildern, steht die Schaffung urbaner Räume und 
Quartiere im Vordergrund und bestimmt die (städte-)Jbaulichen Formen ebenso 
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wie Dichte, Nutzungen und Freiräume.‘ Im Sinne lokaler städtebaulicher und 
architektonischer Kontextualität gibt es eine große Vielfalt jeweils ins Umfeld 
eingepasster Typologien. Meist wird dabei der Gestaltung und Differenzierung 
von Freiräumen und öffentlichen Räumen, infrastruktureller Ausstattungsowie 
architektonischer und städtebaulicher Qualität von städtischer Seite und seitens 
der Wohnungsunternehmen große Bedeutung zugemessen. Innerhalb größe- 
rer Neubauquartiere findet sich der soziale Wohnungsbau oft in den weniger 
wertvollen und attraktiven, z.B. durch Verkehrslärm belasteten Lagen. Doch 
selbst dort, wo sie räumlich konzentriert sind, sind sie architektonisch nicht 
unmittelbar als Sozialwohnungen identifizierbar, sondern geradezu unsichtbar 
im städtischen Raum. 

Nutzungsmischung und insbesondere soziale Mischung haben sich in Ab- 
grenzungvom sozialen Wohnungsbau fordistischer Prägung und der hiermit oft 
assoziierten „sozialen Brennpunkte“ in beiden Städten als wesentliche Merkmale 
neu geplanter Quartiere mit sozialem Wohnungsbau herausgebildet. Dies geht mit 
einer Vielfalt von Bau- und Wohnungstypologien sowie Finanzierungsmodellen 
und Trägerschaften einher. Wie schon erwähnt, hat sich seit den 1980er Jahren 
die Zahl der als adäquat betrachteten Sozialwohnungen in den Neubauquartieren 
tendenziell verringert und mittlerweile auf ein Maximum von 30 Prozent für 
einkommensarme Einwohner/innen verfestigt.” Nutzungsmischung und soziale 
Mischung sollen Lebendigkeit, infrastrukturelle Versorgung, und in Bezug auf 
das umstrittene Konzept der „Nachbarschafts- und Kontexteffekte“ vor allem 
soziale Stabilität der Quartiere gewährleisten. Soziale Mischung soll auch ein 
soziales Stigma des Quartiers verhindern, das den Wert der frei finanzierten 
Wohnungen, aber auch jenen der Sozialwohnungen selbst nach Ablauf der Be- 
legungsbindung mindern könnte. Konsequenterweise wird „soziale Mischung“ 
stets nur in Quartieren mit Wohnungsbau im unteren Preissegment postuliert, 
nicht aber in hochpreisigen, sozial homogenen Quartieren. Faktisch verschafft 
das generalisierte Postulat, die Anzahl an Sozialwohnungen unabhängig vom 
sozialräumlichen Umfeld zu begrenzen, der funktionalen und institutionel- 
len Reorganisation der sozialen Wohnraumversorgung an jedem Ort der Stadt 
eine sozialräumliche Legitimation und letztlich auch eine spezifische baulich- 
räumliche Form. Einer Logik folgend, die auf soziale Mischung in der Stadt 
in Gänze zielte, wäre der Anteil an Sozialwohnungen jeweils nach Lage und 


6 Vgl. Überblickezu Wohnquartieren und Städtebau: Stracke (2011), Mohr (1995), Wentz 
(1998), Stadt Frankfurt (2012). 
7 Erwähnt wurde dies in mehreren Expert/inneninterviews in Frankfurt und München. Es 


lässt sich auch in den Programmen Wohnen in München nachvollziehen (Landeshaupt- 
stadt München, 1989 bis Landeshauptstadt München, 2012, vgl. auch Stracke 2011). 
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sozialräumlichem Umfeld des konkreten Projekts zu bestimmen (vgl. Bridge/ 
Butler u.a. 2014: 1140). Dann ließe sich bspw. ein höherer Anteil an sozialem 
Wohnungsbau im Kontext gentrifizierter Innenstadtquartiere als bei der Nach- 
verdichtung von Großsiedlungen mit sozialem Wohnungsbau denken, was mit 
der Logik marktgesteuerter Boden- und Immobilienpreise jedoch schwerlich 
vereinbar wäre. 


Fazit 


Wie die Fallstudien zeigen, lässt sich die Transformation sozialen Wohnungs- 
baus funktional, institutionell und baulich-räumlich nachvollziehen und damit 
auch ein neues Paradigma des sozialen Wohnungsbaus identifizieren. Im Zuge 
dieses Prozesses wird sozialer Wohnungsbau zu einem stadträumlich integrier- 
ten, quantitativ kaum bedeutsamen Segment eines weitgehend liberalisierten 
Wohnungsmarkts — ebenso unsichtbar in der Stadt wie bedeutungslos am 
Markt. Interpretieren lässt sich dieses Paradigma als Ergebnis einer konsequenten 
Durchsetzung der ordoliberalen Idee der sozialen Wohnungsmarktwirtschaft 
auf nationaler Ebene, unternehmerischer Politiken der Stadtentwicklung auf 
lokaler Ebene und eines Wandels planerischer bzw. städtebaulicher Leitbilder. 
Sozialer Wohnungsbau in diesem Kontext zielt funktional auf die Bewältigung 
von Ausnahmesituationen, sowohl individueller Wohnungsnot als auch zyk- 
lisch wiederkehrender allgemeiner Wohnungskrisen. Anders als im polarisier- 
ten dualen Wohnungsmarkt des liberalen Wohlfahrtsstaats entsteht sozialer 
Wohnungsbau nicht als residualisiertes „Restsegment“ mangelhafter Qualität, 
sondern zeichnet sich durch hohe Qualität an Städtebau und Architektur, In- 
frastruktur und räumlicher Integration aus. Räumliche Qualität ebenso wie 
die Unsichtbarkeit und quantitative Marginalisierung erscheinen gerade als 
Bedingung dafür, dass der noch immer stigmatisierte soziale Wohnungsbau 
Akzeptanz findet innerhalb einer Stadtentwicklungs- und Wohnungspolitik, 
die die (langfristige) Vermarktbarkeit von städtischen Räumen und Immobilien 
zu sichern und direkte staatliche Intervention im lokalen Wohnungsmarkt zu 
minimieren sucht. Als „Ausnahmesegment“ hat sozialer Wohnungsbau so im 
Gefüge der spezifischen bundesdeutschen „sozialen Wohnungsmarktwirtschaft“ 
und der unternehmerischen Stadt auch nach der Transformation des Wohl- 
fahrtstaats seinen gesellschaftspolitisch akzeptierten Raum. Dem (dauerhaften) 
Bedarfan günstigem Wohnraum in den Städten wird sozialer Wohnungsbau als 
Ausnahmesegment jedoch nicht gerecht werden können. 

Allerdings lässt dieses Paradigma Raum für lokale Variationen, die vor al- 
lem auf Entscheidungen zur institutionellen Form sozialen Wohnungsbaus 
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zurückzuführen sind. Sichtbar wird dies bei der Steuerung öffentlicher Woh- 
nungsunternehmen und der Nutzung planerischer sowie wohnungspolitischer 
Instrumente. Beides eröffnet Gestaltungsspielraum, der durch lokale politische 
Intervention eingefordert werden kann und genutzt werden muss, um den Anteil 
sozialen Wohnungsbaus am lokalen Wohnungsmarkt zu erhöhen. Der erhebliche 
Mangel an bezahlbarem Wohnraum wird sich aber unabhängig davon ohne 
einen grundlegenden Paradigmenwechsel auf nationaler Ebene kommunal nicht 
einhegen lassen. 
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Postneoliberaler Paradigmenwechsel 
oder punktuelle staatliche Beruhigungspolitik? 


Kapitalistische Akkumulationsregime werden von einem für sie typischen Re- 
gulationsmodus begleitet, der sich auch in der Ausgestaltung der Wohnungs- 
politik widerspiegelt. Geraten Akkumulationsregime in die Krise, wirkt sich 
dies auf den Regulationsmodus und damit auf die Wohnungspolitik aus. So 
hat sich etwa seit der Krise des Fordismus in den 1970er Jahren das neoliberale 
Paradigma auch in der Wohnungspolitik durchgesetzt. Dieses Regime ist nun 
seinerseits in der Krise. In zahlreichen Debatten wird seit der Finanzkrise 2008 
eine Krise des Neoliberalismus diagnostiziert und der Übergang zu einem post- 
neoliberalen Akkumulationsregime oder zumindest der Verlust hegemonialer 
neoliberaler Deutungsmacht diskutiert (Streeck 2013; Belina/Schipper 2009; 
Smith 2008). Auch für den Bereich der Wohnungspolitik wird die Frage nach 
einem postneoliberalen Paradigmenwechsel gestellt (Schipper 2018; Schönig 
u.a. 2017; Vogelpohl/Buchholz 2017; Rinn i.E.). An diese Debatte anknüpfend 
untersucht der Beitrag, welche konkreten Veränderungen der Wohnungspolitik in 
Berlin und Wien seit 2008 zu beobachten sind, und ob sich eine postneoliberale 
Wohnungspolitik herausgebildet hat. 

Die jahrelange Dominanz neoliberaler Wohnungspolitiken hat die Widersprü- 
che marktwirtschaftlich organisierter Wohnungssysteme wieder mit Nachdruck 
zum Vorschein gebracht. Insbesondere in Ballungsräumen ist der Wohnraum für 
untere und mittlere Einkommensgruppen heute oftmals unbezahlbar und knapp. 
In vielen Städten haben sich mit der Wiederkehr der Wohnungsfrage allerdings 
auch soziale Proteste formiert. Mieter_innen mobilisieren gegen den Ausverkauf 
der Stadt, den Abbau und Verkauf von Sozialwohnungen, die Schwächung von 
Mietrechten und eine marktwirtschaftlich ausgerichtete Wohnungspolitik der 
Aufwertung und Verdrängung (Vogelpohl u.a. 2017). In mehreren Städten ist 
damit die Wohnungspolitik, zumindest partiell, wieder ins Zentrum politischer 
Aufmerksamkeit gerückt. Mit verschiedenen (alten und neuen) Instrumenten 
wird versucht, in den Wohnungsmarkt zu intervenieren. 
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Konzeptuell fragen wir, mit welchen Kategorien ein paradigmatischer Wandel 
von einer neoliberalen zu einer postneoliberalen Wohnungspolitik analytisch 
fassbar gemacht werden kann. Wir schlagen in Anlehnungan Schönigu.a. (2017) 
einen Analyserahmen vor, der wohnungspolitische Maßnahmen entlang der 
zwei Dimensionen der Bezahlbarkeit und der Dekommodifizierung auf ihren 
postneoliberalen Gehalt bewertet. Denn neoliberale Politiken sind vor allem 
durch die Kommodifizierung aller Lebensbereiche und die Fokussierung der 
Stadtpolitik auf die Interessen der Ober- und der oberen Mittelschicht definiert 
(Hackworth 2007). Eine Abwendung von einer marktorientierten Aufwertungs- 
politik hin zu einer postneoliberalen Wohnungspolitik zeichnet sich demnach 
durch umfassende Maßnahmen zur Ausweitung des Wohnungsbestands für 
untere und mittlere Einkommensgruppen aus, der aufmarktferne Art und damit 
gegen private Profitinteressen bereitgestellt würde. 

Die Frage nach institutionellen Restrukturierungen im Zuge wohnungspo- 
litischer Änderungen hat in Debatten zu postneoliberaler Wohnungspolitik 
bisher wenig Beachtung gefunden. Sie erscheint aber zentral, wenn man einen 
solchen Wandel auch als Bruch mit autoritären oder postdemokratischen Formen 
neoliberalen Regierungshandelns begreift (Brown 2015; Bruff 2014). Davon aus- 
gehend erweitern wir bisher vorgeschlagene Analysemodelle (Metzger/Schipper 
2017; Holm 2011) um die Ebene der Governance. Die betriebswirtschaftliche 
Ausrichtung auch öffentlicher Institutionen lässt die Frage der Demokratisierung 
zentralerscheinen. Mietsteigerungen und Verdrängungen waren unter dem neo- 
liberalen Wohnungsparadigma auch im kommunalen Wohnungsmarktsegment 
an der Tagesordnung. Eine wirkungsvolle Demokratisierung dieser Institutio- 
nen würde dem entgegen wirken. Wir diskutieren Veränderungen in Struktur 
und Personal der kommunalen Verwaltungen, das Thema Beteiligung und das 
Verhältnis zwischen Stadtregierung und sozialen Bewegungen. Entlang dieser 
dritten Dimension wird also untersucht, ob sich im Bereich der Governance von 
einer Demokratisierungund damit von einem Paradigmenwechsel sprechen lässt. 

Empirisch wenden wir diesen Rahmen auf die Wohnungspolitik in Berlin 
und Wien an und geben so einen Überblick über die neuesten Entwicklungen 
der Wohnungspolitik der beiden Hauptstädte seit 2008. Trotz unterschiedli- 
cher institutioneller Rahmenbedingungen ist die Wohnungspolitik im Kontext 
steigender Wohnungsnot und sozialer Proteste in beiden Städten zuletzt wieder 
ins Zentrum der Politik gerückt. Das macht sie für die Suche nach einer post- 
neoliberalen Wohnungspolitik besonders interessant. 

In beiden Städten lässt sich beobachten, dass einzelne podicies geändert bzw. 
wieder neu eingeführt wurden. Diese werden entlang der Wohnungssektoren 
- öffentlich, sozial, kollektiv, privat - beschrieben. In Berlin versuchte nicht 
erst die neue rot-rot-grüne Regierung, der steigenden Mieten Herr zu werden, 
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engagierte sich hier jedoch verstärkt, indem der öffentliche Sektor über Neubau 
und Zukauferweitert werden soll und die landeseigenen Wohnungsunternehmen 
wieder stärker an ihre soziale Funktion gebunden werden. Der soziale Woh- 
nungsbau soll restrukturiert und im privaten Sektor soziale Erhaltungsgebiete 
ausgeweitet werden, Zweckentfremdung soll unterbunden und das Vorkaufsrecht 
verstärkt ausgeübt werden. In Wien gibt es im öffentlichen Wohnungsbestand 
neue Programme, um diesen Sektor wieder auszudehnen. Im gemeinnützigen 
Sektor wurden ergänzende Förderschienen eingerichtet, um zumindest zu einem 
gewissen Maß zusätzliche Wohnungen für untere und mittlere Einkommens- 
gruppen bereitzustellen. 

Mithilfe der Dimensionen Bezahlbarkeit, Dekommodifizierung und De- 
mokratisierung werden die angestoßenen Reformen auf ihren postneoliberalen 
Gehalt überprüft. Abschließend wird die Frage aufgeworfen, warum esbislangbei 
punktuellen staatlichen Interventionen geblieben ist, statt dass eine umfassende 
postneoliberale Wohnungspolitik eingeschlagen wurde. Dabei diskutieren wir die 
fehlende Handlungsmacht aufder lokalen Ebene, fehlende politische Mehrheiten 
und fehlende politische Visionen. 


Die neue Berliner Wohnungsfrage 


Dass in Berlin die Wohnungsfrage seit einigen Jahren wieder politisch verhandelt 
wird, ist ein Verdienst derzahlreichen Mieter_inneninitiativen, die sich gegen den 
Ausverkauf der Stadt und die Verdrängung aus ihren Kiezen wehren (Vollmer 
2015). Die Hintergründe dieser Entwicklung - die Privatisierung kommunaler 
Wohnungsbestände, die Deregulierung des Mietmarkts und die generelle Neoli- 
beralisierungder Wohnungspolitik auflokaler, Landes- und Bundesebene - sind 
ausführlich beschrieben worden (Holm 2013). Seit etwa fünf Jahren gelingt 
es den Berliner Regierungen jedoch nicht mehr, dass Problem vom Tisch zu 
wischen. Und so ist es zunächst noch unter der rot-schwarzen Regierung und 
ab 2016 verstärkt unter der rot-rot-grünen Regierung zu einigen Neuerungen in 
den städtischen Wohnungspolitiken gekommen. Mit seinen insgesamt 1.600.000 
Wohneinheiten teilt sich der Mietwohnungsmarkt in Berlin in folgende Seg- 
mente auf: ein privates (70%), ein städtisches (18%) und ein kollektives, durch 
Genossenschaften undähnliche Formen bewirtschaftetes (12%). Der Anteil der 
miet- und belegungsgebundenen Sozialwohnungen verteilt sich über diese drei 
Segmente und beträgt 200.000 Wohneinheiten (13%) - in einer Stadt, in der die 
Hälfte der Haushalte ihrem Einkommen nach Anspruch aufeine Sozialwohnung 
hätte (Investitionsbank Berlin 2017: 45). 
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Im direkt durch das Land Berlin steuerbaren kommunalen Segment des Woh- 
nungsmarktes wurde 2012 mit dem „Bündnis für soziale Wohnungspolitik und 
bezahlbare Mieten“ und weitergehend 2017 mit der Kooperationsvereinbarung 
zwischen den sechs landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften und dem Senat 
eine Abkehr von der Privatisierungspolitik vollzogen. Der Anteil des kommu- 
nalen Wohnungsbestandes betrug 1990 mit 480.000 Wohneinheiten noch 28 
Prozent. Als Ziel wurde 2005 festgelegt, den kommunalen Bestand von 270.000 
Wohneinheiten bis 2021 auf 360.000 Wohneinheiten durch Ankaufund Neubau 
zu erweitern. Darüber hinaus sind die landeseigenen Wohnungsunternehmen 
nicht mehr verpflichtet, Mittel an den Haushalt abzuführen. Privatisierungen 
werden zumindest für die aktuelle Legislaturperiode ausgeschlossen, und das 
Land fördert die Erstellung bezahlbaren Wohnraums, indem dazu öffentliche 
Grundstücke eingebracht werden. Des Weiteren sollen verschiedene Maßnahmen 
die Bezahlbarkeit derkommunalen Wohnungen gewährleisten. Mieterhöhungen 
werden auf 2 Prozent jährlich beschränkt (statt wie bisher 15% in drei Jahren) und 
die Modernisierungsumlage wird auf 6 Prozent (statt wie bisher 11%) reduziert. 
Außerdem wird die Bezahlbarkeit der Wohnungen dadurch erleichtert, dass 
eine relative Bemessungsart der Bezahlbarkeit über die Wohnkostenbelastung 
eingeführt: Die Nettokaltmieten dürfen 30 Prozent des Haushaltseinkommens 
der Mieter_innen nicht übersteigen. Ist dies der Fall, kann die Miete auf Antrag 
gesenkt werden. Bei Neuvermietungen sollen 60 Prozent der Wohnungen über 
den Wohnberechtigungsschein vergeben werden. Im Neubau sollen 50 Prozent 
miet- und belegungsgebundene Wohnungen entstehen, und 50 Prozent sollen 
freifinanziert eine durchschnittliche Miete von zehn Euro pro Quadratmeter (€/ 
m?) nicht überschreiten. Bei zugekauften Häusern wird jede zweite frei werdende 
Wohnung mit Wohnberechtigungsschein unter 6,50 €/m? vergeben (Senatsver- 
waltung für Stadtentwicklung und Wohnen u.A. 2017). 

Auch im Segment des sozialen Wohnungsbaus, das sich mit dem vorigen teil- 
weise überschneidet, haben die Folgen der Neoliberalisierung der Wohnungs- 
politik zahlreiche Mieter_innenproteste hervorgerufen. Hier waren durch die 
Förderlogik des Berliner sozialen Wohnungsbaus bei privaten Trägern hohe 
Renditeerwartungen entstanden. Dazu kam, dass Anschlussfinanzierungen weg- 
fielen, was in diesem Segment zu extremen Mietsteigerungen und einem kaum 
noch bezahlbaren Bestand führte. Zusätzlich bietet die aktuelle Dynamik des 
Wohnungsmarktes starke Anreize, die Wohnungen frühzeitigaus der Bindungzu 
nehmen und damit die Zeit der „sozialen Zwischennutzung“ (Donner 2000: 200) 
noch zu verkürzen. Seit einigen Jahren bemühen sich die Berliner Regierungen, 
diesen Entwicklungen entgegen zu steuern. So ist der geförderte Wohnungsbau 
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2014 wieder eingeführt worden. Pro Jahr sollen 3.000 Wohneinheiten entstehen, 
ein Drittel davon in privaten Bauprojekten. Durch den massenhaften Wegfall 
von Anschlussförderung in den nächsten Jahren wird sich dadurch der Bestand 
an Sozialwohnungen aber höchstens stabilisieren können. Die Förderwege wur- 
den diversifiziert, sodass nun neben Sozialwohnungen für 6,50 €/m? gleichfalls 
Wohnungen für 8 €/m? förderfähigsind, und somit auch Mittelschichthaushalte 
mit einem Einkommen bis zu 160 Prozent oberhalb der Grenze Zugangzu einer 
Sozialwohnung haben. Im Bestand des sozialen Wohnungsbaus zieht sich der 
Streit um eine Reform hin. Vorläufig werden Mietzuschüsse gewährt, die die 
Nettowarmmiete auf 30 Prozent des Haushaltseinkommens senken. Die Mieten 
im Bestand ohne Anschlussförderung sollen auf dem Niveau der ortsüblichen 
Vergleichsmiete gekappt werden.' Beim Weiterverkauf von sozialem Wohnungs- 
bau soll die Möglichkeit entfallen, sofort aus der Sozialbindung auszuscheiden 
(Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen 2017). 

Im Bereich der Liegenschaftspolitik vollzog die Berliner Regierung auf Druck 
der Mieter_innenbewegungeine Abkehr von der Privatisierungzum Höchstpreis. 
Städtische Grundstücke werden nun im Konzeptverfahren vergeben. Die Krite- 
rien für solche Konzepte sind aber weitgehend intransparent. Die Grundstücke 
sollen überwiegend an landeseigenen Wohnungsunternehmen vergeben werden. 
Auf privaten Grundstücken wird mit dem Instrument der kooperativen Bau- 
landgewinnung (Schade 2017) versucht, den entstehenden Planungsmehrwert 
abzuschöpfen. Baurecht wird nur geschaffen, wenn sich die privaten Bauträger 
im Gegenzugverpflichten, einen Anteilan mietpreis- und belegungsgebundenen 
Wohnungen zu erstellen und sich an den Kosten der sozialen Folgeinfrastruktur, 
wie Kitas oder Schulen, zu beteiligen. 

Um die Mietpreisdynamik im privaten Wohnungssektor zu dämpfen, greifen 
das Land Berlin und seine Bezirke? auf mehrere planungsrechtliche Instrumente 
zurück. So wurde im Jahr 2014 flächendeckend die Zweckentfremdungsverbots- 
verordnung eingeführt. Seither können Bürger_innen die Zweckentfremdung 
von Wohnraum durch Leerstand, Abriss und die Umwandlung in Gewerberaum 
oder Ferienwohnungen bei ihren Bezirksverwaltungen anzeigen, bei denen 
der Personalmangel eine Durchsetzung des Gesetzes jedoch enorm erschwert. 
Insbesondere sind Ferienwohnungen in Wohnbezirken immer wieder Anlass für 
Mieter_innenproteste gewesen. Mit 24.000 Wohneinheiten betrifft das Problem 
zwar nur 0,9 Prozent des Wohnungsmarktes. Durch die starke Konzentration 
in touristifizierten Nachbarschaften hat diese Art der Zweckentfremdungaber 


l Der Berliner soziale Wohnungsbau hatte eine solche Beschränkung bisher nicht 
vorgeschen. 
2 Die Bezirke entsprechen in Berlin in dieser Hinsicht der kommunalen Ebene. 
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trotzdem Auswirkungen auflokale Mietpreisdynamiken (Holm 2016). Um wei- 
tere Regulierungen des privaten Mietmarktes durchzusetzen, haben die Berliner 
Bezirke seit Mitte der 2000er Jahre zahlreiche neue soziale Erhaltungsgebiete 
ausgerufen. In diesen greift seit 2015 die Umwandlungsverordnung, mit der 
die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen genehmigungspflichtig 
wird. Außerdem wurde seit 2017 in bisher 17 Fällen das Vorkaufsrecht ausgeübt, 
durch das beim Verkauf von privaten Immobilien der Bezirk - auch im Na- 
men von Dritten wie landeseigene Wohnungsunternehmen, Genossenschaften 
oder Hausgemeinschaften - das Recht hat, das Gebäude zum Verkehrswert zu 
erwerben. 

Die beschriebenen Änderungen der Wohnungspolitiken werden vom Versuch 
begleitet, auch auf der Ebene der Governance durch Umstrukturierungen die 
Abkehr von der neoliberalen Politik zu vollziehen. Personell haben sich in den 
Verwaltungen punktuelle Verschiebungen ergeben. Seit dem Regierungswechsel 
2016 wird die Senatsverwaltung für Stadtentwicklungund Wohnen nicht mehr 
durch die SPD, sondern durch Katrin Lompscher von DIE LINKE geführt. Mit 
Matthias Kollatz-Ahnen (SPD) hat die Senatsverwaltung für Finanzen eine deut- 
liche Abkehr von der Austeritätspolitik unter dessen Vorgänger Ulrich Nußbaum 
vollzogen und stellt die Finanzpolitik nun wieder in den Dienst der Sozialen 
Wohnungspolitik (statt andersherum). Die Grünen haben mit Florian Schmidt 
als Baustadtrat von Friedrichshain-Kreuzberg jemanden berufen, der direkt aus 
der mietenpolitischen Bewegung kommt. Demgegenüber hat der erzwungene 
Rücktritt Andrej Holms als Staatssekretär deutlich gemacht, wo die Grenzen 
dieser ohnehin nur punktuellen personellen Erneuerungen liegen. 

Aufgrund der verbetriebswirtschaftlichten Handlungslogik der landeseige- 
nen Wohnungsunternehmen und deren Folgen für die Mieter_innen war esein 
Anliegen des Berliner Mietenvolksentscheids (vgl. den Beitrag von Jonathan 
Diesselhorst in diesem Heft), die sechs landeseigenen Wohnungsunterneh- 
men in eine Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) umzustrukturieren. Nach 
dem Kompromiss zwischen Mietenbewegung und Senat wacht nun eine neu 
gegründete AöR über die erhaltenen Strukturen der sechs GmbHs bzw. AGs 
und die Einhaltung der Kooperationsvereinbarung, Außerdem wurde mit der 
Einführung von Miceterräten eine Demokratisierung der Institutionen angestrebt. 
Der Koalitionsvertrag der neuen Regierung 2016 verspricht darüber hinaus eine 
stärkere und bessere Beteiligung von Bürger_innen in Planungsverfahren. Auch 
die landeseigenen Wohnungsunternehmen werden auf mehr Beteiligung bei 
Nachverdichtung und Neubau verpflichtet. Vertreter_innen der Mieter_innen- 
bewegungkönnen über informelle und formelle Formate punktuell auf Prozesse 
der Entscheidungsfindungeinwirken. So wurden zum Beispiel während der Aus- 
arbeitung der Koalitionsvereinbarung 2016 oder bei der Neuformulierung des 
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Stadtentwicklungsplans Wohnen verschiedene Gruppen und Einzelpersonen 
ofliziell beteiligt. 


Postneoliberale Wohnungspolitik in Berlin? 


Lassen es diese neuen Ansätze gerechtfertigt erscheinen, von einem wohnungspo- 
litischen Paradigmenwechsel oder gar von einer postneoliberalen Wohnungspoli- 
tik zu sprechen? Um diese Frage zu beantworten, sollen die policies im Folgenden 
nach den Kriterien Bezahlbarkeit, Dekommodifizierungund Demokratisierung 
untersucht werden. 

Beiden landeseigenen Wohnungsunternehmen gehen die neuen Politikansätze 
am weitesten, gleichzeitig werden aber auch ihre Beschränkungen am deutlichs- 
ten: Die Bezahlbarkeit im Bestand wurde durch die verschiedenen Maßnahmen 
erhöht, wenn auch zu kritisieren bleibt, dass beider Wohnkostenberechnungdie 
Nettokaltmiete gilt, obschon Heizkosten eine schr hohe Belastung für einkom- 
mensarme Haushalte darstellen. Warum im Neubau nur 50 Prozent bezahlbare 
Wohneinheiten entstehen, ist angesichts der hohen Quote der Haushalte, denen 
ein Wohnberechtigungsschein zusteht, und der sonstigen, hochpreisigen Bauak- 
tivitäten in Berlin nicht nachvollziehbar. Gerechtfertigt wird diese Politik von 
allen Parteien weiterhin mit einer „sozialen Mischung“ unter deren Namen nach 
dem neoliberalen Paradigma Aufwertung und Verdrängunglegitimiert wurden. 
Auch über die Definition, was eigentlich bezahlbar ist, ließe sich streiten - die 
veranschlagten 6,50 €/m? entsprechen schließlich in erwa dem Mietspiegel und 
nicht dem unteren Mietsegment. Durch die Ausweitung des Bestandes werden 
Teile des Mietmarktes dekommodifiziert bzw. privaten Profitinteressen entzogen. 
Da die Unternehmen keine Gewinne mehr an den Haushalt abführen müssen, 
ist dieser Mechanismus der verwaltungsinternen Kommodifizierungabgeschafkt. 
Der kommunale Bestand bewegt sich aber perspektivisch weit unter dem Niveau 
von 1990. 

Am Beispiel der landeseigenen Wohnungsunternehmen zeigen sich außerdem 
die Schwierigkeiten, tief greifend neoliberalisierte Institutionen zu restruktu- 
rieren und zu demokratisieren. Kurz vor Einsetzung der neuen Kooperations- 
vereinbarung und der Begrenzung der Mieterhöhungen auf 2 Prozent Anfang 
2017 versuchte ein landeseigenes Wohnungsunternehmen noch schnell, tausende 
Mieterhöhungen von bis zu 15 Prozent in ihrem Bestand durchzusetzen. Auch 
gegen ihre Demokratisierung gingen die landeseigenen Wohnungsunternehmen 
vor, indem es beider ersten Wahl zu Mieterräten zu massiven Manipulationen der 
Wahlen kam: Über 100 Bewerber_innen wurden nicht zugelassen, u.a. mit der 
Begründungsie seien „Störer“ oder hätten Mietrückstände. Gegen die Demokra- 
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tisierung von Beteiligungsverfahren setzten sich die Wohnungsbaugesellschaften 
mit einem in der Presse veröffentlichten Brandbrief an Senatorin Lompscher zur 
Wehr, in dem die Bürger_innenbeteiligung als Ausdruck von Partikular- und 
Minderheiteninteressen abgetan wurde (Landeseigene Wohnungsunternehmen 
2017). 

Im Segment des sozialen Wohnungsbaus wurde die Bezahlbarkeit durch die 
Mietzuschüsse zwar ausgeweitet, diese werden aber nur auf Antraggewährt. Diese 
Anträge zu stellen, ist schr voraussetzungsvoll und für Haushalte mit geringem 
sozialem und kulturellem Kapital schwierig. Außerdem gelten sie nicht bei Neu- 
vermietungen. Mieter_inneninitiativen befürchten durch die anstehende Reform 
darüber hinaus die „schleichende“ Einführungeiner Mietuntergrenze von 6 €/m?, 
die zu Mieterhöhungen für das unterste Segment führen würden (Schmidberger 
u.a. 2016). Eine Dekommodifizierung des Sozialen Wohnungsbaus wird nicht 
angegangen: Auch bei der Förderungvon neuem sozialem Wohnungsbau wird das 
alte Modell der „sozialen Zwischennutzung“ weiter betrieben und werden private 
Träger bemüht. Im Bestand wurden zwar die Nachwirkungsfristen verlängert, die 
privaten Renditeerwartungen aber nicht verringert. Stattdessen wurde durch die 
Einführungeiner Mietuntergrenze zwischen den Sozialmieter_innen umverteilt. 

Die neue Liegenschaftspolitik kann durch die günstige oder kostenfreie Ab- 
gabe von Liegenschaften dazu beitragen, Neubaumieten deutlich zu verringern. 
Zu einer weiteren Kommodifizierung von öffentlichem Land kommt es derzeit 
nicht; nach der jahrelangen Privatisierungspolitik sind aber auch nicht mehr viele 
Grundstücke übrig. In diesem Bereich wären der Ankauf von Grundstücken 
und die Vergabe in Erbpacht durch einen Bodenfonds nötige erste Schritte, um 
Dekommbodifizierung und Bezahlbarkeit zu garantieren (Runder Tisch Liegen- 
schaftspolitik 2018). Ob durch die kooperative Baulandgewinnungbezahlbarer 
Wohnraum in nennenswertem Umfang entsteht, kann nicht beurteilt werden, 
da die Verträge mit den privaten Bauträgern weitgehend geheim bleiben. 

Im privaten Mietmarkt dämpft die Zweckentfremdungsverbotsverordnung 
die Renditeerwartungen privater Eigentümer etwas. Soziale Erhaltungsgebiete 
mit Umwandlungsverordnungund Vorkaufsrecht ermöglichen eine kleine Aus- 
weitungdes kommunalen Bestandes und schränken manche Verwertungsoption 
ein. Sie sind aber sowohl räumlich als auch zeitlich extrem beschränkt. Um sie 
einzuführen, muss ein sozialstruktureller Wandel nachgewiesen werden, weshalb 
eine entsprechende Maßnahme nur dann möglich ist, nachdem eine erste Welle 
der Gentrifizierung bereits stattgefunden hat. 

Im Bereich der Governance sind zwar einzelne personelle Neuerungen zu be- 
obachten, größtenteils sind das politische Personal und das Verwaltungspersonal 
aber gleich geblieben. So sind nun auch wieder viele Politiker_innen der Partei 
DIE LINKE, die in der letzten rot-roten Koalition (2002-2011) für massive 
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Privatisierungen verantwortlich waren, Mitglieder der neuen Regierung. In der 
Beziehung zu sozialen Bewegungen gibt eskaum strukturelle Änderungen. Wäh- 
rend in Südeuropa Stadtregierungen explizit die Nähe zu sozialen Bewegungen 
suchen oder sogar aus diesen entsprungen sind (Vollmer 2017), bleibt man in 
Berlin weitgehend der Sicht verhaftet, stadtpolitische Initiativen seien wahlweise 
Neubauverweigerer oder untergrüben die eigene politische Legitimität. Dies 
erstaunt umso mehr, als viele der neuen Ansätze in der Wohnungspolitik direkt 
auf Forderungen und ausgearbeitete Vorschläge der Mieter_innenbewegung 
zurückgehen (Holm 2017). Auch nach dem Regierungswechsel 2016 muss für 
viele Forderungen weiterhin gekämpft werden, oder auch nur dafür, die eigene 
Expertise einbringen zu dürfen. Beispielhaft zeigte sich dies beim Auftakt der 
im Koalitionsvertrag versprochenen Bürger_innenbeteiligung. Das einberufe- 
ne „Stadtforum Beteiligung“ wurde ohne jegliche Mitsprache der seit Jahren 
aktiven mietenpolitischen Bewegung vorbereitet; was diese dazu veranlasste ein 
„Stadtforum von Unten“ am gleichen Ort abzuhalten, in dem die Positionalität 
von Forderungen nach Beteiligung aus den Interessen der unteren und mittle- 
ren Einkommensschichten heraus betont wurde. Wo eine bessere Beteiligung 
gelingt, wie in Friedrichshain-Kreuzberg, ist ein deutlich anderes Verständnis 
vom Verhältnis zwischen Verwaltung und sozialen Bewegungen zu spüren. An- 
statt als Bedrohung geschen zu werden, werden die Mieter_inneninitiativen in 
Entscheidungen eingebunden und ihre Ideen, Ressourcen und Legitimität für 
eine soziale gerechte Stadtentwicklung genutzt. 

Insgesamt kann für Berlin also davon gesprochen werden, dass es zu einer 
Abkehr von der weiteren Vertiefung neoliberaler Politiken gekommen ist. Einen 
tatsächlichen Paradigmenwechsel hin zu einer postneoliberalen Wohnungspolitik 
hat man aber (noch) nicht vollzogen. Dazu bleiben die Politiken zu punktuell 
und in ihrem Ausmaß beschränkt. Eine Vielzahl kleiner politischer Interventi- 
onen und Steuerungsexperimente lassen noch keine neue Vision erkennen. Die 
Konstanz vieler Politiken, Begründungszusammenhänge und Handlungslogiken 
des neoliberalen Paradigmas wirkt kräftig nach. 


Die neue Wiener Wohnungsfrage 


Auch in Wien sind die Wohnungsprobleme in den letzten Jahren merklich an- 
gestiegen. Der durchschnittliche Anteil der Wohnkosten am verfügbaren Haus- 
haltseinkommen ist zwischen 2004 und 2016 von 16 auf 25 Prozent gewachsen. 
Vor allem für untere Einkommensgruppen ist Wohnen in der Stadt zunehmend 
unerschwinglich geworden. In den letzten zehn Jahren hat sich die Bevölkerung 
in Wien um knapp 100.000 Menschen vergrößert. Das Angebot an preiswertem 
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Wohnraum hat allerdings nicht in ausreichendem Maß zugenommen. Täglich 
gibt esin Wien sieben Zwangsräumungen - ein Indikator dafür, dass die Wohn- 
situation für viele in der Stadt prekär ist (Kadi 2014). 

Stärker als in den meisten anderen europäischen Städten ist der Wiener 
Wohnungsmarkt historisch von Politiken der Dekommodifizierung geprägt. 
Der fordistische Wohlfahrtsstaat der Nachkriegszeit führte zu einer starken 
Ausweitung marktferner Segmente des Wohnungsmarktes, wobei wesentliche 
Anfänge dieses Modells bereits auf den sogenannten Munizipalsozialismus des 
„Roten Wien“ der 1920er Jahre zurückgehen. Das spiegelt sich noch heute in 
der Struktur des Wohnungsmarktes wider: Rund ein Viertel aller Wohnungen 
gehört zum Segment des Gemeindewohnungbaus - sozialem Wohnungsbau im 
Besitz und vergeben von der Stadt. Rund 17 Prozent des Wohnungsbaus sind 
gemeinnützig - also im Besitz und vergeben von gemeinnützigen Bauträgern. Wie 
im Gemeindewohnungsbau liegen die Mieten in diesem Segment deutlich unter 
dem privaten Markt. Notwendige Eigenmittel im gemeinnützigen Wohnbau 
erschweren allerdings den Zugang für einkommensschwache Haushalte. Rund 
ein Drittel der Wohnungen entfallen aufden privaten Mietwohnungsmarkt, der 
teilweise mietreguliert ist. Das übrige Viertelan Wohnungen ist selbst genutztes 
Eigentum oder untervermietete Wohnungen (Statistik Austria 2017). 

Die steigenden Wohnungsprobleme der letzten Jahre lassen sich nicht zuletzt 
in einer partiellen Neoliberalisierungder Wohnungspolitik seit den 1990er Jahren 
verorten. Auf Bundesebene wurde etwa das Mietrecht liberalisiert und Rechte 
für Mieter_innen zugunsten von Vermieter_inneninteressen eingeschränkt. Das 
betrifft nicht zuletzt eine flexiblere Mietzinsfestsetzung und die Einführung 
von befristeten Mietverträgen, die zu einer umfassenden Verteuerung dieses 
Sektors beigetragen haben. Gleichzeitig wurde die Zweckbindung der Wohn- 
bauförderungaufgehoben. Die Länder können die Bundesmittel seither auch für 
andere Zwecke, jenseits des Wohnungsbaus, verwenden. Außerdem wurde die 
Wohnbauförderung für gewerbliche Bauträger geöffnet und im gemeinnützigen 
Wohnungsbau wurden Mietkaufoptionen eingeführt. Mieter _innen können 
ihre Wohnung nunmehr nach zehn Jahren erwerben und aus der Sozialbindung 
„herauskaufen“. 

Die Neoliberalisierung wurde in Wien auch auf kommunaler Ebene vertieft. 
Seit 2004 stellte Wien den Neubau im Gemeindewohnungsbau ein. Abgesehen 
von Dachbodenausbauten in bestehenden Gemeindebauten wurde der stadteigene 
soziale Wohnungsbau, und somit der preiswerteste Sektor am Wohnungsmarkt, 
nicht mehr erweitert. Obwohl weiterhin marktferner Wohnungsbau in Form 
von gemeinnützigen Wohnungen von der Stadt gefördert wurde, stellen die von 
Mieter_innen aufzubringenden Eigenmittel in diesem Segment, trotz bestehen- 
der Förderungen, immer häufiger eine finanzielle Zugangsbarriere dar. In Bezug 
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auf Wohnkosten und Zugänglichkeit ist der Sektor damit trotz der marktfernen 
Bereitstellung im Sinn einer internen Kommodifizierung näher an den privaten 
Markt herangerückt (Kadi 2015). Gleichwohl sind Trends der Neoliberalisierung 
in Wien stets partiell geblieben. Trotz Bestrebungen stärkerer Marktorientierung 
wendet Wien noch immer erhebliche Mittel für die Wohnbauförderung auf (im 
Schnitt rund 550 Millionen Euro jährlich). Überwiegend gehen die Gelder in 
Objektförderung (Neubau, Sanierung) statt in individuelle Subjektförderung 
(das Verhältnis ist rund 80 zu 20. In Deutschland liegt es aktuell bei rund 10 
zu 90°). Im Gegensatz zu Berlin hat Wien bisher auch keine Privatisierung und 
keinen Verkauf von kommunalen Beständen verfolgt (ebd.). 


Neue wohnungspolitische Maßnahmen in Wien 


Im Kontext steigender Wohnungsprobleme und breiterer öffentlicher Thema- 
tisierung hat die Stadt eine Reihe wohnungspolitischer Maßnahmen ergriffen. 
Medienwirksam im Wahlkampf vor der Gemeinderatswahl 2015 wurde etwa 
die Wiederaufnahme des Gemeindebaus angekündigt. Das günstigste Woh- 
nungsmarktsegment soll im Rahmen der Förderschiene „Gemeindebau Neu“ 
durch Neubau bis 2020 um bis zu 4.000 Wohnungen erweitert werden. Wie bei 
bestehenden Gemeindewohnungen sollen keine Eigenmittel von den Bewoh- 
ner_innen erforderlich sein. 

Darüber hinaus gibt es neue Förderprogramme für den gemeinnützigen 
Wohnbau. Das Programm „Smart Wohnungen“ etwa fördert Wohnungen mit 
kleinen Grundrissen und geringen Kosten. Der Eigenmittelanteil ist auf 60 €/m? 
beschränkt (im Schnitt liegt er bei 500 €/m?). Vergeben werden die Wohnungen 
durch die Gemeinde nach den gleichen Kriterien wie Gemeindewohnungen. Ein 
weiteres Instrument ist die „Wohnbauinitiative“. Im Rahmen dieses Programms 
vergibt die Stadt günstige Darlehen für freifinanzierten Wohnungsbau. Der 
Eigenmittelbeitrag ist begrenzt, kann allerdings bis zu 500 €/m? betragen. Ein 
Spezifikum der Förderschiene ist eine zeitlich begrenzte Mierpreisbindung. Sofern 
der Bauträger gewerblich und nicht gemeinnützig ist, kann die Miete nach zehn 
Jahren bei Neuvermietung auf marktübliches Niveau angehoben werden (Stadt 
Wien 2018). 

Inwiefern können diese Maßnahmen als eine Einschränkung privater Pro- 
fitinteressen gedeutet werden? Hier gibt es keine eindeutige Antwort. Einerseits 
kommt es mit dem Ausbau des Gemeindebausektors nach mehr als zehn Jahren 
ohne entsprechende Bautätigkeit erstmalig wieder zu einer Vergrößerung des 


3 Danke an Sebastian Schipper für diesen Hinweis. 
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dekommodifizierten Bestandsam Wohnungsmarkt. Die Ausweitung marktferner 
Bestände trifft auch auf die neuen Förderprogramme für gemeinnützige Träger 
zu. Andererseits werden im Rahmen der „Wohnbauinitiative“ gewerbliche Trä- 
ger mit temporären Mietpreisbindungen gefördert. Die durch günstige Mieten 
entgangenen Gewinne werden hier durch öffentliche Gelder gedeckt. Im Gegen- 
satz zu einer Einschränkung privater Profitinteressen kann man Donner (2000: 
200) zufolge von privater Wirtschaftsförderung mit sozialer Zwischennutzung 
sprechen, entsprechend dem in Deutschland vorherrschenden Fördermodell des 
Sozialen Wohnungsbaus. 

In Bezug auf die Ausweitung des bezahlbaren Angebots ist es also nötig, zu 
differenzieren. Der für untere und mittlere Einkommensgruppen bezahlbare 
Sektor wird mit dem Gemeindebau vergrößert. Das gleiche gilt für die Förde- 
rungen im gemeinnützigen Scktor, obwohl hier Eigenmittel gewisse finanzielle 
Barrieren darstellen. In beiden Fällen ist allerdings der Umfang der geplanten 
Maßnahmen mitzudenken. Laut aktueller Prognose der Stadt soll die Wiener 
Bevölkerung bis 2030 um mehr als 150.000 Menschen wachsen. Die geplanten 
Förderprogramme erscheinen vor diesem Hintergrund als Tropfen auf den heißen 
Stein, wenn etwa bis 2020 lediglich 4.000 neue Gemeindebauwohnungen reali- 
siert werden sollen. Das entspricht weniger als 8 Prozent der bis 2020 anvisierten 
Neubauleistung.‘ Damit kann also nicht einmal der Anteil des Gemeindebaus 
am Wohnungsbestand (derzeit 25%) konstant gehalten werden. 

Darüber hinaus ist die Ausweitung des bezahlbaren Angebots mit qualitativen 
Einschränkungen verbunden. Das Förderprogramm „Smart“-Wohnungen sicht 
zum Beispiel explizit kleinere Grundrisse und niedrigere Kosten vor. Ähnliches 
passiert im Gemeindebau, wenn beim Mieter_innenwechsel seit kurzem die bisher 
übliche Qualitätsanhebung nicht mehr stattfindet. Die Förderpolitik scheint hier 
die Bezahlbarkeit zulasten anderer Kriterien der Wohnqualität im Blick zu haben. 
Einschränkungen gibt es auch beider Zugänglichkeit. Im Rahmen der wohnungs- 
politischen Reformen wurden die Zutrittsregeln für den Gemeindebausektor 
neu definiert. Während die Bandbreite an sozialen Gruppen, die Zuganghaben, 
mit der Anhebung der Einkommensgrenze erweitert wurde, ist der Zugang für 
Neuankommende in der Stadt erschwert worden. Menschen, die bereits länger 
in Wien leben, bekommen in der Wohnungsvergabe Priorität und können auf 
den Wartelisten um bis zu ein Jahr vorrücken. Diese wohlfahrtschauvinistische 
Maßnahme benachteiligt vor allem Menschen mit Migrationshintergrund. Ne- 
ben der qualitativen und zugangsbezogenen Einschränkunggibt es die temporäre 


4 Geplant ist die Errichtung von 13.000 Wohnungen jährlich (Krutzler 2016). Für die Jahre 
2017 bis 2020 entspricht das einem Gesamtneubauvolumen von 52.000 Wohnungen. 
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Einschränkung, dass ein Teil der Wohnungen nach zehn Jahren Förderzeitraum 
aus der Bindung fallen kann (Stadt Wien 2018). 

Während im Gemeindebausektor und im gemeinnützigen Sektor neue För- 
derprogramme implementiert wurden, war der private Mietwohnungsmarkt in 
den letzten Jahren durch wohnungspolitischen Stillstand charakterisiert. In 
diesem Bereich sind die Auswirkungen der Neoliberalisierung besonders stark 
sichtbar geworden. Zusammen mit der Möglichkeit, Bodenpreissteigerungen auf 
Mieten im regulierten Sektor umzulegen’, haben die Flexibilisierung des Miet- 
rechts und die Einführung von befristeten Mietverträgen für Vermieter_innen 
neue lukrative Ertragschancen eröffnet. Seit der Finanzkrise 2008 hat der Sektor 
vermehrt Finanzmarktakteure angezogen, die von den rechtlichen Möglich- 
keiten zur Mieterhöhung Gebrauch machen (Verlic/Kadi 2015). Preiswerter 
Wohnraum geht in dem Sektor auch durch die Umwandlung von Wohnungen 
in dauerhafte Ferienunterkünfte (z.B. Airbnb) verloren (Seidl/Plank/Kadi 2017). 
Allein zwischen 2008 und 2014 sind die Bruttomieten im regulierten Bereich des 
privaten Mietwohnungsmarkts um ein Drittel gestiegen (Moshammer/TTockner 
2016: 4). Demgegenüber wurden keinerlei wohnungspolitische Änderungen, vor 
allem im relevanten Bereich des Mietrechts, implementiert. Die Kontinuität in 
der Politikausrichtung geht damit Hand in Hand mit dem andauernden Verlust 
preiswerter Wohnungen in diesem Segment. 

Kaum wesentliche Änderungen gab es auch auf der Ebene der Governance. 
Die traditionell stark institutionalisierte und durch die öffentliche Verwaltung 
gesteuerte Ausrichtung der Wiener Wohnungspolitik geht bereits auf die Zeit 
vor der Neoliberalisierung seit den 1990er Jahren zurück. In der Verwaltung 
sind strukturell insbesondere der Wohnbaustadtrat sowie die Magistratsab- 
teilungen für Wohnen und Finanzen für die praktische Implementierung der 
Wohnungspolitik zentral. Größere Änderungen in diesen Bereichen sind auch 
mit der Regierungsumbildung 2010 ausgeblieben (die Sozialdemokratie koaliert 
seither mit den Grünen), und zwar sowohl in Bezug auf das Personal wie auf 
die Verwaltungsstruktur. Das betrifft ebenfalls die Bereiche der Beteiligung 
und der Demokratisierung der Institutionen und Planungsverfahren, innerhalb 
derer im Zuge der neuen wohnungspolitischen Maßnahmen keinerlei Reformen 
angestoßen wurden. 


5 Seit 1994 können Vermieter_innen im regulierten Bereich des privaten Mietwohnungs- 
markts sogenannte Lagezuschläge verlangen. Die Zuschläge orientieren sich an den 
Bodenpreisen. Sie variieren nach der Lage im Stadtraum. In der besten Lage können 
Vermieter_innen aktuell bis zu 10,40 €/m? mehr für die Lage auf den Hauptmietzins 


aufschlagen (Kadi 2017). 
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Postneoliberale Wohnungspolitik in Wien? 


Lässt sich in der Zusammenschau der angestoßenen Maßnahmen entlang der 
Kriterien Dekommodifizierung, Bezahlbarkeit und Governance ein wohnungs- 
politischer Paradigmenwechsel konstatieren? Wie sich zeigt, haben die domi- 
nanten marktorientierten Strategien der Vorkrisenjahre Risse bekommen. Die 
Wiederaufnahme des Gemeindebaus und weiterer Förderprogramme für den 
gemeinnützigen Wohnungsbau sind Schritte in Richtung stärkerer Dekommo- 
difizierung des Wohnraumangebots. Die Reorientierung ist allerdings partiell, 
wenn gewerbliche Träger in zeitlich begrenzte Förderprogramme einbezogen 
werden und damit eine marktorientierte Förderpolitik weitervertieft wird. 

Die angestoßenen Maßnahmen und insbesondere der neue Gemeindebau 
weiten das bezahlbare Segment aus. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich aber, 
dass sich dahinter kein umfassender Paradigmenwechsel verbirgt: Der Umfang 
des zusätzlichen Angebots wird, zumindest in den bisherigen Plänen, angesichts 
deserwarteten Bevölkerungswachstums vor allem eine symbolische Erweiterung 
des dekommodifizierten und bezahlbaren Segments in der Stadt bleiben. Ein 
Blick auf die Förderzahlen unterstreicht diese Einschätzung. Trotz des steigen- 
den Bedarfs an preiswerten Wohnungen sind diese für Geschoßwohnbau im 
Durchschnitt zwischen 2010 und 2015 gegenüber dem Zeitraum von 2005 und 
2010 leicht rückläufig. Die Ausweitung des bezahlbaren Wohnraumangebots 
bleibt außerdem bruchstückhaft in Bezug auf die Einschränkungen der För- 
derprogramme bei Wohnqualität, Dauer und Zugänglichkeit der preiswerten 
Mieten. Vor allem die Frage, wer in der Stadt Zugang zu günstigem Wohnraum 
hat, stellt sich damit zunehmend neu. 

Der Befund punktueller Maßnahmen verfestigt sich beim Blick auf den priva- 
ten Mietwohnungsmarkt und angesichts der Tatsache, dass hier, trotz besonders 
rasanter Marktdynamik, keine regulativen Schritte zur Einschränkung privater 
Profitinteressen und zur Förderungder Bezahlbarkeit getroffen worden sind. Der 
zaghaften Ausweitung des geförderten Bereichs steht damit der kontinuierliche 
Verlust preiswerter Wohnungen im privaten Mietwohnungssektor gegenüber. 
Berücksichtigt man bei der Frage nach dem Paradigmenwechsel auch die Ebene 
der Governance, dann sind in Wien zwar punktuelle Bruchlinien mit marktori- 
entierten Politiken zu erkennen, ansonsten gab es aber keine relevanten Reform- 
schritte, sodass aus dieser Perspektive kein umfassender Paradigmenwechsel in 
der Wohnungspolitik identifizierbar ist. 
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Schluss: Barrieren lokaler wohnungspolitischer 
Paradigmenwechsel 


Postneoliberale Wohnungspolitik würde sich durch eine radikale Abkehr von 
der jahrelang dominanten neoliberalen städtischen Politik der Vermarktwirt- 
schaftlichung und Verdrängung auszeichnen. Es ginge also um eine Politik, die 
sich beispielsweise vom Verkauf von Sozialwohnungen, der Einschränkung von 
Mieter_innenrechten und der Aufwertungspolitik abgrenzen würde, und dieim 
Gegenteil Dekommodifizierung, die Bezahlbarkeit und die Demokratisierung 
städtischer Wohnungssysteme ins Zentrum der Politik stellte. Wenn auch Ansätze 
zur Ausweitung marktferner Segmente durch Zukaufan Beständen, die Reform 
landeseigenen Wohnungsunternehmen (Berlin), oder neue Förderprogramme für 
öffentlichen Wohnungsbau (Wien) Ansätze in diese Richtung erkennen lassen, 
bleiben sie doch punktuell und beschränkt. Eine radikale Abwendung und Re- 
strukturierungdes Wohnungsbestands im Sinne eines bezahlbaren, marktfernen 
und demokratisch organisierten Systems erscheint mit den bisher ergriffenen 
Maßnahmen jedenfalls nicht möglich. 

Warum kommt es in beiden Städten, trotz der punktuellen Abkehr von der 
weiteren Vertiefung des neoliberalen Paradigmas in Form einzelner podicies, bis- 
her nicht zu einer umfassenden Neuausrichtung? Dieser Frage möchten wir im 
Folgenden nachgehen und hoffen, damit ansatzweise zur Diskussion über die 
Möglichkeit einer postneoliberalen Wohnungspolitik beizutragen. 

Zunächst fällt die fehlende Handlungsmacht der lokalen Ebene als erschwe- 
rende Bedingung auf. Gerade die stärkere Regulierungdes privaten Mietmarktes 
über das Mietrecht liegt in beiden Ländern in weiten Teilen in der Kompetenz 
des Bundes. Auf dieser Ebene herrschen da wie dort gänzlich andere politische 
Verhältnisse als auf der lokalen Ebene. Außerdem erschwert der Einfluss von 
EU-Gesetzen das Umsteuern: Im Wiener Kontext sind etwa die EU-Stabilitäts- 
kriterien ein Hindernis für die Realisierung geplanter Bauvorhaben aufgrund 
der damit auferlegten Budgetrestriktionen. 

Neben einer mangelnden Steuerungsfähigkeit auf der lokalen Ebene wirkt 
sich der Mangel von Ressourcen eklatant aufdie Wohnungspolitik aus. Nach der 
weitgehenden Privatisierung von Boden steht dieser etwa in Berlin kaum noch 
für eine soziale gerechte Wohnraumentwicklungzur Verfügung. Einstmals große 
Fördertöpfe sind weitgehend oder ganz gestrichen worden und die Bereitstellung 
finanzieller Ressourcen muss neu gerechtfertigt werden. Durch die Privatisierung 
der Planungund die Stellenkürzungen in den Verwaltungen fehlen nun personelle 
Ressourcen, um neue Politiken zu entwickeln oder durchzusetzen. Auch in Wien 
stößt die Stadt bei der Bereitstellung günstiger Baugrundstücke für geförderten 
Wohnungsbau zunehmend an ihre Grenzen. 
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Des Weiteren setzen sich die städtischen Regierungen aus verschiedenen Par- 
teien (oder verschiedenen Blöcken innerhalb von Parteien) zusammen, von denen 
nichtalle eine Abkehr vom neoliberalen Paradigma anstreben. Zum Beispiel pflegt 
die Berliner SPD weiterhin eine große Nähe zur Immobilienwirtschaft und bleibt 
nach wie vor Teil einer „Immobilienverwertungskoalition“ (Holm 2011). Eng 
damit verbunden ist die nicht zu unterschätzende personelle Kontinuität in der 
Verwaltung. Jahrelang auf neoliberale Politik geeichte Beamt_innen zeigen sich 
überaus resistent gegenüber neuen politischen Ansprüchen. Auch die neoliberale 
Umstrukturierung der Institutionen selbst - durch Einführung des new public 
management (Silomon-Pflug 2018) und gesetzliche Vorgaben der Privatisierung 
— lassen sich nicht so leicht wieder umkehren. 

Eine postneoliberale Wohnungspolitik scheitert nicht zuletzt an den fehlenden 
politischen Visionen der beteiligten Regierungsparteien. Mit der Umstrukturie- 
rung und Privatisierung chemals gemeinnütziger Wohnungsmarktsegmente ist 
auch das Wissen um eine gemeinwohlorientierte Produktion und Organisation 
von Wohnraum verloren gegangen bzw. in den Hintergrund gerückt und muss 
nun mühsam wieder aufgebaut werden. Hier zeigt sich ebenfalls die Persistenz 
desNeoliberalismus, derzur Alternativ- und Kreativlosigkeit erzogen hat. Es fehlt 
den regierenden Parteien außerdem grundlegend an dem Verständnis für die Not- 
wendigkeit, ein umfassendes, linkes gesellschaftliches Projekt voranzubringen, 
was sich nicht zuletzt in ihrem Verhältnis zu sozialen Bewegungen zeigt. Ob sich 
aus den vielen Experimenten eine neue, postneoliberale Wohnungspolitik her- 
ausbilden könnte, wird wohl hauptsächlich davon abhängen, wie gut es sozialen 
Bewegungen gelingt, die neoliberalen Strukturen und Diskurse aufzubrechen. 
Wohnungspolitik ist nur ein Feld der Stadtpolitik. Ob die Inwertsetzung der 
Städte über den Wohnungsmarkt von einem neuen Verwertungsmodell abgelöst 
wird - man denke an die Debatten um die smarte, die nachhaltige, oder die 
„resiliente“ Stadt (Swyngedouw 2015; Scholz 2018) - bleibt offen. Die (vorläufige) 
punktuelle Abkehr vom neoliberalen Paradigma in der Wohnungspolitik hat 
diese Debatten bisher jedenfalls größtenteils unberührt gelassen. 
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Jonathan Diesselhorst 


Wenn stadtpolitische Bewegungen das Terrain 
des Staats betreten 
Zwischen Berliner Mietenvolksentscheid und 
„Wohnraumversorgungsgesetz" 


1. Einleitung 


Die Wohnungsfrage hat angesichts stark steigender Mieten und Bodenpreise in 
vielen Großstädten nicht nur zur Entstehung städtischer sozialer Protestbewegun- 
gen geführt. Sie ist nach wie vor auch einer ihrer zentralen Bezugspunkte. Wäh- 
rend esin außerparlamentarischer Organisierung von Mieter*innenprotesten in 
diversen bundesdeutschen Städten gelungen ist, Wohnungspolitik zumindest auf 
kommunaler Ebene wieder zu einem zentralen politischen Konflikt zu machen, 
haben soziale Bewegungen mancherorts auch in konkrete staatliche Politikfor- 
mulierung intervenieren können: So konnte der Berliner Mietenvolksentscheid, 
ein heterogenes Bündnis außerparlamentarischer Gruppen und Initiativen, mit 
einem angestrebten Volksbegehren auf Landesebene den damaligen Berliner 
Senat 2015 zu einer partiellen Neuausrichtung seiner Wohnungspolitik bringen 
und bereitete damit den Weg für weitere Reformen, die seit 2016 von der rot-rot- 
grünen Koalition umgesetzt wurden. 

Am Beispiel des Berliner Mietenvolksentscheid möchte ich erstens diskutieren, 
inwiefern soziale Kämpfe um die Einrichtung der Wohnraumversorgung einen 
Bruch mit bisherigen Prozessen der Neoliberalisierung und eine postneoliberale 
Neuausrichtung städtischer Wohnungspolitik, „die öffentliche Verantwortung 
für eine soziale Wohnungsversorgung auch gegen private Renditeerwartungen 
durch[setzt]“, herbeiführen können (Schönigu.a. 2016: 37). Zweitens wird danach 
gefragt, wie sich der Staat als soziales Verhältnis auf die Verlaufsform sozialer 
Kämpfe um städtische Wohnraumversorgung auswirkt. Dabei bediene ich mich 
eines relationalen Staatsbegriffs, wie er von Nicos Poulantzas in seiner Staats- 
theorie (2002) entwickelt wurde: Der Staat ist demzufolge weder „vernünftiges“ 
Subjekt noch „neutrales“ Instrument, sondern die „materielle Verdichtung eines 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisses“, das sich „immer in spezifischer Form 
ausdrückt“ (Poulantzas 2002:159), also kein monolithischer Block, sondern Ort, 
Medium und Resultat gesellschaftlicher Kämpfe. 
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Diese poulantzianische Figur der materiellen Verdichtung soll im Folgenden 
an einem konkreten Gegenstand - in einer empirischen Rekonstruktion des 
Berliner Mietenvolksentscheids' - entwickelt werden. Dieser Ansatz ist quasi der 
Versuch einer integrierten Perspektive auf das Verhältnis von Staat und sozialen 
Bewegungen. 

Ich gehe dabei in drei Schritten vor: Zunächst werden die Wohnsituation in 
Berlin sowie zentrale Annahmen materialistischer Staatstheorie skizziert und 
dann aufderen Grundlage Kontext und Verlaufsform des Mietenvolksentscheids 
rekonstruiert. Schließlich wird versucht, aufdie eingangs gestellten beiden Fragen 
zu antworten und in einem Ausblick die Implikationen der Präsenz sozialer Bewe- 
gungen im Staat hinsichtlich der Möglichkeiten progressiven Wandels zu erörtern. 


2. Der Berliner Mietenvolksentscheid 
2.1 Kontext 


Die Dynamik und Verlaufsform des Mietenvolksentscheids 2015 lässt sich nur vor 
dem Hintergrund der Ausmaße begreifen, die Mietsteigerungen und Wohnungs- 
not in Berlin zu diesem Zeitpunkt angenommen hatten: Bereits seit etwa 2007 
waren in Berlin deutliche Mietpreissteigerungen feststellbar, infolge derer es für 
einkommensschwache Haushalte und zunehmend auch für solche mit mittlerem 
Einkommen immer schwieriger wurde, sich mit Wohnraum zu versorgen. So 
stiegen die Angebotsmieten auf dem Berliner Wohnungsmarkt zwischen den 
Jahren 2008 und 2015 im Gesamtdurchschnitt um 60 Prozent, in einzelnen 
Ortslagen in den Bezirken Neukölln und Kreuzbergsogar um bis zu 98 Prozent, 
womit Berlin bundesweit zu den Städten mit den stärksten Mietpreissteigerungen 
zählt (Berlin Hyp und CBRE GmbH 2016: 6f.; Investitionsbank Berlin 2015: 
58). Berlin gewann zudem infolge von Zuwanderung und steigenden Gebur- 
tenraten zwischen 2005 und 2015 insgesamt rund 235.000 Einwohner*innen 
hinzu (Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2016: 24), auch infolge dessen 
sank die Wohnraumversorgungsquote von 102 Prozent im Jahr 2000 aufknapp 


1 Diesebasiert aufinsgesamt sechs leitfadengestützten qualitativen Expert*inneninterviews, 
welche für eine im Februar 2017 an der JWGU Frankfurt/Main eingereichte Masterar- 
beit mit Aktivist*innen verschiedener außerparlamentarischer Initiativen geführt wur- 
den, die an der Organisation des Berliner Mietenvolksentscheids beteiligt waren. Mit 
Vertreter*innen der damals amtierenden Berliner Landesregierung und der Regierungs- 
koalition kamen seinerzeit keine Interviews zustande, weshalb diese empirische Rekonst- 
ruktion im Wesentlichen aus der Perspektive der involvierten sozialen Bewegungen sowie 
unter Zuhilfenahme von Sekundärquellen (Parlamentsdokumenten, Zeitungsartikeln 
etc.) erfolgte und insofern auf Basis „situierter“ Erzählungen erfolgte. 
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95 Prozent (Holm 2016). Dazu kommt als wesentliche Verschärfung die deutliche 
Zunahme einer spezifischen Investitionstätigkeit auf dem Berliner Wohnungs- 
markt (vgl. Berlin Hyp und CBRE GmbH 2016: 8). Die infolge der globalen 
Finanzkrise 2007/08 erhöhte Nachfrage nach „sicheren“ Anlageprodukten auf 
globalen Kapitalmärkten (Fehlberg/Mießner 2015; Fernandez/Aalbers 2016) 
führt dazu, dass insbesondere der Berliner Wohnungsmarkt neben anderen 
bundesdeutschen Großstädten aufgrund seiner bis dato relativ niedrigen Kauf- 
preis- und Mietniveaus, gepaart mit einer hohen Nachfrage nach Wohnraum, 
als begehrtes Ziel von Investitionen erscheint (Heeg 2013: 87). Dass sich diese 
globalen Krisentendenzen in nur wenig abgeschwächter Form auf dem lokalen 
Wohnungs- und Immobilienmarkt Berlins niederschlugen, ist allerdings auch 
Resultat einer Neoliberalisierung der Wohnungspolitik auf unterschiedlichen 
staatlichen Ebenen: Aufbundespolitischer Ebene maßgeblich waren die ersatzlose 
Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit 1990, die faktische Beendigung 
der Wohnungsbauförderung 2001 (Heinelt 2004: 38; Holm 2006: 108) und die 
Delegation der Zuständigkeit an die finanziell überwiegend klammen Bundes- 
länder im Jahr 2006 verantwortlich (Egner 2014; Schönig u.a. 2017: 30). 
Parallel dazu begann das Land Berlin seit Mitte der 1990er Jahre kommunale 
Wohnungsbestände an private Investoren und Investmentfonds zu verkaufen, 
darunter mit der GEHAG (1998) und der GSW (2004) zwei komplette Woh- 
nungsbaugesellschaften (vgl. Holm 2011). Insgesamt wurden so zwischen 1995 
und 2006 über 200.000 ehemals kommunale Wohnungen privatisiert, womit 
sich dieser Wohnungsbestand zwischen 1991 und 2007 von knapp 480.000 auf 
rund 270.000 Wohnungen reduzierte (Fields/Uffer 2014: 1491). Darüber hinaus 
wurde 1997 die Förderung des sozialen Wohnungsbaus eingestellt und mit der 
Streichung der sogenannten Anschlussförderung im Jahr 2003 das vorzeitige 
Ende der Mietpreisbindungen für weitere rund 30.000 Sozialwohnungen in Kauf 
genommen. Die verbliebenen sechs städtischen Wohnungsbaugesellschaften, 
deren Bestände durch Einzelverkäufe ebenfalls geschrumpft waren, wurden auf 
einen renditeorientierten Kurs getrimmt und angewiesen, ihre Kreditverbind- 
lichkeiten durch kontinuierliche Steigerung von Mieteinnahmen zu reduzieren 
(vgl. Holm 2011: 96). Privatisierung, Liberalisierung, Ausgabenkürzungen und 
Ökonomisierung wirkten sich als wohnungspolitische Entwicklungstendenzen 
in Berlin besonders gravierend aus, da hier mit 480.000 städtischen und rund 
360.000 Sozialwohnungen bis Mitte der 1990er Jahre ein relativ hoher Anteil 
des städtischen Wohnungsbestands direkt (durch Eigentum) oder indirekt (durch 
Fördermittel und -verträge) kommunalen Steuerungsmöglichkeiten unterlegen 
hatte (vgl. Holm 2011). Neoliberalisierung und Kommunalisierung der Woh- 
nungspolitik (Schönig u.a.. 2017:30) waren als historische Kontextbedingungen 
des Berliner Mietenvolksentscheids somit wesentlich, denn sie bedingten nicht 
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nur Wohnungsnot und Verdrängung, sondern schufen zugleich die Vorausset- 
zungen für die Thematisierung und Zuspitzung der „neuen“ Wohnungsfrage als 
lokalen Konflikt. 

Vor diesem Hintergrund formierte sich in Berlin ab erwa 2008 eine soziale 
Protestbewegunggegen die inzwischen rasant steigenden Mieten und zunehmend 
sichtbare Verdrängung einkommensschwacher Haushalte, die von selbstorgani- 
sierten Mieter*innen- und Kiezinitiativen getragen wurden (Vollmer 2015: 52f.). 
Diese Konstellation war entsprechend sozialstrukturell, politisch und sozio- 
kulturell heterogen und entsprang nicht nur originär linken Bewegungen oder 
Parteien. Die politische Kollektivität vieler beteiligter Mieter*inneninitiativen 
beruht vielfach auf „unmittelbaren ökonomischen und sozialen Protesten, die 
[...] zu einer Bewegung geworden sind“ (ebd.: 59), umfasste aber auch etablierte 
linksradikale Gruppen, die der Wohnungsfrage als politischem Konflikt zuneh- 
mende Bedeutung beimaßen. Ab 2010 begannen sich die anfangs noch lokal 
und fallbezogen arbeitenden Mieter*inneninitiativen stadtweit zu organisieren 
(eine erste große mietenpolitische Demonstration fand 2011 statt). Sie forderten 
von den parlamentarischen Parteien bzw. Fraktionen und dem Berliner Senat 
Maßnahmen gegen die explosionsartig steigenden Mieten (vgl. Mietenpolitisches 
Dossier 2011; 2013). 

Die besagte Neoliberalisierungund Kommunalisierung der Wohnungspolitik 
waren nicht nur historischer Ausgangspunkt für eine erneute Konjunktur von 
Mieter*innenprotesten. Die neoliberalen Restrukturierungen der Wohnraumver- 
sorgung hatten spezifische strategische Handlungsbedingungen im Staat geschaf- 
fen, aufdie sich die neu formierende Bewegung in ihrer Praxis einlassen musste. 
Die Erkenntnis, „dass die historische und formale Konstitution des Staates nicht 
vorgegeben ist, sondern aus vergangenen Kämpfen resultiert und im und durch 
den Kampf reproduziert (oder transformiert) wird“ (Jessop 2006: 51), istin der 
Staatstheorie von Poulantzas mit dem Begriff der Verdichtung systematisiert. Der 
Staat „ist“ also nicht einfach eine Summe von Kräfteverhältnissen, sondern das 
dauerhafte Resultat stets neu entstehender, reproduzierender und sich wandeln- 
der Kräfteverhältnisse. Die Resultate und Auswirkungen vergangener sozialer 
Kämpfe sind als Konditionen gegenwärtiger Konflikte stets anwesend und wirken 
in kontextspezifischer und kontingenter Weise sowohlaufderen Verlaufsform als 
auch aufdie Strategien und Taktiken, die politische Kräfte reflexiv und aufgrund 
ihrer konkreten Erfahrungen entwickeln und verfolgen (Jessop 1990: 9f., 260). 


2.2 Entstehung des Mietenvolksentscheids als politisches Projekt 


Aus fortschreitenden Vernetzungsprozessen und einer Verbreiterung der sozialen 
Basis der Protestbewegung ging 2014 die Initiative Mietenvolksentscheid als 
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kollektive Akteurin und der Mietenvolksentscheid als deren politisches Projekt 
hervor (Vollmer 2015: 72; Junker u.a. 2016). Als politische Projekte verstehe ich 
hierbei „konkrete politische Initiativen, die sich selbst als Lösungen von drän- 
genden sozialen, ökonomischen und politischen Problemen darstellen“ (Bieling/ 
Steinhilber 2000: 106). 

Das Spektrum der Gruppen und Einzelpersonen, die in der Initiative mit- 
wirkten, reichte von zahlreichen lokalen Mieterprotestinitiativen, darunter Kotti 
& Co, über überregional organisierte Gruppen wie der Interventionistischen 
Linken bis hin zu einzelnen Mitgliedern der Parteien DIE LINKE sowie der 
Berliner Mietergemeinschaft (BMGeV). Ziel der Initiative Mietenvolksentscheid 
war cs, ein Volksbegehren auf Landesebene zu initiieren, bei dem ein von den 
Aktivist*innen selbst verfasstes „Wohnraumversorgungsgesetz“ zur Abstimmung 
gestellt werden sollte. Dieses sollte durch verschiedene Einzelmaßnahmen eine 
Dekommbodifizierungder Wohnraumversorgungim öffentlichen und geförderten 
Wohnungsbau einleiten. Um eine möglichst hohe Anzahl von stimmberechtigten 
Bewohner*innen Berlins mobilisieren zu können, planten die Aktivistinnen, 
den Mietenvolksentscheid gleichzeitig mit den Wahlen zum Berliner Abgeord- 
netenhaus im September 2016 stattfinden zu lassen. Um Gesetze auf dem Wege 
sogenannter Volksentscheide zu beschließen, sicht die Berliner Landesverfassung 
ein komplexes dreistufiges Verfahren aus Anmeldung, Volksbegehren und Volks- 
entscheid vor. Aufgrund der Orientierung an diesem institutionell bedingten 
Zeithorizont begann die Initiative Mietenvolksentscheid bereits im Frühjahr 
2015, anderthalb Jahre vor der geplanten Abstimmung, mit einer öffentlichen 
Kampagne gegen den Berliner Senat. Über den konkreten Inhalt des Volksbegeh- 
rens bzw. Gesetzesentwurfs wurde innerhalb der Initiative Mietenvolksentscheid 
lange gerungen. In ihr waren nicht nur Mieter*innen organisiert, die sich entlang 
unterschiedlicher Konflikte und Probleme politisiert hatten (Verdrängung im 
privaten Wohnungsmarkt, auslaufende Mietpreisbindungen im sozialen Woh- 
nungsbau), sondern auch andere Gruppierungen mit unterschiedlichen politi- 
schen Zielen: Pragmatisch-reformorientierten Kräften, die mit einem Volksent- 
scheid konkrete legislative Verbesserungen für Mieter*innen anstrebten, standen 
bewegungslinke Gruppen und Aktiven gegenüber, die im Volksentscheid eine 
Möglichkeit sahen, die Mobilisierungsfähigkeit von Mieter*innen zu steigern. 

Diese Heterogenität an Interessenslagen, Forderungen und Strategien sah sich 
mit limitierten legislativen Eingriffsmöglichkeiten eines direktdemokratischen 
Gesetzgebungsverfahrens konfrontiert, das zudem ein hohes Maß an adminis- 
trativen und juristischen Vorkenntnissen voraussetzte. Da Volksentscheide in 
Berlin nur bestimmte Regelungsbereiche der Landesgesetzgebung zum Gegen- 
stand haben können, war eine Regulierung privater Mietverhältnisse, die im 
Wesentlichen Bundesrecht sind, ausgeschlossen. Auch kommunale Maßnahmen 
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wie soziale Erhaltungsverordnungen, die in Berlin in bezirkliche Zuständigkeit 
fallen, kamen als Gegenstand eines Volksbegehrens nicht infrage. Demgegenüber 
standen die Chancen einer Intervention in die Wohnungsbaufördergesetze und 
die Ausrichtung der landeseigenen Wohnungsunternehmen deutlich günstiger, 
da hier ein Zugriff auf wesentliche Teile des Berliner Wohnungssektors über 
die Eigentumsfunktion wie auch die Fördermittel und die Landesgesetzgebung 
möglich sind. Gegenstand des angestrebten Volksentscheids wurde nach inten- 
siven Diskussionen und Aushandlungen also schließlich ein Gesetzesentwurf, 
der drei, zuvor separat entstandene, Reformvorschläge kombinierte: 

Erstens sah das von der Initiative entworfene „Wohnraumversorgungsgesetz 
Berlin“ eine Umwandlung der Landeswohnungsunternehmen von bestehenden 
privaten Rechtsformen (AG bzw. GmbH) in Anstalten öffentlichen Rechts (AöR) 
vor (Berliner Mietenvolksentscheid e.V. 2015: 12). Die Wohnungsbewirtschaf- 
tung sollte nach dem Kostendeckungsprinzip, unter Zweckbindung jedweder 
Überschüsse und nach sozialen Kriterien erfolgen: So sollten Zwangsräumungen 
aufgrund von Mietrückständen bei Haushalten, die Transferleistungen bezichen, 
ausgeschlossen sein (ebd.: 15). Zudem sollten im Zuge der Rechtsformumwand- 
lungder Wohnungsbaugesellschaften neben den obligatorischen Verwaltungsrä- 
ten der Anstalten öffentlichen Rechts demokratisch gewählte Kontrollgremien 
aus Mieter*innen, Beschäftigten der Unternehmen sowie Vertreter*innen des 
Senats konstituiert werden (Gesamt- und Gebietsmieterräte), welche die Gesell- 
schaften kontrollieren sollten (ebd.: 21). 

Zweitens sah der Gesetzesentwurf eine Senkung der Mieten in den öffentlich 
geförderten Wohnungsbeständen Berlins vor, und zwar durch die Festlegung 
von Richtsatzmieten, die nötigenfalls durch objektbezogene Nachsubventionen 
an Eigentümer aus dem Landeshaushalt finanziert werden sollten (ebd.: 25f.). 

Drittens enthielt der Gesetzesentwurf das Element der Förderung von Woh- 
nungsneubau, -modernisierungund -ankaufdurch einen dauerhaft revolvierenden 
Fonds, der aus dem Landeshaushalt, Bundesmitteln sowie Rückflüssen von früher 
vergebenen Förderdarlehen gespeist werden sollte. Damit sollte eine dauerhafte 
Zweckbindungund Kontinuität in der Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus 
erreicht werden. Sowohl die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften als auch 
die Kappungder Mieten in geförderten Wohnungen sollten durch Zuschüsse aus 
dem Wohnraumfonds finanziert werden (ebd.: 10; 21). 

Dabei mussten die Aktivist*innen der Initiative Mietenvolksentscheid bei der 
Formulierungihres konkreten politischen Projekts die (durch „höherrangige“ Ge- 
setzgebungund Verfassungsrecht) limitierten, skalar, d.h. räumlich-institutionell 
unterschiedlichen Politikarenen, differenzierten und qua Gesetzgebungsver- 
fahren sanktionierten Zugangsmöglichkeiten zum Wohnen berücksichtigen. 
Dies ermöglichte einerseits „realpolitische“ Handlungsfähigkeit, wirkte sich 
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jedoch negativ auf ihre Fähigkeit aus, eine möglichst breite soziale Basis für ihr 
politisches Projekt zu mobilisieren: Für Bewohner*innen von Mietwohnungen, 
die weder in kommunalem Eigentum noch öffentlich gefördert waren, bot der 
Mietenvolksentscheid keine Veränderungsperspektive (Junker u.a. 2016). 

Der praktische Widerspruch, mit dem sich die Initiative bei der Ausarbeitung 
ihrer konkreten Reformvorschläge und ihres Gesetzestextes konfrontiert sah, ver- 
weist auf das in der Staatstheorie diskutierte Problem der „strategischen Selekti- 
vität“ (Jessop 1990: 260). Die Konjunkturen gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse 
hinterlassen Spuren in den Staatsapparaten, sodass sich deren Zugänglichkeiten 
und Beharrungskräfte zugunsten bzw. zuungunsten bestimmter politischer Kräf- 
te verändern, was wiederum Auswirkungen auf nachfolgende Konflikte hat. 
Die teilweise Privatisierung städtischer Wohnungsbestände, das Fehlen eines 
(wie auch immer definierten) sozialen Versorgungsauftrags für die verbliebenen 
Wohnungsbaugesellschaften Berlins seit Abschaffung der Gemeinnützigkeit, die 
Abschaffung der Wohnungsbauförderungund steigende bzw. überhöhte Mieten 
im sozialen Wohnungsbau waren nicht nur das im (national- und lokal-) Staat 
verdichtete Ergebnis neoliberaler Attacken auf den Wohlfahrtsstaat, sondern 
auch prägende Erfahrungen der Mieter*innenbewegung, vor deren Hintergrund 
der Mietenvolksentscheid als politisches Projekt entwickelt wurde. 

Entsprechend war der Staat als soziales Verhältnis insofern konstitutiv stets 
präsent. Auch wenn in Berlin die Voraussetzungen für direktdemokratische Ini- 
tiativen unter dem rot-roten Senat gelockert worden waren (Baasen 2006) hatten 
die Prozesse der Neoliberalisierung in den vergangenen drei Jahrzehnten das 
Terrain für linke Reformprojekte insgesamt zum Negativen verändert. So hatte 
aufsupra-nationalstaatlicher Ebene die maßgeblich von neoliberalen Kräften vor- 
angetriebene Einführung des EU-Beihilferechts durch ein generelles Beihilfever- 
bot (das diverse, in Richtlinien geregelte Ausnahmen zulässt) die Möglichkeiten 
direkter staatlicher Subvention von kommunalen Wohnungsbaugesellschaften 
deutlich eingeschränkt (Keßler/Dahlke 2009: 277; Czischke 2017: 76f.). Zudem 
schufen die eingangs beschriebenen neoliberalen Maßnahmen der Wohnungs- 
politik auf Bundes- und Länderebene ein für die Mieter*innenbewegung cher 
ungünstiges Terrain. 

Ein zentrales Problem in der anfänglichen Phase des Mietenvolksentscheids 
bestand für die Aktivist*innen also darin, ein gemeinsames politisches Projekt 
und eine Strategie zu formulieren, die sowohl eine „Lösung“ für die konkreten 
Probleme der organisierten Mieter*innen boten, als auch „machbar“ waren, 
d.h. auf die skalaren und strategisch-institutionellen Selektivitäten des Staates 
bezogen. Entsprechend lässt sich der Mietenvolksentscheid als Bündelung von 
Strategien und Taktiken verstehen, die vor dem Hintergrund spezifischer Ver- 
änderungspotenziale und Beharrungskräfte der Staatsapparate ausgearbeitet 
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wurde. Die verschiedenen praktischen Probleme und Widersprüche, mit denen 
der Mietenvolksentscheid konfrontiert war, zeigen auf, in welcher Weise soziale 
Kämpfe aufdem Terrain des Staats sowohl durch strukturelle Beschränkungen 
bestimmt werden, als auch die reflexive und erfahrungsinduzierte Formulierung 
neuer politischer Strategien begünstigen kann. 

Gleichwohl lässt sich der Staat nicht auf Kräfteverhältnisse reduzieren. Seine 
institutionelle Materialität wirkt vielmehr selbst maßgeblich auf soziale Kämp- 
fe und die Verschiebung von Kräfteverhältnissen (vgl. Poulantzas 2002: 162). 
Hinsichtlich des Mietenvolksentscheids ist also erklärungsbedürftig, in welcher 
Weise das materielle Gerüst des Staats für die Praxis sozialer Bewegungen relevant 
wurde. Ich werde dieser Frage im Folgenden nachgehen und dies anhand der 
Trennung von geistiger und manueller Arbeit illustrieren, wobei der Staat „in der 
Gesamtheit seiner Apparate“ die Monopolisierung geistiger Arbeit verkörpert so 
Poulantzas, und „die Umsetzung und Behertschungeines Wissens und eines Dis- 
kurses“ einschließt, „von denen die Volksmassen ausgeschlossen sind“ (Poulantzas 
2002: 83). Die Ausübung von Staatsmacht ist also stets mit Wissensordnungen 
verbunden. Der Staat entsteht „durch eine spezifische Form von Wissensprak- 
tiken (ein politisches Wissen oder „Staatswissen“), die in den staatlichen Appa- 
raten ausgearbeitet werden und für diese konstitutiv sind (Adolphs/Karakayali 
2010: 151). So bilden die politischen bzw. „juridischen“ Intellektuellen im Sinne 
Gramscis jene „Elite von professionalisierten Politik-Spezialist_innen“ (Buckel 
u.a. 2014: 28, 34), die nicht nur für die Organisation von Hegemonie, sondern 
auch von Staatsmacht bedeutsam sind (Gramsci 1996: 1502). Dies ermöglicht 
zugleich einen dauerhaften Ausschluss der Beherrschten, eine „Distanzierung der 
Volksmassen von den Entscheidungszentren“ (Poulantzas 2002: 87). Es handelt 
sich also nicht um „irgendeine“, sondern eine hierarchische Arbeitsteilung, die 
vom Staat nicht nur repräsentiert, sondern aktiv reproduziert wird (ebd.: 86). 

Die Verkörperung geistiger Arbeit im Staat wurde für die Praxis der 
Aktivist*innen insofern relevant, als bereits während der Ausarbeitung des Geset- 
zesentwurfs und der Konzeption der Kampagne organisatorische und strategisch 
bedeutsame „Wissensarbeit“ von „ausführenden“ Tätigkeiten (wie dem Sammeln 
von Unterschriften im öffentlichen Raum) getrennt und in eine Hierarchie zu- 
einander gebracht wurden. Wie sich anhand der von mir geführten Interviews 
rekonstruieren ließ, eigneten sich fachlich bzw. juristisch vorgebildete Personen 
rasch die Ausarbeitung der strategischen Diskurse und Wissensformen an, was 
(ohne dass dies beabsichtigt oder bewusst organisiert worden wäre) zugleich den 
Ausschluss der „Nicht-Expert*innen“ bewirkte und sich in der Organisation der 
Arbeit niederschlug. Indem Maße, wie der Mietenvolksentscheid zum konkreten 
Projekt wurde, entwickelten sich somit Formen der Arbeitsteilung, die sich im 
weiteren Verlaufausdifferenzierten und verfestigten. Innerhalb der Initiative gab 
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es ein grundsätzlich offenes basisdemokratisch organisiertes „Aktivenplenum‘, in 
dem vor allem die Koordination von Kampagnenaktionen stattfinden sollte, und 
daneben einen „Koordinierungskreis“, in dem vom Plenum gewählte Personen or- 
ganisatorische Tätigkeiten sowie Presse- und Öffentlichkeitsarbeit wahrnahmen, 
aber auch die strategischen Diskussionen führten, die später für das Handeln der 
Initiative als kollektiver Akteurin gegenüber dem Berliner Senat entscheidend 
waren. Insbesondere die Ausarbeitung des Gesetzesentwurfs wie auch die späteren 
Gespräche und Verhandlungen mit Vertreter*innen des Berliner Senats und der 
Regierungskoalition blieben, auch dies wurde in den Interviews deutlich, das 
Werk weniger Aktivisttinnen des Mietenvolksentscheids, die als Intellektuelle 
fungierten. Teile der Initiative Mietenvolksentscheid vereinten, teils formell 
durch Wahl in den Koordinierungskreis, teils informell durch Arbeitsteilung 
„im Handgemenge‘, die strategischen und organisatorischen Funktionen und 
Ressourcen der Initiative auf sich. 

Hier werden die Verdichtungsprozesse durch das „materielle Gerüst“ des Staa- 
tes deutlich: Um auf dem Terrain des Staates ein kohärentes und „machbares“ 
politisches Projekt in Stellungzu etablieren, musste die Initiative ihre politischen 
Ziele in strategischen „Staatsdiskursen“ reformulieren, d.h. sich apparatespezifi- 
scher Formen der Wissensproduktion aneignen und unterwerfen. Dabei ging es 
nicht einfach darum, existierende Diskurse zu reproduzieren, sondern vielmehr 
darum, eine soziale und demokratische Neuausrichtung des kommunalen und so- 
zialen Wohnungsbaus in jenen „Diskurs der Aktion, ein[en] Diskurs der Strategie 
und Taktik“ (Poulantzas 2002: 85) zu übersetzen, um überhaupt die Fähigkeit zur 
Intervention zu entfalten. Jenes praktisch notwendige „Staatswissen“ und seine 
Formulierung in spezialisierten Diskursen setzt die Existenz von Intellektuellen 
voraus und erzeugt damit sowohl Sprecherpositionen bzw. Expert*innen als auch 
Schweigende/Nicht-Expert*innen. Trotz diverser Konflikte gelanges allerdings 
zunächst, den Widerspruch zwischen dem Ziel basisdemokratisch organisierter 
Kampagnenarbeit und einer hierarchischen Arbeitsteilung praktisch handhabbar 
zu machen (wenn auch nicht zu bewältigen) und damit ein relativ kohärentes 
politisches Projekt voran zu bringen. 


2.3 Vom Mietenvolksentscheid zum Wohnraumversorgungsgesetz 


Als der Gesetzesentwurf im März 2015 ausgearbeitet war, begann die Initiative 
Mietenvolksentscheid mit einer erfolgreichen Kampagne gegen den Berliner Senat 
und sammelte binnen sieben Wochen bis Juni 2015 mit 48.000 Unterschriften 
mehr als das Doppelte des benötigten Quorums.’ Da der öffentliche Druck auf 


2 Knapp 50.000 Unterschriften für Mieten-Volksentscheid“, tagesspiegel.de (1.6.2015). 
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den Berliner Senat nach der erfolgreichen Kampagne immens war und Versuche 
der Regierungskoalition, das Projekt mit ihrer Öffentlichkeitsarbeit zu delegiti- 
mieren und eigene Reformvorschläge zu machen, erfolglos geblieben waren (Voll- 
mer 2015: 73), nahm die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 
im Sommer 2015 direkte Gespräche mit Vertreter*innen der Initiative auf. Deren 
Interesse an Verhandlungen mit dem Senat war anfänglich noch gering, da von 
der Möglichkeit eines erfolgreichen Volksentscheids ausgegangen wurde. Dies 
änderte sich allerdings, als es dem Berliner Senat gelang, die Initiative zunehmend 
unter Druck zu setzen: So zögerte der Senat die landesgesetzlich vorgeschriebene 
Rechtsprüfung des Gesetzesentwurfs der Initiative immer weiter hinaus und 
bremste mit dieser Nicht-Entscheidung das formalrechtliche Verfahren, das zur 
Durchführung eines Volksentscheids durchlaufen werden musste, effektiv aus. 
Das Vorhaben der Initiative, die Abstimmungüber ihr Gesetz im September 2016 
zeitgleich mit den Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus stattfinden zu lassen, 
wurde aufdiesem Wege frühzeitig durchkreuzt. Zusätzlich wuchs innerhalb der 
Verhandlungsgruppe und des Koordinierungskreises der Initiative die Unsicher- 
heit darüber, ob der eigene Gesetzesentwurf gegen geltendes EU-Beihilferecht 
(bzw. der DAWI-Richtlinie, die Ausnahmen vom generellen Verbot staatlicher 
Beihilfen regelt) verstoßen und daher in der Rechtsprüfungbereits frühzeitigfür 
unzulässig erklärt werden könnte - der Volksentscheid wäre damit gescheitert, 
bevor es zur Abstimmunggekommen wäre. Ein erst deutlich später veröffentlich- 
tes Rechtsgutachten der Berliner Senatsverwaltung bestätigte diese Auffassung 
im Nachhinein. Auf dieser Grundlage entschieden sich die Aktivist’innen des 
Mietenvolksentscheids nach heftigen internen Debatten dazu, mit der politischen 
Leitung der Stadtentwicklungsverwaltung und der SPD-Fraktion über einen 
alternativen Gesetzesentwurf zu verhandeln, der anstelle eines Volksentscheids 
von den Regierungsfraktionen im Abgeordnetenhaus beschlossen werden sollte 
(Junker u.a. 2016). Anstatt also die Kampagne zur Durchführung eines Volks- 
entscheids weiterzuverfolgen und damit einen Hegemonialkonflikt zuzuspit- 
zen, war die Initiative infolge ihrer Entscheidung für Verhandlungen über ein 
„Abfanggesetz“ nun gezwungen, direkte Kompromisse mit dem Berliner Senat 
und der SPD-Fraktion zu suchen. Die Initiative begab sich damit auf ein für 
sie deutlich ungünstigeres strategisches Terrain und wurde dadurch deutlich 
geschwächt: Sie verfügte über geringere organisatorische Ressourcen und nur 
wenige Intellektuelle bzw. Expert*innen, die über das notwendige technische 
und juristische Wissen verfügten, die enorm komplexen Verhandlungen über 
ein Gesetz überhaupt führen zu können. Das wirkte sich auf das Ergebnis der 
Verhandlungen nachteilig aus. Enormer Zeitdruck und die von der Gegensei- 
te eingeforderte strikte Geheimhaltung der Verhandlungsinhalte verhinder- 
ten zudem, dass innerhalb der Initiative eine offene, für alle nachvollziehbare 
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Debatte über Strategie, Stand und Inhalte der Verhandlungen geführt wurde. 
Entscheidende Informationen hinsichtlich der Verhandlungen wurden geheim 
gehalten und die Aktiven, deren Arbeit maßgeblich zum Erfolg der Kampagne 
beigetragen hatte, wurden so von effektiver Mitsprache ausgeschlossen. Wie bei 
der Erarbeitung des Gesetzesentwurfs wurden auch die Verhandlungen zwischen 
der Initiative und der Senatsverwaltung bzw. der SPD-Fraktion überwiegend 
von und zwischen „Bewegungsintellektuellen“ geführt, die über das fachliche 
Wissen und die strategischen Kompetenzen verfügten, um in Verhandlungen 
mit professionalisierten Verwaltungsmitarbeiter*innen und fachlich versierten 
und taktisch erfahrenen Parlamentsabgeordneten mithalten zu können. Dies 
beruhte keineswegs auf einem manifesten bewusst organisierten Ausschluss, 
vielmehr fand die Reproduktion dieser hierarchischen Arbeitsteilung „hinter 
dem Rücken“ der Akteur*innen statt. 

Im August 2015 wurden die Verhandlungen zwischen Initiative, Senatsver- 
waltungund SPD-Fraktion abgeschlossen und deren Ergebnis von beiden Seiten 
in separaten Pressekonferenzen öffentlich gemacht.’ Ergebnis der Verhandlungen 
war das „Wohnraumversorgungsgesetz Berlin“, das in der Folge von der SPD- 
Fraktion ins Abgeordnetenhaus eingebracht und von der regierenden Koalition 
aus SPD und CDU beschlossen wurde. Die Verhandelnden des Mietenvolksent- 
scheids hatten im Gegenzug zugesagt, die Durchführung des Volksbegehrens 
nicht weiter zu verfolgen. Innerhalb der Initiative sorgte das offenbar nicht ab- 
gestimmte Verhandeln mit dem Senat für heftige Konflikte zwischen Teilen des 
Koordinierungskreises bzw. der Verhandlungsgruppe und dem Aktivenplenum. 
Wie Interviewte übereinstimmend berichteten, sahen sich viele Mitglieder des 
Plenums durch das Vorgehen der Verhandlungsgruppe getäuscht und warfen ihr 
vor, dieses missachtet zu haben. Die heftigen Auseinandersetzungen innerhalb der 
Initiative trugen in der Folgezeit maßgeblich dazu bei, dass sie sich gegen Ende 
des Jahres 2015 faktisch auflöste. Die Konflikte innerhalb der Initiative, die den 
Verhandlungen zwischen Expert*innen folgten, sind - der staatstheoretischen 
Prämissen folgend - kein reiner Zufall. 


3. Post-neoliberaler Paradigmenwechsel? 


Im „Wohnraumversorgungsgesetz Berlin“, das im Herbst 2015 das Berliner Abge- 
ordnetenhaus passierte, verdichtet sich ein verändertes Kräfteverhältnis zwischen 
Mieter*innenbewegung und einer neoliberalisierten Sozialdemokratie, die im 
Konflikt als konträre Interessen auftraten. Als Verdichtungseffekt ist das „Wohn- 


3 Mieten-Initiative erzielt Kompromiss mit dem Berliner Senat“, rbb-online.de (19.8.2015). 
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raumversorgungsgesetz“ Resultat des Zusammenpralls spezifischer, gegenläufiger 
Strategien und Taktiken sozialer Bewegungen sowie einer widersprüchlich agie- 
renden Sozialdemokratie auf dem Terrain des Staates und dessen strategischen 
Selektivitäten. Zwar bleibt das „Wohnraumversorgungsgesetz“ in verschiedener 
Hinsicht deutlich hinter den Forderungen des Mietenvolksentscheids zurück, 
dennoch enthält es bis dahin ungekannte materielle Konzessionen und reale 
Rechte für Mieter*innen: 

1.) In den öffentlich geförderten Sozialwohnungen Berlins (die sich zum Groß- 
teil nicht im Eigentum der städtischen Wohnungsbaugesellschaften befinden) 
erhalten WBS-berechtigte Mieter*innen einen individuellen Rechtsanspruch auf 
einen Mietzuschuss des Landes Berlin, sofern die Nettokaltmiete ihrer Wohnung 
30 Prozent des jeweils verfügbaren Haushaltseinkommens übersteigt‘ (Abgeord- 
netenhaus von Berlin 2015: Art. 1) 

2.) Ein weiterer Artikel konkretisiert den Versorgungsauftrag der landesei- 
genen Wohnungsbaugesellschaften’ und regelt, dass diese bei Neubauvorhaben 
mindestens 30 Prozent der Wohnungen als Sozialwohnungen errichten und 
im Wohnungsbestand 55 Prozent der jährlich neu vermieteten Wohnungen an 
WBS-Berechtigte vergeben müssen. In bestehenden Mietverhältnissen darf die 
Miete innerhalb von vier Jahren um höchstens 15 Prozent erhöht werden, zudem 
wird die Umlage von Modernisierungskosten auf9 Prozent begrenzt. Bei Mieter- 
höhungen können Mieter*innen mit einem Härtefallantrag ihre Nettokaltmiete 
auf 30 Prozent des Haushaltseinkommens begrenzen lassen (Art. 2). Von den 
Wohnungsbaugesellschaften erwirtschaftete Gewinne dürfen nicht mehr an den 
Landeshaushalt abgeführt werden, sondern verbleiben in den Unternehmen. 


4 Die anrechnungsfähige Nettokaltmiete begrenzte das Gesetz ursprünglich auf maximal 
10 €/m? und den Zuschuss auf maximal 2,50 €/m? monatlich. Die seit 2016 regierende 
rot-rot-grüne Landesregierunghat den Mietzuschuss für Mieter*innen des sozialen Woh- 
nungsbaus inzwischen erhöht, sodass nunmehr die Bruttowarmmiete (d.h. Kaltmiete 
sowie Betriebs- und Heizkosten) die Bezugsgröße für die Berechnung individueller An- 
sprüche bildet. 

5 Diein Berlin seit 2016 regierende rot-rot-grüne Landesregierung schloss - auf Grundlage 
entsprechender Vereinbarungen im Koalitionsvertrag — mit den sechs landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften 2017 eine „Kooperationsvereinbarung für leistbare Mieten 
und sozialen Wohnungsneubau“ ab, welche über die Setzungen des WoVG teils deutlich 
hinausgeht: So dürfen Mieten im Bestand der städtischen Gesellschaften inzwischen nur 
noch um 2 Prozent jährlich steigen, die Modernisierungsumlage beträgt max. 6 Prozent 
und in Neubauprojekten müssen nunmehr 50 Prozent der Wohnungen als geförderte 
Sozialwohnungen errichtet werden. Das „Wohnraumversorgungsgesetz“ ist in der hier 
wiedergegebenen Form aber weiterhin in Kraft, denn bei der o.g. Kooperationsverein- 
barung handelt es sich um keine Rechtsnorm, sondern einen bloßen Vertrag des Landes 
Berlin mit seinen Wohnungsbaugesellschaften. 
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3.) Zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus wird ein zweckgebundenes 
Sondervermögen des Landes Berlin eingerichtet, das - anders als von Initiative 
gefordert - allerdings keine Rückflüsse aus alten Darlehen der Wohnungsbauför- 
derung erhält. 

4.) Als weiteren wesentlichen Bestandteil sieht das Gesetz eine Partizipa- 
tion von Mieter*innen in landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften durch 
Etablierung je eines „Mieterrats“ pro Unternehmen vor, die Informations- und 
Mitspracherechte bei Neubau-, Modernisierungs- und Instandsetzungsvorhaben 
sowie bei der Quartiersentwicklung und bezüglich Gemeinschaftseinrichtungen 
von Wohnsiedlungen wahrnehmen können (Art. 2 $6). Zudem entsenden die 
Mieter*innenräte je ein stimmberechtigtes Mitglied in die 9-köpfigen Aufsichts- 
räte der Unternehmen (Art. 2 $7). Damit ist dem Mietenvolksentscheid gelungen, 
Ansätze von Demokratisierungin den Wohnungsbaugesellschaften zu verankern, 
mithin die Zugänglichkeit des Staatsapparats partiell zu seinen Gunsten zu ver- 
ändern. Entscheidend ist bei der „Etatisierung“ dieser Kämpfe, dass nun „legale“ 
und konsensorientierte Formen des Mieter*innenprotest gegenüber radikaleren 
Aktionsformen begünstigt werden. Damit wird kommunaler Wohnraum jedoch 
nicht der Kapitalverwertung entzogen, vielmehr lässt sich nun vonseiten der 
Mieter*innen in begrenztem Ausmaß Einfluss aufdie jeweils verfolgten einzelnen 
Akkumulationsstrategien der Gesellschaften nehmen, die sich zwar innerhalb der 
Wertform bewegen müssen, aber nicht vollständig durch sie determiniert sind. 

Neben unternehmensinternen Mitbestimmungsstrukturen sicht das Gesetz 
die Schaffung einer „Wohnraumversorgung Berlin - AÖR“ vor, mit der Aufgabe, 
politische Leitlinien für die landeseigenen Wohnungsunternehmen zu entwickeln 
und zu evaluieren (Art. 3). Im Fall einer Veräußerung von Gesellschaftsanteilen 
der landeseigenen Wohnungsunternehmen kann die AöR Wohnraumversorgung 
ein Vetorecht wahrnehmen (d.h., wenn zwei oder mehr Mitglieder ihres Ver- 
waltungsrats dagegen stimmen), womit eine Privatisierung der Gesellschaften 
unwahrscheinlicher wird, de jure aber nicht ausgeschlossen ist. Über verbindliche 
Steuerungskompetenzen gegenüber den Wohnungsbaugesellschaften verfügt die 
AöR Wohnraumversorgung indes nicht. Der Initiative Mietenvolksentscheid ist 
es damit nicht gelungen, die landeseigenen Wohnungsunternehmen in genuin 
öffentlichen Einrichtungen umzuwandeln und so deren effektive Kontrolle durch 
Mieter*innen zu erreichen. Ihre politische Strategie hat sich jedoch dahingehend er- 
folgreich in das staatsapparative Gefüge eingeschrieben, als es ihr gelungen ist, durch 
die Etablierung eines verwaltungsnahen Think Tanks mit Beratungsfunktion die 
strategischen Zugangsmöglichkeiten zu kommunalen Wohnungsbaugesellschaften 
partiell zugunsten der Vertretung von Mieter*inneninteressen zu verändern. 
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Wie nur wenige andere konkrete Projekte städtischer Mieter*innenbewegungen 
entwickelte der Mietenvolksentscheid eine bis dahin ungekannte politische Ge- 
genmacht° zur neoliberalen Wohnungspolitik. Mit dem Wohnraumversorgungs- 
gesetz sind dieser - zumindest für Mieter*innen kommunaler und geförderter 
Wohnungen - substanzielle Zugeständnisse abgerungen worden. Forderungen 
der Mieter*innenbewegung haben sich in den verschiedenen kommunalen Staats- 
apparaten eingeschrieben und die Neoliberalisierungsprozesse der vergangenen 
Dekaden ansatzweise zum Stillstand bringen können. Als Intervention zuguns- 
ten der Wohnraumversorgung einkommensschwacher Mieter*innen und einer 
Abschwächungder betriebswirtschaftlichen Rationalisierungstendenzen in den 
kommunalen Wohnungsunternehmen weisen diese Erfolge über das wohnungs- 
politische „Durchwursteln“ des damaligen rot-schwarzen Senats erkennbar hin- 
aus. Eine postneoliberale Transformation städtischer Wohnungspolitik wurde 
damit jedoch nicht erreicht. 

Quantitativ sind weder die Maßnahmen zur Senkung der Mietbelastung in 
bestehenden Sozialwohnungen noch die Einrichtung eines Wohnraumförder- 
fonds geeignet, das fortwährende Abschmelzen des Bestands an Sozialwohnungen 
aufzufangen. Der im Gesetz formulierte Versorgungsauftrag der landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften schöpft ökonomische Spielräume selbst innerhalb 
von deren renditeorientierter Bewirtschaftungsweise nicht annähernd aus. Auch 
qualitativ ist das Gesetz noch kein „Paradigmenwechsel“: Die Subjektförderung 
für Mieter*innen im sozialen Wohnungsbau erhöht zwar deren Mietzahlungs- 
fähigkeit, sichert damit aber zugleich unverändert immobilienwirtschaftliche 
Renditen, anstatt sie zu beschränken. An der formell privatrechtlichen Verfasst- 
heit und Bewirtschaftung der auf Selbstfinanzierung und Renditeorientierung 
bestimmten Wirtschaftsweise der landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften 
ändert das Gesetz nichts. Dennoch ist die Etablierung institutionalisierter Mit- 
bestimmungsrechte für Mieter*innen ein realer Teilerfolg, deren Auswirkungauf 
die Kräfteverhältnisse allerdings unklar bleibt. Insgesamt lässt das Wohnraumver- 
sorgungsgesetz durchaus eine gewisse Abkehr von den bis dahin vorherrschenden 


6 Unter „Macht“ verstehe ich hier in Poulantzas’ Terminologie die Fähigkeit einer Klasse, 
ihre politischen Interessen zu realisieren (Poulantzas 2002: 178ff.). Macht ist demnach 
nicht als Substanz oder quantifizierbare Größe zu verstehen, die sich in einem Nullsum- 
menspiel auf verschiedene gesellschaftliche Klassen verteilt, sondern wird wesentlich 
durch ihre Klassenstellung und ihre Position und Strategie anderen Klassen gegenüber 
determiniert (ebd.). Der Staat verfügt in der poulantzianischen Konzeption dagegen 
über keine eigene Macht, sondern ist „ein Ort und ein Zentrum der Machtausübung“ 


(ebd.: 179). 
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Privatisierungs- und Ökonomisierungstendenzen erkennen. Eine substanzielle 
Transformation bestehender Institutionen der Wohnungsversorgung bleibt aber 
aus. 

Daneben werden am Verlauf des Konflikts in mindestens zweierlei Hinsicht 
die Grenzen deutlich, an die progressive soziale Bewegungen in einem tiefgreifend 
neoliberalisierten Staat stoßen: Erstens stehen die strategischen Selektivitäten der 
Staatsapparate nicht nur einer tatsächlichen Dekommodizierungvon Wohnraum 
entgegen (u.a. durch das EU-rechtliche Beihilfeverbot, ebenso aber durch Bundes- 
und Landesgesetze), sie erschweren durch die skalare und sektorale Aufsplitterung 
von gesetzgeberischen Regelungskreisen und die Sanktionierung der Interventi- 
onsmöglichkeiten bei direktdemokratischen Gesetzgebungsverfahren auch die 
Mobilisierung einer möglichst breiten sozialen Allianzen von Mieter*innen -und 
damit den notwendigen Aufbau zivilgesellschaftlicher Gegenmacht, die für die 
erfolgreiche Durchsetzung konkreter Reformprojekte notwendig ist. 

Zweitens verdichten staatliche Apparate soziale Kämpfe immer in einer ihr 
entsprechenden Form, innerhalb derer grundlegende Herrschaftsverhältnisse 
schwerlich zur Disposition gestellt werden können. Anhand der Artund Weise, 
wie im Versuch sozialer Bewegungen, Gesetzgebungsverfahren zu initiieren, das 
„materielle Gerüst“ des Staates die Entscheidungsmacht der Wenigen auf Kosten 
der Ohnmacht der Vielen organisiert, habe ich versucht zu zeigen, dass die Anpas- 
sungan diese Materialität leicht in eklatanten Widerspruch zu Selbstverständnis 
und Organisationsweise (emanzipatorischer) sozialer Bewegungen gerät. 

So konnte sich der Mietenvolksentscheid als politisches Projekt im Staat 
verdichten, allerdings nur, um in diesen Verdichtungsprozessen selbst durch 
spezifische und kontingente Wissenspraktiken eine hierarchische Trennung 
intellektueller und manueller Arbeit mit entsprechenden Machtbeziehungen 
und Wissensordnungen zu reproduzieren. Die „Kämpfe um Formen“ wurden 
damit zugunsten von „Kämpfe[n] innerhalb von Formen“ (Gallas 2006: 108) 
preisgegeben. Gerade deshalb gelang es der Initiative Mietenvolksentscheid, auf 
dem staatlichen Terrain „(ver-)handlungsfähig“ zu werden. Dies verdeutlicht „die 
Veränderungder Logik der Kräfteverhältnisse dadurch, dass sie in und durch poli- 
tische Kämpfe auf das Terrain des Staates gezogen werden“ (Demirovid 2007: 85). 

Mit der Analyse dieser Konstitution des Staats als Verhältnis durch soziale 
Praxis hoffe ich, aufgezeigt zu haben, dass der lokale Staat zwar für die Forde- 
rungen von Miceter*innen- bzw. sozialen Bewegungen selektiv zugänglich ist 
und für die praktische Durchsetzung einer post-neoliberalen Politik adressiert 
werden kann. Die „internen Reproduktionsmechanismen des Verhältnisses von 
Herrschaft und Unterordnung“ (Poulantzas 2002: 174) bleiben jedoch weiterhin 
präsent: Soziale Bewegungen werden beim Versuch konkreter Interventionen im 
Staat stets auf das Problem treffen, dass dessen Zugänglichkeit spezifische An- 
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passungsleistungen erfordert, die aufdie eine oder andere Weise in Widerspruch 
zu Formen kollektiver Ermächtigunggeraten und zur erneuten Desorganisation 
der „Beherrschten“ führen. Diese These meint zicht, dass linke emanzipatorische 
Politik dabei an „objektive“ Grenzen stößt oder deswegen notwendigerweise an 
den kapitalistischen Staatsapparaten scheitern muss. Sie besagt in erster Linie, 
dass eine in der Form radikal emanzipatorische Politik in einem kapitalistischen 
Staat dessen Materialität — also seinen immanenten Herrschaftsformen - in 
historisch und geografisch konkreter Weise gegenübersteht. Über oberflächliche 
Erklärungsversuche für das Scheitern sozialer Bewegungen, die die „Ursache“ 
dafür in der Regel bei diesen selbst suchen, lässt sich mit einer staatstheoretischen 
Analyse historisch-konkreter Konflikte also hinausgehen und das Problem refor- 
mulieren: Soziale Mieter*innenbewegungen sind vor die Frage gestellt, welche 
politische Praxisformen entwickelt werden müssen, die sowohl eine Transforma- 
tion neoliberalisierter Institutionen, als auch eine reale Mitsprache der Vielen 
ermöglichen, ohne dabei die Notwendigkeit demokratischer Koordination zu 
unterlaufen. Das müsste sowohl über eine „Übernahme“ von staatlichen Insti- 
tutionen und Staatsmacht als auch die Aufrechterhaltungzivilgesellschaftlicher 
Mobilisierungsfähigkeit beinhalten, geht aber zugleich über beides hinaus. 
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Die städtische Produktion von „Armutsmigration” 


Soziale Kämpfe um prekäres Wohnen 
in Frankfurt am Main 


„Wer betrügt, fliegt“ - mit dieser Formel eröffnete Horst Seehofer, der Vorsitzende 
der Christlich-Sozialen Union (CSU), Ende 2013 eine Debatte um die Öffnung 
der abhängigen Beschäftigung für Migrant*innen aus Bulgarien und Rumänien 
im Zuge der Erweiterungder Europäischen Union (EU). Die CSU forderte Sperr- 
fristen beim Sozialleistungsbezug und Ausweisungen bei „missbräuchlichem“ 
Leistungsbezug. Die populistische Forderung stellte selbst unter Konservativen 
einen Tabubruch dar. Dennoch herrschte im Armutszuwanderungsdiskurs bald 
eine gewisse Einigkeit: Die Zuwanderung armer Menschen aus Südosteuropa 
bedrohe v.a. in strukturschwachen Metropolregionen den Sozialstaat und den 
städtischen Frieden. Der stark antiromaistisch aufgeladene Diskurs, den bald 
ein Nützlichkeitsdiskurs über steuerzahlende, qualifizierte Bulgar*innen und 
Rumän’innen ergänzte, und seine Artikulation durch Nachbarschaftskonflikte 
ist vielfach untersucht (End 2014; Geiges et al. 2017; Ulbricht 2017). Erst in 
Ansätzen ist erforscht, wie sich der Diskurs auf lokaler Ebene materialisiert und 
dabei als selbsterfüllende Prophezeiung wirkt: Die als Problem für Kommunen 
skandalisierte Prekarität von EU-Migrant*innen bringen Städte, ganz maßgeb- 
lich erst hervor - v.a. durch Praktiken der Sozial- und Ordnungsverwaltung 
(Riedner 2018; Spencer/Price 2014). Der Artikel betrachtet diese städtische 
Produktion von Prekarität, und ihre lokale Aushandlung am Beispiel des Woh- 
nens in Frankfurt am Main. Dazu führt er zunächst „Armutszuwanderung“ als 
rassistisch-klassistischen Diskurs und zugleich Prozess der Prekarisierung ein 
und verortet sich dabei im Stand der Forschung. Anschließend analysiert er den 
Fall Frankfurt am Main auf der Basis von acht im Winter 2016/7 geführten 
Expert*inneninterviews sowie einer Diskursanalyse zur „Überbelegung“ von 
Wohnraum und informellen Camps (Frankfurter Rundschau (FR) und Frankfur- 
ter Neue Presse (FNP), Jahrgänge 2012-2017). Am Rande gehen Beobachtungen 
aus meiner Zeit als stadtpolitische Aktivistin in Frankfurt (2010-2015) sowie 
Erkenntnisse aus einem Polizeiforschungsprojekt (Künkel 2018) in die Analyse 
ein. Die Fallstudie skizziert zentrale Akteur*innen, Diskursmuster, Verwaltungs- 
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praxen und Interventionen städtischer Bewegungen, die das prekäre Wohnen 
von EU-Migrant*innen zu steuern versuchen und dabei zugleich hervorbrin- 
gen. Insgesamt zeigt sich, dass Logiken einer inversen Städtekonkurrenz, die 
auf Abwehr kostenträchtiger Subjekte gerichtet ist, die lokalen Aushandlungen 
maßgeblich strukturieren. 


Armutszuwanderung - rassistischer Diskurs und 
Prekarisierungsprozess 


Worum geht es in der Debatte über die „Armutszuwanderung“? Im Zuge der 
Aufnahme verschiedener Länder des chemaligen „Ostblocks“ in die EU erhielten 
auch Bürger*innen aus den EU-2-Ländern Rumänien und Bulgarien ab dem Jahr 
2007 sukzessive die volle „Freizügigkeit“. Demnach dürfen sie sich in allen EU- 
Ländern für drei Monate bedingungslos aufhalten und auch darüber hinaus v.a. 
zwecks Ausübung von Erwerbsarbeit bzw. deren Suche. Seit dem Jahr 2014 haben 
Rumän’innen und Bulgar*innen vollen Arbeitsmarktzugang, auch zu abhängiger 
Beschäftigung, Da für die neuen Beitrittsländer das europäische Fürsorgeabkom- 
men (EFA) nicht gilt, ist der Zugang zu den Sozialsystemen allerdings begrenzt. 
Für die ersten drei Monate bedingungsloser Einreise können die Nationalstaaten 
Leistungen gänzlich ausschließen (Hailbronner 2004). Nach drei Monaten haben 
v.a. Arbeitnehmer*innen und deren Familienangehörige Ansprüche auf sozial- 
staatliche Leistungen (Paritätischer Wohlfahrtsverband 2017). Bis Dezember 
2016 konnten Kommunen darüber hinaus in umfassendem Maße „Hilfe zum 
Lebensunterhalt“ nach SGB XL als Ermessensleistunggewähren und waren laut 
Bundessozialgericht (2015) nach sechs Monaten Aufenthalt sogar zur Existenz- 
sicherung gezwungen. Allerdings erlaubte es das Freizügigkeitsgesetz bereits 
damals, beieinem Leistungsbezug über akute Notlagen hinaus, das Aufenthalts- 
recht zu entzichen. Einige Personenkreise waren damit bei Leistungsbezug von 
Ausweisung bedroht, sofern Sozialämter die Ausländerbehörden informierten: 
Solche, die keine Arbeit fanden, keine suchten (z.B. wegen familiärer Sorgearbeit) 
oder Erwerbstätigkeit, Arbeitssuche bzw. Daueraufenthalt nicht nachweisen 


1 Regulär erhalten drei Gruppen - sowie qua abgeleitetem Status Familienmitglieder oder 
temporär Erwerbsunfähige - Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) II, also „Hartz 
IV“, bzw. nach SGB II (Arbeitslosengeld I) und SGB XI (z.B. Eingliederungshilfe): 1. 
Personen mit Daueraufenthaltsrecht und solche, die bereits mindestens fünf Jahre in 
Deutschland wohnen, 2. Selbständige und Arbeitnehmer*innen (v.a. als geringverdie- 
nende „Aufstocker"innen“) sowie Auszubildende in betrieblicher Berufsausbildung und 
3. „unverschuldet“ arbeitslose Arbeitssuchende nach einem Jahr Erwerbstätigkeit (bei 
kürzerer Tätigkeit maximal für sechs Monate). 
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konnten (z.B. wegen informeller Wohn- oder Arbeitsverhältnisse). Es existierte 
also bereits eine Kopplung von Aufenthaltsrechten an Erwerbsarbeit und den 
Nicht-Bezug wohlfahrtsstaatlicher Leistungen, die jüngst durch zwei Gesetze- 
sinitiativen auf Bundesebene und die EU-Rechtsprechung ausgeweitet wurde. 
Seit einer Verschärfung des „Gesetzes über die allgemeine Freizügigkeit von 
Unionsbürgern“ im Jahr 2014 droht der Aufenthaltsrechtsentzug auch dann, 
wenn Arbeitsuchende nach sechs Monaten keine Erfolgsaussicht ihrer Bemü- 
hungen nachweisen können. Zudem kehrte der Europäische Gerichtshof von 
seiner bisherigen Rechtsprechung ab und erklärte den Ausschluss von SGB-II- 
Leistungen für Unionsbürger*innen für grundsätzlich zulässig (Europäischer 
Gerichtshof 2014, 2015). Daran anknüpfend schränkte die Bundesregierung 
auf Drängen nicht zuletzt der sozialdemokratischen Bundessozialministerin 
Andrea Nahles Leistungsansprüche ein: Seit dem 29. Dezember 2016 sind v.a. 
jene Unionsbürger*innen, die nur über ein Aufenthaltsrecht zum Zweck der 
Arbeitssuche verfügen, für fünf Jahre fast gänzlich von Leistungen ausgeschlossen 
(Deutscher Bundestag 2016). Sie erhalten i.d.R. nur einmaligin zwei Jahren eine 
„Überbrückungsleistung“ von 180 Euro sowie ein Darlehen für Rückreisekosten. 
Auch besteht nun eine Meldepflicht hinsichtlich des Leistungsbezugs an die 
Ausländerbehörde. 

Insgesamt schufen die (supra-)nationalen Regelungen zunehmend Rechtssub- 
jekte mit legalem Aufenthaltstitel, aber unzureichender sozialer Absicherung. 
Bemerkenswert ist, dass nicht nur ein (inter)nationaler Diskurs über „benefit tou- 
rism“ (vgl. Martin et al. 2017), sondern v.a. Kommunen die sozialrechtliche Ex- 
klusion einklagten (Riedner 2018). Im Jahr 2013 forderten ein Positionspapier der 
Deutschen Städtetags (2013) und ein Brandbriefvon 16 Oberbürgermeister*innen 
„Soforthilfe für von Armutszuwanderungbetroffene Kommunen“ (Oberbürger- 
meister der Stadt Duisburg u.a. 2013: im Titel). Beide Papiere skandalisierten 
prekäre Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie unzureichende Gesundheitsver- 
sorgung und Bildungszugänge einkommensarmer Migrant*innen - v.a. der 
ethnischen Minderheiten darunter. Dabei galt jedoch nicht die Prekarisierung 
von Migrant*innen, sondern die Präsenz der Prekären als politisches Problem, 
das zu lösen sei - z.B. indem das Fehlen einer Krankenversicherung durch eine 
„Überprüfung der Voraussetzungen der Freizügigkeit“, also mit territorialem 
Ausschluss, zu beantworten sei (Deutscher Städtetag 2013: 0.S.). Mit dem Ef- 
fekt einer „Kulturalisierung des Sozialen“ (vgl. Friedrich/Zimmermann 2014) 
verhandelte der Armutsmigrationsdiskurs soziale Ausschlüsse als kulturellen 
Mangel der Betroffenen - insbesondere indem er Vorurteile gegenüber Roma, 
die als unzivilisiert, faul und kriminell dargestellt wurden, reaktivierte (End 
2014). Als stadtpolitische Debatte schloss die Rede von der Armutszuwanderung 
dementsprechend an den kulturalisierenden und verräumlichenden Diskurs der 
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„Überforderte[n] Nachbarschaften“ (Empirica 1998: im Titel) an. Diese deutsche 
Spielart der underclass-Debatte stilisierte Ende der 1990er Jahre das Verhalten 
und die räumliche Konzentration von einkommensarmen und migrantischen 
Stadtbewohner*innen zum zentralen Problem, während sie strukturelle Bedin- 
gungen von Armut und Rassismus dethematisierte (Künkel 2008). Etwa ein 
Jahrzehnt später entdeckten angewandte Forschung und Politik die Migration 
und ihre städtische Konzentration als wirtschaftliches Potential (Rodatz 2012). 
Obgleich häufigarbeitend-arm, blieben die „Armutszuwanderer“ aus dem Poten- 
tialdiskurs ausgeschlossen (Riedner 2018). Die Rede von „überforderten“ oder 
„betroffenen“ Räumen erlebte eine Renaissance: 

Vielerorts ist daher eine Situation entstanden, die die Nachbarschaften völligüberfordert 


und die Handlungsmöglichkeiten der einzelnen Kommunen übersteigt (Oberbürgermeis- 


ter der Stadt Duisburg u.a. 2013: 2). 


In den betroffenen Stadtteilen ist der soziale Umgang untereinander zum Teil stark be- 
lastet. Fälle von Kriminalität, Bettelei und Prostitution führen zu Problemen in den 


Nachbarschaften (Deutscher Städtetag 2013: 0.S.). 


Die angewandte Forschung hält dem Problemdiskurs entgegen, dass osteuropäi- 
sche Migrant*innen nur partiell Geringqualifizierte sind und fiskalische Effekte 
positiv ausfallen (vgl. Alicke etal. 2014; European Commission 2013; Gathmann 
et al. 2014). Sie betont, dass die segregierten Stadtviertel als „Ankunftsgebiete“ 
wichtige Integrationsaufgaben übernehmen, und beschreibt, wie die dortigen 
Bedingungen, ein coping mit der Armut erleichtern (Böckler et al. 2018; Bote- 
scu/Kokalanova 2016; Kurtenbach 2013; Kurtenbach/Bogumil 2014). Dieser 
Gegendiskurs stützt allerdings den hegemonialen Diskurs, indem er ihn spiegelt: 
Die Unterscheidung von guter und schlechter Migration bzw. Segregation ent- 
langökonomischer Rationalitäten reartikuliert Rassismen lediglich (Friedrich/ 
Zimmermann 2014; Riedner 2017). Statt den Problemdiskurs durch einen 
Normalisierungsdiskurs zu ersetzen, problematisiert die kritische Stadt- und 
Migrationsforschung daher die Art der Skandalisierung von „Armutsmigra- 
tion“ und verschiebt sie: z.B. indem sie die Transformation sozialer Konflikte 
in ethnische Ausgrenzung und Nachbarschaftskonflikte nachzeichnet (Geiges 
et al. 2017; Graevskaia 2013; Staubach 2014) oder die materielle Produktion 
von Armut durch multiskalare Migrationspolitiken aufarbeitet. So zeigt v.a. 
Lisa Riedner (2018), wie der Armutsmigrationsdiskurs Exklusion in den Her- 
kunftsländern verortet, während deutsche Städte die Armut herstellen, indem 
die Sozialverwaltungen - bisweilen mittels rechtswidriger Praktiken (vgl. auch: 
Spencer/Price 2014: 27) - den Leistungsbezugeingrenzen. Dieser Beitragknüpft 
an ein solches Verständnis von „Armutsmigration“ als rassistisch-klassistischem 
Diskurs, der sich als Prekarisierungsprozess materialisiert und gerade in Städten 
hervorgebracht wird, an und untersucht dementsprechend, wie in Frankfurt 
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prekäres Wohnen von EU-2-Migrant*innen stadtpolitisch produziert und ver- 
handelt wurde. 


Die Verhandlung prekären Wohnens von EU-2-Migrant*innen 
in Frankfurt 


Das Wohnen prekarisierter EU-2-Migrant*innen in Frankfurt ist durch viel- 
fältige, ineinandergreifende Prozesse bestimmt. Aus Platzgründen fokussiere 
ich die Verwaltungspraktiken, die prekäres Wohnen produzieren, und zentrale 
Momente ihrer Infragestellung durch soziale Bewegungen. 


Verwaltungspraktiken - inverse Städtekonkurrenz sticht Humanität 


Die staatliche Bearbeitung des prekären Wohnens ist v.a. durch Sozial- und 
Ordnungsrecht bestimmt. Sozialrechtlich haben, wie beschrieben, nur einige 
Migrant*innen Anspruch auf Sozialleistungen, mithin auf Unterbringung. In 
der Praxis wehrte das konservativ geführte Sozialamt, bereits bevor dies Ende 
2016 Pflicht wurde, die Inanspruchnahme solcher Leistungen durch Meldungen 
an das Ausländeramt ab, und begrenzt Ermessensleistungen weitgehend auf die 
Unterbringung von Kindern und Eltern: 
Das [die Unterbringung seitens des Sozialamts] wird cher restriktiv gehandhabt. [...] 
Ich vermute einfach mal, dass [...] die Angst besteht, bei einer großzügigen Regelung 
noch eine zusätzliche Migration auszulösen. [...] Also, Familien, die versucht man dann 
natürlich unterzubringen, aber bei Einzelpersonen, da bezahlen wir im Zweifelsfall die 
Busfahrkarte dahin, wo sie hergekommen sind, oder sie haben zumindest im Winter die 


Möglichkeit, sich in der B-Ebene [d.h. im U-Bahnhof] nachts aufzuhalten. (Wohnungs- 
amt, Interview 01/2017) 


Ich habe ja eben als Beispiel gesagt, dass man als EU-Bürger schr wohl seine Freizügig- 
keit verlieren kann, wenn man auf Sozialleistungen angewiesen ist. Und das kann zum 
Beispiel ein Grund sein, warum diese Personen nicht die Behörden aufsuchen - weil sie 
ansonsten der Ausländerbehörde gemeldet werden -, und sich dann für so ein Leben [der 
Obdachlosigkeit] entscheiden. (Sozialamt, Interview 11/2016) 


Jenseits von Sozialleistungsansprüchen oder Ermessen bestimmt das Ordnungs- 
recht, inwiefern die Kommune zwecks Gefahrenabwehr zur Notunterbringung 
verpflichtet ist - denn „unfreiwillige“ Obdachlosigkeit gilt laut Hessischem 
Sicherheits- und Ordnungsgesetz als Gefährdung der öffentlichen Sicherheit. 
Auch hier begrenzt das Sozialamt die Inanspruchnahme von Leistungen, indem 
esim Falle einer Unterbringungsmöglichkeit im Herkunftsland die Obdach- 
losigkeit als „freiwillig“ versteht (zur Umstrittenheit dieser Rechtsauslegung 
vgl. Ruder 2015): 
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Das wird dann auch von uns geprüft im Vorsprachebogen, wo wir dann auch genau abfra- 
gen: Wie war denn die Wohnsituation in dem Heimatland? Wenn da jemand angibt, dass er 
nicht aus der Obdachlosigkeit heraus hierhergekommen ist [...], dann haben wir natürlich 
auch einen Beleg, und dann können wir sagen: „Sorry, dein Zustand der Obdachlosigkeit, 
der kann auch in deinem Heimatland beseitigt werden.“ (Sozialamt, Interview 11/2016) 


Die Leistungsbegrenzung dient der Kostenabwehr - „[U]nser Auftrag ist natürlich auch, 
diese Kosten, wenn möglich niedrig zu halten.“ (Sozialamt, Interview 11/2016) -, zielt 
aber ebenso auf Migrationsabwehr. 

Bei der Errichtung von humanitären Hilfen müssen wir darauf achten, keine besseren 
Angebote als andere Städte zu schaffen, um keine Anreizsysteme zu bieten. (Sozialdezer- 
natssprecherin, zitiert in: FNP, 5.3.2013) 


Dabei folgt die Stadt einem Vorgehen, das ich in Anlehnung an David Harvey 
(1989) die Logik der inversen Städtekonkurrenz nennen möchte: Mit geringen 
Unterstützungsleistungen, versucht sie sich im interurbanen Abwehr-Wettbewerb 
um die (vermeintlich) kostenträchtigen Subjekte als schlechte benefit tourism 
destination zu positionieren. Die Migrationsforschung verweist auf begrenzte 
Erfolge solcher Migrationsabwehrstrategien: Viele migrieren trotz erheblicher 
Hürden (Scheel 2015). Im Effekt materialisiert sich der Armutsmigrationsdiskurs, 
indem er Verwaltungspraktiken legitimiert, die die dennoch Migrierenden arm 
machen. Dies produziert im Bereich des Wohnens einerseits Straßenobdachlo- 
sigkeit und Camps auföffentlich zugänglichem Privatgrund, die seit Anfang der 
2010er Jahre in Frankfurt wahrnehmbar sind (Stadt Frankfurt am Main 2014). 
Andererseits zeigt sich eine prekäre Versorgungaufdem Mietwohnungsmarkt, auf 
dem gerade Roma „enormen“ Diskriminierungen ausgesetzt sind (Förderverein 
Roma, Interview 11/2016). Wenngleich eine Quantifizierung der informellen 
Wohnformen noch aussteht, ist davon auszugehen, dass die staatlichen Prekarisie- 
rungsprozesse nicht nur Leid produzieren, sondern auch Märkte verändern. Die 
Sozialstaatsforschung thematisiert seit langem eine lohnstabilisierende Funktion 
sozialer Absicherung von Erwerbslosen und untersucht deren Erosion durch 
neoliberale Arbeitsmarktreformen: Insbesondere die zunehmende Kopplung 
von Arbeitslosengeld an den Zwang zur Arbeitssuche und -aufnahme durch die 
Hartz-Reformen entziche Erwerbstätigen eine „exit-Option“, d.h. sie erschwert 
das Nein-Sagen zu schlechten Arbeitsbedingungen und geringen Löhnen (Brütt 
2011: 32). Mit Blick auf EUMigrant*innen zeigt Riedner (2017), wie sozialstaatli- 
che Ausschlüsse prekäre Arbeit produzieren, indem sie die Betroffenen in niedrig 
entlohnte, informelle Beschäftigung drängen (ähnlich mit Blick auf Flüchtlinge: 
Pieper 2008). In ähnlicher Weise schwächt die fehlende staatliche Unterbringung 
die Verhandlungsmacht von Migrantinnen aufdem Wohnungsmarkt, aufdem, 
u.a. in Frankfurt, durch neoliberale Restrukturierungen wie die Reduzierung 
Sozialen Wohnungsbaus ohnehin preiswerte Bestände schwinden und Kon- 
kurrenzen unter Einkommensarmen zunehmen (vgl. Barbara Schönigin diesem 
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Heft). Wenngleich dies noch näherer Untersuchungbedarf, verweisen erste qua- 
litative Untersuchungen und Einzelfallbeschreibungen auf mierpreissteigernde 
Effekte der Prekarisierung von Migrant*innen aus den EU-2-Ländern im Kontext 
angespannter Wohnungsmärkte: Angesichts rassistischer Diskriminierungund 
mangelnder sozialer Absicherung sind sie häufig gezwungen, Wohnraum mit 
Substandardausstattung, der partiell als Mehrbettzimmer vermietet wird, zu 
akzeptieren, und dies zu Preisen, die deutlich über den üblichen Marktmieten 
liegen, oder z.B. Vermittlungsgebühren und ausbleibende Sanierungen in Kauf 
zu nehmen, um Mietverträge zu erhalten und Räumungsklagen abzuwenden 
(Alicke et al. 2014; Botescu/Kokalanova 2016). Der folgende Abschnitt zeigt, 
dass sich in Frankfurt trotz der verschärften Konkurrenzen um preiswerten 
Wohnraum und trotz Nachbarschaftskonflikten, die aus beengtem Wohnen 
oder Campieren im Freien resultieren, solidarische Stimmen artikuliert haben, 
die eine Wohnraumversorgung für EU-2-Migrant*innen forderten. 


Die öffentliche Debatte um prekäres Wohnen von EU-2-Migrant*innen 


Prekäres Wohnen von EU-2-Migrant*innen kam in Frankfurt vorrangig in 
zwei Formen auf die stadtpolitische Agenda: 1) das kollektive Campieren im 
öffentlichen Raum als „Elendslager“ und 2) die beengten Wohnverhältnisse in 
Mietwohnungen als „Überbelegung‘“. In den Diskussionen über die beiden Pre- 
karisierungsphänomene konkurrierten ordnungspolitische mit sozialpolitischen 
Deutungen. Grob umtissen folgten öffentliche Debatten meist dem folgenden 
Muster: Nachbar*innen beschwerten sich in Ortsbeiratssitzungen und anschlie- 
ßenden Presseartikeln über Lärm und Verunreinigungen, artikulierten dabei 
oftmals aber auch ein Unbehagen über kulturelle Fremdheit. Das Sozialamt gab 
an, den Migrant*innen helfen zu wollen, dies aufgrund fehlender Sozialleistungs- 
ansprüche aber nicht tun zu können. Nur wenige Hardliner, z.B. der chemalige 
Leiter der „Stabsstelle Sauberes Frankfurt“ Peter Postleb, nutzten die Konflikte 
zur ordnungspolitischen Profilierung. Die Landespolizei schwieg oder betonte die 
fehlende strafrechtliche Relevanz vieler problematisierter Verhaltensweisen (expe- 
rimentierte hinter den Kulissen jedoch z.B. damit, kollektiven Alkoholkonsum 
als Straßensondernutzung mit Gebühren zu belegen; Interview Schutzpolizei, 
12/2012). Das städtische Ordnungsamt und mehr noch das in stärkerem Maße 
von sozialpolitischen Perspektiven geprägte Wohnungsamt drückten Bedauern 
über anstehende Räumungen aus oder sahen nicht einmal die Voraussetzungen 
für selbige gegeben (z.B. mangels Nachweisbarkeit einer Überbelegung oder 
fehlender Zuständigkeit für ein Campieren auf öffentlich zugänglichem, aber 
privaten Grund). Eigentümer*innen waren für die Presse meist nicht zu sprechen. 
In den Medien portraitierten vor allem soziale Träger, am prominentesten der 
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Förderverein Roma e.V., die äumungsbedrohten Migrant*innen als Opfer: Mit 
den prekären Wohnformen entgingen diese einer drohenden Obdachlosigkeit, da 
die Stadt nur Rückfahrkarten ins Herkunftsland oder - in kalten Winternächten 
- den Fußboden des U-Bahn-Zwischengeschosses („B-Ebene“) bereitstelle. Im 
Kommunalparlament stellte vor allem die Linkspartei Anträge, z.B. eine kommu- 
nale Unterkunft für prekarisierte Arbeitsmigrant*innen zu schaffen (Die LINKE 
im Römer 2016). Auch die Frankfurter Rundschau wirkte maßgeblich an einer 
Artikulation des sozialpolitischen Diskurses über die Migrant*innen als Opfer 
mit, während Frankfurter Neue Presse und Frankfurter Allgemeine Zeitung 
ordnungspolitische, migrationsabwehrende Stilisierungen von Nachbarschaften 
und Städten als Opfer stärkten. Das Ende vom Lied war häufig Verdrängung, und 
die Betroffenen, die in aller Regelzu Begehungs- oder Räumungsterminen bereits 
verschwunden waren, waren nur in Ausnahmefällen selbst zu Wort gekommen. 
Insgesamt artikulierten sich die Konflikte allerdings nur punktuell, und sie 
waren aufgrund der geringeren Zuspitzung und entsprechend stärkeren Verhand- 
lung durch Expert*innen statt „besorgter“ Bürger*innen weniger stark rassistisch 
aufgeladen als dies vor allem für Ruhrgebietsstädte beschrieben wird (Graevskaia 
2013; Staubach 2014). Der bereits andernorts untersuchte ordnungspolitische 
Diskurs, der in Frankfurt zugunsten einer Rede von bedauerlicherweise fehlenden 
Ansprüchen partiellin den Hintergrund trat, soll hier nicht im Detail ausgeführt 
werden. Vielmehr wird esim verbleibenden Teil des Artikels um die Aushandlung 
sozialpolitischer Deutungsmuster gehen. Dabei ist bemerkenswert, dass Über- 
schneidungen des prekären Wohnens mit den Orten und Themen linkspolitischer 
Kämpfe eine Thematisierung der existenziellen Notlagen von Migrant*innen in 
der Stadt förderten. Diese konnten die entsolidarisierenden Logiken der inversen 
Städtekonkurrenz jedoch nur begrenzt in Frage stellen. Dies zeige ich im Folgen- 
den anhand dreier diskursprägender Momente: 1) den Aushandlungen um Roma 
aus EU-2-Ländern im occupy-Camp, 2) der Fürsprecherrolle der migrantischen 
Selbsthilfeinitiative Project Shelter, und 3) Konflikten um Gentrifizierung. 


Occupy - kann die Subalterne politisch zelten? 


Ab Oktober 2011 demonstrierte die Occupy-Bewegung mit einem Camp vor der 
Europäischen Zentralbank gegen soziale Ungleichheit und die Macht globaler 
Finanzinstitutionen. Im Zeltlager wohnten gegen Ende seines zchnmonatigen 
Bestehens zunehmend gesellschaftlich stark marginalisierte Gruppen, darunter 
auch ca. 30 rumänische Roma. Diese organisierten sich nicht explizit als Teil 
der Bewegung, sondern kompensierten durch das Wohnen im Camp vorrangig 
einen Mangel an Verfügungsmöglichkeiten über Privaträume (Occupy Frankfurt 
2014). Dennoch lässt sich ihr Handeln als politischer Protest begreifen, wenn der 
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enge Politikbegriff, den nicht nur die frühe Bewegungsforschung nutzte (kritisch: 
Bojadzijev/Bareis 2011), sondern den bald auch das deutsche Versammlungs- 
recht gegen die Camp-Bewohner*innen in Anschlag brachte, erweitert wird. 
Bayat (2012) erfasst alltägliche, informelle Formen der Raumaneignung durch 
politisch wenig repräsentierte und sozioökonomisch entrechtete Bevölkerungs- 
gruppen als „stilles Vordringen“ und beschreibt die Alltagspraxen als treibende 
Prozesse weitreichender gesellschaftlicher Veränderungen. Jegliche Form der norm- 
überschreitenden Bedürfnisrealisierung als Politik zu begreifen bzw. „Leben als 
Politik“ (ebd.: im Titel) zu verstehen, kann dazu führen, die gesellschaftlichen 
Veränderungspotentiale individueller Praktiken zu überschätzen und Prozesse der 
kollektiven politischen Bewusstseinsbildung und Artikulation aus den Augen zu 
verlieren (Mayer/Boudreau 2012). In Frankfurt griffen die Prozesse jedoch - wenn 
auch nur temporär und ohne, dass die Deutungen der Protestierenden im lokalen 
Diskurs Hegemonie erlangten - Hand in Hand. Die Präsenz rumänischer Roma im 
stadtpolitisch umkämpften Occupy-Camp brachte der Obdachlosigkeit von EU- 
2-Bürger*innen, die zuvor vorrangig als „aggressives Betteln“ medial thematisiert 
wurde, erstmals eine breite mediale Aufmerksamkeit ein. Zudem ermöglichte eine 
räumliche Nähe von Aktivismus und extremer Prekarität eine Inklusion linksau- 
tonomer Aktivist*innen in die Debatte und ihre frühzeitige Sensibilisierung für 
das Ihema. Allerdings skandalisierten konservative Kräfte, vor allem die BILD- 
Zeitung und der Ordnungsdezernent Markus Frank, zwecks Legitimierung einer 
Räumung des Camps unhygienische „Zustände“, Müll und Ratten, die sie in einem 
Atemzug mit gesellschaftlich marginalisierten Menschen nannten: 


Rattenplage, Alkoholiker, Junkies, Rumänen-Ansturm, Schulden. Das Occupy-Camp ist 
zum sozialen und hygienischen Brennpunkt verkommen (BILD berichtete). Gestern zog 
Ordnungsdezernent Markus Frank die Notbremse: „Das Lager muss bis 31.7. geräumt 
sein. Sonst räumen wir!“ (BILD, 21.7.2012) 


Die Konservativen diskutierten die rumänischen Roma und andere Wohnungs- 
lose als undankbar, kriminell, und unpolitisch, während sie städtische Sozial- 
staatsausschlüsse als notwendigen Schutz vor Migration verhandelten: 


[D]as Lager hat, wie fast alle seiner Art, mehr Obdachlose als Rebellen angelockt, Drogen- 
süchtige aus dem nahen Bahnhofsviertel, Kleinkriminelle, Alkoholiker. Es gab Schlägerei- 
enzwischen den Bewohnern, Diebstähle, viel Streit und Lärm und Krach. [...] Irgendwann 
waren sogar zwei komplette Roma-Clans in die Frankfurter Grünanlagen eingerückt, 
zweischwangere Frauen eingeschlossen, die der Stadtverwaltunggewaltig Kopfzerbrechen 
bereiteten, weil sie die angebotenen Hotelzimmer nur dann annehmen wollten, wenn die 
gesamte Familie auch ein Zimmer bekomme. Das verweigerte die Stadt, um nicht noch 
mehr Roma anzuziehen. (Welt, 28.7.2012) 


Die Unterscheidung von politisch und unpolitisch Campierenden, die in der 
Forderung des Ordnungsamts gipfelte, die Roma müssten das Zeltlager verlassen, 
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denn „[sJie sind nicht politisch“ (FAZ, 20.5.2012), war dabei nicht zuletzt von 
rechtlicher Bedeutung. Entlang der Dichotomie entschied sich die Frage, ob 
das Camp eine dauerhafte Mahnwache darstelle und damit vom grundgesetz- 
lich geschützten Recht auf Versammlungsfreiheit gedeckt sei, wie die Camp- 
Bewohner*innen meinten, oder gemäß Straßenverkehrsrecht und kommunaler 
Grünflächensatzung ein Lagern verboten sei, wie die Ordnungsbehörde argu- 
mentierte. Die gerichtliche Klärung entschied zugunsten der Verbotsforde- 
rungen - wobei die Ordnungsverwaltung und das Verwaltungsgericht allein 
von der ethnischen Zugehörigkeit auf die unpolitische Haltung der zeltenden 
Roma schlossen (kritisch dazu End 2014: 63f.). Sprecher*innen des Camps und 
Unterstützer*innen, darunter auch Vertreter*innen der hessischen Partei Die 
LINKE und der auf kommunaler Ebene mitregierenden GRÜNEN, stellten 
die Unterscheidung politisch/unpolitisch in Frage und skandalisierten die sozi- 
alpolitischen Ausschlüsse: 
Zeitweise zelteten im Camp bis zu etwa 30 obdachlose Roma; darunter auch einige hoch- 
schwangere Frauen. Trotzdem wir mehrfach den Frankfurter Ordnungsdezernenten 
Frank darauf angesprochen hatten, dass die soziale Verantwortung für diese Menschen 
bei der Stadtverwaltungliegen würde und nicht bei der Occupy-Bewegung, wurde das von 
den Behörden völlig ignoriert. Das Camp wurde diffamiert, obdachlosen unpolitischen 
Menschen unter dem Deckmantel der Versammlungsfreiheit Unterschlupf zu bieten. Mit 
Absicht übersehen wurde die Tatsache, dass, wer sein soziales Problem im Rahmen des 


Occupy Camps öffentlich macht, sehr wohl alleine dadurch eine schr politische Aussage 
tätigt. (Occupy Frankfurt 2014: 0.S.) 


Die Debatte um die obdachlosen EU-2-Bürger*innen nahm mit der Räumung 
des Zeltlagers, der privaten Unterbringung der Rumän*innen sowie der Ablö- 
sung von „Occupy“ durch „Blockupy“ ein vorläufiges Ende. Blockupy brachte 
eine Verschiebung der Aktionsformen, Politikinhalte und Bündnisse weg von 
lokalem Campen hin zu einem international vernetzten zivilen Ungehorsam, 
der sich nicht zuletzt gegen das Europäische Krisenregime richtete (Mullis et 
al. 2016). Obgleich die lokale Prekarisierung damit partiell zugunsten globaler 
Ursachen aus dem Blick geriet, wirkte der Konfliktum Obdachlose im politischen 
Zeltlager nach: Wenngleich dies noch näherer Untersuchung bedarf, hatten 
etliche Aktivist*innen die migrantische Prekarität durch das Zusammentreffen 
im Camp erstmals überhaupt wahrgenommen (vgl. FR, 6.8.2017). Zudem berich- 
teten Redakteur*innen der Frankfurter Rundschau, die mit den linken Protes- 
ten verbunden waren, in den Folgejahren regelmäßig über ähnliche Phänomene 
migrantischer Obdach- und Wohnungslosigkeit. Zwar mündete das kollektive 
Campen nicht in eine gemeinsame und dauerhafte Mobilisierung, doch schaffte 
es Aufmerksamkeit für die prekäre Lage der Migrantinnen. 
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Project Shelter - Beratungsgespräche gegen Obdachlosigkeit? 


Zu einer verstärkten Wahrnehmung und Berichterstattung trug bald auch die 
wohnungs- und migrationspolitische Initiative „Project Shelter“ bei. Das Projekt 
vermittelt seit Ende des Jahres 2014 obdachlosen Migrant*innen Übernach- 
tungsplätze, z.B. in temporär leerstehenden Zimmern von Wohngemeinschaften. 
Parallel fordern die Aktivist*innen mittels Petitionen, Demonstrationen und 
Besetzungen ein selbstverwaltetes migrantisches Zentrum. Dieses soll nicht nur 
eine Anlaufstelle für Informationen und politische Organisierung, sondern auch 
materielle Unterstützung in Form von Schlafplätzen bieten. Die migrantischen 
Aktivist*innen von Project Shelter stammen vorwiegend aus afrikanischen 
Ländern (Project Shelter 2015). Sie gehören damit - ob der stark begrenzten 
Einreisemöglichkeiten - meist privilegierteren Schichten an als die in diesem 
Beitrag im Fokus stehenden prekarisierten Teile der EU-Migrant*innen. Den- 
noch solidarisierten sich die Aktivist*innen verschiedentlich mit obdachlosen 
EU-Migrant*innen. Gemeinsam mit dem „befreundeten“ Förderverein Roma 
traten sie stellvertretend politisch für diese ein (vgl. Förderverein Roma e.V. 2016). 

Während in der Occupy-Debatte die Aneignung von Wohnraum vorrangig 
als un/politischer Akt verhandelt wurde, brachte das Project Shelter migrantische 
Obdachlosigkeit verstärkt als un/soziale Frage auf die Agenda und adtessierte 
die Kommune. Der zentralen Forderung der Initiative - ein selbstverwaltetes 
Haus mit ca. 100 Übernachtungsmöglichkeiten - kam die Stadt, trotz Sympa- 
thiebekundungen seitens der GRÜNEN, jedoch nicht nach. Statt der geforder- 
ten materiellen Unterstützung wollten selbst wohlgesonnene Vertreter*innen 
der Stadt lediglich Beratungsleistungen fördern (z.B. einzelne Räume für eine 
Anlaufstelle). Zentrale Argumente waren das Fehlen von Liegenschaften, sozial- 
rechtlichen Ansprüchen und des Nachweises, dass das Projekt nicht Illegalisierten 
Unterkunft bieten würde. 

„Unsere Haltung ist klar, es geht hier um Menschen, die laut geltenden Gesetzen keine 

Ansprüche haben“, sagt Manuela Skotnik, Referentin von Sozialdezernentin Daniela 


Birkenfeld (CDU). [...] „Wir schen die Not der Menschen, haben aber keine rechtliche 
Handhabe“ (Merkurist, 13.07.2016). 


„Project Shelter“ will sich um Menschen kümmern, die offenbar keinen Anspruch auf 
Sozialleistungen haben. Sie sagen uns aber nicht, welche Menschen das sind. Wenn es 
zum Beispiel um Menschen geht, die abgeschoben werden sollen, und wir schaffen für 
sie ein eigenes Zentrum, bewegen wir uns auch rechtlich auf dünnem Eis. (GRÜNEN- 
Politikerin, zitiert in: FR, 15.2.2016) 


Die Aktivist*innen von Project Shelter verweigerten sich der Spaltung in legale 
und illegale bzw. anspruchsberechtigte und -unberechtigte Migrant*innen und 
lehnten auch das Beratungsangebot ab - zumal sie bereits ein besetztes Privathaus 
als Bistro und Anlaufstelle mietfrei nutzen konnten. 
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Mit dem Bistro haben wir einen unkommerziellen Raum geschaffen, der Möglichkeiten 
zum Austausch, zur Vernetzung und für die weitere gemeinsame Organisation bietet. [...] 
Und doch ist das nur ein erster Schritt. Denn das Bistro kann kein Haus ersetzen, in dem 
esneben Raum für Vernetzung und Beratungauch und gerade Raum für Schlafplätze und 


Unterbringung gibt und das als Meldeadresse dienen kann. (Project Shelter 2016: 0.S.) 


Insgesamt konnte die Initiative - trotz umfassender Protestaktivitäten - ihre 
Forderungen bis dato nicht durchsetzen. Diskursiv brachte Project Shelter 
zwar die soziale Verantwortung der Kommune auf die Agenda. Die städtischen 
Akteur*innen transformierten die un/soziale Frage jedoch in juristische Fragen 
nach il/legalem Aufenthalt und Vorliegen oder Fehlen eines Leistungsanspruchs, 
dethematisierten Ermessensspielräume und verschoben die Perspektive von 
materieller zu immaterieller Unterstützung (letzteres beschreibt für München 
Riedner 2017). 


Gentifizierung - Roma zum Entmieten? 


Jenseits der Obdachlosigkeit erhielt prekäres Wohnen von EU-Migrant*innen 
in Frankfurt vorrangig durch die aus „Überbelegung“ resultierenden Nachbar- 
schaftskonflikte Aufmerksamkeit. In den Jahren 2014 und 2015 wurde dabei 
die Nutzung von Überlegung als Entmietungsstrategie zum Medienereignis. 
Es handelte sich zwar - soweit dies anhand von Presseberichterstattung und 
Expert*inneninterviews eruiert werden konnte - um ein Phänomen, das nur 
wenige Häuser betraf. Dennoch waren die Aushandlungen in zweierlei Hin- 
sicht bedeutsam. Aufder einen Seite verfestigten sie in der konservativen Presse 
die Figur der unzivilisierten südosteuropäischen Roma als nachbarschaftliche 
Störenfriede. Artikel setzten etwa Roma mit Bauschäden gleich und erklärten 
häufig das Verhalten mit dem Herkunftsland bzw. der Ethnie (statt z.B. der 
beengten Wohnsituation): 

Das Prinzip ist einfach: Durch die lauten, nicht an deutsche Standards der Hygiene, 

Nachtruhe und Reinlichkeit gewöhnten Neumieter sollen die alten Mieter vertrieben 


werden. Nebenbei ist mit den Südosteuropäern gutes Geld zu verdienen, bis später die 


Renovierung beginnen kann. (FAZ, 28.7.2014) 


Die konservativen Deutungen unterstützte eine Bürgerinitiative gegen Entmie- 
tung, die Spekulantentum und die Wohnzustände skandalisierte. Wenngleich 
sie nur kurz Bestand hatte, zog die Initiative durch eine Demonstration im Ja- 
nuar 2015, die prominente Beteiligung eines CDU-Ortsvorstehers sowie eine 
angedrohte Verleumdungsklage seitens eines Hauseigentümers Medieninteresse 
auf sich. 

Auf der anderen Seite führten die Überschneidungen der Konflikte um das 
prekäre Wohnen mit den Kämpfen gegen Gentrifizierung jedoch auch zur Soli- 
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darisierung von Aktivist"innen aus der Frankfurter „Recht aufStadt“-Bewegung 
(Initiative Zukunft Bockenheim 2015). Zudem problematisierte insbesondere 
der Förderverein Roma die prekäre Lage der migrantischen Roma und die Praxis 
von Vermieter*innen. 
Der Geschäftsführer des Fördervereins Roma, Joachim Brenner, kritisiert, dass mit der 
Räumung die Opfer und nicht die Täter bestraft würden. [...] „Diese Menschen haben 
keinerlei Alternative“, sagt Brenner. Wuchermieten in heruntergekommenen Häusern 
seien ihnen allemal lieber, als auf der Straße zu leben. [...] Das Sozialdezernat sagt hierzu, 
dass sich die Betroffenen beim Sozialamt melden könnten. „Es wird dann geprüft, ob sie 
Ansprüche auf Hilfeleistungen haben“, sagt die Dezernatssprecherin Manuela Skotnik. 
Brenner vermutet, dass am Ende dieser Prüfungstehen wird, dass die Bewohner der Fried- 


berger Landstraße 98 keinerlei Ansprüche haben. „Und dann bleibt den Leuten nur die 
B-Ebene an der Hauptwache.“ (FR, 27.11.2014) 


Insgesamt kritisierten die heterogenen Protestinitiativen — gerade soweit der 
Mediendiskurs ihre Stimmen aufgriff - jedoch eher „skrupellose Vermieter“ und 
„Wuchermieten“ als die städtische Produktion der ungleichen Positionierung 
der migrantischen Mieter*innen auf dem Mietmarkt. Das städtische Ermessen 
hingegen wurde vorrangig durch Anträge in der - qua institutionellem Rahmen 
aufkommunale Handlungsspielräume fokussierten - Stadtverordnetenversamm- 
lungthematisiert: Der Rede von den „fehlenden Ansprüchen“ stellte die Fraktion 
der LINKEN eine Kritik an der „generelle[n] Praxis der Stadt Frankfurt, nur 
minimalste Hilfen zu leisten“ entgegen (Die LINKE im Römer 2014: 0.S.). Als 
Opposition blieb ihr Einfluss jedoch begrenzt. 


Fazit 


Insgesamt zeigt sich, dass die städtische Verwaltung prekarisierter EU-2- 
Migrant*innen von Logiken inverser Städtekonkurrenz geprägt ist, die auf Ab- 
wehr kostenträchtiger Subjekte zielen. Durch Leistungsbegrenzung stellt die 
Stadt die Armut der „Armutsmigrant*innen“ her und drängt diese in Obdach- 
losigkeit und beengtes Wohnen zur Miete. Obgleich die Kommodifizierungvon 
Wohnraum durch soziale Entrechtung Konkurrenzen zwischen verschiedenen 
auf preiswerte Wohnungen angewiesenen Gruppen verstärkt, artikulierten 
soziale Bewegungen solidarische Forderungen nach Unterbringung von EU-2- 
Migrantinnen. Die Stellvertreter*innenpolitiken scheiterten jedoch insbesondere 
daran, dass städtische Akteur*innen die Versuche, die Obdachlosigkeit als soziale 
Frage zu thematisieren, in juristische Fragen nach Anspruchsberechtigung und 
legalem Aufenthalt umzudeuten vermochten. 
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Ingo Stützle 


Die Grenze der Werttheorie 
Politische Ökonomie der Grundrente und Marx’ Kritik 


„Ich bin jetzt bei der Grundrente. Das ist von einer wundervollen Schönheit. Doch ich 
werde noch viel Arbeit damit haben, denn das Manuskript stammt von 1865, und man 
muß seine Exzerpte von 1870-78 über die Banken und über das Grundeigentum in Ame- 
rika und in Rußland studieren. Und es sind derer nicht wenig. Dieser 3. Band wird also 
mindestens noch ein Jahr auf sich warten lassen.“ (Friedrich Engels an Paul Lafargue, 19. 


Mai 1885, MEW 36: 317) 


Karl Marx habe Friedrich Engels einmal vorgeworfen, so eine von Marx’ Schwie- 
gersohn Paul Lafargue (1905: 438) überlieferte Anekdote, dass dieser sich „so 
zersplittere, auf so vielerlei Gegenstände, nur zum Vergnügen, ‘ohne daran zu 
denken, für die Welt zu arbeiten’“. Engels reagierte darauf nicht weniger tadelnd: 
„Ich würde mit Vergnügen die russischen Veröffentlichungen über die Lage der 
Landwirtschaft verbrennen, die dich seit Jahren hindern; das ‘Kapital’ zu voll- 
enden!“ (Ebd.) Marx hatte sich an das Studium der russischen Sprache gemacht 
und einer seiner Brieffreunde, der Übersetzer des Kapitalins Russische, Nikolai 
Danielson, ihm die zahlreichen und dicken Berichte einer landwirtschaftlichen 
Enquetekommission geschickt hatte, deren Veröffentlichung von der russischen 
Regierung verboten worden war. Marx erhoffte sich tiefere Einblicke in das Thema 
Grundtente. Bis dahin war seine Analyse v.a. durch die Grundeigentumsverhält- 
nisse in Frankreich und England sowie die englischsprachige und französische 
Literatur geprägt. Marx stellte in Aussicht, sich im dritten Band des Kapital, im 
Abschnitt über das Grundeigentum, „schr ausführlich mit der russischen Form 
[zu] beschäftigen“ (MEW 33: 549). 

Am ’IhemaGrundrente hatsich Marx die Zähne ausgebissen. In einem Briefan 
Engels macht er deutlich, woraufes ihm ankommt: „Das Einzige, was ich theore- 
tisch zu beweisen habe, ist die Möglichkeit der absoluten Rente, ohne das Gesetz 
des Werts zu verletzen. Es ist dies der Punkt, um den sich der theoretische Streit 
seit den Physiokraten bis heute dreht. Ric[ardo] leugnet diese Möglichkeit; ich 
behaupte sie.“ Weiter schreibt Marx: „Was die Existenz der absoluten Grundrente 
betrifft, so wäre das eine Frage, die in jedem Land statistisch zu lösen.“ (MEW 
32: 274) Dass eine absolute Rente empirisch existiere, war für Marx demnach 
offensichtlich; was er beanspruchte, war zu zeigen, warum sie auf Grundlage 
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seiner Werttheorie möglich war. Konnte er es zeigen und warum meinte er, sich 
auch in dieser Frage von Ricardo abgrenzen zu müssen? Hatte Marx’ Beharren auf 
einer werttheoretischen Begründung nicht vielmehr zur Folge, dass die politische 
Dimension der Grundrente im Dunkeln blieb? 

Nicht nur Marx’ Theorie der Grundrente ist eine Baustelle geblieben, aber 
vor allem bei diesem Thema steht eine detaillierte Auseinandersetzung nach 
wie vor aus (Bensch 1998: 33).' Michael Heinrich (2005: 181) streift in seiner 
Kapital-Einführung das Thema nur. Das HKWM-Stichwort spart die Debatte 
im Anschluss an Marx völlig aus (Gindin 2001) — doch ist es nicht so, dass seit 
dem Erscheinen des dritten Bandes des Kapital darüber nicht diskutiert worden 
wäre. Bei manchen AutorInnen ist die sogenannte absolute Rente Dreh- und 
Angelpunkt, die Marx vom Mainstream unterscheide?, oder umgekehrt - im 
Vergleich zur Differentialrente - „nicht die wichtige Kategorie“ (Harvey 1982: 
352). Beianderen wird sie dargestellt, aber nicht problematisiert (Fine/Saad-Filho 
2004: 160ff.; Mandel 1962: 324ff.) oder argumentiert, sie müsse nur etwas mo- 
difiziert werden (Dämpfling 1985; Fine 1979). Oder aber es wird nur bestritten, 
dass bestimmte Annahmen (niedrige Wertzusammensetzung in Agrikultur), 
die die absolute Rente ermöglichen, für die Bodenrente in der Stadt nicht gelten 
würden, aber die Theorie als solche wird nicht infrage gestellt (Brede et al. 1976). 
Und das alles, obwohl Marx’ Theorie kaum nachvollziehbar sei (Bortkiewicz 
1911), „alles andere als selbsterklärend“ (Economakis 2003: 344), Antinomien 
aufzeige (Rojas 1989: 257ff.) oder schlicht falsch ist (Bensch 1998: 49; Heinrich 
1999: 252 Fn. 47). Erst mit der MEGA°-Ausgabe des dritten Bandes (1992) lässt 
sich eigentlich diskutieren, was Engels durch seine Editionsarbeit nahegelegt hat 
und eigentlich gar nicht zu finden ist - eine kohärente Argumentation (Bensch 
2000). Die Herausgabe der Exzerpthefte wiederum ermöglichen die Problematik 
der Grundrente entlang des marxschen Forschungsprozesses noch einmal neu 
aufzuwerfen (Saito 2016), während die zu Beginn angesprochene Auseinan- 
dersetzung mit der Geschichte des Grundeigentums (in Russland, den USA 
und Frankreich) jedoch leider noch nicht möglich ist, weil die entsprechenden 
MEGA?-Bände (MEGA? IV, Bd. 24, 27 und 28) bisher ausstehen. 


1 Trotzeiniger Arbeiten zum Thema, u.a. Azoulay 1982; Campbell 2002; Dämpfling 1985; 
Diehl 1899; Rinkleff 1974 - weitere Titel werden im Text verhandelt. 

2 „Während die Differentialrente z.T. schon richtig vor Marx erkannt wurde, scheitern die 
bürgerlichen Ökonomen an der absoluten Rente völlig.“ (Jeruzel 1974: VI) 

3 Wie Chancen vergeben werden, die notwendige Debatte zu führen, zeigen die Missver- 


ständnisse der Economakis-Sandemose-Debatte in Science & Society. Vgl. Economakis 
2003; Sandemose/Economakis 2006. 
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Marx’ erste theoretische Auseinandersetzung findet in den Ökonomisch-philoso- 
phischen Manuskripten (ÖPM) statt und in den unmittelbar danach entstandenen 
Mill-Exzerpten- beides liest Marx auf französisch (vgl. MEGA? IV.2).‘ Bereits 
hier konstatiert er, dass die Grundrente von Fruchtbarkeit und Lage der Böden 
abhängt (MEW 40: 498), ebenso wie von den Kräfteverhältnissen zwischen 
Grundeigentümer und Pächter (ebd.: 499). Der Pächter, kapitalistischer Pächter, 
beute selbst Lohnabhängige aus, ein Verhältnis, von dem wiederum das Grundei- 
gentum in Form der Rente profitiert - kein Wunder also, dass das Grundeigentum 
in der englischsprachigen Literatur als „parasitäre Klasse“ bezeichnet wurde, die 
nur ein „leistungsloses Einkommen“ beziche. 

In den ÖPM kritisiert Marx vornehmlich den „Zynismus“ von Smith und 
Ricardo (MEW 40: 531), folgt aber in der Darstellung der ökonomischen Ver- 
hältnisse wesentlich Smith, den er über lange Strecken zitiert. Mit dem Elend 
der Philosophie (1847), einer polemischen Schrift gegen Pierre-Joseph Proudhon, 
hat sich Marx weg von Smith hin zu Ricardo orientiert. Seit spätestens Sommer 
1845 besaß Marx Ricardos Principles in der französischen Übersetzung (vgl. 
MEGA? IV;5: 297,519). Ricardo gebe die ökonomischen Verhältnisse mehr oder 
weniger adäquat wieder, eine Prämisse, die Marx auch noch in Lohnarbeit und 
Kapital (1849) sowie dem Kommunistischen Manifest (1848) teilt. In Zur Kritik 
(1859) lobt Marx Ricardo als den „Vollender der klassischen politischen Öko- 
nomie“, insofern er „die Bestimmung des Tauschwerts durch die Arbeitszeit am 
reinsten formuliert und entwickelt hat“ (MEW 13: 46) - deshalb steht dieser 
im Zentrum der marxschen Kritik der politischen Ökonomie, auch bei der The- 
orie der Grundrente. Vorangegangen war eine Begegnung mit den sogenannten 
ricardianischen Sozialisten bei seinem ersten Studienaufenthalt in Manchester 
1845, etwa Thompson und Bray. „Für Marx ist Bray das Sprungbrett zur eigenen 
kritischen Fassung der Wertlehre“ kommentieren die Editoren der Manchester- 
Hefte (MEGA? IV.S: 355; vgl. Hoff 2008). Wenn auch Marx Ricardo zu viel 
zuschreibt (Heinrich 1999: SOff.), so konstatiert er doch viele offene Fragen und 
Widersprüche in dessen Werttheorie: Ricardo vernachlässigt den Zusammenhang 
von Wert und Tauschwert bzw. Ware und Geld (MEW 26.2: 161), verwechselt 
Mehrwert und Profit bzw. Werte und Produktionspreise (MEW 26.2: 375, MEW 


4 Friedrich Engels hingegen las für seinen Umriss zu einer Kritik der Nationalökonomie 
(1844) Smith und Ricardo bereits im Original. 

5 Diesgeschah vor allem im Anschluss an Ricardo von Thomas Spence, Henry George, John 
Francis Bray. Vgl. Dichl/Mombert 1919: 20, 178ff.; Gide/Rist 1923: 613ff.; Hofmann 
1965: 95ff.. Bei Ricardo heißt es noch zurückhaltender: „Die Rente ist also eine Schöpfung 
von Wert, nicht aber eine Schöpfung von Reichtum.“ (Ricardo 1817: 340) 
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26.3: 490f. bzw. MEW 26.2: 188; kritisch hierzu Heinrich 1999: 54). Ricardo 
könne auch nicht den Mehrwert auf Grundlage des Äquivalententausches erklä- 
ren, weil er wie die gesamte Klassik davon ausgehe, dass die Lohnarbeiter ihre 
Arbeit, statt die Arbeitskraft verkaufen (MEW 26.2: 403) - all dieser Lücken 
in Ricardos Iheorie wird Marx zwischen 1861 und 1863 gewahr und verändert 
seine Position zu Ricardos Grundrententheorie, denn es verschiebt sich damit 
ebenso der theoretische Rahmen, in dem diese werttheoretisch zu erklären ist: 
Wie ist der Wert von unbearbeitetem Boden zu erklären, wenn Wert auf Arbeit 
zurückzuführen ist? Wie ist die Grundrente des schlechtesten Bodens zu erklären, 
wenn dort kein Surplusprofit dank kostenloser, natürlicher Produktivkraft im 
Vergleich zu den anderen Böden mehr möglich ist? Wie ist also eine absolute Rente 
möglich? In dieser Phase, bevor Marx sich an die Manuskripte zum Kapital setzt 
(1863-1865), erkennt er, dass er die Möglichkeit einer absoluten Rente begründen 
muss (s.0) und findet auch eine Lösung (Heinrich 1999: 187).° Im Juni 1862 
schreibt er an Engels: „Nebenbei bin ich nun endlich auch mit der Grundren- 
tenscheiße [...] im reinen. Ich hatte seit lange [sic!] misgivings [Bedenken; 1.St.] 
über die völlige Richtigkeit der Rlicardo]schen Theorie und habe endlich den 
Schwindel aufgefunden.“ (MEW 30: 248f.) Hat Marx das, wenn er doch Jahre 


später keinen Schritt weiter war? 


2. Grundrente bei Ricardo 


Marx kannte wie kaum ein anderer Zeitgenosse die Literatur der politischen 
Ökonomie. Sein besonderes Interesse galt der ökonomischen Klassik, das waren 
vor allem englische und schottische Autoren, die bereits das zum Gegenstand 
hatten, was Marx interessierte, die kapitalistische Produktionsweise. Mit ihr lässt 
sich auch eine Veränderungdes Gegenstandes konstatieren, etwa im Vergleich zu 
der französisch dominierten Physiokratie. Für diese war die Grundrente noch die 
allgemeine Form des gesellschaftlichen Mehrprodukts oder, anders formuliert: 
nur die landwirtschaftliche Arbeit war produktive Arbeit. Mit der englischen 
Klassik wird die Rente zu einer Einkommensform neben anderen, nach deren 
Charakter gefragt wurde (MEW 26.3: 490). Dieser Unterschied zwischen den 
theoretischen Schulen kehrte quasi als Widerspruch zwischen zwei Klassen in 
der ökonomischen Klassik wieder, namentlich in der Theorie von David Ricardo. 
Nicht nur Profit und Lohn stünden im Widerspruch, sondern auch Profit und 
Grundrente, „denn es hat sich ergeben, daß die Gesetze, welche die Entwicklung 


6 Vgl.zum Ihema andere Briefstellen der Zeit: MEW 30: 627, 248f.,274£.,263#f. Zur Arbeits- 
phase am Manuskript 1861 bis 1863 vgl. Jeruzel 1974; Nietzold 1983; Saito 2016: 161f. 
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der Rente bestimmen, sehr verschieden sind von jenen, die die Entwicklung des 
Profits bestimmen, und daß sie selten in gleiche Richtung wirken.“ (Ricardo 1817: 
58) Gegenüber Malthus, Ricardos „Gegenspieler“ und wichtigem Briefpartner, ein 
„professioneller Sykophant der Grundaristokratie“ (Marx, MEW 26.2: 108), stellt 
Ricardo heraus, dass es einen „Antagonismus des landed und moniced interest“ 
(Berens 1868: 131) gibt: 


Das „Interesse des Grundeigentümers [ist] immer dem des Konsumenten und des Fa- 
brikanten entgegengesetzt. [...] Es liegt auch nicht im Interesse des Fabrikanten, daß 
Getreide einen hohen Preis hat, denn der hohe Preis des Getreides wird hohe Löhne nach 
sich ziehen, den Preis einer Ware aber nicht erhöhen. [...] Alle Klassen mit Ausnahme der 
Grundeigentümer werden daher durch die Erhöhung des Getreidepreises geschädigt.“ 
(Ricardo 1817: 284f)7 


Ricardo stellt sich vor diesem Hintergrund die Frage, ob die Grundrente das Ge- 
setz zum Tausch zu gleichen Werten verletze, verneint dies aber und betont, dass 
die Grundrente kein Aufschlag auf die Warenpreise ist. Wie begründet Ricardo 
das? Die Grundrente sei zum einen ein Vertragsverhältnis, zum anderen Resultat 
des Einsatzes von Kapital und Arbeit. Insofern Ricardo Wert auf Arbeit zurück- 
führt, verletze auch die landwirtschaftliche Produktion nicht das Wertgesetz, 
denn Agrarprodukte seien ebenfalls Resultat von Arbeit. Vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher Fruchtbarkeit und Lage von Böden entstehe jedoch die Mög- 
lichkeit einer sogenannten Differentialrente, die in der Höhe vom besten Boden 
abwärts gestaffelt sei.® Das Argument: Die guten Böden ermöglichen aufgrund 
ihrer Lage oder natürlichen Eigenschaften (etwa aufgrund hoher Fruchtbarkeit, 
natürlicher Bewässerungssysteme etc.) eine höhere Arbeitsproduktivität und 
damit niedrigere Kosten je Outputeinheit. Grundrente ist für Ricardo demzufolge 
immer Differentialrente. Der Pächter führt daher den besonderen Vorteil, der aus 
der höheren Produktivität entspringt, an den Grundeigentümer ab. Damit hat er 
denselben Kostpreis wie der Pächter aufschlechterem Boden. Dass er Grundrente 
zahlen muss, ist kein Nachteil. Er kann das Produkt zum selben Preis verkaufen 
wie die anderen, der Preis der Waren erhöht sich nicht. 

Die Böden lassen sich demnach entsprechend ihrer Fruchtbarkeit etc. und den 
damit einhergehenden Produktivkräften staffeln. Die Produktivität schlechte- 
rer Böden lässt sich nur durch höhere Investitionen kompensieren, die für den 


7 Ein Konflikt, der auch zu einer Allianz zwischen Teilen der Sozialisten und Teilen der Un- 
ternehmerschaft führte, die das „leistungslose Einkommen“ Rente kritisierten. Während 
Teile der Radikalen jedoch für die Abschaffung, Verstaatlichung oder radikale Besteue- 
rung des Grundeigentums plädierten, war dem Kapital die Einrichtung Privateigentum 
dann doch wichtig genug, schließlich war es auch eine Voraussetzung ihrer Herrschaft. 

8 Die Arbeiten eines theoretischen Vorläufers, James Anderson (1739-1808), kannte Ri- 
cardo nicht. 
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Pächter mit höheren Kosten verbunden sind. Der Vorteil der besseren Böden 
bleibt also bestehen. 

Daneben geht Ricardo aufeine weitere Entwicklungein. Die steigenden Preise 
in der Landwirtschaft und der Streit über die Gründe dafür waren seinerzeit 
ein großes Thema. Ricardo argumentiert, dass die Landwirtschaft aufgrund der 
wachsenden Nachfrage nach Agrargütern (vor allem Weizen) auf zunehmend 
schlechtere Böden ausweichen müsse. Das kann er mit seiner Iheorie der Differen- 
tialrente gut erklären. Zudem werde die Produktion aufden bereits erschlossenen 
Flächen kapitalintensiver, d.h. teurer. Sie würde sich trotzdem tendenziell weniger 
rentieren (sogenanntes Gesetz des abnehmenden Bodenertrags, vgl. Blaug 1971: 
157f£.). Das führe dazu, dass sich die Spannbreite zwischen den Differentialrenten 
weiter auffächere und gleichzeitiginsgesamt steige (und damit die Agrarprodukte 
teurer werden) - das Grundeigentum profitiere gegenüber den Unternehmen, die 
weniger Gewinn realisieren und höhere Löhne zahlen müssen (s.0.). 

An Ricardos Theorie der Grundrente mussten sich alle Ökonomen abarbeiten, 
auch seine schärfsten Kritiker - dazu gehörte Marx. Ricardo lehnte es ab, die 
Grundrente als eine Monopolrente zu erklären. Dem folgte Marx. Zugleich ging 
Ricardo davon aus, dass der schlechteste Boden, der bewirtschaftet wird, keine 
Grundrente abwerfe. Hier setzen Marx’ Kritik und seine Theorie der absoluten 
Rente an. 

Mit der Auflösung der ricardoschen Schule (Dobb 1973: 110ff.; Meek 1950) 
und dem Aufkommen des sogenannten Marginalismus (Heinrich 1999: 62ff.) 
verschwand die Grundrente aus der theoretischen Reflexion und aus den drei 
großen Klassen wurden die drei Produktionsfaktoren (Arbeit, Kapital, Boden). 
Womit Marx sein Kapital abschließt, damit beginnt seitdem fast jedes VWL- 
Lehrbuch. Gleichzeitig verallgemeinerte sich damit das Prinzip der Rente als 
Einkommen für jedweden Produktionsfaktor - als kostenloser Überschuss 
(Schumpeter 1954: 829, 1139.) 

In Keynes’ Allgemeiner Theorie (1936) spielt das Grundeigentum schließlich 
kaum mehr eine Rolle, der Interessensgegensatz Grundeigentum versus Kapital 
scheint aufgelöst zu sein, das Grundeigentum stört die Unternehmertätigkeit nicht 
mehr durch seine Grundrentenansprüche. An seine Stelle, so lässt sich Keynes 
interpretieren, ist das Geldkapital getreten. Es ist - wie das Grundeigentum 
- notwendige Voraussetzung für Produktion (ohne Geldvorschuss und Grund 
und Boden ist keine Produktion möglich), gleichzeitig ein störendes Moment, 


9 Bei Marshall heißt es: „Die Grundrente ist nicht eine einzigartige Tatsache, sondern 
einfach die Hauptspezies einer großen Gattung von ökonomischen Phänomenen“ (nach 
Diehl/Mombert 1919: 16; vgl. Gide/Rist 1923: SI9F.). Demnach wirft neben Boden 
auch Kapital und der „Produktionsfaktor“ Arbeit eine Rente ab, „rentiert“ sich. 
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das einen Interessenskonflikt zwischen Geldkapital und produktivem Kapital 
konstituiert. Während im Anschluss an Ricardo selbst bürgerliche Autoren eine 
Besteuerung oder gar Verstaatlichung des Bodens forderten (etwa Stuart Millund 
Leon Walras, vgl. Gide/Rist 1923: 615), um der Macht des Grundeigentums im 
Interesse des Kapitals zu begegnen, sprach sich Keynes (1936: 317, 319) für einen 
„sanften Tod des Rentners“ aus, d.h. für das Ende hoher Zinseinkommen (auf 
Geldkapital) bei gleichzeitig „umfassender Verstaatlichung der Investitionen“. 
Die Geldvermögensbesitzer sollten durch ihr Sparverhalten den kapitalistischen 
Verwertungsprozess nicht länger stören können. Das ist nicht nur eine andere 
theoretische Konzeptionalisierungvon Wirtschaft, darin kommen auch die sich 
historisch verschobenen Machtverhältnisse zwischen den sich gegeneinander 
verselbstständigten funktionalen Formen des Kapitals im Verwertungsprozess 
in Form von Grundeigentum und Geldkapital zum Ausdruck.” 


3. Marx’ Kritik der politischen Ökonomie 


Als der österreichische Ökonom Eugen Böhm von Bawerk nach Veröffentlichung 
des dritten Bandes des Kapital (1895) zum großen Schlag gegen die marxsche 
Werttheorie ausholte (Zum Abschluss des marxschen System, 1896), machte er 
Marx den Vorwurf, er habe, ohne darüber Rechenschaft abzugeben, „mit aalglat- 
ter dialektischer Geschicklichkeit“ einen wesentlichen Teil der „tauschwerten Gü- 
ter“ ausseiner Untersuchung ausgeschlossen, nämlich die Nicht-Arbeitsprodukte 
wie etwa unbearbeiteten Boden (Böhm-Bawerk 1896: 84). Das stimmte so zwar 
nicht, denn Marx war sich seiner Bringschuld durchaus bewusst. In Zur Kritik 
der politischen Ökonomie (1859) versprach Marx deshalb eine Erklärung für den 
Tauschwert von bloßen Naturkräften im Kapitel über die Grundtente und ging 
zu Beginn seiner Analyse explizit nur von Arbeitsprodukten aus (MEW 13: 48; 
vgl. auch MEW 19: 369). Im Kapital waren seine Ausführungen in dieser Frage 
allerdings nachlässiger, was die Kritik von Böhm-Bawerk auf den Plan rief. 
Marx wollte im Kapital den gesellschaftlichen Formen nachgehen, die Arbeit 
unter kapitalistischen Verhältnissen annimmt: Ware, Geld, Kapital etc. Was 
er also zunächst nicht erklären kann, ist, warum Nicht-Arbeitsprodukte (etwa 


10 „Die Aufmerksamkeit, die in den Schriften von Adam Smith (später auch von Ricardo 
und anderen) der Bodenrente zuteil wird, mutet heute [1987; I.St.] etwas altertümlich 
an. [...] Wir müssen daran denken, wie wichtig die Bodenrente in seiner Zeit war, in 
der die Landwirtschaft von zentraler wirtschaftlicher Bedeutung gewesen ist und die 
Bezahlung der Pachtzinsen der Bauern für das Recht der Bodennutzungeiner der großen 
(und drückenden) Einkommenstransfers war.“ (Galbraith 1987: 86) 
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unbearbeiteter Boden) einen Preis haben. Hierauf kommt er im dritten Band 
des Kapital erst im sechsten Abschnitt zurück, der in der MEW knapp 200 
Druckseiten umfasst - Seiten, die es in sich haben. Engels modifizierte in seiner 
Edition — der Band erschien erst nach Marx’ Tod - die Reihenfolge und Glie- 
derungspunkte, um Marx unfertigem Manuskript eine Struktur zu geben und 
suggeriert damit eine Kohärenz, die der marxsche Text nicht hergibt (Bensch 
2000: 213). Wie im fünften Abschnitt (Zinstragendes Kapital) fällt Marx die 
Analyse und Darstellung schwer. Er rutscht in Forschungsfragen und Material- 
sammlung ab, die er schließlich ab den 1870er wieder aufgreifen sollte. 

Voraussetzung für die Analyse des Grundeigentums und der Grundrente ist 
das zinstragende Kapital, das er im Abschnitt zuvor diskutiert: Mit dem zinstra- 
genden Kapital kann sich die Vorstellung verallgemeinern, dass Geld „arbeitet“, 
Zins abwirft, und dass jedem regelmäßigen Geldfluss ein Kapital zugrunde liegt. 
Soerklärt Marx das von ihm sogenannte fiktive Kapital (etwa Aktien oder Anlei- 
hen), das aufder Verbriefung von Dividenden- oder Zinszahlungen beruht, in der 
Form von Wertpapieren handelbar ist und einen Preis (Kurswert) bekommt. Die 
„papierne[n] Duplikate des wirklichen Kapitals“ (MEW 25: 494) ermöglichen 
somit eine getrennte Bewegungsform, eine „Akkumulation des Geldkapitals“ 
(ebd.: 486), eine „selbständige Bewegung des Werts dieser Eigentumstitel“(ebd.: 
485). Wertpapiere verbriefen den Anspruch aufeine zukünftige Verwertung. Der 
Preis der Papiere bezicht sich somit nicht auf den Wert des in der Produktion 
engagierten Kapitals, sondern auf eine erwartete zukünftige Verwertung (ebd.: 
483)."" Die Aktien und Anleihen werden auf den Finanzmärkten gehandelt. 
Dies ist der Ort der Preisbildung, der Erwartungsbildung und der Spekulation 
auf zukünftige Erträge und Preise der Wertpapiere. 

Hieran schließt Marx im sechsten Abschnitt an: Zahlt ein Pächter für die Nut- 
zungvon Boden (er beutet als Agrarkapitalist Landarbeit aus) einem Grundeigen- 
tümer regelmäßig Geld (Pacht, Grundrente), dann verweist diese Geldzahlungen 
aufein Kapital, das sich verwertet: den Boden. Grund und Boden bekommen so 
einen Preis, obwohl sie kein Arbeitsprodukt sind (möglicherweise durch Arbeit 
jedoch verbessert wurden), was Marx als irrationellen Ausdruck bezeichnet, 
ähnlich dem Zins. Böhm-Bawerks Kritik geht an dieser Stelle also ins Leere. 

Wieso ist eine Rentenzahlung aber möglich? Das Besondere beim Boden ist 
nicht nur die stofliche Begrenztheit, sondern zudem, dass er „nicht durch Arbeit 
reproduziert“ werden kann (ebd.: 658f.)."” Das „Monopol des Grundeigentums‘, 


11 Erst vor diesem Hintergrund ist es möglich das zu konstatieren, was in der kritischen 
Stadtforschung im Anschluss an Neil Smith (1979) als Rent-Gap bezeichnet wird. 

12 Ist Grund und Boden treuer, etwa in Metropolen, liegt es jedoch nahe, den zu nutzenden 
(vermietenden) Raum dadurch zu vergrößern, dass in die Höhe gebaut wird. 
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das es ermöglicht, andere von der Nutzung von Grund und Boden auszuschlie- 
ßen, ist eine Prämisse und „fortwährende Grundlage“ (ebd.: 630), aber nicht 
der Grund.'? Wie Ricardo lehnt Marx eine Monopolrente als Begründung ab, 
da diese dem Wertgesetz widerspreche.'* „Das bloße juristische Eigentum am 
Boden schafft dem Eigentümer keine Grundrente“ (ebd.: 765) - auch wenn das 
Privateigentum an Grund und Boden eine Voraussetzung ist. Dieses „befähigt den 
Eigentümer, die Differenz zwischen dem individuellen Profit und dem Durch- 
schnittsprofit abzufangen“ (ebd.: 661), so Marx. Wie das möglich ist, zeigt Marx 
zunächst anhand der Differentialrente, unterscheidet davon aber eine absolute 
Rente, in der er die Originalität seiner Theorie sicht. 


4. Differentialrente und absolute Rente 


Die Theorie der Differentialrente ist einfach und nicht weiter problematisch: Die 
schlechteren Böden bestimmen den Marktpreis (hier realisiert das engagierte 
Kapital einen Durchschnittsprofit), und auf besseren Böden kann die gleiche 
Warenmenge mit weniger Kosten produziert werden. Diese geringeren Kosten 
ermöglichen einen Extraprofit, den sich nicht der Pächterkapitalist aneignet, 
sondern der Grundeigentümer - in Form der Rente (s.o.). Im Kapital skizziert 
Marx neben dieser Differentialrente I (ebd.: 662ff.) noch eine Differentialrente 
Il (ebd.: 686ff.), bei der unterschiedlicher Kapitaleinsatz berücksichtigt wird. 
Wie aber sollaufdem schlechtesten Boden eine Rente möglich sein? Diese Frage 
versucht Marx mit der absoluten Grundrente zu beantworten. 

Marx’ Theorie der absoluten Rente basiert aufdrei Prämissen, die im Folgenden 
kritisch diskutiert werden. Es wird sich zeigen, dass die Konzeption, aufdie Marx 
so viel gab, nicht haltbar ist. 


4.1 Niedrige Wertzusammensetzung in der Agrikultur 


Marx argumentiert, dass die niedrige Wertzusammensetzung in der Agrikultur 
(als im gesellschaftlichen Durchschnitt) den Pächterkapitalisten einen Profit 


13 Als weitere Voraussetzungen nennt Marx, dass das Grundeigentum veräußerlich sein 
muss, die unmittelbaren Produzenten von Grund und Boden freigesetzt wurden und die 
Agrikultur dem Kapital untergeordnet ist. 

14 Eine Monopoltente ist natürlich möglich, so wie auch Raub eine Form der Aneignung 
von Reichtum im Kapitalismus sein kann. Marx geht es im Kapital aber gerade darum, 
den herrschenden Formen der Aneignung von Mchrarbeit auf den Grund zu gehen, die 
nicht den bürgerlichen Prinzipien (Freiheit, Gleichheit, Eigentum) und den Gesetzen des 
Äquivalententauschs widersprechen. 
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ermögliche (MEW 25: 767f.,772£.,779). Die Höhe sei statistisch messbar (ebd.: 
768) und es genüge mit der „Hypothese“ (769) zu arbeiten - wo sie wegfällt, „fällt 
auch die ihr entsprechende Form der Rente weg“ (ebd.). Andere Produktions- 
sphären zeichnen sich gleichfalls durch eine niedrige Wertzusammensetzungaus, 
sind aber aufgrund der Konkurrenz dem Ausgleich der Profitraten unterworfen 
- Näheres dazu weiter unten. Wieso aber das Agrikulturkapital nicht? Grund 
sei, dass das Grundeigentum dem Kapital als „Fremde Macht“ eine „Schranke“ 
zu setzen vermag (ebd.: 770) und die Konkurrenz zwischen den Kapitalen außer 
Kraft setze. 

Wenn Marx in der Agrikultur eine im Durchschnitt niedrigere Wertzusam- 
mensetzung unterstellte, konnte er sich auf den realen Stand der Produktiv- 
kräfte in diesem Bereich und auf seine Beobachtungen stützen. Maschinerie 
war für die Landwirtschaft noch viel zu schwer und unausgereift, um mobil 
eingesetzt zu werden (König/ Weber 1997: 133ff.). Was es gab, waren etwa stati- 
onäre Dreschmaschinen oder Mähbinder. Fahrbare Mähmaschinen setzten sich 
ebenso langsam durch wie der schon bald nicht mehr wegzudenkende Traktor. 
Eine frühe Entwicklung, die erhöhten Einsatz von konstantem Kapital mit sich 
brachte, war die Mineral- und Stickstoffdüngung, die auf die Erkenntnisse von 
Emil Wolff und Justus von Liebig zurückzuführen waren (ebd.: 136). Diese 
Innovationen erweckten auch sogleich Marx’ Interesse und Forschergeist (Saito 
2016). Produktivitätsfortschritte gab es auch durch Kreuzungsmöglichkeiten in 
der Viehzucht (König/ Weber 1997: 136). 

Als die häusliche Zubereitung von Lebensmitteln zurückging, wuchs die Ver- 
arbeitungstiefe der Landwirtschaft und mehr und mehr Technik wurde einge- 
setzt. Das führte zu dem, was Eric Hobsbawm den „Untergangdes Bauerntums“ 
bezeichnete, der „dramatischste und weitreichendste Wandel, in der zweiten 
Hälfte dieses Jahrhunderts [20. Jh.; 1.St.], der uns für immer von der Welt der 
Vergangenheit getrennt hat“ (Hobsbawm 1994: 365). Er ging mit dem einher, 
was als ein zentrales Element des sogenannten Fordismus bezeichnet wird: die 
zunehmende Kommodifizierung der Reproduktion der Arbeitskraft, die nicht 
nur viele neue Waren in den Haushalt brachte (Kühlschrank etc.), sondern eben 
auch und vor allem die Subsistenzproduktion der Haushalte verdrängte. Für 
Deutschland formuliert Burkhardt Lutz (1984: 214), der davon ausgeht, dass 
die Nachfrage nach Arbeitskräften in der Industrie den traditionellen Sektor 
und die Subsistenzproduktion erodierte: „Bis Mitte des 20. Jahrhunderts war 
die große Mehrzahl der Arbeitnehmer des industriell-marktwirtschaftlichen 
Sektors in Haushaltsführung und Lebensweise dem traditionellen Sektor noch 
aufs Engste verbunden.“ Mit der Mechanisierung, Rationalisierung, Elcktrifi- 
zierungdes Agrar- und Bergbausektors nach 1914 (Braun/Kaiser 1997: 17ff.) ist 
Marx „Hypothese“ jedoch nicht mehr tragfähig. 
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Der Möglichkeit, dass die Produktivkräfte in der Agrikultur und damit die 
Wertzusammensetzung steigen, sah durchaus auch Marx - dass damit sein ganzes 
Konzept der absoluten Rente in sich zusammenfällt, wollte er zumindest in den 
Manuskripten 1861-1863 sowie in denjenigen zum dritten Band des Kapital nicht 
zur Kenntnis nehmen. Seine Prämisse ist jedoch inzwischen weder empirisch 
noch theoretisch haltbar. 


4.2 Transformationsproblem 


Die gesamte Grundrente setzt sich Marx zufolge immer aus der absoluten Rente 
und der jeweiligen Diffentialrente zusammen. Während Konkurtenzvorteile 
die Differentialrente ermöglichen, setzt die absolute Rente eine quantitative 
Differenz zwischen dem Wert der Agrarprodukte und dem gesellschaftlichen 
gültigen Durchschnitt (Produktionspreis) voraus. Dies ist möglich, weil die 
Bodenprodukte nicht in den Ausgleich der Profitraten eingehen. (MEW 25: 
766ff.;, MEW 26.2: 31). Vor diesem Hintergrund ist es auch dem Pächter des 
schlechtesten Bodens möglich, eine Rente zu zahlen. Marx’ Argumentation trägt 
jedoch nur, wenn ein quantitativer Vergleich zwischen Wert und Produktionspreis 
möglich ist, was Marx unterstellt und bereits im zweiten Abschnitt des dritten 
Bandes des Kapital - vorbereitend auf die Grundrente - diskutiert: Im achten 
Kapitel konstatiert Marx, dass nicht nur das in der Agrikultur engagierte Kapitel 
eine höhere Wertzusammensetzung hat, sondern dass davon auszugehen ist, 
dass die Branchen aufgrund ihrer stoflichen Bedingungen für die Produktion 
unterschiedliche Wertzusammensetzungen aufweisen. Dies führe zu unterschied- 
lichen Profitraten, weil ein hoher Einsatz von variablem Kapital (Arbeitskraft) 
vergleichsweise höheren Mehrwert und damit eine höhere Profitrate mit sich 
bringe. Das würde aber bedeuten, dass Kapital nur dort investiert wird, wo die 
Wertzusammensetzunghoch ist.'’ Dem ist weder in der Realität so, noch könnte 
sich eine Gesellschaft mit dieser Voraussetzung (stofflich) reproduzieren. Marx 
geht deshalb von einem Ausgleich der Profitraten aus, und zwar mittels der Kon- 
kurrenz zwischen den Kapitalien innerhalb einer Branche (mit nahezu gleicher 
Wertzusammensetzung) und zwischen den Branchen (MEW 25: 190). Diese 
Konkurrenz, so Marx später, wird über das Kreditsystem vermittelt (ebd.: 452, 
620): Das Geldkapital fließt dorthin, wo am meisten Profit erwartet wird; es 
wird dort abgezogen, wo die Profitraten sinken. Begriflich fängt Marx dies ein, 
indem er nicht mehr vom Wert der Waren, sondern von ihren Produktionspreisen 


15 „Die ganze Schwierigkeit kommt dadurch hinein, dass die Waren nicht einfach als Waren 
ausgetauscht werden, sondern als Produkt von Kapitalen“ (ebd.: 184). 
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spricht, die den Kapitalien einen Durchschnittsprofit ermöglichen.'‘ Marx konzi- 
piert diese „Transformation“ in Form einer quantitativen Umverteilung, wobeier 
davon ausgeht, dass die Summe der Werte und die Summe der Produktionspreise 
sowie die Summe der Mehrwerte und die Summe der Profite gleich bleiben (ebd.: 
169, 182). Marx selbst ist sich durchaus bewusst, dass in seinem Lösungsversuch 
(des schon bei Ricardo vorliegenden Problems) eine Schwierigkeit auftreten könn- 
te (ebd.: 174). Während die Unternehmen ihre Waren zu Größen verkaufen, die 
einen Durchschnittsprofit ermöglichen (Produktionspreise), kaufen sie noch zu 
Werten ein, die, nimmt man den kapitalistischen Reproduktionsprozess ernst, 
den Unternehmen, die diese verkaufen, keinen Durchschnittsprofit ermöglichen 
- eine nicht tragfähige Konzeption. Es ist hier nicht der Raum die umfangreiche 
Debatte zu referieren oder gar zu diskutieren, die sich diesem Problem angenom- 
men hat.’ Die unterschiedlichen Lösungen, die diese hervorbrachte, könnten sich 
jedoch nicht radikaler widersprechen. Während der eine Strangim Prinzip daran 
festhält, dass eine quantitative Lösung möglich ist, verwirft ein anderer diese 
Option. Konsequenterweise ist damit auch ein quantitativer Vergleich zwischen 
Werten und Produktionspreisen nicht möglich ist und es entfällt die theoreti- 
sche Möglichkeit, die absolute Grundrente auf Grundlage einer quantitativen 
Differenz zwischen Werten und Produktionspreisen zu erklären. 


4.3 Trennung von Grundeigentum und Pächterkapitalist 


Marx verallgemeinert zudem eine historisch-spezifische Klassenkonstellation in 
England (vgl. hierzu auch Gerstenberger 1990: 43ff.): Die kapitalistische Logik 
setzte sich in England auf dem Land durch (und eben nicht in italienischen 
Handelsstädten etc.), die für das Land charakteristische politische Zentralisie- 
rung des Staates und „materielle Grundlagen“ mit klassenpolitischen Folgen 
mit sich brachte (Meiksins Wood 2002: 117). Die materielle Grundlage war die 
einzigartige Landwirtschaft und die frühe „Entmilitarisierung“ der Aristokra- 
tie: „Während der Staat der herrschenden Klasse als Ordnungsinstrument und 
Schützer des Eigentums diente, besaß die Aristokratie nicht im gleichen Maße 
“außerökonomische’ Macht [...] wie ihr kontinentales Pendant.“ (Ebd.) Meiksins 
Wood argumentiert, dass die starke Konzentration an Grundeigentum die po- 


16 Der Durchschnittsprofit stellt Marx zufolge eine „ideale“, „in der Wirklichkeit nicht 
vorhandene Mittelposition“ dar (182). Der Produktionspreis sei eine verwandelte Form 
des Werts (ebd.: 173, 183). 

17 Vgl. hierzu mit durchaus konträren Positionen Büttner (2017) und Heinrich (1988; 1999) 
sowie Moseley (2016: 221), wobei ich in der Interpretation weitgehend den beiden letzteren 
folge. 
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litische Entmachtung der Aristokratie zur Folge hatte, und dass sie in der Lage 
war, „ihren Besitz aufneue Weise zu nutzen. Was ihnen an ‘außerökonomischer’ 
Macht fehlte, kompensierten sie mit zunehmender ‘ökonomischer’“ (ebd. 117f.). 
Meiksins Wood weiter: „Auf der einen Seite bedeutete die Konzentration des 
englischen Landbesitzes, dass ein ungewöhnlicher Teil des Landes nicht von 
bäuerlichen Besitzern, sondern von Pächtern bearbeitet wurde [...]. Dies galt 
sogar vor den Wellen der Enteignung, insbesondere im 16. und 18. Jahrhundert, 
die üblicherweise mit 'Einhegungen’ in Verbindunggebracht werden, und stand 
zum Beispiel in Kontrast zu Frankreich, wo ein größerer Teil der Ländereien 
in den Händen der Bauern verblieb und noch lange verbleiben sollte.“ (Ebd.: 
118)'® Und weiter: „Aufder anderen Seite führte die relativ schwache außeröko- 
nomische Macht der Grundherren dazu, dass diese wenig von ihrer Fähigkeit 
abhängig waren, durch direkte Zwangsmaßnahmen höhere Abgaben aus ihren 
Pächtern herauszuptessen als vom Erfolg ihrer Pächter in der konkurrenzförmi- 
gen Produktion. Agrarische Grundherren hatten in diesem Arrangement einen 
starken Anreiz, ihre Pächter dazu anzuspornen - und so weit wie möglich, dazu 
zu zwingen —, Wege zu finden, durch die Steigerung der Arbeitsproduktivität 
Kosten zu reduzieren.“ (Ebd.: 118) Diese Konstellation setzte die Pächter nicht 
nur verstärkt einem „Marktimperativ“ aus, wie Meiksins Wood es nennt, sondern 
die Renten selbst wurden verstärkt „durch Marktbedingungen festgelegt“ (ebd: 
119): „Pächter waren gezwungen, nicht nur aufeinem Markt um Konsumenten 
zu konkurrieren, sondern aufeinem Markt für den Zugangzu Land.“ (Ebd. 119) 
Als zunehmend mehr Land unter die „ökonomische Ordnung“ geriet, hatten zu- 
nehmend jene einen Vorteil, „die durch die Erhöhung ihrer eigenen Produktivität 
wettbewerbsfähig produzierten und gute Renten zahlen konnten.“ (Ebd.) Dieses 
System „kompetitiver Renten“, das hier im 16. Jahrhundert entstand, brachte 
es mit sich, dass die Differenzen zwischen den festgelegten Renten zunehmend 
bekannt wurden und Landvermesser Kalkulationen durchführten, die sich an 
einem „abstrakten Prinzip des Marktwerts“ (ebd.) orientierten. 

Die Ausführungen zeigen nicht nur schr plastisch, wie diese spezifische öko- 
nomische Rationalität und Praxis die materielle Grundlage dessen mit sich brach- 
te, was erst rudimentär, dann ausgefeilt zu einer Theorie der Differentialrente 
wurde." Sie machen auch deutlich, dass diese eine besondere Entwicklung des 


18 Hinzuzufügen ist: auch im Vergleich zu Russland (vgl. Haumann 2010: SOfF£, 111ff., 120ff., 
140fF.), wie Marx später selbst zur Kenntnis nahm und zu neuen Forschungsanstrengungen 
antrieb. 

19 Das - und der offensichtliche Klassenkonflikt zwischen Grundeigentum und kapitalis- 
tischem Unternehmer - ist auch der Grund, warum unabhängig voneinander u.a. James 
Anderson (1739-1808), „dem eigentlichen Entdecker der modernen Rententheorie“ 
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englischen Grundeigentums war, eine Entwicklung, die mit einer spezifische 
Konstellation aus Grundeigentum, kapitalistischen Pächtern und Lohnarbeit/ 
Bauerntum einherging, die Marx als Prämisse für die Möglichkeit einer absoluten 
Rente machte (MEW 25: 759). Eine andere Konstellation möge zwar vorkommen, 
sei aber die „Ausnahme“ (ebd.), so Marx. Mehr noch, für ihn ist diese Klassenkon- 
stellation gerade das spezifisch kapitalistische: „Erst wenn ein Kapitalist sich als 
farmer zwischen den Ackerbauer und den Grundeigentümer gedrängt hat - sei 
es nun, daß der alte tenant [Lehnsmann; 1.St.] sich zum capitalist-farmer heran- 
geschwindelt hat, oder daß ein Industrieller sein Kapital statt in Manufaktur in 
Agrikultur anlegt - ‚erst dann beginnt beileibe nicht die „Kultur des Bodens‘, 
wohl aber die ‘kapitalistische’ Bodenkultur, die der Form und [dem] Inhalt nach 
sehr von den frühren Kulturformen verschieden ist.“ (MEW 26.2: 152) Ohne 
Trennungvon Grundeigentum und Pächterkapitalist keine absolute Rente, etwas, 
was so weder in Russland, Nordamerika oder Frankreich als dominante Form 
vorzufinden war. Auch in dieser Frage ist Marx’ Theorie der absoluten Rente auf 
Sand gebaut und es liegt nahe, dass dies der Grund war, erneut die Geschichte des 
Grundeigentums zu studieren, um nicht die historisch-spezifische Konstellation 
in England zu verallgemeinern.?® 


5. Resümee 


Mit der Grundrente stößt die Kritik der politischen Ökonomie werttheoretisch 
an eine Grenze.”! Marx’ 'Iheorie der absoluten Rente ist nicht haltbar, nichts 
anderes als ein Monopolpreis, der auf der Macht des Privateigentums beruht, 
Resultat von Herrschaftsverhältnissen. Werttheoretisch lässt sich nur erklären, 
woraus die Grundrente gezahlt wird. Sie ist ein Abzug, nicht vom Profit, dasein 
Einzelkapital produziert hat (wie bei Marx), sondern ein Abzug vom Durch- 
schnittsprofit. Die Wirkungist ganz analogzu einer SteueraufKapital (vgl. MEW 
25: 766). Kapitalsteuer und Monopolrente verringern jedoch die Wertmasse, 
die für die Durchschnittsprofitrate zur Verfügung steht. Werttheoretisch nicht 
erklären lässt sich die Höhe der Rente. Wie bei Meiksins Wood historisch gut 


(Marx, MEW 25: 633), David Ricardo (1772-1823) und Johann Heinrich von Thünen 
(1783-1850) eine Form der Theorie der Differentialrente ausformulieren konnten. Vgl. 
Diehl/Mombert 1919: 12; Hofmann 1965: 79F. 

20 Diese These müsste anhand einer „symptomalen Lektüre“ (Althusser, zum Begriff vgl. 
Kramer 2014) der noch nicht erschienenen Exzerpte geprüft werden. 

21 Marx selbst hat die Grenzen seiner Werttheorie benannt, von derer es mehr als eine gibt. 


Vgl. Wolf2006. 
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skizziert, gibt es keinen „natürlichen Preis“. Analog zu Marx’ Ausführungen 
zum Zins (MEW 25: 370) lässt sich die Rente zwar werttheoretisch als Teil des 
Profits bestimmen, die Höhe der Grundrente (wie des Zinses) ist aber nur durch 
Angebot und Nachfrage bestimmt, wobei maßgebend die Logik und die Nach- 
frage des anlagesuchenden Kapitals ist, das entweder Geldkapital verwerten will 
oder eine „sichere Bank“ sucht. Wie beim Zins (Zentralbank) und der Grenze 
des Arbeitstags bzw. der Ware Arbeitskraft (Sozialstaat) ruft auch diese Grenze 
der Werttheorie die politische Regulation durch den Staat auf den Plan, da die 
vom Kapital dominierte Marktlogik die Reproduktion des gesellschaftlichen 
Gesamtkapitals insgesamt gefährdet. Die Zentralbank reguliert den Widerspruch 
zwischen zinstragendem und produktivem Kapital und Handelskapital, vor al- 
lem in einer Krise; der Sozialstaat vermittelt den Konflikt zwischen Lohnarbeit 
und Kapital, d.h. den Umstand, dass das Kapital die Arbeitskraft tendenziell 
„überausbeutet“ und somit seine eigene Grundlage unterminiert (vgl. MEW 23: 
245ff.). Ähnlich bei der Grundrente. 

Die absolute Rente ist Monopolpreis, und jede tatsächliche Rente, die sich 
aus absoluter Rente plus Differentialrente zusammensetzt, hat somit eine Mono- 
polkomponente. Eine staatliche Regulation drängt sich auf, weil die sogenannte 
Nachfrageelastizität in wichtigen Feldern gering ist, d.h. die Nachfrage hoch 
bleibt, obwohl der Preis (Grundrente) steigt. In der Landwirtschaft ist die Elas- 
tizität relativ hoch. Ein Kapital muss sich in der Landwirtschaft nicht verwerten, 
wenn die Grundrente dort zu hoch und die Profiterwartung gering ist. Mit einer 
zu hohen absoluten Grundrente sinkt die Nachfrage nach Land, Lebensmittel 
müssen dann z.B. aus dem Ausland importiert werden. Anders sieht es hingegen 
etwa beim Wohnungsmarkt aus. Die Nachfrage ist nicht besonders flexibel, die 
MieterInnen haben nicht ohne Weiteres Alternativen und sind aufgrund des 
Herrschaftsverhältnisses, das das Grundeigentum mit sich bringt, machtpoli- 
tisch im Nachteil. Die Grundeigentümer können relativ höhere Monopolrenten 
durchsetzen und Grund und Boden wird zudem zu einem beliebten Objekt für 
Spekulation. Beides wurde etwa in Deutschland ab Mitte des 19. Jahrhunderts 
bis in die Weimarer Republik ein zentrales Problem - und kehrt derzeit wieder. 
Mit ihm gingen Prozesse einher, die sich ähnlich skizzieren lassen wie beim von 
Marx diskutierten Kampf um den Normalarbeitstag (ebd.). Im Kaiserreich wird 
im Zuge der Urbanisierungund Industrialisierung das Leben zur Miete zueeinem 
„Grundbedürfnis“, egal ob von Bourgeois oder Prolet (Nipperdey 1998: 137), das 
nicht vom Grundeigentum befriedigt wurde, im Gegenteil. Die „Wohnungsfrage“ 
wurde damit zentraler Bestandteil der sogenannten sozialen Frage (ebd.: 147; 
vgl. ausführlich Brander 1984). Das Bürgertum und der Staat bangten um den 
sozialen Zusammenhalt und bezahlbaren Wohnraum für die ArbeiterInnen. 
Bürgerliche und proletarische Mietervereine entstanden, Mietrecht, Bau- und 
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Raumordnungspolitik, Mindeststandards für Wohnungen, kommunale Woh- 
nungspolitik, Mietspiegel, Subventionierung von gemeinnützigem Wohnungsbau 
(Genossenschaften, städtische Wohnungsgesellschaften) etc. regulierten mehr 
und mehr den Bereich, den das Grundeigentum dominierte. Hausordnungen 
wurden zu einer „disziplinierenden Normtafel“ (ebd.; 137), denn das Bürgertum 
sah mit den unbezahlbaren und schlechten Wohnverhältnissen auch die „Volkshy- 
giene“ und (Sexual-)Moralin Gefahr. Wie beim Kampf um den Normalarbeitstag 
engagierten sich nicht nur die Philanthropen eines „besorgtes Bürgertum‘, son- 
dern „Wohnen“ war auch Gegenstand von Klassenkämpfen und proletarischer 
Selbstorganisierung. Für das Grundeigentum bedeuteten diese Regulierungen 
Einschränkungen, die potenziell höhere Grundtenten verhinderten. Der Staat 
verletzte damit dessen unmittelbares Interesse und stieß auf Widerstand. Wie 
sozialstaatliche Leistungen kam die Regulation des Grundeigentums deshalb 
erst infolge von Kämpfen zustande - und blieb bis heute ein umkämpftes Feld. 

Zu Smith’ und Ricardos Zeiten war der Konflikt zwischen Grundeigentum 
und Unternehmertum dominant, das’Ihema prägte deshalb die wissenschaftliche 
Debatte. Gegenwärtig ist die „Wohnungsfrage“ zu einem wichtigen Thema der 
politischen Debatte geworden, und es wird Zeit, sie auch wieder wissenschaftlich 
zu führen, also zu zeigen, dass es hier nicht um einen neutralen Mechanismus von 
Angebot und Nachfrage geht, um die „unsichtbare Hand des Marktes“, sondern 
um ein Herrschaftsverhältnis. Hierfür kann die marxsche Theorie Wesentliches 
beitragen, denn mit der kritischen Feststellung, dass wir es bei der absoluten 
Rente mit einem Monopolpreis zu tun haben, ist die werttheoretische Debatte 
zur Grundrente und ihrer Rolle für den kapitalistischen Reproduktionsprozess 
noch lange nicht beendet. Im Gegenteil. 
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Jenseits von schwäbischen Spätzlemanufakturen und kiezigen 
Kneipen - polit-ökonomische Perspektiven auf Gentrifizierung 


Seit einigen Jahren erleben viele deutsche 
Großstädte eine neue Phase der Gentrifi- 
zierung und Verdrängung. Im medialen 
Diskurs hält sich dabei bemerkenswert 
hartnäckig die Vorstellung, wonach die 
individuellen Entscheidungen von Stu- 
dierenden, Künstler/inne/n sowie von 
Menschen mit alternativen, subkultu- 
rellen Lebensstilen, sich an bestimmten 
Wohnstandorten niederzulassen, letztlich 
ursächlich für Aufwertungsprozesse und 
Mierpreissteigerungen seien. Demnach 
träfe die „kreative Klasse“ (Florida 2004) 
die zentrale Schuld an der Verdrängung 
einkommensschwächerer Gruppen, weil 
sie bisher günstige Stadtteile entdecke und 
für höhere Einkommensgruppen attraktiv 
mache. Kolportiert wird dieses Bild von 
diversen Akteuren - in vielen Gesprä- 
chen auf der Straße, in Kneipen oder bei 
Stadtspaziergängen taucht ein solches Deu- 
tungsmuster immer wieder auf. Zum Teil 
findet sich dieses Narrativ sogar beilinken 
Gentrifizierungsge gner/inne/n, wenn sich 
deren Protest etwa gegen den Zuzug und 
die Attribute von Hipstern und anderen 
vermeintlichen Pionier/inn/en der Auf- 
wertung richtet. 

Zurückzuführen sind derartige sozio- 
kulturalistische Erklärungsansätze von 
Verdrängung auf das Modell des Doppel- 
ten Invasions-Sukzessions-Zyklus. Dieses 
wurde Anfang der 1990er Jahre von den 
Stadtsoziologen Jens Dangschat, Jürgen 
Friedrich und Jörg Blasius im deutschen 


Kontext prominent zur Erklärung von 
Gentrifizierung eingeführt (Blasius/Dang- 
schat 1990; Blasius 2004) und weiterentwi- 
ckelt (Friedrichs/Blasius 2016). Demnach 
vollziehe sich der Wandel eines einkom- 
mensschwachen Stadtteils mit ursprüng- 
lich niedrigen Mieten zunächst durch 
den Zuzug von sogenannten Pionier/inn/ 
en, zu denen laut Typologisierung haupt- 
sächlich junge Studierende und Künstler/ 
innen ohne Kinder mit einem geringen 
Haushaltseinkommen zählen. Durch die 
Errichtungmilieuspezifischer (kultureller) 
Infrastrukturen und einen Imagewandel 
trügen sie entscheidend zur Aufwertung 
eines Stadtteils bei, wodurch letzterer auch 
für Bevölkerungsgruppen mit einem hö- 
heren Haushaltseinkommen zunehmend 
attraktiv würde. Die in einer zweiten 
Phase zuzichenden Gentrifer verdrängten 
infolge ihrer höheren Zahlungsfähigkeit 
zuerst die alteingesessene Bevölkerungund 
im Verlaufauch die Pioniere, bis ein nahezu 
vollständiger Bevölkerungsaustausch und 
damit die Gentrifizierung stattgefunden 
habe. 

Der medial-diskursive Erfolg einer sol- 
chen sozio-kulturalistischen Perspektive 
auf städtische Restrukturierungsprozesse 
und ihr Bekanntheitsgrad weit über aka- 
demische Kreise hinaus ist umso bemer- 
kenswerter, da die Theorie nur einen sehr 
begrenzten Erklärungsgehalt besitzt und 
bislang empirisch kaum bestätigt werden 


konnte (Blasius 2004: 26; Friedrichs/ 
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Blasius 2016). Bereits Mitte der 1990er 


Jahre kam etwa der Gentrifizierungsfor- 
scher Jürgen Friedrichs zu dem Schluss, 
dass „das Modell des doppelten Invasions- 
Sukzessions-Zyklus nicht geeignet ist, den 
Prozeß der Gentrification angemessen zu 
modellieren“ (Friedrichs 1996: 17). Von 
den fehlenden empirischen Belegen ab- 
geschen, gelingt es diesem Ansatz zudem 
nicht, die aktuellen Entwicklungen am 
Wohnungsmarkt bzw. die wiederkeh- 
renden Wohnungskrisen begrifflich zu 
fassen. Mietpreissteigerungen und Ver- 
drängungsprozesse, die außerhalb kulturell 
aufgewerteter Szeneviertel stattfinden und 
mittlerweile häufig weite Teile des gesam- 
ten Stadtraums betreffen, können von dem 
Modell schlicht nicht in den Blick genom- 
men werden. 

Die mediale Popularitäteiner sozio-kul- 
turalistischen Perspektive auf Gentrifizie- 
runglässtsich also nicht aus ihrer empirisch 
fundierten Überzeugungskraft erklären. 
Zentraler für ein Verständnis ihres diskur- 
siven Erfolges scheint uns vielmehr die dop- 
pelte ideologische Leistung zu sein, die mit 
dem Modell einhergeht. Demnach ist eine 
sozio-kulturalistische Perspektive für viele 
Akteure und insbesondere die Profiteure 
der Gentrifizierung attraktiv, weil es mit 
ihr erstens gelingt, über die vermeintlichen 
Ursachen von Gentrifizierung zu reden, 
ohne auf Eigentumsverhältnisse und sozi- 
ale Ungleichheit, die Verwertungsinteres- 
sen von Immobilienbesitzer/inne/n oder 
neoliberale wohnungspolitische Transfor- 
mationsprozesse eingehen zu müssen. Der 
Ansatz blendet vielmehr systematisch den 
zentralen Einflussvon politischen und öko- 
nomischen Entscheidungsträger/inne/n 
auf räumliche Restrukturierungsprozesse 
sowie die dahinterliegenden Machtverhält- 
nisse aus. Die Metaphern von Invasion und 
Sukzession aus dem Bereich der Ökologie 
suggerieren zudem einen quasinatürlichen 
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Wandlungsprozess. Zweitens führt die Fo- 
kussierung auf die Wohnpräferenzen der 
Pionier/inn/en und Gentrifer dazu, dass 
Gentrifizierungsprozesse als Ausdruck 
individueller Entscheidungen verstanden 
werden, wodurch die Entwicklung politi- 
scher Handlungsmöglichkeiten und kol- 
lektiver Widerstandsstrategien erschwert 
wird. Dies gilt erwa, wenn Studierende 
oder Künstler/innen mit schlechtem Ge- 
wissen ihre Rolle in Aufwertungs- und 
Verdrängungsprozessen reflektieren - sind 
sie als Pioniere doch vermeintlich schuld 
daran, die alteingesessene Bevölkerungver- 
drängt und die Stadtteile überhaupt erst 
attraktiv für den Zuzug von Gentrifiern 
gemacht zu haben. Auf diese Analyse und 
der gegenseitigen Versicherung, sich seiner 
kritischen Rolle als vermeintliche Vorhut 
der Gentrifizierung bewusst zu sein, folgt 
oft der Zustand passivierender Selbstgeiße- 
lIung- denn welche Handlungsmöglichkei- 
ten bleiben den vermeintlichen Pionieren 
im Rahmen dieser Perspektive, außer 
Selbstkritik zu üben und wegzuzichen? 
Die lähmende Selbstbezichtigung macht 
handlungsunfähig, da sie Gentrifizierung 
als einen Prozess begreift, der aufsubjekti- 
ver Ebene verhandelt wird und individuell 
gelöst werden muss. Eine politische Ant- 
wort bleibt aus. 

Im Kontrast dazu bietet die polit- 
ökonomische Stadtforschung eine Reihe 
von (bislang leider weniger prominenten) 
Ansätzen zur Erklärung von Gentrifizie- 
rungsprozessen, die a) der Empirie und 
insbesondere den aktuellen Entwicklun- 
gen am Wohnungsmarkt standhalten, b) 
gesellschaftliche Macht- und Klassenver- 
hältnisse benennen sowie c) politische 
Handlungsmöglichkeiten gegen Verdrän- 
gung eröffnen. Da selbige im deutschspra- 
chigen Raum jenseits der Stadt- und Gen- 
trifizierungsforschung allerdings weniger 
bekannt sind, wollen wir sie im Folgenden 
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knapp vorstellen und auf ihre umfassen- 
dere Erklärungskraft verweisen. 


Wo kommt es zu Gentrifizierung? 
Die rent gap-Theorie von 
Neil Smith 


Die Ursachen von Verdrängungsprozessen 
aufkleinräumiger Ebene polit-ökonomisch 
erklären zu wollen, ist Anspruch der 
rent-gap-Iheorie. Sie wurde ab Ende der 
1970er Jahre von Neil Smith und ande- 
ren Stadtforscher/inne/n entwickelt und 
fokussiert die Strukturen kapitalistischer 
Bodenmärkte sowie die Investitionsstrate- 
gien von Akteuren am Immobilienmarkt 
(Smith 1996). Dementsprechend begreift 
die Ertragslückentheorie Gentrifizierung 
als ein „back to the city movement by 
capital, not people”' (Smith 1979: 538), 
bei der die Bedürfnisse der Bewohner/ 
innen mit den Profitinteressen von In- 
vestoren in Konflikt geraten: „The rent 
gap is fundamentally about class struggle, 
about the structural violence visited upon 
so many working class people in contexts 
these days that are usually described as 
‘regenerating’ or 'revitalizing’. Contrary 
to contemporary journalistic portraits of 
latte-drinking white ‘hipsters’ versus work- 
ingclass people ofcolour, the class struggle 
in gentrification is between those at risk of 
displacement and the agents ofcapital (the 
financiers, the real estate brokers, policy 
elites, developers) who produce and exploit 
rent gaps” (Slater 2017: 19).? 


l Dementsprechend begreift die Ertrags- 
lückentheorie Gentrifizierung als „Bewe- 
gung des Kapitals, nicht der Menschen, 
zurück in die Städte“ (Smith 1979: 538). 

2 „Zentraler Gegenstand der Ertragslü- 
ckentheorie ist der Klassenkampf, also 
die strukturelle Gewalt, die der Arbeiter- 
klasse angetan wird und die gemeinhin als 
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Konzeptionell knüpft die rent-gap- 
Theorie der Gentrifizierungam marxschen 
Begriff der Grundrente an, womitin Tradi- 
tion der Kritik der politischen Ökonomie 
die Geldsumme benannt wird, „die der 
Grundeigentümer jährlich aus der Ver- 
pachtung [oder Vermietung] eines Stücks 
des Erdballs bezieht“ (Marx 1988 [1893], 
MEW’25: 636). Marxgingdabei davon aus, 
dass sich in der Konkurrenz verschiedener 
Kapitalien um die Nutzung des Bodens in 
der Regel das Kapital durchsetzen wird, 
welches in der Lage ist, die höchste Grund- 
rente in Form von Miete oder Pacht zu 
zahlen. Die innovative Leistung von Neil 
Smith besteht nun darin, zur Erklärung 
von Gentrifizierungsprozessen zwischen 
der gegenwärtigen und der potenziellen 
Grundrente zu unterscheiden. Während 
sich die gegenwärtige Grundrente - ganz 
im Sinne des Grundrentenbegriffs bei 
Marx - aus den gegenwärtig tatsächlich 
geleisteten Mietzahlungen speist, ist die 
potenzielle Grundrente bestimmt durch 
die antizipierte profitabelste Verwertung 
eines Grundstückes, die sich ergäbe, wenn 
sich zukünftig die gewinnträchtigste Nut- 
zung durchsetzen würde - wenn sich also 
beispielsweise günstige Miet- in gehobene 
Eigentumswohnungen umwandeln ließen. 


Regenerierungund Wiederbelebung [von 
Stadtteilen] beschrieben wird. Entgegen 
der populären, journalistischen Darstel- 
lungvon Gentrifizierungals Konflikt zwi- 
schen Latte-macchiato trinkenden, weißen 
Hipstern und lohnabhängigen, farbigen 
Arbeiterhaushalten ist Gentrifizierung 
tatsächlich als Klassenkampf zu begrei- 
fen zwischen jenen, die Gefahr laufen 
verdrängt zu werden, und den Agenten 
des Kapitals (die Kapitalgeber, Immobili- 
enmakler, politischen Eliten, Projektent- 
wickler), die Ertragslücken hervorbringen 
und ausbeuten“ (Slater 2017: 19). 
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Die potenzielle Grundrente beruht somit 
auf den spekulativen Ertragserwartungen 
von Investoren. Letztere wandeln sich, je 
nachdem wie stark die Stadt ökonomisch 
wächst oder wie sich das kleinräumige 
Lagepotenzial und die Infrastrukturaus- 
stattung eines Stadtteiles verändern. 
Gemäß der rent-gap-Iheorie wird ein 
Stadtviertel für Immobilieninvestoren 
nun insbesondere dann für Aufwertungs- 
strategien interessant, wenn die Differenz 
zwischen gegenwärtiger und maximal 
möglicher Verwertung steigt. Nur wenn 
die Ertragslücke groß genug geworden ist, 
lohnt sich ökonomisch das durchaus ris- 
kante, weil letztlich spekulative Geschäft, 
Wohnungsbestände aufzukaufen, gegebe- 
nenfalls zu modernisieren und letztendlich 
teurer weiterzuvermarkten: „Only when 
this gap emerges can gentrification be ex- 
pected since ifthe present use succeeded in 
capitalizingallor most ofthe ground rent, 
little economic benefit could be derived 
from redevelopment“ (Smith 1979: 545).? 
Die abstrakten Kategorien der rent-gap- 
Theorie empirisch zu operationalisieren, ist 
jedoch mit gewissen Herausforderungen 
verbunden, da beispielsweise Mietzahlun- 
gen sowohl die Verzinsung des investier- 
ten Baukapitals als auch die Grundrente 
für die Verwertung des Bodens umfassen 
(Schipper 2013). Allerdings verweisen eine 
ansteigende Differenz zwischen Bestands- 
und Angebotsmieten (Holm/Schulz 
2016) sowie überproportional steigende 
Bodenpreise (Mösgen/Schipper 2017) 


3 „Nur wenn sich diese Ertragslücke auftut, 
können Gentrifizierungsprozesse erwar- 
tet werden, denn wenn die gegenwärtige 
Nutzung bereits der maximal möglichen 
Grundrente mehr oder weniger entspricht, 
können aus Sanierung und Umnutzung 
kaum Extraprofite abgeleitet werden“ 


(Smith 1979: 545). 
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empirisch auf eine wachsende Ertragslü- 
cke und damit auf einen zunehmenden 


Verdrängungsdruck. 


Wann kommt es zu 
Gentrifizierung? David Harvey und 
die urbane politische Ökonomie 


Ob und wann derartige Ertragslücken auf 
kleinräumiger Ebene für Investoren attrak- 
tiv werden, hängt allerdings auch wesent- 
lich von grundlegenden Dynamiken und 
Krisen der globalen Kapitalakkumulation 
ab. Investitionen in die gebaute Umwelt, 
die potenziell Gentrifizierungsprozesse 
antreiben, unterliegen zyklischen Schwan- 
kungen, da ihr Umfang stark von den 
Entwicklungen der Profitraten in anderen 
Wirtschaftsbereichen, sei es im produkti- 
ven Sektor oder auf den Finanzmärkten, 
abhängig ist. Solange etwa Profite produk- 
tiven Kapitals oder Renditen aus Aktien, 
Anleihen und anderen Finanzprodukten 
höher sind als potenzielle Erträge aus 
Wohnimmobilien, fließt vergleichsweise 
wenig Kapital in den Immobiliensektor. 
Folglich wäre zu einem solchen Zeitpunkt 
der Gentrifizierungsdruck selbst in Vier- 
teln mit großen Ertragslücken relativ ge- 
ring. Umgekehrt gilt, dass Investitionen 
in Wohnraum immer dann besonders at- 
traktiv werden, wenn die Verzinsung des 
in Wohnimmobilien investierten Kapitals 
im Vergleich zu anderen Anlagesphären 
mit ähnlicher Risikostruktur plötzlich 
deutlich höher ausfällt. Dass etwa Gen- 
trifizierungsprozesse in vielen Städten in 
Deutschland insbesondere seit 2010 deut- 
lich an Intensität gewonnen haben, liegt 
demnach nicht primär daran, dass seitdem 
besonders viele Künstler/innen, Hipster 
oder Studierende in Stadtzentren gezogen 
wären. Ein wesentlicher Grund für den 
Beginn dieser neuen Phase der Gentrifizie- 
rungistvielmehr darin zu suchen, dass seit 
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der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise 
von 2008 und der anschließend verfolg- 
ten Niedrigzinspolitik der EZB vermehrt 
anlagesuchendes Kapital in den vermeint- 
lich sicheren Immobiliensektor fließt, da 
dort nun höhere Renditen erzielt werden 
können als mit alternativen Investment- 
strategien, wie etwa dem Kauf von Staats- 
anleihen oder klassischen Anlageformen 
wie Sparkonten oder Aktienfonds. 

Aus einer marxistischen Perspektive 
hat sich mit derartigen Phänomenen ins- 
besondere der Geograph David Harvey 
befasst. Anspruch seiner urbanen poli- 
tischen Ökonomie ist dabei, die Rolle 
von Urbanisierungsprozessen aus den 
Bewegungsgesetzen der kapitalistischen 
Produktionsweise zu erklären (Harvey 
1982 [2006]). Den theoretischen Aus- 
gangspunkt bildet die Grundannahme, 
dass es im primären Kapitalkreislauf der 
Warenproduktion aufgrund kapitalismu- 
simmanenter Widersprüche regelmäßig zu 
einer Überakkumulation von Kapital im 
Verhältnis zu profitablen Anlagemöglich- 
keiten kommt. Harveys innovativer Beitrag 
zu bestehenden Ansätzen marxistischer 
Krisentheorien besteht in der These, dass 
sich eine krisenhafte Entwertungdes über- 
akkumulierten Kapitals zumindest tempo- 
rär verhindern lässt, indem Kapital zeitlich 
und räumlich in den sekundären Kapital- 
kreislaufder gebauten Umwelt verschoben 
wird. Dieses sogenannte capital switching 
erfolgt - wie oben bereits angedeutet -, 
wenn die Profitraten im Immobiliensektor 
im Verhältnis zur Rentabilität produkti- 
ven Kapitals an Attraktivität gewinnen. 
Zentral ist bei diesem Prozess, dass Inve- 
stitionen in räumlich fixierte Immobilien 
und Infrastrukturen im sekundären Kapi- 
talkreislauf zu einer temporären Stabilisie- 
rung der kapitalistischen Produktionsweise 
beitragen, da auf diese Weise große Mengen 


an Kapital absorbiert werden können und 
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das so investierte Kapital sich aufgrund 
der langen Umschlagszeit nur langsam 
amortisiert. Anders formuliert, dient die 
gebaute Umwelt als „overflow tank into 
which ‘surplus’ (i.e. overaccumulated) capi- 
tal can be switched” (Aalbers 2016: 21). 
Dass Krisentendenzen der Überakkumu- 
lation zwar durch eine Verschiebung von 
Kapital in den Immobiliensektor zeitlich 
verzögert, aber nicht dauerhaft verhindert 
werden können, äußert sich dahin gehend, 
dass kapitalistische Wachstumszyklen häu- 
fig mit einem Immobilienboom und dem 
Platzen einer Immobilienblase enden. Die 
jüngste Wirtschafts- und Finanzkrise - 
ausgelöst an US-amerikanischen, irischen 
und spanischen Immobilien- und Hypo- 
thekenmärkten - ist hierfür ein aktuelles 
und anschauliches Beispiel. 

Der wesentliche Beitrag von David 
Harveys urbaner politischer Ökonomiezur 
Erklärung von Gentrifizierungsprozessen 
besteht darin, dass sich mit ihr verstehen 
lässt, wie stadtteilbezogene Verdrängungs- 
prozesse zeitlich mit makroökonomischen 
Entwicklungen der Überakkumulation 
und zyklischen Dynamiken der Kapital- 
zirkulation zwischen Boom und Krise 
zusammenhängen. Außerdem wird so 
deutlich, wie eng der Immobiliensektor 
und die Grundstücksverwertungmit Kre- 
dit- und Finanzmärkten verwoben sind, 
was letztlich immer wieder zu spekulati- 
ven Eigendynamiken, kreditfinanzierten 
Immobilienblasen und verschärften Kri- 
sentendenzen führt. 


4 Anders formuliert, dient die gebaute Um- 
welt als „Überlaufbecken, in welches das 
“überschüssige’ (d.h. überakkumulierte) 
Kapital umgeleitet werden kann” (Aalbers 
2016: 21). 
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Wieso kommt es zu Gentrifizie- 
rung? Die Neoliberalisierung des 
Städtischen 


Ob sich jedoch ein immobilienwirtschaft- 
licher Verwertungsdruck auch tatsächlich 
in reale Verdrängungsprozesse übersetzt, 
ist keineswegs automatisch gegeben, son- 
dern hängt von zahlreichen regulativen 
Kontextbedingungen ab. Wachsende Er- 
tragslücken zwischen gegenwärtigen und 
potenziellen Grundrenten führen auch in 
Zeiten eines Immobilienbooms nur dann 
zu Verdrängung, wenn die profitabelste 
Bewirtschaftung von Wohnimmobilien 
nicht durch staatliche Regularien be- 
schränkt wird und eine kapitalistisch ori- 
entierte Eigentumsstruktur vorherrscht. 
Mietrechtliche Vorgaben, stadtplanerische 
Entscheidungen sowie die Regulation von 
Finanzmärkten bestimmen somit maß- 
geblich darüber, in welchem Ausmaß es 
zu Verdrängungsprozessen kommen kann. 
Gentrifizierung ist daher kein Naturgesetz, 
sondern eine sozialräumliche Restruktu- 
rierung der urbanen Klassenstruktur, bei 
der politische Akteure über erhebliche 
Handlungsspielräume und Einflussmög- 
lichkeiten verfügen. 

Insbesondere nach dem Zweiten Welt- 
krieg konnten sich in vielen westlichen 
Industrieländern wohnungspolitische 
Regime etablieren, die auf einen Klassen- 
kompromiss zwischen Mieter/inne/n und 
Eigentümer/inne/n ausgerichtet waren. 
Immobilieneigentum wurde demnach 
zwar nicht vergesellschaftet und auch die 
Profitabilität privater Bauträger nur selten 
grundlegend eingeschränkt. Allerdings 
ermöglichte die schrittweise Einführung 
von Mieterschutzrechten, die Bereitstel- 
lung von umfangreichen finanziellen 
Ressourcen zur sozialen Wohnbauför- 
derung, die Stärkung öffentlicher Woh- 


nungsunternehmen und der Ausbau eines 
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gemeinnützigen Wohnungssektors, dassin 
vielen Ländern ein marktfernes Segment 
der Wohnraumversorgung in nennens- 
wertem Umfangentstehen konnte (Harloe 
1995). In Zahlen ausgedrückt bedeutet dies 
etwa für die Bundesrepublik, dass von den 
zwischen 1949 bis 1989 errichteten ca. 19 
Millionen Wohnungen knapp 4,8 Millio- 
nen von gemeinnützigen Wohnungsunte r- 
nehmen fertiggestellt wurden (Holm u.a. 
2015: 7). Deren Mieten waren gesetzlich 
auf die Kostenmiete begrenzt und durften 
folglich nicht ans Marktniveau angepasst 
werden. Gemeinnützige Unternehmen 
kontrollierten in westdeutschen Städten 
mit über 100.000 Einwohner/inne/n im 
Durchschnitt knapp über 30 Prozent des 
Gesamtbestandes, wodurch jede dritte 
Wohneinheit preisgebunden war (Kuh- 
nert/Leps 2017: 54). Zudem gab es in 
Deutschland (Stand 1987) ca. 4 Millionen 
belegungsgebundene Sozialwohnungen. In 
Hinblick auf Fragen der Gentrifizierung 
kann man daraus schlussfolgern, dass unter 
damaligen Bedingungen Verdrängungs- 
prozesse zwar nicht vollständig verhin- 
dert werden konnten, allerdings existierte 
ein umfangreiches marktfernes Segment 
an Wohnungen, welches zusammenge- 
nommen in Großstädten ca. 40 Prozent 
des Gesamtangebots umfasste. Dadurch 
waren einkommensschwächere Haushalte 
auch in potenziellen Gentrifizierungsge- 
bieten zumindest partiell vor Verdrängung 
geschützt. 

Angesichts einer tiefgreifenden Neo- 
liberalisierung der Wohnungspolitik auf 
allen staatlichen Ebenen ist das nicht 
marktförmig organisierte Segment der 
Wohnraumversorgung jedoch in den 
letzten drei Jahrzehnten drastisch auf 
deutlich unter 10 Prozent geschrumpft. 
Beispielsweise hat die Abschaffung der 
Wohnungsgemeinnützigkeit durch die 
CDU/FDP Regierung 1989 mit einem 
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Schlag zu einem Verlust von Millionen 
preisgebundener Mietwohnungen geführt. 
Durch den schleichenden Rückzug aus 
der Wohnbauförderungund dem Wegfall 
von Sozialbindungen seit Ende der 1980er 
Jahre ist der Bestand an Sozialwohnungen 
mittlerweile auf nur noch 1,3 Millionen 
(2017) gesunken. Darüber hinaus haben 
Kommunen unter dem Druck von Austeri- 
tätspolitiken, aber auch aus marktliberaler 
Überzeugung heraus, ihre Wohnungsbe- 
stände und Liegenschaften in großem Um- 
fang privatisiert oder gewinnorientiert re- 
strukturiert. Ferner hat die Liberalisierung 
der Finanzmärkte ab den 1990er Jahren 
dazu geführt, dass börsennotierte Woh- 
nungsunternehmen entstehen konnten, 
die seitdem systematisch ihre Bestände und 
damit ihre Marktmacht ausgeweitet haben 
(Unger 2016). Ausdem gleichen Grund ist 
es ebenso für andere Finanzmarktakteure 
mittlerweile möglich, Kapital von institu- 
tionellen Anlegern und Kleinsparer/innen 
einzusammeln und in den Immobilien- 
markt zu lenken (Heeg 2018). 
Forschungsarbeiten, die ihren Blick 
auf derartige Prozesse der Neoliberali- 
sierung richten, können also aufzeigen, 
wie politische Entscheidungen zu einer 
grundlegenden Transformation der Ei- 
gentümerstrukturen am Wohnungsmarkt 
geführt und dadurch Gentrifizierungspro- 
zesse erst ermöglicht haben. Heutzutage 
wird die städtische Wohnraumversorgung 
immer stärker von den Anlagestrategien 
institutioneller Investoren und von den 
Geschäftspraktiken gewinnmaximierend 
ausgerichteter Wohnungsunternehmen be- 
stimmt. Erst die politisch vorangetriebene 
Neoliberalisierung hat somit dazu geführt, 
dass Kapital gemäß der urbanen politischen 
Ökonomie von David Harvey ungehindert 
in den Wohnimmobiliensektor fließen und 
dort gemäß der rent-gap-Iheorie von Neil 
Smith Ertragslücken zur Aufwertung und 
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Verdrängung ausnutzen kann. Zum Ver- 
ständnis von Gentrifizierungsprozessen und 
zur Verhinderung derartiger Verdrängung 
ist dies viel entscheidender und wesentli- 
cher als eine Kritik, die auf neue Hipster- 
Cafes, schwäbische Spätzlemanufakturen, 
alternative Kulturorte und den Zuzug von 
vermeintlichen Pionieren abzielt. 


Fazit 


Mithilfe der hier skizzierten, polit-öko- 
nomischen Theorien der Gentrifizierung 
gelingt es, aktuelle Prozesse aufdem Woh- 
nungs- und Immobilienmarktzu erklären. 
In Abgrenzungzu den vorgestellten sozio- 
kulturalistischen Perspektiven halten sie 
der Empirie stand und bieten angesichts 
der zyklischen und krisenhaften Entwick- 
lungen am Immobilienmarkt schlüssige 
Erklärungsansätze. Zudem benennen sie 
gesellschaftliche hervorgebrachte Struk- 
turen, Machtverhältnisse sowie zentrale 
Akteure wie Investoren, politische Ent- 
scheidungsträger/innen und Interessens- 
koalitionen zwischen beiden, was selbige 
angreifbar macht. Dadurch wird es mög- 
lich, politische Handlungsspielräume aus- 
zuloten und Handlungsstrategien jenseits 
der individualisierten und passivierenden 
Selbstgeißelung aufzuzeigen, denn Gen- 
trifizierung und Verdrängungsprozesse 
sind kein deterministisches Naturgesetz, 
sondern durch politische, juristische und 
stadtplanerische Instrumente regulier- und 
verhinderbar. Potenzielle Ansatzpunkte 
hierfür wären eine sozial gerechte Stadt- 
planung, eine Regulierung von Finanz- 
und Immobilienmärkten, eine Stärkung 
nicht-profitorientierter Wohnungsunter- 
nehmen und des sozialen Wohnungsbaus, 
eine grundlegende Reform des Mietrechts 
und die Etablierung einer effektiven Ver- 
wertungsbremse, eine aktive kommunale 
Boden- und Liegenschaftspolitik sowie 
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die Wiedereinführung der (neuen) Woh- 
nungsgemeinnützigkeit (Schipper 2018). 
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Stadtbürgerschaft „Light“: Migration und Vielfalt 
in der neoliberalen Stadt 


Der Begriff der „Stadtbürgerschaft“ ist in 
den vergangenen Jahren zu einem wichti- 
gen Bezugspunkt geworden, wenn es da- 
rum geht, sich als Stadt oder Kommune 
im Kontext der europäischen Grenz- und 
Migrationspolitik zu positionieren. „Wir 
heißen alle Migranten willkommen“, 
stellte beispielweise der Bürgermeister von 
Palermo vergangenes Jahr in einem Inter- 
view mit der NZZ fest. „Wenn Sie fragen, 
wie viele Flüchtlinge in Palermo leben, 
antworte ich nicht: 60.000 oder 100.000. 
Sondern: keine. Wer nach Palermo 
kommt, ist ein Palermitaner.“' Oft schei- 
nen Aktivist*innen und Politiker*innen 
dabei am gleichen Strang zu ziehen. Doch 
auf den zweiten Blick offenbaren sich auch 
wichtige Unterschiede. Graswurzelkampa- 
gnen wie „Wir alle sind Bern“, „Freiburg 
- eine Zufluchtsstadt“? oder „Die ganze 
Welt in Zürich“ sorgen sich zunächst 
einmal um den Schutz vor Abschiebung 
von Geflüchteten und das „Bleiberecht“ 
für Migrant*innen mit einem prekären 


l „Wie Palermos Bürgermeister vom Mafıa- 
jäger zum Flüchtlingsvater wurde“, nzz.ch 
(23.7.2017). 

2 „Eine City-Card für die Berner Sans- 
Papiers?“, bernerzeitung.ch (27.12.2016). 

3 „Freiburg - eine Zufluchts-Stadt!“, frei- 
burger-forum.net (30.10.2016) 

4 Siche die Kampagnenwebsite http:// 
whole-world-in-zurich.net/de/(Zugriff 
am 17.1.2017) 


Aufenthaltsstatus. Bei offiziellen poli- 
tischen Programmen geht es dagegen in 
der Regel um Diversität, interkulturellen 
Dialog und Antidiskriminierung. 

Der vielbemühte Bezugaufden Begriff 
der „Stadtbürgerschaft“ greift dabei jedoch 
meist zu kurz. Denn dieser ist viel umfas- 
sender konzipiert. Vor allem stellt er auf 
das Recht auf gesellschaftliche Teilhabe 
in seinen unterschiedlichen Dimensionen 
ab. Bei den auf „Diversity“ zugespitzten 
politischen Programmen fällt dagegen die 
Nähe zu neoliberalen Vorstellungen von 
Bürgerschaft auf. Beispielhaft soll dies im 
Folgenden an dem „Intercultural Cities 
Programme“ (ICC) gezeigt werden, an dem 
sich mittlerweile über 100 Städte in ganz 
Europa beteiligen. Ähnliche Programme 
lassen sich auch auf Ebene der Länder 
und Kommunen finden (für das Beispiel 
Frankfurt/Main siehe etwa Rodatz 2014). 
Dass solche Programme es zum Ziel haben, 
Migration zu normalisieren, anstatt sie von 
vorneherein als „Problem“ für die Städte 
darzustellen, ist ohne Frage zu begrüßen. 
Zugleich verstehen sie Migration vor allem 
als ökonomische Ressource. Fragen von 
Umverteilung, Gerechtigkeit oder sozialer 
Absicherung werden dagegen bestenfalls 
nachgeordnert. 
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Theoretische Bezüge und 
praktische Vorbilder 


Die Debatte um „Stadtbürgerschaft“ wird 
in der Stadtforschung bereits seit den 
frühen 1990er Jahren geführt, vor allem 
im anglo-amerikanischen Raum (für eine 
Einführung in die Debatte siche Hess/ 
Lebuhn 2014). Die Frage, warum man 
sich auf städtischer Ebene mit dem Thema 
„Bürgerschaft“ beschäftigen soll, mag im 
deutschsprachigen Raum zunächst über- 
raschen. Denn hier wird „Bürgerschaft“ 
oft mit „nationaler Staatsbürgerschaft“ 
- also dem Reisepass - gleichgesetzt. Im 
Englischen jedoch zielt der Begriff „Citi- 
zenship“ auch auf die Frage nach gesell- 
schaftlicher Teilhabe ab. Im Anschluss an 
den englischen Soziologen T.H. Marshall 
und sein 1950 veröffentlichtes Essay „Ci- 
tizenship and Social Class“ ermöglicht der 
Begriff ein differenziertes und historisch 
informiertes Verständnis von sozialer, 
politischer und ökonomischer Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben (Marshall 
1950). In der Debatte um „Stadtbürger- 
schaft“ - bzw. um „Urban Citizenship“, 
wie es im Englischen heißt - wird genau 
diese Perspektive auf die lokale Ebene 
bzw. auf städtische Prozesse eng geführt. 
Vor diesem Hintergrund wird von städ- 
tischen oder regionalen Formen von Bür- 
gerschaft gesprochen, wenn lokalpolitische 
Instrumente eingeführt werden, die soziale 
Teilhabe nicht nur für Staatsbürger*innen 
gewährleisten oder ausdehnen, sondern 
auch Stadtbewohner*innen integrieren, 
die keinen formalen Bürgerstatus besitzen 
bzw. diesen auf Grund ihrer marginalisier- 
ten sozialen Position nicht zur Geltung 
bringen können (Garcia 2006). 

Dass es Marshall dabei ursprünglich 
weder um „Stadt“ noch um „Migration“ 
ging, macht den Begriff gerade für die 
kritische Stadt- und Migrationsforschung 
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interessant. Denn anstatt das Thema 
Migration über das Integrationsdisposi- 
tiv, ethnische Zuschreibungen oder die 
angebliche Herausbildung von Parallel- 
gesellschaften anzugehen, steht hier das 
Spannungsfeld zwischen Zugehörigkeit 
zu einer politischen Gemeinschaft ei- 
nerseits und der damit einhergehenden 
gesellschaftlichen Teilhabe anderseits im 
Mittelpunkt. So stellen James Holston 
und Arjun Appadurai fest, dass formale 
Staatsangehörigkeit heute immer weniger 
als notwendige oder ausreichende Bedin- 
gung dafür gelten kann, dass man auch alle 
gesellschaftlichen Teilhaberechte genießt 
(Holston/Appadurai 1999: 4). Dies wie- 
derum betrifft nicht nur Migrant*innen, 
auch wenn diese vielfach aus der (formalen) 
Staatsbürgerschaft ausgeschlossen sind, 
sondern alle Menschen, die im Zuge von 
Neoliberalisierungsprozessen ins gesell- 
schaftliche Abseits gedrängt werden. Fo- 
kussiert man diesen Ansatz auf die „Stadt- 
gesellschaft“, so haben wir es im Kern mit 
einem alternativen Bürgerschaftsmodellzu 
tun, das sich vor allem über den Wohnort 
und.den Lebensmittelpunkt definiert, und 
an alle Einwohner*innen einer Stadt glei- 
chermaßen richtet. 

Ein prominentes Vorbild auf dem 
Feld der Migrationspolitik bildet die 
sanctuary-city- Bewegung, Sie hat sich seit 
den 1980er Jahren in kanadischen und US- 
amerikanischen Städten und Kommunen 
entwickelt (Scherr/Hofmann 2016). Hier 
verbieten progressive Bürgermeister*innen 
und Stadtregierungen ihren lokalen Ver- 
waltungen und der Polizei eine direkte 
Zusammenarbeit mit den nationalen 
Einwanderungsbehörden. Razzien und 
Abschiebungen werden dadurch erheblich 
erschwert. Denn die Bundesbehörden, wel- 
che Kontrollen und Abschiebungen aus- 
führen, sind in aller Regel auf Unterstüt- 
zung der Behörden vor Ort angewiesen. 


Stadtbürgerschaft „Light“ 


Doch geht es den Kommunen meist um 
deutlich mehr, als „nur“ um ein mehr oder 
minder prekäres „Recht zu bleiben“. Viele 
Städte, zum Beispiel New York City oder 
San Francisco, geben inzwischen eigene 
kommunale Ausweispapiere aus (Lebuhn 
2016). So soll Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus, aber auch anderen 
marginalisierten Gruppen in der Stadt, der 
Umgangmit lokalen Behörden und Verwal- 
tungen erleichtert und mehr Sicherheit im 
städtischen Alltag geboten werden. Zwar 
bleibt die Reichweite einer solchen Politik 
der Anerkennung begrenzt. Eine ofhizielle 
Aufenthaltserlaubnis können die Kommu- 
nen zum Beispiel nicht aussprechen. Und 
auch der Zugang zu den auf Bundesebene 
angesiedelten sozialen Sicherungssystemen 
bleibt verwehrt. Dennoch sind die alltäg- 
lichen Erleichterungen, die ein sanctwary- 
city-Status oder ein kommunaler Ausweis 
mit sich bringen, nicht zu unterschätzen: 
etwa bei der Anmeldung der Kinder an 
einer öffentlichen Schule, der Nutzung 
öffentlicher Bibliotheken, dem Zugang 
zu städtischen Ressourcen im weitesten 
Sinne oder auch bei der Eröffnung eines 
Bankkontos oder dem Abschluss eines 
Mietvertrags. 


Stadtbürgerschaft „Light” 


Im historischen Vergleich fällt freilich auf, 
dass Marshall - der für die theoretischen 
Debatten einen zentralen Bezugspunkt 
darstellt - sein Essay von 1950 vor dem 
Hintergrund der erstarkenden Sozialde- 
mokratie und des Ausbaus des Sozialstaates 
schrieb. Vorstellungen von Bürgerschaft 
waren damals auch in den kapitalistischen 
Zentren eng mit materieller Absicherung 
und einem sozialen Aufstiegsversprechen 
verbunden - zumal sich „der Westen“ in 
der Systemkonkurrenz mit den sozialisti- 
schen Ländern als die sozialere Alternative 
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beweisen musste. Heute dagegen sind es 
Qualitäten wie „Eigenverantwortung“ und 
„Selbstoptimierung“ kombiniert mit der 
Indienstnahme neokommunitaristischer 
Vorstellungen einer zivilgesellschaftlichen 
„Verantwortlichkeit für die Gemeinschaft“, 
die das Bürgerschaftsideal prägen. Drei 
Jahrzehnte Neoliberalisierung haben ihre 
Spuren hinterlassen. Dies zeigt sich auch 
in den stadtpolitischen Programmen, die 
sich - mal mehr, mal weniger explizit - auf 
das Konzept der Stadtbürgerschaft bezie- 
hen. Sie fokussieren zwar auf Diversität, 
Antidiskriminierungund interkulturellen 
Dialog. Aber ohne materielle Komponen- 
ten bleibt es bei einer „Stadtbürgerschaft 
Light“. 

Beispielhaft lässt sich dies an dem ein- 
gangs erwähnten „Intercultural Cities Pro- 
gramme“ (ICC) zeigen: Bei dem 2008 ins 
Leben gerufenen Programm handelt es sich 
um eine gemeinsame Initiative des Europa- 
rats und der Europäischen Kommission. 
Ziel des Programms ist es, Städte bei der 
Einführung von Antidiskriminierungs- 
und Diversitymaßnahmen zu unterstüt- 
zen. Im November 2017 feierte ICC sein 
zehnjähriges Bestehen mit einer großen 
Konferenz in Lissabon, bei der auch ein 
neues und erweitertes Strategiepapier vor- 
gestellt wurde (Council of Europe 2017). 
Der Bezug auf die Debatte um Stadtbür- 
gerschaft wird darin in einem eigenen 
Kapitel ausdrücklich gestärkt; konkrete 
Maßnahmen fokussieren unter anderem 
auf die Felder „Menschenrechte“, „Anti- 
diskriminierung“, „Intersektionalität“, 
„Vorurteilsbekämpfung“ und „Integration 
von Geflüchteten“. Die mittlerweile über 
100 europäischen Städte, die sich an dem 
Programm beteiligen, werden vom Euro- 
parat bei der Einführungund Umsetzung 
konkreter Projekte unter anderem durch 
Beratung, Evaluation und den Austausch 
von Expert*innen unterstützt. 
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In Berlin etwa fungiert der Bezirk 
Neukölln seit 2008 als kommunaler ICC- 
Partner. Von den 325.000 Menschen, die 
hier leben, haben 42 Prozent einen Mig- 
rationshintergrund; Tendenz steigend. 
Insgesamt 160 Nationalitäten sind in 
Neukölln vertreten. In der öffentlichen 
Wahrnehmung wird der Bezirk freilich 
nicht als Multikulti-Viertel, sondern als 
migrationspolitischer „Brennpunkt“ 
verhandelt, und medial gern als eine von 
„kriminellen Arabern“ und „islamischen 
Fundamentalisten“ dominierte „Parallel- 
gesellschaft“ inszeniert. Im Rahmen der 
ICC-Partnerschaft betreibt der Bezirk 
unter anderem das Projekt „Stadtteilmüt- 
ter“, bei dem Frauen mit Migrationshin- 
tergrund in „ihrem Kiez“ eine Familien- 
beratung rund um Themen wie Schule, 
Ernährung, kindliche Entwicklung und 
gewaltfreie Erziehunganbieten. Zielgruppe 
bei den Hausbesuchen der Stadtteilmüt- 
ter sind vor allem türkische und arabische 
Familien. Auch die Arbeit der Neuköllner 
Bürgerstiftung, die sich für die „Über- 
nahme gemeinsamer Verantwortung von 
Bürgern für ihr Gemeinwesen“ einsetzt,’ 
das örtliche Quartiersmanagement und 
verschiedene Aktivitäten der interkultu- 
rellen Jugend- und Bildungsarbeit gehören 
zum ICC-Partnerprogramm und werden 
zum Teil auch über die EU finanziert. 

Hier kann das ICC-Programm sicher 
einen wichtigen Beitrag dazu leisten, die 
Rolle von Migrant*innen in der Stadtge- 
sellschaft zu stärken, kulturelle Vielfalt 
als etwas Positives anzuerkennen und 
Stigmatisierung und Rassismus entgegen 
zu wirken. Auch andere Dimensionen von 
Stadtbürgerschaft, wie zum Beispiel Gen- 
dergleichberechtigung, werden gestärkt. 
Gerade im Kontext des aktuellen Aufstiegs 


5  Siche: https://www.neukoelln-plus.de. 
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autoritär-populistischer Bewegungen und 
Regierungen in zahlreichen europäischen 
Ländern ist dieser Aspekt kaum zu unter- 
schätzen (vgl. PROKLA 190). Andererseits 
fällt auf, dass die Frage sozialer Rechteund 
Absicherungen weitgehend ausgeklam- 
mert bleibt. Dass Neukölln nicht nur ein 
stark migrantisch geprägtes, sondern auch 
ein besonders armes Stadtviertel ist, in dem 
überdurchschnittlich viele Familien von 
Erwerbslosigkeit, Hartz IV und Kinderar- 
mut betroffen sind, bildet sich in den oben 
zitierten Projekten jedenfalls cher durch 
eine Aktivierungspolitik und „Hilfe zur 
Selbsthilfe“ als durch engagierte Armuts- 
bekämpfung ab. In dem Strategiepapier 
von November 2017, das dem erweiterten 
Programm zu Grunde liegt, wird der Ab- 
bau sozialstaatlicher Maßnahmen in den 
Ländern der EU, die Finanzkrise und die 
darauffolgenden Austeritätspolitiken zwar 
als zentrales Problem benannt. Doch für 
die Empfehlung konkreter Maßnahmen 
bleibt diese Analyse weitgehend folgenlos. 
Stattdessen wird auf der offiziellen Website 
die Bedeutungvon Migration und Vielfalt 
als Ressource betont: „Das Interkulturelle 
Städte Programm unterstützt Städte bei 
der Einschätzung ihrer Politik aus einer 
interkulturellem Perspektive, sowie bei 
der Entwicklung umfassender interkultu- 
reller Strategien, die dabei helfen, Vielfalt 
positiv zu managen und ihre Vorteile zu 
erkennen. Der Europarat hat die Erfah- 
rungen einer Reihe von Städten auf dem 
ganzen Kontinent analysiert, die Vielfalt 
als Anlage und Vermögen (‘asset’) und 
nicht als Bedrohung (‘threat”) managen.“ 
Diversität wird hier zum Standortfaktor im 
Wettbewerb der Städte und Regionen ge- 
geneinander, vor allem in der Konkurrenz 
um Investitionen und Arbeitskräfte im Be- 
reich der sogenannten Kreativwirtschaft. 
Um noch einmal auf das Beispiel Neukölln 
zurückzukommen: Dass ausgerechnet 
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dieser Bezirk unter jungen, hoch gebil- 
deten und unternehmerisch engagierten 
„Professionals“ besonders beliebt ist, als 
Zentrum der Berliner Hipster-Kultur gilt 
und starken Prozessen von Gentrifizierung 
und Nachbarschaftswandel unterworfen 
ist, würde aus einer solchen Perspektive 
wohl (leider) als Erfolgeiner Art Diversity- 
Aufwertungsstrategie zu bewerten sein. 
Auffällig ist der Bezug auf neoliberale 
Bürgerschaftsvorstellungen auch da, wo es 
um die Integration von Geflüchteten geht. 
Denn anstatt die kommunalen Akteure 
dabei zu beraten, wie lokale Handlungs- 
spielräume genutzt werden können, um 
mit der repressiven Flüchtlingspolitik auf 
nationaler und europäischer Ebene umzu- 
gehen, wird die Rolle der Zivilgesellschaft 
für städtische Willkommenskulturen be- 
tont. Dass aber aktivistisches Engagement 
nicht das Recht auf materielle Fürsorge 
durch den Staat ersetzen kann - etwa im 
Hinblick auf die Unterbringung und die 
medizinische Versorgung von Geflüchte- 
ten, die Integration in das (Aus-)Bildungs- 
system und in den Arbeitsmarkt -, und 
gerade dies in den vergangenen Jahren zu 
einer massiven Überforderung von ehren- 
amtlich Tätigen und zu einer Abwertung 
der sozialen Berufe geführt hat, wird von 
den Autor*innen des ICC-Strategiepapiers 
nicht weiter problematisiert (vgl. Dyk/ 
Misbach 2016). Dazu passt, dass die ge- 
zielte Herabsetzung der Grundversorgung 
von Geflüchteten in dem ICC-Programm 
gar nicht erst angesprochen wird - obwohl 
es sich dabei um einen Punkt handelt, den 
stadtpolitische und antirassistische Initia- 
tiven seit Jahren immer wieder skandalisie- 
ren. In Deutschland zum Beispiel werden 
Flüchtlinge im Asylverfahren weiterhin 
unterhalb des Hartz-IV Niveaus versorgt, 
oftmals über entwürdigende Sachlei- 
stungen und Gutscheinsysteme. Auch in 
Österreich will die neue Bundesregierung 
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die Mindestsicherung für Flüchtlinge nun 
kürzen und nimmt sich dabei die oberö- 
sterreichische Landesregierung (an der die 
FPÖ beteiligt ist) zum Vorbild, die das be- 
reits seit 2016 vorexerziert. 

Ähnlich problematisch ist der Bezug 
des „Intercultural Cities Programme“ auf 
die Recht-auf-Stadt-Bewegung. Diese ist 
stark von den Arbeiten des französischen 
Stadtforschers und Marxisten Henri Le- 
febvre geprägt. Bereits in den 1960er und 
1970er Jahren hatte Lefebvre sich im Kon- 
texteiner radikalen Kapitalismuskritik mit 
Prozessen der Urbanisierungauseinander- 
gesetzt und den Blick dabei auch auf ur- 
bane Widerstandspraxen gerichtet (Holm 
2014). Im Anschluss daran wird das „Recht 
auf Stadt“ heute von stadtpolitischen In- 
itiativen vor allem als ein Recht auf gesell- 
schaftliche Transformation verstanden. 
„Das Recht auf Stadt ist nicht einfach nur 
das Recht aufZugangzu etwas, was bereits 
existiert, sondern das Recht, die Stadt nach 
unseren Herzenswünschen zu verändern“, 
wie David Harvey (2003: 939) es auf den 
Punkt bringt. Im „Intercultural Cities 
Programme“ wird das „Recht auf Stadt“ 
dagegen vor allem als Recht auf politische 
Partizipation und Teilhabe an (formal-) 
demokratischen Prozessen verstanden. 
Margit Mayer hat diese Art der Umdeu- 
tung des „Recht auf Stadt“ als Entpoliti- 
sierung kritisiert. Denn die Verbindung 
zwischen Fragen von Politik und Demo- 
kratie einerseits und einer „Kritik der po- 
litischen Ökonomie“ andererseits, wie sie 
bei Lefebvre zentral ist, wird tendenziell 
aufgelöst. In der Folge wird ausgeblendet, 
„dass eine grundlegende Demokratisierung 
der Stadt immer auch über einen Kampf 
um Macht vermittelt ist, den man kaum 
den lokalen Regierungen und Verwaltun- 
gen überlassen kann, noch nicht einmal 
sozialdemokratischen“ (Mayer 2011: 67). 
Um dem „Intercultural Cities Programme“ 
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gerecht zu werden, gilt es allerdings fest- 
zustellen, dass die Bedeutung politischer 
Kämpfe für die Herausbildung sozialer 
Rechte und Sicherungssysteme hier durch- 
aus anerkannt wird - die Konsequenz 
daraus, Bewegungsakteuren eine aktive 
Rolle bei der Entwicklung von stadtpoli- 
tischen Maßnahmen zuzugestehen, wird 
jedoch bestenfalls mit Vorsicht gezogen. 
Immerhin geht das ICC-Programm aber 
einen Schritt weiter als andere „Recht auf 
Stadt“ Chartas, die allein auf die Selbst- 
verpflichtung formalpolitischer Akteure 
zum „guten Regieren“ bzw. auf Formen von 
„Good Governance“ abstellen. 


Vielfalt der urbanen Eliten 


Dennoch muss es irritieren, dass die neo- 
liberale Umverteilungspolitik „von unten 
nach oben“ im ICC-Programm als Problem 
benannt wird, ohne den Widerspruch zwi- 
schen Sparpolitik einerseits und Fragen 
sozialer Teilhabe andererseits auszubuch- 
stabieren. Denn schon die Einführungvon 
„good policies“ kostet Geld - und das wird 
in der unternehmerischen Stadt tendenzi- 
ell cher in die Wirtschaftsförderung statt 
in Sozialpolitik gesteckt (Harvey 1989). 
Doch damit Antidiskriminierungsmaß- 
nahmen und kommunale Ausweispro- 
gramme ihre Wirkung erzielen können, 
müssen neue Richtlinien und Gesetze in 
den Verwaltungen implementiert und 
Strategien zu ihrer Umsetzung entwickelt 
werden. Umsonst gibt es das nicht. Denn 
es gilt, Personal in den Verwaltungen zu 
verstärken, Mitarbeiter*innen zu schulen, 
Beratungsstellen für Betroffene einzurich- 
ten, Gesetzestexte und Informationen in 
unterschiedliche Sprachen zu übersetzen 
und Partnerschaften mit zivilgesellschaft- 
lichen Organisationen aufzubauen. New 
York City beispielsweise lässt sich den 
oben bereits erwähnten Stadtausweis 
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im Haushaltsjahr 2018 immerhin 18,8 
Millionen US-Dollar kosten. In der US- 


amerikanischen Metropole steht nun allen 
Menschen, die ihre Identität und einen 
Wohnsitz in New York City nachweisen 
können, ein offizieller kommunaler Aus- 
weis zu. Der Aufenthaltsstatus spielt da- 
bei keine Rolle und wird auf dem Ausweis 
auch nicht vermerkt. Das Dokument wird 
von öffentlichen Verwaltungen, Schulen, 
Universitäten, privaten Unternehmen und 
der Polizei von New York City akzeptiert. 
Besonders für die 500.000 Sans-Papiers 
in der Stadt, die keinen regulären Aufent- 
haltsstatus besitzen, aber auch für andere 
marginalisierte Gruppen, wird damit mehr 
Sicherheit im Alltag geschaffen und der 
Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen 
und Ressourcen gestärkt. Finanziell wäre 
so ein Projekt für Städte wie Hamburg, 
Kopenhagen oder London durchaus zu 
stemmen. Doch Städte in südeuropäischen 
Ländern, die seit der Finanzkrise massiv 
von der europäischen Austeritätspolitik be- 
troffen sind - und zugleich besonders viele 
Geflüchtete zu versorgen haben -, würde 
die Finanzierungssolcher Programme wohl 
vor nur schwer lösbare Herausforderungen 
stellen. Ein europäisches Städteprogramm 
wie das ICC müsste diesen Widerspruch 
eigentlich explizit herausstellen. 

Und damit ist man noch nicht einmal 
bei der Frage „substantieller Teilhabe“ im 
Sinne Marshalls angelangt. Diese ist ohne 
eine weitergehende soziale Absicherung 
und eine materielle Dimension der Aner- 
kennung nicht zu haben. Denn Stadtbür- 
gerschaft macht sich eben nicht „nur“ an 


6 Siehe den vorläufigen Finanzbericht von 
New York City für 2018: http://council. 
nyc.gov/budget/wp-content/uploads/ 
sites/54/2017/03/002-MOIA.pdf (Zu- 
griff am 26.1.2018) 


Stadtbürgerschaft „Light“ 


Fragen von rassistischer oder genderbasier- 
ter Diskriminierungfest. Sie umfasst auch 
das Recht auf Bildung, auf Mobilität, auf 
den Zugang zum Gesundheitssystem und 
das Recht aufbezahlbaren Wohnraum. So 
müssen inzwischen rund 40 Prozent der 
Haushalte in Deutschlands Großstädten 
mehr als 30 Prozent ihres Nettoeinkom- 
mens ausgeben, um ihre (Bruttokalt-)Miete 
zu bezahlen, wie eine aktuelle Studie der 
HU Berlin und der Universität Frankfurt 
am Main zeigt (Holm u.a. 2017). Das ent- 
spricht rund 5,6 Millionen Haushalten, in 
denen etwa 8,6 Millionen Menschen leben. 
Etwa 1,3 Millionen Großstadt-Haushalte 
haben nach Abzug der Mietzahlung nur 
noch ein Resteinkommen, das unterhalb 
der Hartz-IV-Regelsätze liegt. Was helfen 
die schönsten Maßnahmen zur Förderung 
des interkulturellen Dialogs, wenn sich ein 
großer Teil der „ach-so-diversen“ Stadtbe- 
völkerung das Leben in der Stadtam Ende 
gar nicht mehr leisten kann? Diversität 
wird dann zur Vielfalt der urbanen Eliten. 


Stadt und Grenze 


Speziell aufdem Feld der Migrationspolitik 
müssten sich Politiken der Stadtbürger- 
schaft schließlich viel offensiver gegen die 
restriktiven nationalen und europäischen 
Migrationskontrollen wenden. Denn die 
Logik der „Festung Europa“ wurde in 
den vergangenen zwei Jahrzehnten tief 
in den städtischen Alltag ausgedehnt. 
Europa ist buchstäblich zu einem riesigen 
Grenzraum geworden (Lebuhn 2013). 
In England etwa verpflichtet der 2014 
erlassene „Immigration Act“ private 
Vermieter*innen, den Aufenthaltsstatus 
ihrer Mieter*innen zu überprüfen. Die 
Haus- und Wohnungseigentümer*innen 
tragen nun „Verantwortung dafür, den 
Zugang illegaler Einwanderer zum pri- 
vaten Wohnungsmarkt einzuschränken“, 
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wie das Gesetz es formuliert. Die britische 
Regierung hat dafür eigens ein Handbuch 
für Vermieter*innen herausgegeben, in 
dem die Überprüfungdes Visums und der 
Ausweispapiere Schritt für Schritt erklärt 
wird. Ähnlich repressive Regelungen gibt 
es auch in anderen europäischen Ländern, 
so etwain Italien durch Gesetze aus den 
Jahren 2002 und 2009. 

In Deutschland gilt seit 2005 die soge- 
nannte Übermittlungspflicht ($87 Auf 
enthaltsG). Sie verpflichtet „öffentliche 
Stellen“ dazu, die zuständige Ausländerbe- 
hörde unverzüglich zu unterrichten, wenn 
sie „im Zusammenhang mit der Erfüllung 
ihrer Aufgaben Kenntnis von [...] dem 
Aufenthalt eines Ausländers [erlangen], 
der keinen erforderlichen Aufenthaltsti- 
tel besitzt und dessen Abschiebung nicht 
ausgesetzt ist, dem Verstoß gegen eine 
räumliche Beschränkung, die [unzulässige] 
Inanspruchnahme oder Beantragung von 
Sozialleistungen [...] oder sonstigen Aus- 
weisungsgrund.“ Im Klartext: Die Grenz- 
kontrollen werden an alle Orte ausgedehnt, 
an denen eszum alltäglichen Kontakt zwi- 
schen Migrant*innen und dem „lokalen 
Staat“ kommt. Das Ergebnis der behördli- 
chen Vernetzung und Datenübermittlung 
ist perfide: Menschen ohne regulären oder 
mit nur prekärem Aufenthaltsstatus wer- 
den an ihrem Wohnort in vielerlei Hinsicht 
unmittelbar von der gesellschaftlichen 
Teilhabe ausgeschlossen. Denn ohne den 
Gang zur Behörde oder zum Amt steht 
man in Deutschland schnell im Abseits. 
Vor allem die sogenannte Meldebescheini- 
gungist Voraussetzung für die Inanspruch- 
nahme vieler öffentlicher und privater Leis- 
tungen. Schon für den Bibliotheksausweis 
oder eine Mitgliedschaft beim Videoverleih 
muss man in aller Regel einen amtlichen 
Nachweis des Wohnsitzes vorlegen. Auch 
für die Eröffnung eines Bankkontos be- 
nötigt man eine Meldebescheinigung. 
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Arzt- und Krankenhausbehandlungen 
oder der Schulbesuch der eigenen Kinder 
werden zum Problem. 

Linke Kommunalpolitiker*innen (und 
ihre europäischen Berater*innen), die sich 
das Thema Stadtbürgerschaft auf die Fah- 
nen schreiben, täten gut daran solche „De- 
nunziationsgesetze“ aktiv zu unterlaufen. 
Die US-amerikanischen und kanadischen 
Städte, die mit ihren sanctuary-city-Rege- 
lungen oft als Vorbild gelten, haben genau 
das schon seit langem verstanden und Stra- 
tegien wie „don't ask, don't tell“ entwickelt: 
Eine Kommunalverwaltung (oder eine 
Bibliothek oder eine Universität etc.), die 
ihre „Kunden“ - wie es in der New Public 
Management Sprache ja jetzt heißt - nicht 
nach dem Aufenthaltsstatus fragt, kann der 
Ausländerbehörde auch nichts übermitteln. 
Doch Regelungen dieser Art findet man in 
den einschlägigen Programmen hierzulande 
leider nicht. Oder, wie eine Mitarbeiterin 
der Landesantidiskriminierungsstelle in 
Berlin es in einem persönlichen Gespräch 
ausdrückte: „Gegen gesetzlich vorgeschrie- 
bene Diskriminierung können wir leider 
nichts unternehmen“ 


Fazit 


Vor dem Hintergrund der repressiven 
Migrationspolitik in vielen europäischen 
Ländern und dem Erstarken autoritär-po- 
pulistischer Bewegungen ist esohne Frage 
als positiv einzuschätzen, dass stadtpoli- 
tische Programme wie das „Intercultural 
Cities Programme“ sich an aktivistischen 
Diskursen orientieren und auf Debatten 
wie die um Stadtbürgerschaft oder das 
„Recht auf Stadt“ bezichen. Alles spricht 
dafür - und nichts dagegen -, den Schutz 
der Menschenrechte auch und gerade auf 
lokaler Ebene zu stärken, Antidiskrimi- 
nierungspolitiken und Maßnahmen zur 


Gendergleichberechtigung stadtpolitisch 
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durchzusetzen. Ebenso kann von Program- 
men wie dem ICC kaum erwartet werden, 
dass sie Antworten aufalle städtischen Pro- 
bleme wie Wohnen, Bildungund Gesund- 
heit zugleich formulieren. Dennoch giltes, 
die Ambivalenzen zu verstehen, die diesen 
Programmen oftmals innewohnen. Kriti- 
sche Konzepte werden weichgespült und 
die Widersprüche zu einem hegemonialen 
Verständnis von europäisch-neoliberaler 
Bürgerschaft aus den aktivistischen und 
wissenschaftlichen Debatten tendenziell 
entfernt. Die Bedeutung von Citizenship 
verschiebt sich tendenziell vom Recht auf‘ 
Teilhabe zum Recht auf Differenz. Das 
Verhältnis zu Migrant*innen bleibt dabei 
freilich instrumentell. All zu oft werden 
sie zum weichen Standortfaktor degra- 
diert. Migration wird entpathologisiert, 
erscheint nun aber als ökonomische Res- 
source im Wettbewerb der Städte gegen- 
einander. Die Unterscheidung zwischen 
nützlichen und unnützlichen, erwünsch- 
ten und unerwünschten Migrant*innen ist 
dann, böse gesagt, nur noch der nächste 
logische Schritt. Politiken der Stadtbürger- 
schaft - und seien sie im Kern auch „nur“ 
sozialdemokratisch - sehen anders aus. 


Literatur 


Council of Europe (2017): Intercultural Cit- 
ies. Bridging the equality, diversity and in- 
clusion agenda. URL: https://rm.coe.int/ 
intereultural-cities-bridging-the-equality- 
diversity-and-inclusion-age/1680766bd8, 
Zugriff: 22.1.2018. 

Dyk, Silke van/Misbach, Elene (2016): Zur poli- 
tischen Ökonomie des Helfens Flüchtling- 
spolitik und Engagement im flexiblen Kapi- 
talismus. In: PROKLA 46(2): 205-227. 

Garcia, Marisol (2006): Citizenship Practices 
and Urban Governance in European Cities. 
In: Urban Studies 43(4): 745-765. 

Harvey, David (1989): From Managerialism 


to Entrepreneurialism: Ihe Tranformation 


Stadtbürgerschaft „Light“ 


in Urban Governance in Late Capitalism. 
In: Geografiska Annaler, Series B, Human 
Geography 71(1): 3-18. 

- (2003): The Right to the City. In: Internatio- 
nal Journal of Urban and Regional Research 
27(4): 939-941. 

Hess, Sabine/Lebuhn, Henrik (2014): Politiken 
der Bürgerschaft. Migration, Stadt, Citizen- 
ship. In: sub/urban 2(3): 11-34 

Holm, Andrej (2014): Das Recht auf die Stadt 
in umkämpften Räumen. Zur gesellschaft- 
lichen Reichweite lokaler Proteste. In: Ges- 
tring, Norbert/Ruhne, Renate/Wehrheim, 
Jan (Hg.): Stadt und soziale Bewegung. Wies- 
baden: 43-62. 

-/Junker, Stephan/Lebuhn, Henrik/Neitzel, 
Kevin (2017): Wohnverhältnisse in Deutsch- 
land - eine Analyse der sozialen Lage in 77 
Großstädten. Bericht aus dem Forschungs- 
projekt „Sozialer Wohnversorgungsbedarf“. 
Berlin-Düsseldorf. URL: www.boeckler. 
de/11145.htm?projekt=2016-299-4, Zu- 
griff: 28.1.2018. 

Holston, James/Appadurai, Arjun (1999): 
Cities and Citizenship. In: Holston, James 


Jens:Grandt 


Karl Marx Friedrich Engels 
— neu ediert und neu erschlossen 


Rezensionen und 
Reflexionen 


WWW.DAMPFBOOT-VERLAG.DE 


333 


(Hg.): Cities and Citizenship, Durham- 
London: 1-18. 

Lebuhn, Henrik (2016): „Ich bin New York“ - 
Bilanz des Kommunalen Personalausweises 
in New York City. In: Zeitschrift Luxem- 
burg, Nr. 3: 114-119. 

- (2013): Local Border Practices and Urban 
Citizenship in Europe: Exploring Urban Bor- 
derlands. In: CITY. Analysisof Urban Trends, 
Culture, Theory, Policy, Action 17(1): 37-51. 

Marshall, Thomas Humphrey (1950): Cizizenship 
and social class and other essays. Cambridge. 

Mayer, Margit (2011): Recht auf die Stadt- 
Bewegungen in historisch und räumlich 
vergleichender Perspektive. In: Gebhart, 
Dirk/Holm, Andrej (Hg.): Initiativen für 
ein Recht auf Stadt,. Hamburg: 53-78. 

Rodatz, Mathias (2014): Migration ist in dieser 
Stadt eine Tatsache. Urban politics of citi- 
zenship in der neoliberalen Stadt. In: sb/ 
urban. 2(3): 35-58. 

Scherr, Albert/Hofmann, Rebecca (2016): 
Sanctuary Cities: Eine Perspektive für die 
deutsche Kommunalpolitik? In: Kritische 
Justiz 49(1): 86-97. 


VERLAG WESTFÄLISCHES DAMPFBOOT 


Jens Grandt hat die Neuedition der Werke 
von Marx und Engels in der MEGA begleitet, 
stellt mit verbindenden Texten die Bände 
und Artikel in den Zeithorizont ihres Entste- 
hens und eröffnet mit kleinen Essays neue 
Einblicke. 


Jens Grandt 
Karl Marx, Friedrich Engels - 
neu ediert und neu erschlossen 


Rezensionen und Reflexionen 
2018 - 242 Seiten - 25,00 € 
ISBN 978-3-89691-287-9 


Philipp Mattern 


Droht ein neuer Substandard? Oder: Was passiert, wenn der 
Wohnungsmangel nicht behoben wird? 


Die neue Wohnungsfrage wird sich in den 
kommenden Jahren ganz wesentlich als 
eine Frage nach den Standards des Woh- 
nens stellen. Während in den Großstädten 
die Wohnungsnot zu einem Massenphä- 
nomen wird, fehlt es an einer aktiven 
Wohnungspolitik, die eine Erhöhung des 
Angebots an bezahlbarem Wohnraum be- 
wirkt. Im Zusammenspiel von neoliberaler 
Sozialstaatlichkeit und privatwirtschaft- 
licher Initiative droht sich vor diesem 
Hintergrund ein neuer Substandard zu 
etablieren. Erste Vorboten sind etwa bei der 
Unterbringung von Geflüchteten oder Stu- 
dierenden zu beobachten. Die an den Rän- 
dern des Wohnungsmarktes entstehenden 
Modelle werden sich aufbreitere Schichten 
der Bevölkerung ausdehnen und den uns 
bekannten Standard normalen Wohnens 
zur Disposition stellen. 


Seit einem guten Jahrzehnt verzeichnen 
die deutschen Großstädte und Ballungs- 
zentren enorme Bevölkerungszuwächse: 
„Zwischen 2010 und 2015 sind die 78 
Großstädte in Deutschland um mehr als 
1,2 Millionen Einwohner beziehungsweise 
um 4,9 Prozent gewachsen. Allein die 
sieben größten deutschen Städte gewan- 
nen innerhalb von fünf Jahren mehr als 
600.000 neue Einwohner. Das entspricht 
einem Plus von 6,6 Prozent“ (BBSR 2017a; 
vgl. auch Adam 2017). Der stark steigen- 
den Nachfrage nach großstädtischem 


Wohnraum steht eine unzureichende 


Angebotserhöhung gegenüber. Seit Ende 
der 1990er Jahre sind die Baufertigstellun- 
gen in der Bundesrepublik stark rückläu- 
fig, vor allem im Geschosswohnungsbau 
(vgl. Bundesregierung 2017b: 57 f.). Die 
Zahl der dort errichteten Wohneinheiten 
lag über einen Zeitraum von anderthalb 
Jahrzehnten zum Teil weit hinter derje- 
nigen im Ein- und Zweifamilienhausbau. 
Erst 2015 kehrte sich dieses Verhältnis 
nach vielen Jahren wieder um, allerdings 
auf insgesamt zu niedrigem Niveau (vgl. 
ebd.: 59). Neuere Prognosen gehen von 
einem angehäuften Fehlbestand von fast 
einer Million Wohnungen und einem 
jährlichen Neubaubedarf von 400.000 
Wohneinheiten aus (vgl. Pestel Institut 
2015). Gebaut wurde in den letzten Jahren 
im bundesweiten Schnitt nicht viel mehr 
als die Hälfte (vgl. Prognos 2017). Zieht 
man ferner in Betracht, dass auch Häuser 
abgerissen oder Mietwohnungen in Eigen- 
tum oder Gewerbe umgenutzt werden, so 
wird klar, dass diese Bautätigkeit für die 
großstädtischen Mietwohnungsmärkte 
über einen langen Zeitraum nicht viel 
mehrals eine bestandserhaltende Funktion 
hatte. Trotz der im europäischen Vergleich 
insgesamt gestiegenen Bautätigkeit mit 
einem vergleichsweise hohen Anteil im 
Wohnungsbau finden keine ausreichenden 
Investitionen in die günstigen und mittle- 
ren Segmente des Mietwohnungsmarkts 


statt (vgl. Belina in diesem Heft). 
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Droht ein neuer Substandard? 


Die neue Wohnungsnot als 
Massenphänomen 


Aufden großstädtischen Wohnungsmärk- 
ten hat sich ein eklatantes Missverhältnis 
zwischen Angebot und Nachfrage nach 
Wohnraum eingestellt. Es mangelt aber 
nicht an irgendwelchen Wohnungen, 
sondern vorrangig an kleinen und mittel- 
großen Mietwohnungen im unteren und 
mittleren Preissegment. Die Versorgungs- 
engpässe betreffen heute nicht mehr nur 
die Millionen- und einige Universitäts- 
städte, sondern sie haben eine Vielzahl der 
groß- und mittelstädtischen Zentren und 
Ballungsräume erfasst (vgl. Adam 2017; 
BBSR 2017a). Und es sind beileibe nicht 
nur die Armen, die keine bezahlbare Woh- 
nungmehr finden können. „Was man heute 
unter Wohnungsnot versteht,“ schrieb En- 
gels in seiner Wohnungsfrage, „ist die eigen- 
tümliche Verschärfung, die die schlechten 
Wohnungsverhältnisse der Arbeiter durch 
den plötzlichen Andrangder Bevölkerung 
nach den großen Städten erlitten haben; 
eine kolossale Steigerung der Mierpreise, 
eine noch verstärkte Zusammendrängung 
der Bewohner in den einzelnen Häusern, 
für einige die Unmöglichkeit, überhaupt 
ein Unterkommen zu finden. Und diese 
Wohnungsnot macht nur soviel von sich 
reden, weil sie sich nicht auf die Arbei- 
terklasse beschränkt, sondern auch das 
Kleinbürgertum mit betroffen hat“ (Engels 
1973, MEW 18: 213 £.). 

Etwas Ähnliches erleben wir heute. Der 
Begriff einer zeuen Wohnungsnot macht 
von sich reden und auch heute trifft das Pro- 
blem nicht nur die unteren Schichten der 
Bevölkerung oder die sogenannten Rand- 
gruppen, die - das darfnicht verschwiegen 
werden - bereitsin vergangenen Zeiten un- 
ter bisweilen prekären Wohnverhältnissen 
lebten und einen schwierigen Zugang zum 
Wohnungsmarkt hatten. Sondern diese 
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neue Wohnungsnot erstreckt sich auf 
große Teile der besser situierten Lohnab- 
hängigen bis weit hinein in die mittleren 
Einkommensgruppen und bis hin zu den 
Gruppen, die man das Kleinbürgertum 
nennen könnte. So war es gerade die 
Wohnungsnot der Studierenden, die das 
Thema vor einigen Jahren erstmals nach- 
haltig in die Schlagzeilen brachte. Diese 
Wohnungsnot liegt sicherlich in der ho- 
hen Mobilität und damit Fluktuationsrate 
dieser Gruppe begründet, die sie besonders 
anfällig für die unmittelbaren Folgen von 
Wohnungsmarktdynamiken macht. Die 
Engpässe bei der Wohnungsversorgung 
musste schließlich auch die Politik offen 
eingestehen.! Bereits im Bundestagswahl- 
kampf 2013 wurde das sich abzeichnende 
Desaster zu einem bestimmenden Thema 
(vgl. etwa Gedaschko 2013 sowie die Wahl- 
programme der Parteien), seitdem ist esvon 
einer hohen medialen Aufmerksamkeit be- 
gleitet. Man kennt heute zur Genüge all 
die Reportagen und Dokumentationen 
über Krankenschwestern und kleine Poli- 
zeibeamte, die keine bezahlbare Wohnung 
mehr finden oder extrem lange Pendelwege 
in Kauf nehmen müssen. Es handelt sich 
bei ihnen nicht um Außenseiter/innen. 
Solche Protagonist/innen werden nicht 
zufälliggewählt, sondern weil sie sich recht 
einfach als sinnbildliche Vertreter/innen 
der sogenannten breiten und tragenden 
Schichten dieser Gesellschaft reklamieren 


1 So erkennt auch die Bundesregierung 
inzwischen an, dass die dramatisch stei- 
gende Wohnungslosigkeit nicht nur auf 
individuelle Schicksalsschläge zurückzu- 
führen ist, sondern strukturelle Ursachen 
hat: „... regional oder lokal zum Teil stark 
steigende Mietkosten aufgrund fehlen- 
den Wohnraums vor allem im Bereich 
kleiner Wohnungen“ (Bundesregierung 


2017b: 50). 
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lassen. Die neue Wohnungsnot, so stellt 
man heute fest, ist ein Massenphänomen. 

Die aus dem Missverhältnis zwischen 
Angebot und Nachfrage nach Mietwoh- 
nungen resultierende Marktenge ist der 
wesentliche Grund für die in den letzten 
Jahren rasant gestiegenen Mieten (vgl. Bun- 
desregierung 2017b). Seit 2007 legten die 
Angebotsmieten in den Metropolkernen 
stark zu und seit 2011 auch in allen anderen 
deutschen Städten (vgl. ebd.: 50 ff.). Wer- 
den Wohnungen heute neu vermietet, so 
übersteigt die am Markt realisierbare Neu- 
vertragsmiete mitunter das Doppelte und 
mehr der ortsüblichen Bestandsmieten. Der 
neue Wohnungsmangel wird nicht nur bei 
der unmittelbaren Wohnungssuche spür- 
bar, sondern die entstehende Ertragslücke 
übt einen enormen Druck aufdie Bestands- 
mieten aus. Diese Ertragslücke ist es, die 
neben den seit der Finanzkrise geänderten 
Anlagestrategien - bekannt unter der De- 
vise „Grundbuch statt Sparbuch“ oder auch 
„Flucht ins Betongold“ - den wesentlichen 
Faktor für die in den letzten Jahren stark 
angezogenen Immobilienpreise (vgl. ebd.: 
53ff.) darstellt, wobei die Antizipation auch 
zukünftigsteigender Erträge das spekulative 
Element der Preisgestaltung ausmacht. Die 
Spekulation mit Wohnungen gedeiht erst 
auf der Grundlage dieser Enge des Woh- 
nungsmarkts - und nicht etwa umgekehrt. 

Das alles führt zu der paradox wirken- 
den Situation, dass trotz einer äußersten 
Knappheit, frei verhandelbaren Markt- 
mieten im Neubau und real steigenden 
Erträgen bei aufrechten Mietverhältnis- 
sen keine annähernd ausreichende Ange- 
botserhöhung stattfindet. Schuld daran 
sind keine dem Markt gesetzten Grenzen, 
sondern es sind die Mechanismen der 
Marktwirtschaft selbst, die eine adäquate 
Angebotserhöhung verhindern. Es liegt 
an den Eigenarten der Ware Wohnraum, 


dass sich dieses Ungleichgewicht auf 
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marktwirtschaftlichem Wege und ohne 
den massiven Einsatz öffentlicher Mittel 
nicht ausgleichen lässt - zumindest nicht 
auf dem Standard des Wohnens, den wir 
heute kennen und als normal voraussetzen. 


Die Notwendigkeit öffentlicher 
Investitionen - und die Folgen 
ihres Ausbleibens 


Bei einem Wohnhaus handelt es sich um 
ein Investitionsgut mit schr hohen An- 
schaffungskosten und sehr langer Lebens- 
dauer (vgl. Riessland 2014: 23). In einer 
viel beachteten Beispielrechnungfür einen 
Geschosswohnungsbau kam die Arbeits- 
gemeinschaft zeitgemäßes Bauen Kiel be- 
reits 2014 aufErrichtungskosten inklusive 
Grundstück von gut 3.000 Euro/m? (vgl. 
Walberg u.a. 2014). Auf dieser Grundlage 
wiederum kalkulierte etwa das Pestel In- 
stitut aus Hannover (2015) in einer eben- 
falls viel zitierten Studie unter Beachtung 
gängiger Investitions- und Finanzierungs- 
modelle eine freifinanzierte Einstiegsmiete 
von knapp über 10 Euro/m? nettokalt. Der 
Neubau von Wohnungen ist ausgesprochen 
teuer — zumindest wenn man ihn ins Ver- 
hältnis zu der Zahlungskraft einer Vielzahl 
der Privathaushalte setzt. Die in den letzten 
Jahren immer wieder aufgekommenen Dis- 
kussionen um steigende Grundstückskos- 
ten und überhöhte Bauanforderungen als 
Preistreiber (vgl. BBSR 2017b; Bundesar- 
chitektenkammer 2016) sind vom Ansatz 
her nicht unschlüssig und durchaus ernst 
zu nehmen, nur können auch sie nicht über 
das eigentliche Problem hinweg täuschen: 
die gegebene Einkommens- und Vermö- 
gensverteilungdieser Gesellschaft. Der ent- 
scheidende Punkt ist, welche wirtschaftli- 
che Nachfrage der existierende Bedarf an 
Wohnraum auslöst. Berücksichtigt man 
die verfügbaren Haushaltseinkommen, 
so zeigt sich, dass der private Markt den 


Droht ein neuer Substandard? 


erhöhten Bedarfan Wohnraum überhaupt 
nicht decken kann, da sich bei üblichen 
Investitionsmodellen und -zeiträumen im 
freifinanzierten Wohnungsbau zwangsläu- 
fig eine Einstiegsmiete ergibt, die die Zah- 
lungskraft eines großen Teils der Haushalte 
übersteigt (vgl. Riessland 2014: 23). Anders 
formuliert: Wer in der Lage ist, sich diese 
Einstiegsmiete zu leisten, müsste auch in 
der Lage sein, über einen üblichen Til- 
gungszeitraum von rund 25 Jahren Wohn- 
eigentum bilden zu können. Erkennt man 
an, dass aufgrund der gegebenen Einkom- 
mens-und Vermögensverteilungein großer 
Teil der Haushalte nicht in der Lage ist, 
großstädtisches Wohneigentum zu erwer- 
ben, dann ist damit auch gesagt, dass sich 
dieser Teil der Bevölkerungkeine Miete im 
freifinanzierten Neubau leisten kann (vgl. 
ebd.). Hierin zeigt sich in aller Härte ein 
Grundwiderspruch der Marktwirtschaft: 
Der Markt reagiert nicht aufeinen objekti- 
ven Bedarf, sondern nur aufzahlungskräf- 
tige Nachfrage. Bildet sich der Bedarfnnicht 
in einer zahlungskräftigen Nachfrage ab, 
reagiert der Markt schlichtweg nicht. Ge- 
nau das können wir beim (ausbleibenden) 
Wohnungsbau beobachten. Eshandelt sich 
bei den nicht bzw. nicht ausreichend zah- 
lungskräftigen Haushalten wohlgemerkt 
nicht allein um Randgruppen, sondern 
um breite Schichten der Bevölkerung, wie 
ein Vergleich aktueller Einstiegsmieten im 
freifinanzierten Neubau bei üblichen Woh- 
nungsgrößen mit den verfügbaren Netto- 
einkommen zeigt (vgl. BMAS 2017; Pestel 
Institut 2015; Statistisches Bundesamt 
2018). Hieraus erklärt sich die zwingende 
Notwendigkeit öffentlicher Investitionen 
für ausreichenden und bedarfsgerechten 
Wohnungsbau. Ohne diese Investitionen 
führt die erhöhte Nachfrage zwar zu stei- 
genden Mieten, nicht aber zu einer nen- 
nenswerten Angebotserhöhung. Selbst 
unter den heute günstigsten denkbaren 


337 


Bedingungen sind für breite Schichten der 
Bevölkerung bezahlbare Einstiegsmieten 
im freifinanzierten Neubau zu gängigen 
Standards nicht realisierbar. 

Um dieses Problem zu lösen haben sich 
in Deutschland historisch zwei Wege der 
öffentlichen Investitionssteuerung heraus- 
gebildet. Neben der vor allem im klein- und 
vorstädtischen sowie ländlichen Raum 
wirksamen Eigenheimförderung war dies 
die Objektförderung im Rahmen des sozi- 
alen Wohnungsbaus, mit der in den großen 
Städten die Errichtung von Mietwohnun- 
gen subventioniert wurde. Auch wenn diese 
Objektförderung keineswegs fehlerfrei war, 
so entfaltete sie doch ihre Wirkung und 
konnte über einen langen Zeitraum in der 
Bundesrepublik und West-Berlin eine zah- 
lenmäßig hohe Bautätigkeit sicherstellen. 
Der soziale Wohnungsbau wurde sukzessive 
abgebaut und mit dem Gesetz über die so- 
ziale Wohnraumförderung (WoFG) unter 
der rot-grünen Bundesregierung zum Jahr 
2002 faktisch abgeschafft. Mit der Födera- 
lismusreform 2006 wurde schließlich die 
soziale Wohnraumförderung in die allei- 
nige Kompetenz der Länder übertragen, 
die ihrer Verantwortung bisher aber nur 
schr ungenügend nachkommen (vgl. Bun- 
desregierung 2017a). Die Abwertung der 
Objektförderunggingmit einer deutlichen 
Aufwertung der Subjektförderung einher, 
also der wirtschaftlichen Stärkungder nach- 
fragenden Haushalte, erwa im Rahmen der 
Kosten der Unterkunft und des Wohngelds. 
Statt den Bau leistbarer Wohnungen zu för- 
dern, werden steigende Mieten mit öffent- 
lichen Mitteln bezuschusst. Heute gibt die 
öffentliche Hand in Deutschland über alle 
vier Bereiche (WoGG, SGB II, SGB XII 
und AsylbLG) knapp 18 Milliarden Euro 
jährlich dafür aus (vgl. Bundesregierung 
2017b: 116). Die Subjektförderung hat 
keinerlei angebotserhöhende Wirkung, 


sie zielt einzig darauf ab, Haushalten mit 
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schwacher Zahlungskraft ein Überleben 
angesichts der heutigen Mietpreise zu 
ermöglichen. Das ist leider nötig, löst 
das Problem des Wohnungsmangels aber 
nicht. Diese Entwicklungen markieren ei- 
nen tiefgreifenden Paradigmenwechsel in 
der deutschen Wohnungspolitik. Sie folgen 
von ihrem Ansatz her einem Wandel des 
Sozialstaats, der sich gerade im Bereich 
der Wohnungsversorgung im Anschluss 
an Harloe (1995) sehr passend als Resi- 
dualisierung bezeichnen lässt.” Der Fokus 
seines Engagements liegt nicht mehr aufder 
Versorgung breiterer Bevölkerungsschich- 
ten mit öffentlichen Gütern, sondern auf 
der Betreuung besonderer Bedarfs- und 
Zielgruppen, er zielt nicht auf die Breite, 
sondern auf die Ränder der Gesellschaft ab. 

Im Zuge dieser Transformation gab der 
Staat „faktisch seine Rolle als Anbieter auf 
dem Wohnungsmarkt beziehungsweise als 
Unterstützer der Angebotsseite auf“ (Egner 
2014). Nicht zuletzt wurden hierbei landes- 
eigene und kommunale Bestände vielerorts 
in großem Umfang privatisiert. Der poli- 
tisch gewollte Rückzug des Staates aus der 
Wohnungsversorgung ist der eigentliche 
Grund für die neue Wohnungskrise und 
ihr gigantisches Ausmaß. Nachhaltigwur- 
den beinahe sämtliche Instrumente aus der 
Hand gegeben, die notwendig wären, um 


2 Harloe unterscheidet zwei Modelle der 
Wohnungspolitik: „residual“ und „mass“ 
(1995: 523). „Ihe residual model of so- 
cial housing provision involves small-scale 
building programmes, targeted on the 
poor (...). Residual social housing tends 
to be a more or less stigmatized form of 
provision which accommodates politi- 
cally, socially and economically marginal- 
ized groups“ (ebd.). The mass model „has 
involved large-scale programms of social 
rented housing, much less closely targeted 


on the poor“ (ebd.). 
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angemessen auf Entwicklungen reagieren 
zu können, wie sie sich seiteinem Jahrzehnt 
in den deutschen Großstädten abspielen. 
Eine politische Lösungder Wohnungskrise 
scheint auf dieser Grundlage nicht mehr 
möglich. Aber was passiert stattdessen? 
Auch wenn die Schaffung des dringend 
benötigten Wohnraums unter freifinan- 
zierten Bedingungen zu teuer istund daher 
marktwirtschaftlich nicht erfolgen wird, 
istein Dach über dem Kopfunentbehrlich. 
Im Gegensatz zu anderen hochpreisigen 
Konsum- oder Luxusgütern lässt sich auf 
eine Wohnungnicht verzichten. Irgendwo 
müssen die Menschen schließlich wohnen, 
auch diejenigen, die sich am Markt nicht 
mehr ausreichend versorgen können. 


Flüchtlingsunterbringung als 
Türöffner 


Die Lage spitzte sich abermals zu, als ab 
dem Jahr 2015 eine höhere Zahl von Ge- 
flüchteten in die Bundesrepublik kam. Der 
vermehrte Zuzug verschärfte ohne Frage 
das Problem des Wohnungsmangels, er war 
aber keineswegs die Ursache dafür. Dieser 
Zusammenhang muss immer wieder be- 
tont werden. Bei den großen Schwierigkei- 
ten der Flüchtlingsunterbringunghandelt 
es sich nicht um ein Flüchtlings-, sondern 
um ein Wohnungsmarktproblem, das die 
Mehrheit der Bevölkerung in den Groß- 
städten betrifft. Die reale Situation aufdem 
Wohnungsmarkt muss nicht nur der Aus- 
gangspunkt einer jeden Diskussion über 
die Krise der Flüchtlingsunterbringung 
sein, sondern die dort vorgenommenen 
Lösungsexperimente müssen ebenso als 
Wegweiser für eine mögliche Bearbeitung 
des Wohnungsmangels auch für andere 
Teile der Bevölkerung äußerst ernstge- 
nommen werden. 

Der Staat war gezwungen, die er- 


höhte Zahl von Flüchtlingen irgendwie 
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unterzubringen, da diese Menschen auf- 
grund ihres Status unter seiner Obhut 
standen. Er reagierte auf diese Herausfor- 
derungmit den Mitteln, die ihm blieben - 
und das waren nicht viele. Zu allererst griff 
man zum massiven Ausbau der Notunter- 
bringung während des Asylverfahrens, 
zum anderen versuchte man überstürzt, 
private Wohnflächen zu mobilisieren, die 
man irgendwo in den Städten vermutete. 
Beides rief private Akteure auf den Plan, 
die ein gutes Geschäft mit den satten Tages- 
pauschalen machten. „Wir reden überall 
in Deutschland aktuell nicht mehr über 
die Frage, wie gut ist eine Unterkunft, 
sondern nur noch über die Frage, haben 
wir eine Unterkunft“, mit diesen Worten 
bewertete der damalige Berliner Sozialse- 
nator Mario Czaja (CDU) die Situation im 
Sommer 2015. Die Strategie des Ausbaus 
der Notunterbringung blieb äußerst pre- 
kär und stieß schnell an Grenzen. Zudem 
wurde klar, dass sich das schon bestehende 
Problem des Wohnungsmangels abermals 


3 Mitunter kursierten Geschichten, dass es 
durch eine Bevorzugung von Flüchtlin- 
gen zur Verdrängung „alteingesessener“ 
Obdachloser aus ihren Unterkünften 
komme (vgl. etwa Loy 2016). Diese sind 
mit Vorsicht zu genießen. Fraglos hat sich 
die Flüchtlingsunterbringung zu einem 
florierenden Geschäftsfeld entwickelt 
(vgl. Friedrichs/Malter 2016). Eine sozi- 
alrechtliche Besserstellung von Flüchtlin- 
gen gegenüber Einheimischen gibt es aber 
nicht. Die astronomischen Gewinne sind 
vielmehr der gnadenlosen Überbelegung 
von Zimmern mit ganzen Familien und 
dem nicht seltenen Abrechnungsbetrug 
der Anbieter geschuldet (vgl. Fahrun 
2017). Das soll jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass sich gefährliche 
Konkurrenzsituationen selbst bei diesen 
äußerst prekären Formen des Wohnens zu 
entwickeln drohen. 
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verschärfen würde, wenn nach Abschluss 
der Asylverfahren viele Geflüchtete als 
anerkannte oder geduldete Flüchtlinge 
aus der Erstaufnahme auf die regulären 
Wohnungsmärkte entlassen werden. 
Um diese abermalige und schlagartige 
Erhöhung der nicht zahlungskräftigen 
Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt ab- 
zufangen, griff man in vielen Städten zu 
einer Angebotserhöhung der ganz beson- 
deren Art. Sie kommt einem neuerlichen 
Paradigmenwechsel gleich. In Berlin 
etwa beschloss der Senat die Errichtung 
Modularer Unterkünfte für Flüchtlinge 
(MUFS) für jeweils bis zu 500 Menschen 
an 60 Standorten. Es handelt sich dabei um 
Funktionsbauten, die von Grundriss und 
Bauweise her keineswegs miteinem norma- 
len Wohnhaus vergleichbar sind: dunkle 
und innenliegende Flure, von denen keine 
abgetrennten Wohneinheiten, sondern 
winzige Mehrpersonenzimmer abgehen 
(vgl. Kuebart 2016). Gemeinschaftsküche 
und Sanitäreinrichtungen liegen getrennt 
vom Zimmer auf dem Gang. Die Fassa- 
den sind lieblos, Balkone gibt es nicht. 
Die Standorte sind wahllos und nach rein 
funktionalen Kriterien gewählt. Sie folgen 
keinem städtebaulichen Konzept. Eine 
stadtplanerische Integration in bestehende 
Nachbarschaften findet nicht statt. An ihre 
Stelle tritt die Segregation und Isolation 
einer Bevölkerungsgruppe, die vom nor- 
malen Wohnungsmarkt ausgeschlossen ist 


(vgl. ebd.). 


Weichenstellung für einen neuen 
Substandard 


Das Berliner Beispiel ist kein Einzel- 
fall. Auch in anderen Städten errichtete 
man zahlreiche solcher auf eine langfris- 
tige Nutzung ausgelegte Unterkünfte. 
Sie firmieren etwa unter dem Namen 
Schlichtbauten - so beispielsweise in 
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Essen, Hannover, Ludwigshafen und an- 
deren Orten. Diese Bezeichnung ist nicht 
unpassend, denn tatsächlich wecken diese 
Unterkünfte Erinnerungen an das, was 
man einmal Schlichtbauweise oder Sub- 
standard nannte. Gemeint ist damit die 
ganz bewusste Unterschreitung gängiger 
Flächen- und Ausstattungsstandards so- 
wie architektonischer und städtebaulicher 
Ansprüche,‘ um Unterkünfte für diejeni- 
gen bereitzustellen, die sich am normalen 
Wohnungsmarkt nicht versorgen können. 
In der frühen Bundesrepublik wurde diesin 
großem Umfang praktiziert, um die kriegs- 
bedingte Wohnungsnot zu lindern. Merk- 
male dieser Schlichtbauten im Substandard 
waren zum Beispiel das Fehlen eines Flurs 
hinter der Wohnungstür, schr kleine 
Räume, schlechte Schall- und Wärmeiso- 
lierung sowie gemeinschaftlich genutzte 
Waschgelegenheiten. Dieser Substandard 
galt hierzulande viele Jahrzehnte als über- 
wunden. Bisher ging es bei der Schaffung 
von neuem Wohnraum in der Regel im- 
mer um „normale“ Wohnungen mit den 
heute üblichen Standards. Diese Prämisse 
scheint nun zur Disposition zu stehen. Das 
ist die historische Dimension des Problems: 
Unter dem Handlungsdruck, die Unter- 
bringungskrise bei den Flüchtlingen zu 
beheben, droht die Etablierungeines neuen 
Substandards im Wohnungsbau. Und 
hierbei geht es nicht nur um Flüchtlinge. 
Die Lebensdauer dieser Gebäude soll viele 


4 In diesem Zusammenhang äußerst be- 
denklich ist die im Rahmen des Asylver- 
fahrensbeschleunigungsgesetzes 2015 
vorgenommene Modifizierung des $ 246 
Baugesetzbuch, die - vorerst befristet 
- eine Errichtung von Flüchtlingsunter- 
künften im sogenannten Außenbereich 
erleichtert. Der Zugang zu öffentlicher 
Infrastruktur dürfte hier kaum auf nor- 
malem Niveau zu gewährleisten sein. 
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Jahrzehnte betragen.’ Unverhohlen wird 
damit geworben, dass etwa Studierende, 
Obdachlose oder Geringverdienende dort 
einziehen können, wenn sie nicht mehr für 
Geflüchtete gebraucht werden (vgl. etwa 
SenFin 2018). So bitter es klingt, aber hier 
gehtes um nicht weniger als um die Etablie- 
rung eines neuen sozialen Wohnungsbaus 
unter neoliberalen Vorzeichen, der nicht 
auf eine Massenversorgung mit normalen 
Wohnungen, sondern auf die Abfertigung 
zahlungsschwacher Bevölkerungsgruppen 
zielt. Die Normalisierung dieses Substan- 
dards findet im öffentlichen Diskurs sehr 
offensiv statt. „Das ist ein normales Wohn- 
haus. So sehe ich es zumindest“, diese Auf- 
fassung vertrat sogar der Heimleiter einer 
Berliner Containersiedlung(!) für Geflüch- 
tete im Winter 2015 gegenüber der Presse 
(vgl. Linde 2015). Mit dieser Ansicht ist 
er nicht allein. Der damalige Bezirksbür- 
germeister von Berlin-Pankow, Matthias 
Köhne (SPD), erklärte im Sommer 2016 
anlässlich des Baubeginns von Modulun- 
terkünften: „Das Bezirksamt begrüßt den 
zügigen Neubau von Wohnungen. Wichtig 
ist uns insbesondere, dass die Modularen 
Unterkünfte perspektivisch auch von 
anderen Bevölkerungsgruppen genutzt 
werden sollen und so der Wohnungs- 
markt entlastet wird“ (Bezirksamt Pankow 
2016). Diese Aussage wurde im Februar 
2018 von der Berliner Sozialsenatorin Elke 
Breitenbach (Die LINKE) aktualisiert: 


5 Für die Berliner Modulunterkünfte wird 
die technische Nutzungsdauer im Außen- 
bereich mit mindestens 80 und im Innen- 
bereich mit 50 Jahren angegeben (vgl. LAF 
2018). Die häufigangeführte Möglichkeit 
eines einfachen und schnellen Umbaus in 
normale Wohnungen (vgl. ebd.; SenFin 
2018) erscheint schon alleine angesichts 
der gegebenen Grundtissstruktur äußerst 


fragwürdig (vgl. Kuebart 2016). 
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Die neuen Flüchtlingsunterkünfte seien 
für die Wohnraumversorgung von hoher 
Bedeutung, da sie später dem regulären 
Wohnungsmarkt zugeführt und „Men- 
schen mit wenig Einkommen bezahlbaren 
Wohnraum bieten“ werden (SenFin 2018). 
Ihr Kollege und Finanzsenator Matthias 
Kollatz-Ahnen (SPD) ergänzte, dass es sich 
um „notwendige Vorkehrungen für die 
künftige Wohnraumversorgung“ handelt 
und für die Stadtentwicklungssenatorin 
Katrin Lompscher (Die LINKE) ist der 
Bau solcher Unterkünfte „nachhaltig und 
leistet einen Beitragfür die Wohnraumver- 
sorgung der Berlinerinnen und Berliner“ 
(ebd.). Das sind schr klare Aussagen, über 
die inzwischen ein parteiübergreifender 
Konsens zu herrschen scheint. Dass es sich 
um eine temporäre Notlösung für eine be- 
sondere Bedarfsgruppe handelt - davon ist 
hier keine Spur mehr zu erkennen. 

Mitunter ist im Zusammenhang mit 
den neuen Flüchtlingsunterkünften von 
einer „Architektur der Abschreckung“ 
die Rede (vgl. erwa Wendel 2015). Das ist 
sicher nicht falsch, nur greift die Kritik zu 
kurz. Es geht nicht nur um Abschreckung, 
sondern es geht auch um das Ausloten 
von Optionen zur materiellen Lösung 
der Wohnungsfrage. Insofern mögen die 
in der Not errichteten Flüchtlingsunter- 
künfte nicht nur menschenunwürdig sein, 
sie werden langfristig auch fatale Folgen 
für den Wohnungsmarkt haben. Dieser 
Zusammenhangwird bisher im zivilgesell- 
schaftlichen Diskurs und in Fachdebatten 
weitgehend ausgeblendet. 


Mikroapartments als Assetklasse 


Experimentiert wird derzeit nicht nur bei 
Flüchtlingen, sondern auch bei anderen 
Gruppen, etwa bei Studierenden. In zahl- 
reichen Städten werden seit einigen Jahren 
vermehrt sogenannte Mikroapartments 
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für Studierende errichtet. Sie gehen nicht 
auf staatliches Engagement zurück, son- 
dern auf privatwirtschaftliche Initiative. 
In der Immobilienbranche werden die 
Mikroapartments als neue und attraktive 
Assetklasse bezeichnet. Die Wirtschafts- 
woche erläuterte im April 2017: „Unter 
dem Strich steht eine höhere Rendite als 
bei Wohnimmobilien, Büros oder Laden- 
lokalen. Für die sieben größten Studenten- 
städte hält Immobiliendienstleister Savills 
noch gut vier Prozent netto für realistisch. 
Dieses Jahr dürfte erstmals über eine Mil- 
liarde Euro neu in solche Wohnungen 
fließen“ (Hoyer/Schwerdtfeger 2017). Es 
handelt sich bei diesen Unterkünften um 
Gebäudekomplexe mit enorm flächenre- 
duzierten Wohneinheiten von in der Regel 
20 bis maximal 25m? inklusive Kochnische 
und Bad. Sie werden meist möbliert ver- 
mietet, häufig gehören auch Freizeit- und 
Serviceeinrichtungen zum Angebot. Bis- 
her fanden die Investitionen vorrangig im 
hochpreisigen Segment statt, mit Warm- 
mieten von teils weit über 500 bis zuknapp 
1.000 Euro. Das ändert sich inzwischen 
und es bilden sich preisgünstigere Linien 
heraus, die mit Warmmieten unter 500 
Euro vom Kostenfaktor her mit man- 
chem WG-Zimmer konkurrieren können 
(vgl. ebd.). Die Branche hat hier ein neues 
Geschäftsfeld entdeckt. So prophezeite 
der Geschäftsführer eines privaten Im- 
mobilienentwicklers im Gespräch mit der 
Immobilien Zeitung im Dezember 2017: 
„Ja, der Markt entwickelt sich weiter und es 
wird künftig auch vermehrt preisgünstige 
Konzepte mit entsprechenden Abschlägen 
bei Lagequalität, Ausstattungund Möblie- 
rung geben“ (Ochs 2017). Die Rechnung 
bei diesem Geschäftsmodell ist relativ ein- 
fach: Aufgrund von Kostenoptimierung 
bei Lage und Ausstattung sowie einem aufs 
Äußerste reduzierten Flächenverbrauch 
wird freifinanziert errichteter Wohnraum 
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plötzlich auch für zahlungsschwächere 
Teile der Nachfrageseite erschwinglich. 
Die Kaltmieten pro Quadratmeter sind 
keineswegs günstig, sondern mit üblichen 
Neubaumieten vergleichbar, aufgrund der 
sehr geringen Größe der Wohneinheit er- 
gibt sich jedoch eine Gesamtmiete, die in 
absoluten Zahlen als moderat und auch für 
Studierende bezahlbar durchgeht. Mit die- 
sem Angebot können privatwirtschaftliche 
Marktakteure eine Nachfrage bedienen, 
die ihnen beim normalen Wohnungsbau 
verschlossen bliebe. 

Die Branche hat erkannt, dass dieses bei 
Studierenden erprobte Modellverallgemei- 
nerungsfähig ist. „Der Markt für Microli- 
ving wird sich in den kommenden Jahren 
verändern. Es werden (...) zunehmend 
andere Zielgruppen wie die Berufspend- 
ler und die Senioren in den Fokus rücken“ 
erläutert ein leitender Manager aufdiesem 
Gebiet gegenüber der Immobilien Zeitung 
(ebd.). Es handelt sich bei diesem Inves- 
tor mitnichten um einen Hellseher oder 
Visionär, sondern schlichtweg um einen 
Geschäftsmann, der mit Zahlen umgehen 
kann. Einzigdie Aufzählungder „anderen 
Zielgruppen“ ließe sich ohne weiteres und 
mit nur wenig Phantasie ergänzen, denn es 
sind relativ breite Teile der Nachfrageseite, 
die auf diesem Wege adressiert werden 
können. Aufschlussreich ist in diesem 
Zusammenhang eine Studie des Instituts 
Prognos zum Wohnbautag 2017 (vgl. Pro- 
gnos 2017). Darin wurde unter anderem 
die sogenannte Wohnkaufkraft berechnet. 
Sie gibt an, wie viele Quadratmeter Wohn- 
raum sich ein Haushalt bei gegebenen Ein- 
kommensverhältnissen und Mietpreisen 
theoretisch leisten könnte, wenn er maxi- 
mal 35 Prozent des verfügbaren Nertoein- 
kommens für die Wohnung ausgibt (vgl. 
ebd.: 23 ff.). Die Ergebnisse sind beachtlich: 
Single-Haushalte mit einem Einkommen 
im untersten Quintil können sich in den 
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Städten Berlin, Frankfurt, Hamburg und 
Stuttgart rechnerisch 18m? Wohnfläche 
leisten. In München sind es sogar nur 14m’. 
Das zweite Einkommensquintil kommt 
in den erstgenannten Städten auf knapp 
über 30m, in München auf 28m?. Noch 
drastischer sieht es bei Paaren mit zwei 
Kindern aus. Hier kann sich das unterste 
Quintil um die 50m? Wohnfläche leisten, 
Schlusslicht ist auch hier München mit 
40m?. Und selbst das zweite Einkommens- 
quintil einer vierköpfigen Familie kommt 
laut dieser Rechnung in vielen Städten auf 
kaum über 80m?. Fast durchweg müssen 
solche Familien zu den bestverdienenden 
40 Prozent gehören, um sich einen heute 
als angemessen geltenden Wohnflächen- 
verbrauch leisten zu können (vgl. ebd.). Die 
Berechnungen von Prognos beziehen sich 
auf die ortsüblichen Neuvertragsmieten. 
Beachtet man, dass die Einstiegsmieten 
im freifinanzierten Neubau vielerorts 
noch darüber liegen, so wird klar, dass die 
Verhältnisse noch problematischer sind, 
wenn es um die Schaffung neuen Wohn- 
raums geht. Erst unter der Bedingung 
einer schr drastischen Verminderung des 
Wohnflächenverbrauchs ließe sich eine 
Angebotserhöhung marktwirtschaftlich 
bewerkstelligen. 


Fazit 


Dass das Wohnen überhaupt den hohen 
Standard hat, den wir heute kennen, hat 
vor allem einen Grund: die Wohnungs- 
politik des verblassenden Sozialstaats. Die 
Wohnungsfrage ist im Kapitalismus nicht 
lösbar, meinte Friedrich Engels. Wenn 
sie auch nicht endgültig gelöst wurde, so 
verschwand sie doch im 20. Jahrhundert 
in weiten Teilen Europas. Allerdings - 
zumindest im „Westen“ - nicht in einer 
Abkehr vom Kapitalismus, sondern im 
Sozialstaat, der in diesem Punkt im Kern 


Droht ein neuer Substandard? 


aus einer keinesfalls fehlerlosen, aber 
dennoch wirksamen Wohnbauförderung 
bestand. Heute ist allenthalben von einer 
„Wiederkehr der Wohnungsfrage“ oder ei- 
ner „neuen Wohnungsfrage“ die Rede. Die 
Wohnungsfrage kehrt nicht zufälligzurück, 
sondern sie ist die unmittelbare Folge der 
fehlenden bzw. abgebauten staatlichen Re- 
gulierung und Intervention. Die neue Woh- 
nungsfrage wird sich in den kommenden 
Jahren ganz wesentlich als eine Frage nach 
den Standards des Wohnens stellen. Diese 
Standards betreffen Ausstattung, Größe 
und Lage der Wohnung und sie tangieren 
in sehr empfindlicher Weise auch das, was 
man den kulturellen und sozialen Standard 
des Wohnens nennen kann. Dazu gehört 
etwa die Möglichkeit auf Privatsphäre und 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Die 
uns heute bekannten Standards sind histo- 
risch äußerst variabel, es hat sie nicht immer 
gegeben und sie sind keinesfalls in Stein ge- 
meißelt. Die Gefahr der Etablierung eines 
neuen Substandards droht ganz real. Ers- 
tens muss eine potentielle Nachfrage nach 
solchen Unterkünften heute als gegeben 
vorausgesetzt werden. Sie beschränkt sich 
beileibe nicht mehr nur auf die ärmsten der 
Armen oder die Marginalisierten, die schon 
zuvor vom Wohnungsmarkt exkludiert wa- 
ren. Zweitens stellt dieser neue Substandard 
für den residualisierten Sozialstaat eine 
durchaus gangbare Option dar, den Woh- 
nungsmarkt auf diese Weise zu entlasten 
und die steigende Nachfrage nach günsti- 
gem Wohnraum abzufangen. Drittens und 
zuletzt eröffnet die Standardabsenkung 
bei der Schaffung von Wohnraum ein Ge- 
schäftsfeld für private Investor/inn/en. Sie 
können damit eine Kundschaft bedienen, 
die ihnen andernfalls versperrt bliebe, da 
sie für normale Neubauwohnungen nicht 
zahlungskräftig genug ist. Der vorhandene 
Bedarf kann so in Nachfrage verwandelt 
werden. 


343 


Der neue Substandard befindet sich 
heute in der Erprobungsphase. Er wird sich 
von den Rändern des Wohnungsmarktsher 
ausbreiten, wenn es nicht gelingt, die Eng- 
pässe des Wohnungsmarktes in der Breite 
zu beheben. Je mehr die Wohnungsnot 
zu einem Massenphänomen wird, desto 
massentauglicher werden auch die heute 
bei Studierenden oder Geflüchteten er- 
probten Lösungen. So real diese Gefahr 
auch ist, sie ließe sich abwenden. Die beste 
Alternative wäre eine wohnungspolitische 
Strategie, die auf eine gezielte Erhöhung 
des Angebots an günstigen Mietwohnun- 
gen in den Großstädten ausgerichtet ist. 
Die Voraussetzung dafür wäre, öffentli- 
che Mittel in großer Zahl zu mobilisieren 
und sie sinnvollerweise in ein öffentliches 
Wohnungsbauprogramm zu lenken (vgl. 
Arbeitsgruppe alternative Wirtschaftspo- 
litik 2018). Das wäre der Kernbestandteil 
und die wesentliche Bedingung für das 
Gelingen einer Wohnungspolitik, die 
nicht nur an einer Verwaltung des Woh- 
nungsmangels arbeitet, sondern sich aktiv 
seine Beseitigung durch die Schaffung 
von guten und bezahlbaren Wohnungen 
in ausreichender Zahl zu ihrer zentralen 


Aufgabe macht. 
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Karin Zennig: »Die Verheerungen des Friedens« - Ein- 
drücke einer Solidaritätsreise nach Kolumbien - März 2018 


Vom Gelde und darüber hinaus 
Ein Nachruf auf Heiner Ganßmann (1944-2018) 


Mit der globalen Krise von 2007 kehrten das 
"Thema Geld und dessen zerstörerische Aus- 
wirkungen auf das gesellschaftliche Leben 
ins Blickfeld der politischen Kontroversen 
und der sozialwissenschaftlichen Forschung 
zurück. Heiner Ganßmann war bereits da. 
Lange schon hatte er das Projekt verfolgt, 
den Sozialwissenschaften „Oppenheimers 
Fluch“ auszutreiben: die seit Franz Op- 
penheimer eingebürgerte Unterscheidung 
zwischen einer auf Beziehungen zwischen 
Menschen verengten Soziologie und einer 
auf Mensch-Ding-Beziehungen reduzier- 
ten Wirtschaftswissenschaft - eine für 
Heiner verheerende Arbeitsteilung, der 
die theoretische Bestimmung des Geldes 
und der kapitalistischen Herrschaft über 
Arbeit zum Opfer fiel. Geld und Arbeit als 
gesellschaftliches System bildeten den the- 
matischen Bogen, der Heiners Tätigkeitvon 
den frühen Marx-Exkursen bis zu den empi- 
rischen Forschungen und zur theoretischen 
Synthese seiner späten Bücher überspannte. 

Was Heiner schon als jungen Studenten 
„politisiert“ und z.B. in die Diskussionen 
des Argument-Klubs geführt hat, ist ge- 
wiss eine Mischung aus gesellschaftlichen 
und persönlichen Gründen, die sich nicht 
scharf trennen lassen. Sicherlich aber 
hat der schmutzige Krieg, den die Regie- 
rung der USA in Ostasien führte und als 
„Freiheitskampf des Westens“ ausgab, das 
Weltbild des frühen Austauschschülers ins 
Wanken gebracht. 

Ab 1969 arbeiteten viele kritische Stu- 
dentInnen nach ihrem Examen an der FÜ 
weiter. Sie strebten eine Reform des gesam- 
ten Soziologiestudiums an, das inhaltlich 


bis dahin von cher zufälligen Ordinarienin- 
teressen bestimmt war. Die Gegenentwürfe 
und deren Praxis trugen zur überfälligen 
Enthierarchisierung des Wissenschaftsbe- 
triebs bei, sie waren jedoch ihrerseits vom 
Zeitgeist geprägt: in der Spätphase der 
Studentenbewegung von dem Versuch, die 
ernüchternden Erfahrungen, die viele Stu- 
denteninnen und Studenten beim „Gangin 
die Gesellschaft“ gemacht hatten, vom Kopf 
auf die Füße zu stellen. 

Abstand zum Aktionismus der aus- 
laufenden Studentenbewegung wie zum 
dogmatisierten Marxismus-Leninismus 
hatte Heiner wie manche seiner kritischen 
Altersgenossen im Zuge der Marx-Renais- 
sance der späten 1960er Jahre gesucht. Eine 
unverstellte Lektüre und Rekonstruktion 
der Kritik der politischen Ökonomie sollte 
eine fundierte Analyse des zeitgenössischen 
Kapitalismus vorbereiten. Ein erweiterter 
Begriff produktiver Arbeit war das Ihema 
eines frühen Aufsatzes in der Zeitschrift 
Sozialistische Politik 6/7 (1970), einem Vor- 
läuferjournal der PROKLA. Weit umfang- 
reicher fiel die im Rahmen eines Projekts 
am Institut für Soziologie der FU Berlin 
erarbeitete zweibändige Studie zu Krise und 
Kapitalismus bei Marx (Bader u.a. 1975) 
aus. Nur ein Jahr später legte eine ähnlich 
zusammengesetzte Projektgruppe die eben- 
falls zweibändige Einführung in die Gesell- 
schaftstheorie vor (Bader u.a. 1976/1980), 
die bis 1987 vier Auflagen erlebte. 

Heiner zeichnete vor allem für die Ka- 
pitel zum Geld bei Max Weber und Karl 
Marx verantwortlich. Für ihn war das ein 
weiterer Schritt zu einer umfassenderen 
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Rekonstruktion der Ökonomie als Sozialwis- 
senschaft, die er während seiner Lehrtätig- 
keit am Department of Economics der New 
Schoolfor Social Research unternahm. In New 
York hat die Freundschaft mit dem großen, 
1941 in die USA emigrierten Ökonomen 
Adolf Lowe (ein Schüler Oppenheimers) 
Heiners Auffassungvom Verhältniszwischen 
Ökonomie und Gesellschaft tiefgehend ge- 
prägt und zugleich mit Bezug auf die jüngere 
neoklassische Ökonomie zu einer kritischen 
sozialwissenschaftlichen Rekonstruktion 
inspiriert, die in der Wirtschaftssoziologie 
ihresgleichen sucht (Ganßmann 1979). 
Als Heiner 1980 seine Professur am 
Institut für Soziologie der FU antrat, 
erschien ihm die Rekonstruktion der 
marxschen Theorie bereits erschöpft. Der 
Versuch, das Kapital zu einer allgemeinen 
Theorie der Akkumulation, der Klassen- 
struktur, des Staats und der Formen bür- 
gerlichen Bewusstseins weiterzuführen, 
wurde zwar vom Projekt Klassenanalyse 
fortgesetzt. Aber Heiner hatte sich von 
der Vorstellung verabschiedet, einen 
Marxismus neben der bürgerlichen Sozi- 
alwissenschaft begründen zu können. Die 
Übersetzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung in eine werttheoreti- 
sche Ableitung von Konjunkturverläufen 
und Verteilungsverhältnissen galt ihm als 
„Marxistische Milchmädchenökonomie“ 
(Beiträge zum wissenschaftlichen Sozialis- 
mus 2/1978). Für ihn war damit jedoch 
die „Arbeitswertlehre“, eine in Zeiten des 
Finanzkapitalismus fast schon archaisch 
anmutende Formulierung, keineswegs im 
Sinn der neoricadianischen Marxkritik 
„redundant“. Er versuchte sie vielmehr als 
eine Analyse verschiedener Formen der 
„Usurpation“ gesellschaftlicher Arbeit 
durch Geld (Leviathan 3/1983) zu refor- 
mulieren: Geld als Herrschaftsverhältnis. 
In diesem Sinn hat Heiner die vieldis- 
kutierte „Krise des Marxismus“ nicht, wie 
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manche seiner Weggefährten in den 1980er 
Jahren, als Aufforderung zum Wechsel zu 
den soziologischen Großtheorien der Zeit 
verstanden. Wie im Editorial der PRO- 
KLA 38 beschrieben, war diese Krise aus 
dem Verlust zentraler Glaubenssätze des 
politischen Marxismus und dem Scheitern 
des Eurokommunismus hervorgegangen. 
Von enttäuschten politischen Hoffnungen 
war Heiner kaum geplagt, denn „Partei- 
gänger“ war er nie gewesen. Wohl aber 
sah er einige seiner Zweifel in den marxis- 
tischen Traditionsbestand und die aufihn 
sich berufende Praxis bestätigt. Dass eine 
Planwirtschaft schon aus theoretischen 
Gründen keine Alternative zum demokra- 
tischen Kapitalismus darstellen könne, war 
ihm vor dem Hintergrund der historischen 
Kontroverse um das Wertgesetz im Kom- 
munismus und spätere planwirtschaftliche 
Modelle bereits klar (zentrale Argumente 
hierzu sind in das Editorial zur PROKLA 
78, Auf der Suche nach dem verlorenen So- 
zialismus, eingegangen). Ausschlaggebend 
für seine theoretischen Orientierungen 
und die Wahl seiner Themen war das Be- 
streben, sich von politisch und theoretisch 
einengenden Vorgaben zu lösen. 

Die in den 1970er Jahren noch „selbst- 
verständliche Verbindung von sozialisti- 
scher Bewegung und großer Theorie“ war 
ein Jahrzehnt später von beiden Seiten her 
problematisch geworden, wie die Autoren 
des weiterhin viel gelesenen Marx-Weber- 
Vergleichs in ihrer Einleitung zur zweiten 
Auflage selbstkritisch ausführten. Für Hei- 
ner traf das insbesondere aufsein nunmehr 
zentrales Thema zu: den Zusammenhang 
von Geld, Arbeit und Herrschaft. Dafür 
erschien es ihm Erkenntnis fördernd, „ein 
wenigaufDistanz zu gehen zu dem vertrau- 
ten Rahmen von Kapitalismustheorien, 
allen voran der Marxschen“ (1995: 127). 

Ein Übertritt zur Frankfurter Kritischen 
Theorie kam für Heiner allerdings nicht 
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infrage. Bereits in seiner Diplomarbeit von 
1969 hatte er Jürgen Habermas’ Verkürzung 
der Kategorie Arbeit auf instrumentelles 
Handeln überzeugend demontiert (noch- 
malsin 1996, Kap. 2). Mit der ausgearbeite- 
ten Theorie deskommunikativen Handelns 
kam er nicht besser aus, war die Ökonomie 
darin doch zu einem System neutralisiert, 
das sich durch die „Sprache des Geldes“ 
bestens selbst reguliert. Ebenso wenig 
überzeugte ihn freilich Luhmanns Theorie 
„autopoetischer“, sich selbst erzeugender 
Systeme, da sie die über den geldvermittel- 
ten Kommunikationszusammenhang hin- 
ausgreifende Materialität von Arbeit und 
Herrschaft nicht abbilden kann (PROKLA 
63). Auch war Heiner - trotz beträchtlicher 
Sympathien für Adam Przeworkis Rational- 
Choice-Marxismus — nicht bereit, hinter 
seine kritischen Einsichten in die Grenzen 
des methodologischen Individualismus 
und den „neoklassischen Dauerbrenner, 
das Knappheitsaxiom“ (1996: 147) zurück- 
zugehen: Denn individualistische Ansätze 
der Ökonomie setzen bereits subjektlose, 
selbstregulative Mechanismen voraus, wie 
etwa das Gleichgewichtsaxiom suggeriert 
(1978b). Knappheiten stellen sich als Dau- 
erverhältnis nur in einer Wirtschaftsweise 
ein, in der sich alles Handeln über Geld 
vermittelt, das seinerseits erst dadurch zum 
Maß von Knappheit avanciert. 

In dieser Hinsicht hielt Heiner an der 
konstitutiven Rolle des Geldes für den 
Zusammenhang kapitalistischer Gesell- 
schaften fest - und damit an Marx als dem 
geldtheoretischen Korrektiv zu Max Weber 
wie zu den gegenwärtigen Neo-Chartalisten 
der Modern Monetary Theory, denen zufolge 
Geld lediglich eine Schuld gegenüber dem 
Staat, also eine Form des Kredits darstellt 
(Zeitschrift Z. 102/2015). Darüber hinaus 
lasse die von Keynes herausgearbeitete 
Funktion des Geldes, Unsicherheit zu ver- 
arbeiten, eine entscheidende Frage offen: 
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warum nämlich eine ungewisse Zukunft für 
das kapitalistische System allseitiger sachli- 
cher Abhängigkeit konstitutiv sei. 

Diese Kritik bildet den Ausgangspunkt 
für Heiners letztes Buch: Doing Money 
(2012) ist nichts weniger als eine wegwei- 
sende Soziologie des Geldes: der Versuch, 
wie er in typischer Bescheidenheit formu- 
lierte, in „kritischer Auseinandersetzung 
mit ökonomischen und soziologischen 
Geldtheorien die minimalen Voraussetzun- 
gen und Bausteine für das Geldverständ- 
nis darzulegen“. Schon das Doing im Titel 
bringt Heiners Perspektive und zugleich 
ein klassisches Problem der Soziologie zum 
Ausdruck: das Verhältnis von Handlung 
und Struktur. Der Buchfassung vorange- 
gangen war eine von ihm selbst organisierte 
internationale und interdisziplinäre Konfe- 
renz. Sie verdankte sich auch der Frustration 
des Soziologen über die Artund Weise, wie 
seine Disziplin Geld be- und verhandelt. Im 
Vorwort zu dem dann erschienenen Konfe- 
renzband (2011) kritisiert der Herausgeber, 
dass die Funktion des Geldes als diszipli- 
nierendes Element, als Mittel der sozialen 
Kontrolle unterschlagen werde, als zentrales 
Glied eines Herrschafts- und Zwangssys- 
tems, einer spezifischen Organisation von 
Arbeit und gesellschaftlicher Koordination. 

Das „Geldrätsel“ bildet damit den ro- 
ten Faden in der theoretischen Arbeit von 
Heiner Ganfmann - und den seiner publi- 
zistischen Biografie. Auch inder PROKLA, 
für die er von 1987 bis 1999 als Redakteur 
tätig war, handelt sowohl sein erster wie sein 
letzter Beitragvom Geld. Durch seine 2016 
entdeckte tragische Erkrankung bereits 
beeinträchtigt, hat Heiner leidenschaftlich 
am Geld-Ihema weitergearbeitet, zuletzt 
im Rahmen einer Besprechung des jüngs- 
ten Buchs seines Freundes Anwar Shaikh. 
Kaum weniger Beiträge galten allerdings 
dem Sozialstaat, der umkämpften interme- 
diären Institution, welche die Herrschaft 
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des Geldes über die Arbeit moderiert. Hei- 
ner begriff den historisch aus den Kämpfen 
der arbeitenden Klassen hervorgegangenen 
Sozialstaat weniger als eine kapitalfunkti- 
onale Illusion als eine reale Absicherung 
gegen die Unsicherheiten der Lohnarbeiter- 
existenz im Kapitalismus, gegen Armut und 
zunehmend ungleiche Markteinkommen. 
Insofern stehen die Wohlfahrtsstaaten des 
demokratischen Kapitalismus stets vor der 
Aufgabe, die prekäre Balance zwischen den 
Kapital- und den Reproduktionsinteressen 
der Lohnabhängigen aufrechtzuerhalten - 
mit unterschiedlichem Erfolg, wie Heiner 
in mehreren vergleichenden Studien, ins- 
besondere im grundlegenden Buch über 
die Politische Ökonomie des Sozialstaats 
aufgezeigt hat (2009). 

Die limitierte sozialpolitische Kom- 
petenz der EU stimmte Heiner in diesem 
Zusammenhang nicht sonderlich opti- 
mistisch, da die fortschreitende Markt- 
integration in Richtung eines liberalen 
Kapitalismus dränge, der stets soziale Ver- 
unsicherung stiftet. In seinen anschaulich 
zugespitzten Kommentaren zur Krise des 
Sozialstaats und den Ungleichgewichten 
in der EU trat Heiners politische Zeitge- 
nossenschaft zutage. Von diesem subversiv 
ironischen Politikverständnis waren seine 
Versuche getragen, die Ohnmacht linker 
Kritik an den Verhältnissen durch öffent- 
liche Aufklärung zu durchbrechen. In Ze 
Monde diplomatique lassen sich Heiners so 
verständliche wie sarkastische Analysen zur 
politischen Ökonomie des finanzialisierten 
Kapitalismus nachlesen, die er im Begriff 
des Merkelantismus zusammenfasste. 

Im Druck auf die Sozialstaaten und 
in der „merkelantistisch“ verschärften 
europäischen Krise schließt sich der Kreis 
von Heiners Erkenntnisinteressen. Mit 
Veit-Michael Bader u.a. hatte er am Ende 
von Kriseund Kapitalismus bei Marx nach 
den Bedingungen der Krise - und nach der 
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„Unvermeidlichkeit von Krisen“ gefragt. 
Der Schlusssatz seines letzten Aufsatzes in 
der PROKLA 179 (Illusion und Macht des 
Geldes, 2015) liest sich wie eine Antwort 
darauf: „Ein Geldsystem ohne Krisen ist 
nicht machbar.“ 

Der Nachruf auf unseren Freund, Mit- 
streiter und Kollegen Heiner war für uns 
ein trauriger Anlass, über den Reichtum 
seines Wissens zu staunen und den Bogen, 
den seine Arbeit beschreibt, ins Gedächtnis 
zu rufen. Vieles ist uns klarer und deutlicher 
geworden - nurleider können wir nun nicht 
mehr mit Heiner diskutieren. Er fehlt uns. 


UlfKadritzke, Klaus Müller und Ingo Stützle 
für PROKLA-Redaktion und -Beirat 
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Kritik der Verhältnisse und Kritik der Kategorien 
Zum Tod von Elmar Altvater (1938-2018) 


Mit Elmar Altvater, der am 1. Mai im 
Alter von 79 Jahren seinem Krebsleiden 
erlag, verliert nicht nur die Linke einen 
herausragenden Intellektuellen, sondern 
auch die PROKLA eine Persönlichkeit, 
die die Zeitschrift Jahrzehnte lang maß- 
geblich geprägt hat. Elmar hat Probleme 
des Klassenkampfs, wie die PROKLA bis 
1976 hieß, 1971 zusammen mit anderen 
ehemaligen RedakteurInnen und Auto- 
rInnen der Zeitschrift Sozialistische Poli- 
tik gegründet. Diese war zuvor von einer 
SEW/DKP-nahen Redaktionsminderheit 
usurpiert und auf einen politischen Kurs 
geführt worden, den Elmar und die meis- 
ten anderen RedakteurInnen - darunter 
Christel Neusüß, Wolfgang Schöller, Jür- 
gen Hoffmann und Eckart Hildebrandt 
- nicht mittragen wollten. Ebenfalls 1971 
wurde Elmar, der aus einer Bergarbeiter- 
familie in Kamen stammte, in München 
Soziologie und Ökonomie studiert undan 
der Universität Erlangen-Nürnberg als wis- 
senschaftlicher Assistent gearbeitet hatte, 
aufeine Professur für Politische Ökonomie 
am Otto-Suhr-Institut (OSI) der FU Ber- 
lin berufen. 

Die frühen 1970er Jahre waren die Zeit, 
in der eine von Marx inspirierte Analyse 
der gesellschaftlichen und politischen 
Verhältnisse an den Universitäten und in 
den sozialen Bewegungen an Bedeutung 
gewann. Elmar hatte daran wesentlichen 
Anteil. In den frühen 1960er Jahren 
hatte er begonnen, mit Marx - und Marx 
weiterentwickelnd - die kapitalistischen 
Gesellschaften ebenso wie jene des „real 
existierenden Sozialismus“ zu analysieren. 


So wurde er zu einer der zentralen Figu- 
ren der bundesdeutschen Linken, als die 
Ende der 1960er aufkommenden sozialen 
Bewegungen nach Alternativen zu den in 
den Sozialwissenschaften vorherrschen- 
den Kategorien suchten, um Gesellschaft 
begreifen und verändern zu können. Die 
Kritik der Gesellschaft und die Kritik der 
wissenschaftlichen Kategorien, in denen 
Gesellschaft gedacht wurde, gingen eine 
organische Verbindung ein. Wie Elmar in 
seinem letzten Aufsatz für die PROKLA, 
der 2007, im Jahr seines Austritts aus der 
Redaktion, unter dem Titel „Der kurze 
Sommer des akademischen Marxismus 
oder: Wie weiter mit der PROKLA?“ 
erschien, resüimierend feststellte, war es 
„die Kritik der realen politischen Ver- 
hältnisse“, die die Kritik der Kategorien 
auslöste, „in denen die Welt interpretiert 
wurde. Und erst als man auf Grenzen der 
Kritikfähigkeit innerhalb des tradierten 
Kategoriensystems stieß, entstand das 
Bedürfnis, sich Begriffssysteme, Theorien 
anzueignen, die an den Universitäten bis 
dato fast keine Rolle spielten, weil sie ins 
Abseits gedrängt waren.“ Die marxsche 
Theorie wurde so zum zentralen wissen- 
schaftlichen Referenzpunkt. Politisch 
engagierte sich Elmar im Sozialistischen 
Büro, später bei den Grünen (die er nach 
deren Zustimmungzum Kosovokrieg 1999 
verließ) und der Linkspartei, vor allem aber 
für die Gewerkschaften, für dieerauch eine 
Reihe von Studien verfasste. 

In der Anfangszeit der PROKLA und 
seines Wirkens an der FU Berlin leistete 
Elmar wichtige Beiträge zu der in der 
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akademischen Linken intensiv geführten 
Debatte über den kapitalistischen Staat. 
Analog zur marxschen Analyse der Wert- 
form ginges ihm und anderen darum, eine 
Staatsform-Analyse bzw. materialistische 
Theorie des Staates auszuarbeiten. Wasihn 
dabei von Beginn an auszeichnete, war das 
Bemühen um eine zwar theoretisch ange- 
leitete, aber dennoch konkrete Analyse der 
historischen Erscheinungsformen des Ka- 
pitalismus, mit dem Ziel, die Bedingungen 
für progressive Bewegungen und Politik 
auszuloten. Dies beinhaltete eine Absage 
aneine Aneignung der marxschen Theorie 
als „ein Dogma, das nur noch ‘ex cathedra’ 
auslegebedürftig sei“, wie er 1972 in seinem 
Aufsatz „Zu einigen Problemen des Staats- 
interventionismus“ in Nr. 3 der PROKLA 
schrieb. In diesem Sinne entstanden wich- 
tige empirische Analysen zur politischen 
Ökonomie der Bundesrepublik, so z.B. 
das zusammen mit Jürgen Hoffmann und 
Willi Semmler 1979 veröffentlichte Buch 
Vom Wirtschaftswunder zur Wirtschafts- 
krise. Darin wird unter anderem am Bei- 
spiel der Konzertierten Aktion untersucht, 
wie staatliche Politik gesellschaftliche In- 
teressen und Konsense mit der Reproduk- 
tion des Kapitalverhältnisses kompatibel 
macht. Wie kaum ein anderer zeigte Elmar 
früh die Grenzen des Keynesianismus bei 
dem Versuch auf, dem Kapitalismus einen 
regulierenden Rahmen zu geben. Seine 
in diesem Zusammenhang erschienenen 
Texte, zum Beispiel das gemeinsam mit 
Kurt Hübner und Michael Stanger 1983 
verfasste Buch Alternative Wirtschaftspoli- 
tik jenseits des Keynesianismus, zeugen auch 
von der produktiven Arbeit im Rahmen 
der PROKLA, denn sie gehen unter ande- 
rem auf Arbeiten zurück, die dort zuvor 
erschienen waren und der Diskussion und 
Selbstverständigung gedient hatten. 

Seit den späten 1960er Jahren trug 
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Verständnis des kapitalistischen Welt- 
markts und des Weltwährungssystems 
bei. Den Grundstein hierfür legte er mit 
seinem Buch Die Weltwährungskrise von 
1969, das methodisch eine zentrale Über- 
legungenthielt: Der Kapitalismus lässt sich 
nicht ausgehend vom Nationalstaat und 
nationalen Markt, sondern nur ausgehend 
vom Weltmarkt begreifen. In diesem Sinne 
untersuchte er auch die abhängige Ent- 
wicklung des globalen Südens und deren 
Zuspitzung in der Verschuldungskrise, die 
vielerorts den Hoffnungen auf eine nach- 
holende, importsubstituierende Industri- 
alisierung ein Ende bereitete. Während 
in anderen Analysen die beiden Ölpreis- 
schübe der 1970er Jahre als primäre Kri- 
senursache identifiziert wurden, sah Elmar 
in der Verschuldung des globalen Südens 
eine Folge der Überakkumulationskrise 
im globalen Norden. Geldkapital, das in 
den kapitalistischen Zentren seit Mitte der 
1970er Jahre keine hinreichend rentablen 
produktiven Anlagemöglichkeiten mehr 
fand, wurde vermittelt über die interna- 
tionalen Finanzmärkte in den globalen 
Süden transferiert, von wo aus esin Form 
von Tilgungen und Zinszahlungen in den 
Norden zurückfloss. Das Ende des Wäh- 
rungssystems von Bretton Woods und die 
ihm folgenden Maßnahmen zur Deregu- 
lierung und Liberalisierung der Finanz- 
märkte hatten das institutionelle Umfeld 
geschaffen, in dem sich die destruktiven 
Wirkungen einer von der Realökonomie 
„entkoppelten“ monetären Sphäre ent- 
falten konnten, was sie nach der Wende 
der US-amerikanischen Notenbank zur 
Hochzinspolitik, dem sogenannten Vol- 
cker-Schock (benannt nach dem damaligen 
US-Notenbank-Präsidenten), ab 1979 auch 
taten. 

Elmar analysierte diese Zusammen- 
hänge in der PROKLA und am Beispiel 
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Buch Sachzwang Weltmarkt, das für die 
Analyse und Politisierung der Verschul- 
dungskrise im Rahmen der Kampagne 
gegen das Treffen von Internationalem 
Währungsfonds (IWF) und Weltbank 
1988 in Berlin wichtig war. Mit diesem 
Buch wandte er sich gleichzeitig intensiver 
der ökologischen Frage zu, die in der Lin- 
ken bis dahin ein Schattendasein gefristet 
hatte, und entwickelte, ausgehend von der 
marxschen Einsicht in den Doppelcha- 
rakter der Ware und des Produktionspro- 
zesses sowie unter Rückgriff auf Nicholas 
Georgescu-Roegens ökonomische Arbeiten 
zum Entropiegesetz, eine ökologische Kri- 
tik der politischen Ökonomie. Demnach 
ist kapitalistische Produktion immer zu- 
gleich Arbeits- und Verwertungsprozess. 
Als Verwertungsprozess abstrahiert sie 
aber von den stofllichen und energetischen 
Grundlagen, auf die sie als Arbeitsprozess 
angewiesen ist. Vor allem missachtet sie 
die Irreversibilität der Transformation 
von Stoffen und Energie: Die Ressourcen, 
so heißt es in Sachzwang Weltmarkt, „sind 
erschöpflich und knapp und ökonomische 
Prozesse des Ressourcenabbaus bewirken 
im System natürlicher Ressourcen irrever- 
sible Veränderungen, während im ökono- 
mischen System der Kalkulation von Kapi- 
talwerten und Marktpreisen alle Prozesse 
[...] zirkulär und reversibel bleiben.“ 
Hierin sah Elmar die ökologische 
Widersprüchlichkeit des Kapitalismus 
begründet, die auch in seinen nächsten 
Büchern (Die Zukunft des Marktes von 
1991 und Der Preis des Wohlstands von 
1993) eine zentrale Rolle spielte. In den ver- 
schuldeten Ländern des globalen Südens, 
die unter dem Diktat des vom globalen 
Norden dominierten IWF zwecks Devi- 
senerwirtschaftung ihre natürlichen Res- 
sourcen plünderten, manifestierte sich die 
Widersprüchlichkeit frühzeitigin Gestalt 


ökologischer Verwüstungen und der damit 
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einhergehenden massiven Menschen- 
rechtsverletzungen. Global, wenn auch 
immer noch mit höchst unterschiedlichen 
regionalen Folgen, zeigt sie sich heute an 
Krisenphänomenen wie dem Klimawan- 
del, die Elmar mit der Kategorie des „Ka- 
pitalozän“ analysierte - ein Begriff, der die 
für die sozialökonomische Vermittlungder 
ökologischen Krise blinde Anthropozän- 
These vom Kopfaufdie Füße stellt. Elmars 
Einsicht in die destruktiven Kräfte des 
Kapitalismus begründete eine ähnliche 
Skepsis hinsichtlich der Möglichkeit, die 
ökologische Krise unter kapitalistischen 
Vorzeichen zu überwinden, wie seine welt- 
markt- und staatstheoretischen Arbeiten 
mit Blick auf den Steuerungsoptimismus 
keynesianischer Wirtschaftstheorie und 
-politik nahe gelegt hatten. Am Beispiel 
der 1996 erschienenen, breit rezipierten 
Studie Zukunftsfähiges Deutschland des 
Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt, 
Energie deckte Elmar schonungslos die 
Illusionen auf, denen der Nachhaltigkeits- 
diskurs bis heute anhängt. Ist es zulässig, 
so fragte er in Heft 1/1996 der Blätter für 
deutsche und internationale Politik, „von 
ökologischer Nachhaltigkeit zu sprechen 
und vom Kapitalismus zu schweigen, eine 
ökologische Revolution [...] einzufordern 
und politisch, ökonomisch, sozial fast 
alles beim Alten zu belassen?“ Gegenüber 
dem Zivilgesellschafts-Überschwang der 
1990er Jahre, der auch die Studie des Wup- 
pertal Instituts durchzog, plädierte er für 
„gründliche Erkundungen eines schwieri- 
gen Geländes, damit nicht nach dem ersten 
Schritt die ‘ökologiebewußten Menschen’, 
auf die die Studie ihre Hoffnungen setzt, 
eine frustrierte Kehrtwende machen - zu- 
rück in die Sackgasse“ - eine Überlegung, 
die nichtsan Aktualität eingebüßt hat. Mit 
seinen Arbeiten zu Weltmarkt, abhängiger 
Entwicklung und ökologischer Krise, die 
auch international breit rezipiert wurden, 
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trugElmar wesentlich dazu bei, den Bewe- 
gungen gegen die kapitalistische Globali- 
sierung, wie sie sich in den späten 1990er 
Jahren herausbildeten, ein begriffliches 
Instrumentarium zur Verfügungzu stellen. 
In diesem Zusammenhang sei besonders 
das Buch Grenzen der Globalisierung her- 
vorgehoben, das er 1996 zusammen mit 
seiner Lebensgefährtin Birgit Mahnkopf 
verfasste und das bislang sieben Mal auf- 
gelegt wurde. Elmar und Birgit, die über 
einen langen Zeitraum hinweg außeror- 
dentlich produktiv zusammenarbeiteten, 
legten darin eine umfassende Analyse vor, 
die - angeregt sowohl durch Marx als auch 
durch Polanyi - die globale Entfesselung 
des kapitalistischen Markts aus allen ge- 
sellschaftlichen und ökologischen Bindun- 
gen auf den Begriffbrachte. Damals schon 
identifizierten sie jene Mechanismen, deren 
Krisenhaftigkeit gut zehn Jahre später im 
Zusammenbruch der Investmentbank 
Lehman Brothers kulminierte und die 
Weltwirtschaft fast in den Abgrund ge- 
rissen hätte. 

Der produktive organische Zusam- 
menhang zwischen progressiven sozialen 
Bewegungen und einer einflussreichen 
akademischen Linken, von dem Elmar 
geprägt wurde und den er maßgeblich 
mit prägte, hat sich längst aufgelöst. Der 
jüngste Bewegungszyklus, jener der glo- 
balisierungskritischen Bewegungen der 
Jahrtausendwende, in denen Elmar als 
Mitglied im wissenschaftlichen Beirat 
von Attac selbst mitwirkte, ist abgeebbt, 
und an den Hochschulen - dies gilt vor 
allem auch für Elmars Wirkungsstätte, 
das OSI - ist die Linke marginalisiert. Das 


hat natürlich auch Konsequenzen für ein 


PROKLA-Redaktion 
Zeitschriftenprojekt wiedie PROKLA, das 


eben aus diesem organischen Zusammen- 
hanghervorgegangen und in ihm gediehen 
ist. „Man könnte also zu der Schlussfolge- 
rung gelangen,“ so schrieb Elmar in dem 
eingangs bereits zitierten Aufsatz über den 
kurzen Sommer des akademischen Marxis- 
mus, „der Mutterboden einer Zeitschrift 
wie der PROKLA sei ausgetrocknet und 
unfruchtbar geworden.“ Allerdings fügte 
er gleich hinzu, dass „diese Schlussfolge- 
rung ...] nur teilweise berechtigt“ sei, denn 
nach wie vor existiere eine bunte Vielfalt 
linker Bewegungen. Die PROKLA müsse 
sich darin verorten und „ihre intellektu- 
ellen Kapazitäten in ein größeres Projekt 
wie schon immer mit der gebotenen intel- 
lektuellen Distanz und zugleich engagiert 
einbringen.“ 

Diese Herausforderungnehmen wirals 
PROKLA-Redaktion an. Und es istgerade 
auch Elmars Lebenswerk, das uns helfen 
wird, sie zu bewältigen und das Projekt 
einer Kritik der politischen Ökonomie 
auf der Höhe der Zeit fortzusetzen. Seine 
hellsichtigen Interventionen, seine intel- 
lektuelle Brillanz, sein Humor und seine 
Menschlichkeit jedoch werden uns dabei 
fehlen. 


Markus Wissen 
für PROKLA-Redaktion und -Beirat 


In einer der nächsten Ausgaben der PRO- 
KLA wird die Redaktion das Werk von 
Elmar Altvater ausführlicher würdigen, 
als dies in der kurzen Zeitspanne zwischen 
seinem Tod und dem Erscheinen dieses 


Heftes möglich war. 


